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26. Jahrgang 1978 Nr. 3 

LUDOLF HERBST 

D I E KRISE DES NATIONALSOZIALISTISCHEN 
R E G I M E S A M VORABEND DES Z W E I T E N W E L T K R I E G E S 

U N D D I E F O R C I E R T E AUFRÜSTUNG 

Eine Kritik 

Timothy W. Mason hat vor nun schon drei Jahren einen umfangreichen Quellen­
band zur deutschen Arbeiterpolitik 1936 bis 1939 vorgelegt1. Der Band enthält 
vorwiegend Akten aus den Dossiers der Wirtschaftsbürokratie. Sie zeigen, in wie 
hohem Maße die sozialen Folgen der forcierten Aufrüstung die amtlichen Stellen 
beschäftigten und mit welchen Mitteln das nationalsozialistische Regime ver­
suchte, der Probleme Herr zu werden. Hier liegt ein Material bereit, das für die 
wirtschaftliche, soziale und politische Lage Deutschlands am Vorabend des Zwei­
ten Weltkrieges interessante Aufschlüsse verspricht. 

Den Quellen ist eine ausführliche Einleitung vorangestellt worden, die in 
einer überarbeiteten und ergänzten Fassung als selbständige Veröffentlichung 
vorliegt2. Die zupackende, um pointierte Formulierungen nicht verlegene Art, 
in der sie verfaßt ist, die Vielzahl aufschlußreicher Details und plausibler For­
schungsanregungen, mit denen man in den Anmerkungen konfrontiert wird, 
lassen sie zu einer anregenden Lektüre werden. Die provozierenden Thesen dieser 
Einleitung haben ein weites Echo gefunden, sind aber in aller Regel losgelöst von 
der Dokumentation betrachtet worden3. 

Mason präsentiert das Gesamtwerk als „Vorarbeit" für eine künftig zu schrei­
bende Wirtschafts- und Sozialgeschichte des Nationalsozialismus und will mit ihm 
zu Einzeluntersuchungen anregen. Es liegt deshalb ebenso im Interesse der 
Selbstverständigung historischer Forschung wie in der Intention Masons, die 
Frage zu erörtern, welchen Beitrag sein so voluminös dargebotenes Werk zur 
Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Jahre 1936 bis 1939 leistet. Es erscheint 
sinnvoll, hierbei mit der Dokumentation zu beginnen und zunächst die Struktur 
des Quellenmaterials zu betrachten. 

1 Timothy W. Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. Dokumente und Materialien 
zur deutschen Arbeiterpolitik 1936-1939, Opladen 1975. 

2 Timothy W. Mason, Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft, 
Opladen 1977. 

3 Vgl. z. B. Hans-Erich Volkmann in: Das Historisch-Politische Buch 26 (1976), S. 289 f.; 
Alan S. Milward, Der Zweite Weltkrieg, München 1977, S. 27; Hans Joas in: Ästhetik und 
Kommunikation 7 (1976), H. 26, S. 96 ff.; Heinrich August Winkler in: Archiv für Sozial­
geschichte 17 (1977), S. 484 ff. 
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1. 

Die Struktur des in die Dokumentation aufgenommenen Materials ist ganz we­
sentlich von zwei Quellengruppen geprägt, von Berichten über die wirtschaftliche, 
soziale und innenpolitische Lage, die dem verwaltungsinternen Informationsfluß 
entstammen, und von Gesetzen, Verordnungen und Anweisungen für die sozial­
politische Administration. 

I m Zentrum der ersten Gruppe stehen Berichte, die dem Reichsarbeitsmini­
sterium (RAM) regelmäßig von den ihm zu- bzw. nachgeordneten Behörden, den 
Reichstreuhändern der Arbeit, der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung, den Landesarbeitsämtern und Arbeitsämtern erstattet 
wurden. Die infolge der lückenhaften Aktenüberlieferung bestehende Schwierig­
keit, an das jeweilige Ausgangsmaterial heranzukommen, zwang Mason freilich 
vielfach dazu, auf Zusammenstellungen zurückzugreifen, die im R A M zur Unter­
richtung anderer Oberster Reichsbehörden auf der Basis dieser Berichte angefertigt 
wurden. Dies gilt durchgängig von den Lageberichten der Reichstreuhänder der 
Arbeit. Das R A M benutzte sie als Material, stellte zunächst wörtliche Auszüge 
daraus zusammen und verschmolz sie für die wesentliche Zeitspanne vom Juni 
1938 bis zum März 1939 zu „eigenständigen Expertisen über die sozialwirt­
schaftliche Lage"4 . Dieses Quellenmaterial bildet das Gerippe der Dokumentation, 
ergänzt durch die pro Quartal vom Statistischen Reichsamt an den Chef der 
Reichskanzlei erstatteten Berichte über die Entwicklung der tatsächlichen Ar­
beiterverdienste sowie regelmäßige Meldungen der Staatspolizeistellen und des 
Sicherheitsdienstes über die Tätigkeit illegaler Gruppen der verbotenen Arbei­
terparteien. Interministerielle Briefkorrespondenz berichtenden Inhalts vervoll­
ständigt das Bild. Während dieses Quellenmaterial den Archiven entstammt und 
bisher durchgängig nicht ediert war, unterlagen die Gesetze, Verordnungen und 
Anweisungen zur Arbeiterpolitik, die die zweite Hauptgruppe der Dokumente 
ausmachen, in aller Regel dem Veröffentlichungszwang, waren dem Fachmann 
mithin in den einschlägigen Publikationsorganen zugänglich. Mason ergänzt 
diese Drucksachen durch vertrauliche Materialien und Entwürfe aus Archiv­
beständen, was freilich ihren Wiederabdruck nicht rechtfertigen kann. 

Es entspricht der für das Drit te Reich typischen Verwaltungsstruktur, daß die 
von Mason edierten Quellen sowohl den traditionellen Behörden als auch den 
neuen, eng mit der NSDAP verbundenen Behörden der Sonderbevollmächtigten 
entstammen5. Dabei ist es selbstverständlich, daß die meisten Entscheidungen 
in letzterem Bereich fielen, was seinen Ausdruck in der Vielzahl von Verordnungen 
und Erlassen des Beauftragten für den Vierjahresplan findet. Das Berichtsmate-

4 Timothy W. Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft (im folgenden: Dokumentation), 
S. 278 (Zwischentext von Mason). 

5 Vgl. Martin Broszat, Der Staat Hitlers, München 1969, S. 323 ff. 
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rial trägt demgegenüber in der Regel den Stempel der traditionellem preußischem 

Staatsdenken verhafteten Ministerialbürokratie. Auch wenn die Trennungslinien 

zwischen den traditionellen und den neuen Behörden schon aufgrund der personel­

len Querverbindungen nicht immer leicht zu ziehen sind6, so muß eine Edition, 

die Materialien aus beiden Bereichen enthält, doch der Tatsache in irgendeiner 

Weise Rechnung tragen, daß diese verschiedenen Verwaltungstraditionen ange­

hören und ihnen ein ganz unterschiedliches Gewicht beizumessen ist. Namentlich 

unter dem Gesichtspunkt einer politischen Sozialgeschichte darf man in ihnen 

nicht so ohne weiteres den Standpunkt von „herrschenden Gruppen" erblicken. 

Es ist nicht davon auszugehen, daß sie unmittelbarer Ausdruck der Art und 

Weise sind, in der die „Machthaber" über die sozialen Probleme „dachten, spra­

chen und schrieben"7. Es ist vielmehr angesichts der überwiegenden Herkunft 

des für die soziale Analyse besonders ergiebigen Berichtsmaterials danach zu 

fragen, welchen Einfluß die sich 1937/38 beschleunigt vollziehende Entmach­

tung und Zurücksetzung der traditionellen Ministerialbürokratie, die „Krise 

des Beamtentums", wie ein Zeitgenosse und Betroffener formulierte8, auf deren 

Sehweise und Akzentuierung der sozialen und administrativen Probleme aus­

übte. 

Mason trägt diesem Aspekt nicht Rechnung, wie er überhaupt Fragen der 

Editionstechnik wenig Beachtung schenkt. Sie werden ausdrücklich als „Ermes­

sensfragen" bezeichnet, und der Editor bedeutet dem Leser im Vorwort, er möge 

nach „konsequent eingehaltenen editorischen Regeln" gar nicht erst suchen9. 

So überrascht es nicht, daß die Dokumentation eigentlich gar keine Dokumen­

tation ist, sondern Ersatz für eine Darstellung. An die Stelle durchdachter Edi­

tionsprinzipien und einer Struktur relevanter Unterscheidungen tri t t die chro­

nologische Anordnung der Quellen. Mason nennt das „narrative Struktur" und 

will damit der methodisch ungesicherten Hoffnung Ausdruck verleihen, die Do­

kumente sprächen für sich selbst. Ihnen wird die Aufgabe zugedacht, „eine Ge­

schichte" zu erzählen, deren „Hauptakteur" die Arbeiterklasse ist. Die wenigen 

einem systematischen Gesichtspunkt verpflichteten Kapitel, so erläutert Mason 

sein Verfahren, sind deshalb dort eingefügt, „wo sie die erzählende Intention 

am besten zu ergänzen scheinen"10. Berichte und Dokumente berichtenden In­

halts, die regelmäßig etwa monatlich oder vierteljährlich entstanden und natür­

licherweise die gleiche oder eine ganz ähnliche Struktur aufweisen, mögen sich 

6 Ebenda, S. 371 f. So hatten z. B. die Staatssekretäre der Ministerien für Wirtschaft, Land­
wirtschaft, Arbeit und Verkehr eine Doppelfunktion: Sie waren gleichzeitig Geschäfts­
gruppenleiter im Vierjahresplan. 

7 Dokumentation, S. XXIII. 
8 Denkschrift Fritz-Dietlof von der Schulenburgs über die Krise des Beamtentums vom 

Sept. 1937 in: Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich, Stuttgart 1966, S. 146 ff. 
9 Dokumentation, S. XXVII. 

10 Ebenda, S. XXVI. 



350 Ludolf Herbst 

für eine Dokumentation mit Erzählstruktur besonders geeignet haben, und es 

lag deshalb nahe, sie als tragende Bauelemente möglichst kontinuierlich zu be­

rücksichtigen. Man darf aber nicht vergessen, daß vier oder selbst zwölf Wochen 

für soziale Prozesse sehr kurze Zeiträume sind. Veränderungen stellen sich 

gleichsam unmerklich ein, und es bedarf großer Aufmerksamkeit, sie nicht zu 

überlesen. Auch wenn in der Einleitung auf Wendepunkte der Entwicklung hin­

gewiesen wird, liegt es doch offenkundig in der Absicht des Editors, den Benutzer 

der Dokumentation neben einer Vielzahl von Details immer wieder mit einigen 

wenigen Themen zu konfrontieren, die — wie er selbst bemerkt — sich mit „einer 

fast ermüdenden Regelmäßigkeit" wiederholen. 

Die Wiederholung ist überhaupt beherrschendes Prinzip. Sie soll „Ausmaß 

und Bedeutung" der Phänomene betonen und selbst die „erforderliche kausale, 

zeitliche und branchenspezifische Differenzierung" wesentlicher Sachverhalte 

leisten11. Bedenkt man, daß die der Dokumentation vorangestellte Einleitung 

mit fast zweihundert Druckseiten genug Raum für Interpretationshilfen und 

analytische Ergänzungen bietet, Entwicklungslinien und Trends hier aufgezeigt 

werden konnten, bleibt unverständlich, warum der Dokumentation eine Aufgabe 

aufgebürdet wurde, die sie nur sehr unvollkommen erfüllen kann. Bei stärkerer 

Berücksichtigung anerkannter Editionsprinzipien hätte die Dokumentation er­

heblich gekürzt werden können. Ihrer vom Autor neben anderen Zwecken auch 

angestrebten Verwendung im akademischen Unterricht12 wäre damit sicher am 

besten entsprochen worden. 

Was für eine Geschichte wird nun durch die Quellen „erzählt" und wie wird sie 
„erzählt" ? Den Ausgangspunkt bildet die nach der Verkündung des zweiten Vier­
jahresplans 1936 wirksam werdende Diskrepanz zwischen den Erfordernissen der 
Rüstungsindustrie und den Ansprüchen der zivilen Sektoren, die zu erheblichen 
Engpässen in nahezu allen Wirtschaftsbereichen führte. Fü r die Sozialpolitik 
wurde vor allem der Arbeitskräftemangel bedeutsam, der infolge der konjunk­
turellen Überbeschäftigung eintrat und dessen soziale Folgen, — wie Mason zu 
Recht betont, - bisher von der Forschung wenig beachtet wurden13. Der Sog, den 
die Produktionsgüterindustrien und die modernen Industrien des Vierjahresplans 
aufgrund übertariflicher Lohnzahlungen, einer besser ausgebauten betrieblichen 
Sozialfürsorge, aufgrund von Gratifikationen und brutalen Abwerbemethoden 
auf die Arbeiter der Wirtschaftsbereiche ausübten, die im Schatten der Konjunk­
tur standen, machte die Hauptsorge der Berichtenden aus und war der wesent­
lichste Gegenstand der administrativen Maßnahmen. Diese Umschichtung der 

11 Ebenda, S. XXIII. 
12 Ebenda, S. XXII. 
13 Bisher zu diesem Problem: David Schoenbaum, Die braune Revolution. Eine Sozialge­

schichte des Dritten Reiches, Köln 1968, und Dieter Petzina, Autarkiepolitik im Dritten 
Reich. Der nationalsozialistische Vierjahresplan, Stuttgart 1968. 
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Arbeitskräfte, die durch die strukturellen Voraussetzungen der Landflucht noch 
verstärkt wurde, war nun freilich, was ihre sozialen und wirtschaftlichen Kon­
sequenzen angeht, nicht nur ein Problem der Arbeiterschaft. Die Berichte der 
Reichstreuhänder der Arbeit etwa erfassen neben den Industrie-, Bergbau- und 
Landarbeitern unter den Stichworten Metall-, Eisen- und Maschinengewerbe, 
Bau, Steine, Erden, Holz- und Papierindustrie, Textil- und Bekleidungsindu­
strie, Land- und Forstwirtschaft, Handel, Binnen- und Seeschiffahrt eine Viel­
zahl mittelständischer Betriebe, denen — der Eindruck entsteht - die Arbeiter 
wegliefen oder die, — suchten sie diese mit übertariflichen Lohnzahlungen zu 
halten, — infolge staatlich festgelegter Höchstpreise unter die Rentabilitätsgrenze 
zu fallen drohten. An dieser Stelle wird deutlich, welche Vorteile eine Dokumen­
tation haben kann, die sich keiner scharf abgrenzenden Fragestellung verpflichtet 
fühlt. Die Dokumente sprengen die soziologische Begrenzung auf die „Arbeiter­
klasse", und es kommt mehr in den Blick als „Arbeiterpolitik". 

Dies gilt auch für die Leitfrage, die der Titel andeutet, ob und inwieweit die 
„Arbeiterklasse" in die „Volksgemeinschaft" integriert wurde. Die nationalso­
zialistische Sozialideologie, die mit wenigen typischen Zeugnissen kurz aber präg­
nant belegt wird, stand — darauf ist vielfach verwiesen worden14 und das bestätigt 
sich am Beispiel der Arbeiterschaft erneut — im Gegensatz zur realen Lage in 
vielen Bereichen der Gesellschaft. Die von der forcierten Aufrüstung ausgelöste 
extreme Mobilität, die an die Industrialisierung nach 1890 erinnert, widersprach 
ihr diametral und wurde nicht durch ein sozialpolitisches Konzept aufgefangen 
oder gemildert. Die im Dienst der Aufrüstung stehende Wirtschaftspolitik der 
Regierung Hitler hatte wenig mit der nationalsozialistischen Ideologie zu tun, 
sondern folgte vornehmlich Zweckmäßigkeitserwägungen. Mason weist darauf 
hin, daß die Wirtschaftspolitik unter dem Nationalsozialismus ihre eigene Amts­
sprache schuf15. Während in der Propaganda des Regimes die Volksgemeinschaft 
beschworen wurde, war in den Behörden vom „Herabdrücken der Krankenziffer" 
die Rede, wurden Menschen „bewirtschaftet" und „verteilt", degenerierte der 
Volksgenosse unversehens zum „Sparstoff Mensch"16. 

Wenn von den sozialen Folgewirkungen des Arbeitskräftemangels die Rede 
ist, muß berücksichtigt werden, daß die Dokumente dies nur mittelbar wieder­
geben. Der Alltag des Menschen, sein durch den Arbeitsplatz, die Lebens- und 
Wohnkultur, die Sozialisation geprägtes Umfeld konnte bei einer so umfassen­
den Fragestellung verständlicherweise nicht durch Primärquellen belegt werden, 
zumal die erforderlichen Regionalstudien fehlen. Was hiervon in den Blick 
kommt, wird durch die Brille des Berichtenden gesehen, dessen Augenmerk selbst­
verständlich nicht auf das Gesamterscheinungsbild der sozialen Situation, sondern 

14 Vgl. David Schoenbaum,a. a. O., S. 26, 150, 197 ff., und Dietmar Petzina, Grundriß der 
deutschen Wirtschaftsgeschichte 1918 bis 1945, in: Deutsche Geschichte seit dem Ersten 
Weltkrieg, Bd. II, Stuttgart 1973, S. 759, 766. 

15 Dokumentation, S. XXIV. 
16 Ebenda, S. 934, 936 u. öfter. 
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auf deren Störfaktoren gerichtet war. Der „Zweck", so heißt es seit Juni 1938 
stereotyp wiederkehrend zu Beginn der Auszüge aus den Monatsberichten der 
Reichstreuhänder der Arbeit, mache es „leider unvermeidbar", daß „mehr auf 
die weniger erfreuliche Seite der Sozialpolitik eingegangen wird. Anders würde 
den zuständigen Stellen keine Gelegenheit gegeben werden können, dort, wo es 
nottut, einzugreifen und Mißstände abzustellen"17. Man wird diese Zweckbestim­
mung als captatio benevolentiae verstehen müssen, die dem Kompilator im RAM 
den Vorwurf des Defaitismus und der Miesmacherei ersparen sollte, oder sie auch 
unter Hinweis auf die mangelnde Zweckrationalität nationalsozialistischer Ad­
ministration und Gesetzgebung relativieren können. Dennoch wirft die Zweck­
bestimmung methodische Probleme auf. Auch wenn man „gezielte Schwarzma­
lerei'" im großen und ganzen ausschließt und mit Mason einen „zuverlässigen 
Eindruck" von der Genauigkeit der Berichte gewinnt18, bleibt doch zu konstatie­
ren, daß das Quellenmaterial den reaktiven Charakter der nationalsozialistischen 
Sozial- und Arbeiterpolitik überzeichnet19. 

E in Problem stellt auch die lokale und regionale Prägung der Quellen dar; 
denn sie macht es notwendig, eine sinnvolle Relation zwischen ihren partikularen 
Sachinformationen und dem jeweiligen volkswirtschaftlichen Gesamtprozeß her­
zustellen, dem sie zuzuordnen sind. Es muß , wo immer dies möglich ist, quanti­
fiziert werden. Mason bemüht sich hierum, gelegentliche Zahlenangaben sind 
aber über zahlreiche Anmerkungen verteilt. Der knappe statistische Anhang 
kann dies nicht ausgleichen. Auch auf diesem Gebiet verläßt sich der Herausgeber 
zudem zu sehr auf die unmittelbare Aussagefähigkeit von Dokumenten und über­
trägt einen Teil der von ihm zu leistenden analytischen Hilfestellung auf vor­
geblich ,objektive', mit gesamtwirtschaftlichen Trends befaßte Dokumente. Um 
zu einem ausgewogenen Gesamteindruck der angesprochenen sozialen Problema­
tik zu gelangen, bedarf es eines präzisen analytischen Instrumentariums, das den 
vorherrschenden Trend heraushebt und regionale oder lokale Sonderentwick­
lungen als solche kenntlich macht. Edition und Einleitung — der Eindruck stellt 
sich ein — bleiben hier hinter dem Erforderlichen zurück. 

Insgesamt kommen methodische Überlegungen bei Mason zu kurz. So fällt es 
schwer zu glauben, daß die politischen Nebenabsichten der berichtenden oder Be­
richte zusammenfassenden Instanz, die selbstverständlich die Art der Datenauf­
bereitung, die Akzentsetzung und Schwerpunktbildung beeinflussten, in jedem 
Fall „relativ leicht zu durchschauen" sind, wie der Herausgeber in einem der den 
einzelnen Akten und Aktengruppen gelegentlich vorgeschalteten Zwischentexte 
bemerkt20. Dies ist schon deshalb nicht „leicht" möglich, weil die chronologische 

17 Ebenda, Nr. 108, S. 653. 
18 Ebenda, S. 279. 
19 Vgl. hierzu Friedrich Syrup, Hundert Jahre staatliche Sozialpolitik 1839-1939. Aus dem 

Nachlaß hrsg. v. Julius Scheuble, bearb. von Otto Neuloh, Stuttgart 1957. 
20 Dokumentation, S. 279. 
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Anordnung der Dokumente Provenienzen und Sachzusammenhänge zerreißt und 
die lückenhafte Überlieferung es zusätzlich erschwert, die Linie der Behörden­
politik und ihre jeweiligen taktischen Wendungen zu erkennen. Es ist vielmehr 
festzuhalten, daß hier subjektiv bestimmte, regional und sektional geprägte Er­
fahrungen und Beobachtungen in einen übergeordneten Funktionszusammen­
hang eingehen, Bestandteil des eigenen Regeln unterworfenen Prozesses sozial­
politischer Willensbildung werden und dort eine Zweckbestimmung erfahren, die 
die sozialen Basisdaten vielfach überwuchert. Um sie freizulegen, bedarf es sehr 
scharfer Instrumente und einer behutsamen Hand. 

Im Unterschied zum sozialen Geschehen wird die Ebene der sozialpolitischen 
Willensbildung durch die von Mason vorgelegten Materialien primär belegt. Be­
trachtet man die Dokumente in diesem Bestimmungsbereich, so bestätigt sich zu­
nächst einmal der Eindruck, den die Forschung bisher von der nationalsozialisti­
schen Verwaltungspraxis mit ihrer Ineffizienz, ihren Rivalitäten und Kompe­
tenzstreitigkeiten und ihrem Defizit an klaren verantwortlichen politischen Ent ­
scheidungen hat21. Die Verzahnung zwischen den drei logisch zu unterscheiden­
den Ebenen, zwischen dem wirtschaftlichen und sozialen Geschehen, dem sozial-
politischen Willensbildungsprozeß und den sozialpolitischen Maßnahmen erlang­
te nicht das Maß an Rationalität, das von einer an sozialen Zwecken orientierten 
Verwaltungs- und Regierungspraxis zu erwarten wäre. Das ernsthafte Anliegen, 
Störfaktoren zu beseitigen, das im Apparat auf allen Ebenen spürbar ist, trägt 
die Entscheidungen in weit geringerem Maße, als die Referenten und Sachbear­
beiter erwarteten und als heute einleuchten will. Die Diskrepanz zwischen Man­
gelanzeige, regelndem Verordnungs- oder Gesetzesentwurf und dem politischen 
Resultat t r i t t als partiell suspendierte Zweckrationalität deutlich hervor. 

Freilich darf man hier nicht im immanenten Normenverständnis der jeweiligen 
Behörde oder gar des Sachbearbeiters verbleiben. Der Begriff der Zweckrationali­
tät hat nur Sinn, wenn man die Zwecke benennt, an denen der rationale Einsatz 
der Mittel zu messen ist. Es ist deshalb gewiß richtig, wenn Mason darauf auf­
merksam macht, daß die Sozialpolitik im Drit ten Reich Resultante widerstrei­
tender Bestrebungen war. Auf der einen Seite standen die von der NSDAP, den 
Gauleitern und der D A F vertretenen populistischen' Forderungen nach einer 
Verbesserung der sozialen Verhältnisse und auf der anderen Seite die Bemühun­
gen von Regierung, Industrie und Wehrmacht, die Sozialpolitik konsequent an 
der Aufrüstung zu orientieren. Der Auftakt der Dokumentation mit der Gegen­
überstellung einer Rede von Robert Ley und Oberst Thomas22 kann deshalb als 

21 Vgl. Bracher/Schulz/Sauer, Die nationalsozialistische Machtergreifung. Studien zur Er­
richtung des totalitären Herrschaftssystems in Deutschland 1933/34, Köln 1960; Hans 
Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich, Stuttgart 1968; Martin Broszat, Der Staat 
Hitlers, München 1969. 

22 Die Reden wurden auf der 5. Tagung der Reichsarbeitskammer am 24. November 1936 in 
Berlin gehalten. Die Standpunkte trafen also direkt aufeinander. Dokumentation, Nr. 1, 
S. 179 ff. 
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recht gelungen gelten, wenn auch Zweifel zurückbleiben, ob die infolge seines 
taktischen Verhaltens schillernde Persönlichkeit des Obersten Thomas hier ganz 
richtig eingeordnet wird23. I n der von sehr vielen Instanzen beeinflußten Sozial­
politik prallten zudem eine Reihe anderer Gegensätze aufeinander, die Mason 
nicht im Blick hat. So trafen Elemente der gerade in der Ministerialbürokratie 
stark verwurzelten preußischen Verwaltungstradition mit ihrem obrigkeitlichen 
Vor- und Fürsorgedenken auf den an kurzfristigen Zwecken und kurzlebigen 
Effekten orientierten und außerordentliche Maßnahmen bevorzugenden Führer­
absolutismus24. Das staatliche Prinzip des Haushaltes stritt mit der Verschwen­
dungssucht einer ebenso auf das eigene Wohlleben wie auf die Volksgunst be­
dachten Clique von Naziparvenüs oder begegnete Verfechtern modernen Wirt­
schaftsmanagements, die in außerordentlichen Zeiten sich zu außerordentlichen 
Maßnahmen verstanden und oftmals ein Effektivitätsdenken verkörperten, das 
das Wohl des Ganzen ebenso aus dem Auge verlor, wie es sittliche Normen hinter 
sich ließ. 

2. 

Der mi t der Geschichte des Nationalsozialismus befaßte Forscher steht vor einem 
paradoxen Dilemma: er droht einerseits in der Fülle des archivierten Aktenmate­
rials zu ertrinken und kann andererseits wesentliche Handlungsvollzüge nicht 
oder nur unzureichend rekonstruieren, weil in der Überlieferung' große kriegs­
bedingte Lücken klaffen. Die Nationalsozialisten pflegten dem gesprochenen Wort 
zudem den Vorzug vor der Schriftlichkeit zu geben. Wichtige Entscheidungen 
Hitlers etwa wurden mündlich erteilt, und der Historiker kann von Glück sagen, 
wenn sie sich in lapidaren Aktennotizen niederschlugen oder aus der Interpreta­
tion einer Dienststelle zu rekonstruieren sind25. Es ist deshalb nur sehr selten 
möglich, einen Sachzusammenhang in allen wesentlichen Aspekten dokumenta­
risch zu belegen, ja es bereitet gelegentlich sogar Schwierigkeiten, die verzerrten 
Proportionen der Aktenüberlieferung zu erkennen und entsprechende Korrektu­
ren vorzunehmen. 

Die Sozialpolitik der drei Vorkriegsjahre macht hier keine Ausnahme, und 
Mason ist das auch bewußt26. Es war deshalb sicherlich kein glücklicher Griff, der 
Dokumentation eine narrative Struktur geben zu wollen und ihr damit eine Auf­
gabe zuzumuten, die von Quellenzusammenstellungen nicht zu leisten ist und 
jedenfalls bei diesem Gegenstand den allergrößten Schwierigkeiten begegnen 
mußte. So stellt sich allein durch die Lektüre der Dokumente weder eine präzise 

23 Vgl. hierzu Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft 
(1918-1943/45), hrsg. v. Wolfgang Birkenfeld, Boppard/Rhein 1966, S. 9 ff. (Einleitung v. 
W. Birkenfeld). 

24 Vgl. Hans Mommsen, a. a. O., S. 20 ff. 
25 Vgl. etwa Dokumentation Nr. 78, S. 546 f. 
26 Dokumentation, Vorwort S. XXI. 
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Vorstellung der sozialpolitischen Handlungsabläufe her, noch wird erkennbar, 
welches Ausmaß die zahlreichen lokalen, regionalen und branchenspezifischen 
Unmutsäußerungen an der sozialen Basis besaßen und welche Bedeutung ihnen 
im Kontext der allgemeinen Trends zuzumessen ist. Es sollte primär einleuchten, 
daß dies nur durch eine Darstellung zu leisten ist, die hermeneutische und ana­
lytische Verfahren kombiniert und zu Aussagen gelangen kann, die Quellen nun 
einmal unmittelbar nicht abzugewinnen sind. 

Vielleicht ist es unbillig, dies von einer Einleitung zu fordern. Allerdings ist 
es kein Zufall, daß Einleitungen zu Dokumentationen in demselben Maße an 
Umfang und Gewicht zunehmen, in dem die Quellenüberlieferung Probleme 
aufwirft. Auch wenn die Einleitung eine Untersuchung nicht ersetzen kann, 
wird man von ihr doch verlangen müssen, daß sie dem Leser ausreichende her­
meneutische und analytische Hilfestellungen gibt und die Grenzen und Möglich­
keiten des Materials an Beispielen aufzeigt. Angesichts der spezifischen Pro­
bleme, die die Überlieferung im vorliegenden Fall aufwirft, erscheint es zudem 
notwendig, den institutionellen und politischen Bedingungsrahmen zu skizzieren, 
in dem sich die Sozial- bzw. Arbeiterpolitik vollzog, und die Handlungsabläufe 
und sozialen Prozesse zu kennzeichnen, denen die Dokumente zuzuordnen sind. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, den Forderungen, die an eine Einleitung 
zu stellen sind, gerecht zu werden. Gerade angesichts der oft anzutreffenden Ma­
terialfülle und der komplexen Struktur der Quellen ist namentlich für die sozial­
historische Erforschung des 20. Jahrhunderts immer wieder die Forderung nach 
Modellen, Begriffssystemen und anderen systematischen Hilfsmitteln zur Struk­
turierung des Stoffes erhoben worden27. Auch Mason fühlt sich diesem Ansatz 
verbunden, ohne freilich ein Modell oder Begriffssystem als heuristisches Mittel 
vorzustellen oder eine entsprechende präzise Fragestellung zu entwickeln. Er be­
gnügt sich vielmehr damit, den Stoff unter „klare", aber wie er selbst einräumt, 
„grobmaschige Kriterien der Relevanz" zu stellen28. Die Konzeption einer „poli­
tischen Sozialgeschichte", die dies leisten soll, wird als Analyse der Klassenver­
hältnisse vorgestellt und mit der Überzeugung verbunden, „daß die Klassenver­
hältnisse das konstitutive Moment in der Geschichte der kapitalistischen Industrie­
staaten bilden und daß — wo ihnen nicht Rechnung getragen wird — auch die 
wesentlichen politischen und ideologischen Erscheinungen unbegreifbar bleiben 
bzw. Fehldeutungen zum Opfer fallen müssen"29. Im Grunde geht es Mason bei 
dieser Konzeption um den Nachweis, daß der Klassenkampf zwischen der Ar­
beiterklasse und dem „Herrschaftssystem" im Drit ten Reich fortbestand, und um 

27 Als Beispiel einer Darstellung, die mit einem vergleichbaren Gegenstand befaßt ist: Jürgen 
Kocka, Klassengesellschaft im Krieg 1914-1918, Göttingen 1973, S. 3 ff. 

28 Dokumentation, Vorwort, S. XXI. 
29 T.W. Mason, Sozialpolitik im Dritten Reich. Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft (im 

folgenden: Einleitung), Opladen 1977, S. 8. Die folgenden Bemerkungen beziehen sich aus­
schließlich auf diese ergänzte und überarbeitete Buchform der Einleitung. 
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die Analyse der Kampfformen, in denen er sich vollzog. Da Mason soziologisch 
exakte Begriffe in diesem Zusammenhang nicht einführt, bleiben beide Kontra­
henten, was ihre soziale und politische Zugehörigkeit angeht, undeutlich. Unter 
Arbeiterklasse werden in sehr pragmatischer, den unscharfen Konturen des Quel­
lenmaterials angepaßter Weise sowohl die Industriearbeiter im engeren Sinne 
als auch alle Lohnabhängigen verstanden, die in der Landwirtschaft, der Klein­
industrie, in Handel und Handwerk arbeiteten. Sie ist im weitesten Sinne als 
„Objekt" der kapitalistischen Entwicklungsgesetze definiert und wird zudem, wie 
Mason in Anlehnung an Thompson formuliert, als „Verhältnis des Konfliktes 
und des Kampfes erfahren"30. Ihren Gegenpol bildet in noch unbestimmterer 
Eingrenzung das „Herrschaftssystem", das sich für Mason sehr problemlos aus 
den „herrschenden Klassen" und dem „Staat" zusammensetzt. Die komplizierten 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse im Drit ten Reich werden so durch die Ka­
tegorie des gemeinsamen Klasseninteresses relativiert, eine Auffassung, die sich 
auf eine eigenwillige Einschätzung der Machtergreifung gründet31. Die Aus­
einandersetzung zwischen den Klassenkampffronten vollzieht sich in zwei For­
men, im „unorganisierten, alltäglichen Kampf der Arbeiter um Löhne und Ar­
beitsbedingungen" und als „Repression seitens der herrschenden Klassen und des 
Staates". Sozialpolitik ist in diesem Kontext „Klassenkampfführung von oben"32. 

Diese „Relevanzkriterien", die die Struktur des Quellenmaterials tatsächlich 
nur „grob" widerspiegeln, im Laufe einer sorgfältigen historischen Analyse aber 
durchaus noch an Konkretion und Genauigkeit gewinnen könnten, werden nun 
von Mason auf den allgemeinen Verlauf der Sozialgeschichte der Jahre 1933-1939 
angewandt, deren „Hauptentwicklungslinien" er „sichtbar" machen will33. Wer 
deshalb in dieser Einleitung einen methodisch und sachlich eng auf die Quellen 
bezogenen Problemaufriß sucht, wird enttäuscht sein. Sie bezieht sich vielmehr 

30 Einleitung, S. 8 f., vgl. E. P. Thompson, The Malung of the English Working Class, Lon­
don 1963, S. 9 ff. 

31 Danach überwanden die traditionellen Eliten 1932/33 ihre Vorbehalte gegenüber der 
NSDAP, so daß die Nationalsozialisten schließlich ihre „eigene spezifische Version" des 
Kampfes gegen die Arbeiterklasse durchsetzen konnten, der „weite Kreise in Beamtentum, 
Industrie, Armee und Großgrundbesitz" im Prinzip, wenn auch nicht in der Form, zu­
stimmten. 1933 hatte die Arbeiterklasse deshalb „keinen einzigen Bündnispartner, weder 
im politischen noch im wirtschaftlichen Raum". Das „nationalistische bürgerliche Deutsch­
land" stellte sich „geschlossen" hinter das neue Regime, das zudem von einer „grund­
sätzlichen Konkordanz" mit den Interessen der Großindustrie getragen wurde. Es ist zu 
bezweifeln, ob diese holzschnittartige Interpretation sehr viel zum Verständnis der Macht­
ergreifung beiträgt und ob das an diesem Beispiel viel diskutierte Problem des Verhält­
nisses von Ökonomie und Politik so aus der „Sackgasse" herausgeführt werden kann, in 
der der dogmatische Marxismus noch immer festgefahren ist. 

Einleitung, S. 78 ff.; vgl. zudem Bracher/Schulz/Sauer, a. a. O., sowie die Kontroverse zwi­
schen Mason, Eichholtz, Gossweiler und Czichon in: Argument 8 (1966) und 10 (1968). 

32 Dokumentation, Vorwort S. XX. 
33 Ebenda, S. XXII f. 
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nur partiell auf denselben Zeitraum und auf dieselben Sachprobleme, mit denen 

uns die Dokumentation konfrontiert hat . Ihre Grundlage ist nur sehr begrenzt 

in den edierten Quellen wiederzufinden. Die in größerem Maßstab, als die 

Dokumentation zeigen kann, betriebenen Aktenstudien sowie frühere Untersu­

chungen des Autors34 stützen die Einleitung von der Quellenbasis her freilich 

stärker ab, als aus den Anmerkungen immer deutlich wird. Angesichts der gros­

sen Linien, die Mason zieht, kann es jedoch nicht ausbleiben, daß über weite 

Strecken bekannte Sachverhalte referiert werden. 

Mason greift weit in die Vorgeschichte zurück, untersucht die für das Be­

wußtsein führender Nationalsozialisten konstitutive Rolle des Ersten Weltkrie­

ges und der Novemberrevolution 1918, analysiert das Verhältnis der NSDAP 

zur Arbeiterschaft in der Kampfzeit, schildert dann die Machtergreifung als 

„Neuordnung der Klassenverhältnisse" und geht mit einer Beschreibung der Lage 

der Arbeiterschaft von 1933 bis 1936 dazu über, die Voraussetzungen der Sozialpo­

litik der folgenden Jahre zu umreißen, für deren Darstellung schließlich weniger 

als die Hälfte der Seiten verbleibt. Selbst hierbei werden noch neue Akzente ge­

setzt. So bemüht sich der Autor in den letzten Kapiteln darum, die Maßnahmen, 

die das Regime im Innern gegenüber der Arbeiterschaft traf, mit der außenpoli­

tischen Krisenentwicklung zu verzahnen. Es ist notwendig, die Hauptlinien die­

ser weitgespannten, im Kontext der allgemeinen Geschichte des 20. Jahrhunderts 

vorgenommenen Deutung der Klassenverhältnisse kurz zu skizzieren, weil die 

Erkenntnisse, die Mason als Ergebnis seines Gesamtwerks vorlegt, hiervon nach­

haltig beeinflußt worden sind. 

I m Zeitalter des Imperialismus, so stellt Mason fest, produzieren die Klassen­

verhältnisse einen grundlegenden politischen Zielkonflikt zwischen der Möglich­

keit militärischer Expansion und der Notwendigkeit, gleichzeitig den Ausbruch 

des offenen Klassenkampfes im Interesse der Systemerhaltung zu vermeiden, der 

ganz wesentlich darauf beruhe, daß die „Interessen und Traditionen der Arbei­

terklasse mit den Erfordernissen eines Eroberungskrieges" unvereinbar seien35. 

Führende Nationalsozialisten hätten diesen Zielkonflikt nun auf dem Erfah­

rungshintergrund des Zusammenbruchs im November 1918 in Form der Dolch­

stoßlegende internalisiert und seither an einer Art Novembersyndrom gelitten. 

Mason setzt mit seiner Analyse hier an und ordnet die nationalsozialistische So­

zial- und Arbeiterpolitik einem einzigen bestimmenden Interesse zu, der Suche 

nach „derjenigen innenpolitischen Konstellation, die bei dem angestrebten Ag-

34 T. W. Mason, National Socialist Politics Towards the German Working Class, 1925-1933, 
Phil. Diss. Oxford 1971; ders., Labour in the Third Reich 1933-1939, in: Past and Present 
33 (1966); ders., Women in Germany, 1925-1940. Family, Welfare and Work, in: History 
Workshop - a Journal of Socialist Historians, Nr. 1 und 2 (1976). 

35 Einleitung, S. 37. 
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gressionskrieg die Gefahr einer Wiederholung der Novemberrevolution auf ein 

Minimum reduzieren würde"3 6 . 

So betrachtet mag es in der Konsequenz dieser Zielsetzung gelegen haben, daß 

sich die Nationalsozialisten 1933 zunächst der Zerschlagung der Organisationen 

der Arbeiterklasse zuwandten. Die Klassensituation, die danach entstand, war 

vor allem dadurch gekennzeichnet, daß es dem Regime weder gelang, die struk­

turellen Voraussetzungen des Klassenkampfes zu beseitigen, noch die traditionel­

len Kampfformen der Arbeiterbewegung aus dem politischen und sozialen Leben 

auszumerzen. Der Klassenkampf wurde nicht aufgehoben, sondern nur transfor­

miert und nun, — wie Mason in Anlehnung an Schoenbaum37 formuliert, „unter 

der Hülle der nationalsozialistischen Ideologie" ausgetragen38. 

Was dem Thema 'Sozialpolitik im Drit ten Reich' auf den folgenden Seiten 

gelegentlich ein wenig gewaltsam subsumiert wird, zielt deshalb in zwei Richtun­

gen: auf der einen Seite soll gezeigt werden, daß es nach der Unterwerfung der 

Arbeiterklasse nicht zu der von den Nationalsozialisten erhofften Befriedung im 

sozialen Raum kam. Und in der Tat , in den Dokumenten wird vielfach berichtet, 

daß sich Resignation, Apathie und Unzufriedenheit unter den Arbeitern aus­

breiteten, obgleich die Löhne in den Konjunkturindustrien und nach 1937 auch 

in den anderen Branchen stiegen. Diese Haltung blieb nicht auf die „notleidenden 

Gruppen" beschränkt, sondern ergriff gerade auch jene Arbeiter, „denen der 

Rüstungsboom eine gewisse materielle Sicherheit und erhöhte Verdienste ge­

bracht hatte"3 9 . Weit entfernt davon, dem Regime für die Beseitigung der Ar­

beitslosigkeit dankbar zu sein, nahm die Arbeiterklasse nach Erreichen der Voll­

beschäftigung ihre Position als Mangelware vielmehr konsequent wahr und setz­

te mit spontanen Streiks, passivem Widerstand und offen gezeigter Auflehnung 

höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen durch. In der Deutschen Arbeits­

front (DAF) erwuchs ihr hierbei ein Bundesgenosse, der, — ohne eine Gewerk­

schaft im eigentlichen Sinne zu sein — doch in einen gewissen Rollen- und Zug­

zwang geriet und zudem mit der Durchsetzung populistischer Forderungen seine 

Position im Machtgefüge des Dritten Reiches zu verbessern suchte. 

Mason gibt ein anschauliches Bild davon, wie sich die gesellschaftlichen Kon­

flikte in das Herrschaftssystem hineinverlagern und dort zu Kontroversen zwi­

schen der DAF, den Parteiorganisationen auf der Gauleiterebene, dem Propagan­

daapparat und der Parteipresse einerseits und den industriellen, militärischen und 

staatlichen Aufrüstungsinteressen andererseits führen. Es erscheint freilich über­

trieben, wenn er in diesem Zusammenhang eine „tiefe Spaltung" im „Herr­

schaftssystem" diagnostiziert. Eher mag man den permanenten innenpolitischen 

36 Ebenda, S. 17. 
37 David Schoenbaum, a. a. O., S. 336. 
38 Einleitung, S. 105. 
39 Ebenda, S. 137. 
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„Grabenkrieg" mit der D A F als „systemadäquate Ausdrucksform des Klassenkon­

flikts" begreifen können40. 

Dem Klassendruck von unten ist nun nach Ansicht Masons auf der anderen Seite 

eine Regierung ausgesetzt, die in einen grundlegenden Zielkonflikt verstrickt ist: 

sie will einen Eroberungskrieg vorbereiten und muß deshalb an einer Einengung 

des sozialen Bewegungsspielraums zugunsten der Rüstungsanstrengungen interes­

siert sein; sie muß sich aber auch der Loyalität der Massen versichern und einer 

Wiederholung der Novemberereignisse vorbeugen und wird deshalb à contre coeur 

zu sozialen Zugeständnissen gezwungen. Beide — Klassendruck und Zielkonflikt -

verschärfen sich wechselseitig und gewinnen auf dem Hintergrund der überspannten 

Wirtschaftslage mit ihren vielfältigen Engpässen seit dem Sommer 1938 eine ge­

radezu bestimmende, die Handlungsfähigkeit der Regierung determinierende 

Bedeutung. In dem Bestreben, widerstreitenden Zielen gerecht zu werden, und 

unter dem Druck der gesellschaftlichen Verhältnisse löst sich jegliche Folgerich­

tigkeit politischen Handelns auf. Die Regierung wird zu sich widersprechenden 

und einander aufhebenden Maßnahmen getrieben, die Verwaltungspraxis ist von 

Order und Gegenorder, vom Hin und Her geprägt. 

In diesem Zusammenhang spricht Mason von einer „allgemeinen Krise"41. Sie 

tr i t t zunächst als Arbeitskräftemangel und in Form anderer volkswirtschaftlicher 

Engpaßfaktoren in Erscheinung, gewinnt aber in dem oben skizzierten systemati­

schen Zusammenhang eine neue Qualität; denn das Regime zeigt sich unfähig, 

eine grundsätzliche Lösung der Probleme in die Wege zu leiten, weil die gesell­

schaftlichen Verhältnisse es daran hindern. Die Krise erweist sich so als „Krise 

des Regimes und seiner Politik"42. Mason hat also nicht in erster Linie die Ak­

kumulation ökonomischer Schwierigkeiten im Auge, sondern das NS-Regime, 

das im Zielkonflikt verstrickt und dem Massendruck ausgesetzt nur noch bedingt 

handlungsfähig bleibt. 

Das wirkt sich nun vor allen Dingen auf die Rüstungsanstrengungen aus. Die 

„gesellschaftlichen Verhältnisse in den Jahren 1937—1939", so resümiert Mason 

seine Position, sind „nicht ausschließlich als Folge der forcierten Aufrüstung zu 

begreifen, sondern sie stellten auch selbst die größte Barriere gegen eine weitere 

Steigerung der Rüstungsproduktion dar"43. So gelang es dem Regime nicht, die 

im Interesse der Rüstungsindustrie notwendigen Einschränkungen in den zivilen 

Sektoren durchzusetzen. I m Gegenteil: als die Rüstungsanstrengungen 1938/39 

einem ersten Höhepunkt zustrebten, führten die damit verbundenen Einkom­

menssteigerungen zu einer ausgesprochenen Blüte der Konsumwirtschaft. Sie ver­

stärkte den Druck auf den Arbeitsmarkt und andere Engpaßfaktoren und machte 

zusätzliche Importe für den zivilen Bedarf notwendig, kurz: sie verschärfte die 

40 Ebenda, S. 260 u. 262. 
41 Ebenda, S. 221. 
42 Ebenda, S. 214 f. 
43 Ebenda, S. 214. 
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bestehende Diskrepanz zwischen den Zielen der Expansion und den Möglichkeiten 

des Regimes, ihre Durchführung rüstungswirtschaftlich vorzubereiten. Da die 

Regierung nicht in der Lage war, eine Hierarchie in ihrer Zielsetzung herbei­

zuführen, entstand die widersprüchliche Struktur einer aufs höchste angespann­

ten „sowohl Kriegs- als auch Friedenswirtschaft", wie Mason in Abwandlung 

gängiger Topoi formuliert44. Die Aufrüstung blieb infolge dessen hinter den 

strategischen Anforderungen zurück. „Selbst für Hitlers Blitzkriegstrategie", so 

grenzt Mason sein Ergebnis von bekannten Forschungspositionen45 ab, „reichte 

Deutschlands wehrwirtschaftliche Basis nicht aus". Art und Umfang der Rü­

stung stellten das „unter den gegebenen Umständen" bei „größtmöglichen An­

strengungen" Erreichbare dar. Daß trotzdem „schwere wirtschaftliche Stockungen 

oder politische Erschütterungen" vor dem Krieg und eine Niederlage gleich zu 

Beginn des Krieges ausblieben, mithin eine vorzeitige Katastrophe des Regimes 

vermieden werden konnte, schreibt Mason „rein kontingenten äußerlichen Fak­

toren" zu: der Erbeutung von Arbeitskräften, Kriegsmaterial und Rohstoffen 

im Zuge der Expansion, den Rohstoff- und Getreidelieferungen der UdSSR, dem 

,phoney war' und der militärischen Schwäche der Gegner, der besseren Taktik der 

deutschen Kampfverbände und Hitlers Bereitschaft, ,va banque' zu spielen46. 

Aufgrund seiner innenpolitischen Lähmung war das Regime seit Ende 1937 — 

darin mündet Masons Argumentation — in immer stärkerem Ausmaß auf von 

außen kommende Handlungsantriebe angewiesen, um wenigstens für jeweils kur­

ze Momente und begrenzte Ziele die inneren Widerstände überwinden zu können 

und ein Stück Handlungsfähigkeit zu erlangen. Mason demonstriert dies — wenig 

überzeugend — an der Parallelität von außenpolitischer Krisenentwicklung und 

der etappenweisen Einführung der Dienstverpflichtung. Hitler habe jeweils auf 

die außenpolitische Krise „gewartet", ehe er sich an die Verschärfung der 

44 Ebenda, S. 237 u. ö. 
Von einer „friedensähnlichen Kriegswirtschaft" war parallel zu den Ereignissen bereits 
die Rede. Vgl. den Leitartikel mit diesem Titel in: Der deutsche Volkswirt, 10. November 
1939. Rolf Wagenführ übernahm diesen Begriff dann zur Kennzeichnung der Kriegswirt­
schaftsepoche von 1939 bis 1941: Die deutsche Industrie im Kriege 1939-1945, hrsg. v. 
DIWF (1945), Berlin 1954, S. 25 ff. Im Gegensatz zu dieser Ansicht, die von den Untersu­
chungen des United States Strategic Bombing Survey im Grunde bestätigt wird (vgl. Alan 
S. Milward, Die deutsche Kriegswirtschaft, S. 14 f.), gelangte Rene Erbe 1958 zu dem 
Urteil, die nationalsozialistische Wirtschaft vor dem Krieg sei eine „Kriegswirtschaft in 
Friedenszeiten" gewesen; Rene Erbe, Die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik 1933-
1939 im Lichte der modernen Theorie, Zürich 1958, S. 4. Zwischen diesen beiden Polen 
bewegt sich seither die Diskussion. 

45 Vor allem Alan S. Milward, Die deutsche Kriegswirtschaft 1939-1945, S. 14 ff.; ders. 
Der Einfluß ökonomischer und nicht-ökonomischer Faktoren auf die Strategie des Blitz­
kriegs, in: Wirtschaft und Rüstung am Vorabend des Zweiten Weltkrieges, hrsg. von Fr. 
Forstmeier/H.-E. Volkmann, Düsseldorf 1975, S. 189 ff. 

46 Einleitung, S. 211 ff 239 ff. u. 299. 
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Zwangsmaßnahmen im Innern „heranwagte"47 . I n diesen Zusammenhang wird 

auch der Krieg eingeordnet, als Flucht nach vorn und als Voraussetzung für die 

Etablierung jener Kriegswirtschaftsmaßnahmen, die für das Regime im Frieden 

nicht zu haben waren. In „wirtschafts- und innenpolitischer Hinsicht war Krieg­

führung zur Voraussetzung weiterer Kriegsvorbereitungen geworden", stellt Ma­

son fest, ohne — wie Milward zu Recht einwendet — zu erklären, warum die 

Wirtschaftspolitik sich dann erst 1941/42 änderte48. „Es entsteht aus dem Quel­

lenmaterial der Eindruck", so faßt Mason seine aus seiner Dokumentation nicht 

belegbaren Betrachtungen zusammen, „daß die gesellschafts- und wirtschaftspo-

litischen Probleme sich derart verschärft hatten, daß sie der Regierung nur unter 

der Voraussetzung eines aus spezifischem Anlaß aufgeputschten Nationalismus 

überhaupt kontrollierbar erschienen, nur durch den Krieg zu ,lösen' waren"40. 

3. 

Mason läßt die Ergebnisse seiner umfänglichen Forschungsbemühungen zur So­

zial- und Arbeiterpolitik des Dri t ten Reiches in die These einmünden, das natio­

nalsozialistische Herrschaftssystem sei im Zuge der forcierten Aufrüstung in eine 

„allgemeine Krise" geraten, die den Handlungsspielraum der Regierung seit dem 

Sommer 1938 zusehends verkürzte und sie zwang, eine permanente Flucht nach 

vorn anzutreten, die schließlich im Krieg endete. Der Kriegsausbruch wird in 

dieser Argumentation zum Indikator der Krise des Regimes. Die Dokumentation 

und die Buchform der Einleitung sollen damit einen Beitrag zur Klärung des 

Problems „innenpolitischer Kriegsursachen" leisten50 und sind in eine For­

schungstradition gestellt, die seit zwei Jahrzehnten durch die Arbeiten von Fritz 

Fischer und Hans-Ulrich Wehler in Westdeutschland ganz außerordentlich be­

lebt worden ist. Diese Forschungsrichtung hat sich zum Ziel gesetzt, die Analyse 

außenpolitischer Haupt- und Staatsaktionen aus dem Immanenzzusammenhang 

einer vorwiegend diplomatiegeschichtlichen Betrachtungsweise zu lösen und sich 

demzufolge den ökonomischen, sozialen und innenpolitischen Bedingungen und 

Bedingtheiten außenpolitischer Entscheidungen im weitesten Sinne zugewandt. 

Es ist verständlich, daß hierbei die Gefahr besteht, das Eigengewicht und die 

Eigendynamik außenpolitischer Entscheidungsvorgänge zu unterschätzen. Mason 

ist ihr in so hohem Maße erlegen, daß es nicht lohnend erscheint und seinem Werk 

auch nicht gerecht würde, wollte die Kritik hier ansetzen. Die Frage, die Mason 

aufgeworfen hat, ist sinnvoll - daran kann kein Zweifel bestehen —, aber so ein­

fach nicht zu beantworten. Auch wenn man die Klassenverhältnisse im Kapitalis-

47 Einleitung, S. 303. 
48 Ebenda, S. 306; Alan S. Milward, Der Zweite Weltkrieg, S. 27. 
49 Ebenda, S. 287. 
50 Ebenda, S. 305. 
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mus für konstitutiv hält, und selbst wenn man die Vielfalt der unter diesem As­

pekt analysierbaren Gesellschaftsbereiche so grobmaschig auf zwei Kontrahenten 

reduziert, wie Mason das offenbar in bewußter Vereinfachung tut, lassen sich aus 

einer solchen Analyse für den außenpolitischen Handlungsspielraum des NS-

Regimes am Vorabend des Krieges allenfalls Anhaltspunkte sehr allgemeiner Art 

gewinnen. Bei dem Versuch, den Ausbruch des Krieges hic et nunc zu begründen, 

ist sie aber vollends überstrapaziert. 

Läßt man den Ausbruch des Krieges als Indikator der Krise des Regimes einmal 

beiseite, so gewinnt eine andere These, die dieser etwas zu leichtfertigen Schluß­

folgerung vorgeschaltet ist, an Bedeutung: die Aufrüstung vor dem Zweiten 

Weltkrieg sei hinter den Erfordernissen jeden Krieges, auch des Blitzkrieges, zu­

rückgeblieben und das Regime hätte es nur dem Glück zu verdanken gehabt, daß 

seine Fragili tät sich nicht im ersten militärischen Zusammenstoß schon erwies. 

Verbindet man den Begriff des Handlungsspielraums der NS-Regierung mit die­

ser These und fragt demzufolge nach den die Aufrüstung hemmenden Faktoren, 

so gewinnt man für den Krisenbegriff immerhin einen Indikator. Er ist aller­

dings in mancher Hinsicht problematisch. 

Die These, die Kriegsvorbereitungen des Regimes seien ungenügend gewe­

sen, ist freilich nicht neu. Ihre Ursprünge reichen bis in das Jahr 1945 zurück. 

Die erste von den Amerikanern im Rahmen des United States Strategic Bombing 

Survey (USSBS) vorgenommene Analyse der deutschen Kriegswirtschaft51 führte 

bereits zu der Feststellung, daß die Nationalsozialisten das deutsche Kriegspoten­

tial bis zum Jahre 1942 nicht voll beanspruchten und im Vertrauen auf das Blitz­

kriegskonzept einen langen Krieg weder militärisch noch rüstungswirtschaftlich 

vorbereitet hatten. Mit äußerster Vorsicht wurde angedeutet, daß hierbei politi­

sche Rücksichten auf die Bevölkerung eine Rolle gespielt haben könnten. 

Burton H. Klein, selbst Mitglied des USSBS-Stabes, nahm dieses Thema in der 

Folgezeit auf und untersuchte die das Rüstungsvolumen limitierenden Fakto­

ren52. Dabei geriet die ökonomische, soziale und politische Situation Deutschlands 

am Vorabend des Zweiten Weltkrieges in den Blick. Klein zog die „Nazi economic 

organizational ability" in Zweifel und begriff das Ergebnis der Rüstungsanstren­

gungen vor dem Krieg als Resultante widerstreitender gesellschaftlicher Interes­

sen und rivalisierender Interessengruppen. Es habe nicht nur eine zentrale Pla-

nungs- und Koordinationsinstanz gefehlt, sondern Hitler sei auch nicht in der 

Lage (unable) gewesen, die Forderungen der Partei und der D A F den Aufrü-

United States Strategic Bombing Survey, Summary Report (European War), Washington 
1945. Wiedergabe der hier herangezogenen Passagen bei: Erich Welter, Falsch und richtig 
planen. Eine kritische Studie über die deutsche Wirtschaftslenkung im zweiten Weltkrieg, 
Heidelberg 1954, S. 150 ff. 
Burton H. Klein, Germany's Preparation for War. A Reexamination; in: American Econ­
omic Review 33 (1948), S. 56 ff.; ders., Germany's Economic Preparations for War, Camb-
ridge/Mass. 1959, S. 78 ff. 
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stungsinteressen unterzuordnen. Neben den „pressure groups" machte Klein vor 

allem den hohen Stand der Konsumgüterproduktion für die unzulänglichen 

Kriegsvorbereitungen verantwortlich. Während die deutsche Wirtschaft es sich 

bis 1936 habe leisten können, die Produktion sowohl in den zivilen als auch in 

den Rüstungssektoren zu steigern, sei dies in der Vorkriegszeit ohne Konflikt 

nicht mehr möglich gewesen. Eine Steigerung der Rüstungsproduktion war nur 

noch zu haben, wenn man bereit war, die Produktion in den zivilen Sektoren 

einzuschränken. Klein stellt nicht nur diesen Zielkonflikt heraus, sondern auch 

die fehlende Bereitschaft (unwillingness) der politischen Führung, ihn zu lösen 

und durchgreifende Maßnahmen wie Steuererhöhungen, Importbeschränkungen 

für Konsumgüter und Zwangsverpflichtungen für Arbeiter zu verfügen. 

Die Ergebnisse Kleins sind inzwischen durch eine Reihe von Spezialstudien prä­

zisiert und modifiziert, gelegentlich auch in verblüffender Weise bestätigt wor­

den. So ist heute unbestritten, daß die Effizienz der organisatorischen und plane­

rischen Kriegsvorbereitungen hinter den Möglichkeiten der deutschen Wirtschaft 

und hinter den Planzielen der politischen Führung zurückblieb. Wohl am deut­

lichsten arbeitete dies Petzina am Beispiel des Vierjahresplans heraus53. Er machte 

namentlich auf den Unterschied zwischen der praktizierten und zwangsläufig zu 

Friktionen führenden Teilplanung und den Möglichkeiten einer volkswirtschaft­

lichen Gesamtplanung aufmerksam, die Speer nach 1942 anstrebte, ohne sie aller­

dings zu erreichen. Petzina betonte aber auch, daß angesichts der Ausgangspositio­

nen und in der geringen zur Verfügung stehenden Zeit im Vierjahresplan 

Beachtliches geleistet wurde und daß es bedenklich ist, die deutschen Rüstungs-

anstrengungen an abstrakten, vom gesellschaftlichen Bedingungsrahmen losge­

lösten Kategorien zu messen. 

Seit die Forschung herausgearbeitet hat, daß das Drit te Reich weit davon ent­

fernt war, ein monolithischer totaler Staat zu sein54, wuchs auch das Verständnis 

für den zwiespältigen Charakter der nationalsozialistischen Kriegsvorbereitungen. 

Die Diskussion bewegte sich dabei zwischen den Polen der noch von der Totali-

tarismustheorie gezeichneten Formel „Kriegswirtschaft in Friedenszeiten" und 

ihrem Gegenpol „Friedensähnliche Kriegsindustrie"55. 

53 Dieter Petzina, Autarkiepolitik. 
54 Dieser Eindruck war sehr wesentlich infolge der propagandistischen Eigendarstellung des 

Dritten Reiches im westlichen Ausland entstanden und hatte sich im Zeichen der Totali-
tarismustheorie verfestigt. Erste Ansätze zur Auflösung dieses Bildes schon bei Franz 
Neumann, Behemoth. The Structure and Practice of National Socialism, New York 1942 
(dtsch. Köln 1977) und Hugh R. Trevor-Roper, The Last Days of Hitler, New York 1947 
(dtsch. Zürich 1948). Sodann: Hannah Arendt, The Origins of Totalitarianism, New York 
1960; Bracher/Sauer/Schulz, a. a. O.; Hans Mommsen, Beamtentum; Martin Broszat, Der 
Staat Hitlers. 

55 Vgl. hierzu Anm. 44. Einen Überblick über die Diskussion gibt Berenice A. Carroll, Design 
for Total War. Arms and Economics in the Third Reich, The Hague 1968, S. 179 ff. 
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Eine in diesem Kontext bemerkenswerte Synthese der Probleme hat Alan S. 

Milward vorgenommen56. Er geht davon aus, daß Deutschland zwar 1939 auf 

einen langen Krieg nicht vorbereitet und die Wirtschaft 1937—39 eindeutigen 

Kriegsprioritäten nicht unterworfen war, aber dennoch ein beträchtliches und für 

Hitlers Blitzkriegstrategie jedenfalls ausreichendes Rüstungsniveau erreicht wor­

den sei. Die ökonomischen, sozialen und politischen Verhältnisse prägten seiner 

Ansicht nach weniger das Ausmaß der Aufrüstung als vielmehr die Entscheidung 

darüber, mit welcher Strategie und mit welcher Art von Rüstungsvorbereitung 

Deutschland Krieg führen wollte. Hitler sei mit der Blitzkriegstrategie, die Mil­

ward nicht nur militärisch, sondern auch ökonomisch versteht, eine optimale Syn­

these gelungen: denn sie habe die allgemeinen ökonomischen Faktoren, mit de­

nen jede Aufrüstung in Deutschland zu rechnen hatte, mit den politischen und 

sozialen Strukturen des Drit ten Reiches, den bestehenden technischen Möglich­

keiten und den Bedingungen verbunden, mit denen Deutschland bei kurzen Feld­

zügen gegen seine europäischen Nachbarn zu rechnen haben würde. Milward 

zögert nicht, die deutschen Anfangserfolge im Zweiten Weltkrieg als Beglaubi­

gung seiner These heranzuziehen. Erst als Deutschland gezwungen wurde, die 

Blitzkriegstrategie aufzugeben, „schlug es eine . . . verlorene Schlacht57. 

Milwards Deduktion setzt eine Folgerichtigkeit im Handeln und eine Regie­

rungstüchtigkeit der politischen Führung des Drit ten Reiches voraus, die auf­

grund der bisherigen Forschungen zweifelhaft ist. Seine Argumentation bezeich­

net aber dennoch in einem sehr wesentlichen Punkt den Stand der Diskussion, die 

unabhängig von den beiden kontroversen Richtungen zu dem einhelligen Resultat 

führt, daß Art und Weise der deutschen Aufrüstung nicht nur mit den spezifi­

schen ökonomischen Voraussetzungen des rohstoffarmen Deutschland zu tun ha­

ben, sondern auch in ganz besonderer Weise von den sozialen und politischen 

Verhältnissen im Drit ten Reich geprägt sind. Die Frage allerdings, ob die gesell­

schaftlichen Verhältnisse 1936—39 als Barriere des Aufrüstungstempos und des 

Umfangs der Kriegsvorbereitungen wirkten und den rüstungswirtschaftlichen 

Spielraum der Regierung Hitler zusehends einengten, oder ob vielmehr bis zuletzt 

noch ungenutzte gesellschaftspolitische Handlungsspielräume zur Verfügung 

standen, läßt sich, das hat die bisherige Forschung ebenfalls gezeigt, nicht en 

passant beantworten und macht eigene Untersuchungen nötig. Darin, daß Mason 

dies erkannt hat, liegen Berechtigung und Verdienst seines Versuchs. 

Wenn es ein Limit für das Maß der deutschen Aufrüstung gab, auch diese 

Erkenntnis der bisherigen Forschung nimmt Mason auf, kann es aber nicht primär 

in ökonomischen Faktoren gesucht werden. Trotz auftretender Engpässe waren 

die Möglichkeiten nicht ausgeschöpft, das zeigt der hohe Stand der zivilen Pro-

56 Alan S. Milward, Die deutsche Kriegswirtschaft, S. 9 ff.; ders., Der Einfluß ökonomischer 
und nicht-ökonomischer Faktoren auf die Strategie des Blitzkriegs, S. 189 ff.; ders.; Der 
Zweite Weltkrieg, S. 38. 

57 Alan S. Milward, Der Zweite Weltkrieg, S. 51. 



Die Krise des nationalsozialistischen Regimes 365 

duktion am Anfang des Krieges. Die entscheidende Frage lautet also: konnte Na­

zi-Deutschland 1937-39 eine Einschränkung des zivilen Bedarfs nicht herbei­

führen oder wollte es dies nicht? Kann man davon sprechen, daß das Regime sich 

in einer Krise befand, die es hieran hinderte, oder hielten die Nationalsozialisten 

eine solche Entscheidung zur Verwirklichung ihrer Ziele nicht für nötig? 

Die Frage kann im Rahmen dieser Betrachtung nicht untersucht, eine Ant­

wort nicht gegeben werden. Es ist aber gleichwohl möglich, im Anschluß an den 

bisherigen Stand der Forschung einige Überlegungen darüber anzustellen, was 

der Krisenbegriff und was Masons Ansatz in diesem Zusammenhang leisten. 

Obgleich Mason den Krisenbegriff umgangssprachlich und ohne klare Abgren­

zung verwendet, lassen sich doch zwei Bereiche ausmachen, deren Entwicklung 

er relativ konsequent als krisenhaft bezeichnet: (1) Er hält die Instrumentarien 

und die Effizienz, mit der das nationalsozialistische Regime Wirtschafts- und So­

zialpolitik betrieb, angesichts der politischen Zielsetzung, die es verfolgte, für 

unzureichend. (2) Diese Diagnose verbindet er mit dem Versuch, soziale Desinte­

grationsprozesse nachzuweisen, die in rudimentären Formen des Klassenkampfes 

bei der Arbeiterschaft in Erscheinung traten und sich von dort aus in das politi­

sche System hinein fortsetzten. 

Beide Bereiche lassen sich in einem vorläufigen Begriffsgitter verbinden, das 

es — orientiert an dem Begriff der Systemkrise — erlaubt, in dem komplexen Zu­

sammenhang zwischen politischen und sozialen Desintegrationsprozessen Ansatz­

punkte für eine Analyse von Interdependenzstrukturen zu markieren58. I n moder­

nen Gesellschaften bildet sich in Form des politisch-administrativen Systems ein 

Steuerungszentrum aus, das die Wirtschaft, das ökonomische Subsystem, mit 

Steuerungsleistungen zu versorgen hat, die dem gesellschaftlich vermittelten Er­

wartungshorizont genügen und das für die Durchsetzung der politischen Ziel­

setzung erforderliche M a ß an fiskalischer Abschöpfung sicherstellen. Treten in 

diesem Bereich Störungen auf, die sich als dauerndes Defizit an Steuerungslei­

stung des politisch-administrativen Systems entpuppen, kommt es zu Dysfunktio­

nen in Teilbereichen des ökonomischen Subsystems, deren Interdependenz kumu­

lierend wirkt. Die Gefahr einer Subsystemkrise besteht, sofern sich das System 

durch eine Ausdehnung der Steuerungsinstrumente nicht zu stabilisieren vermag. 

Die von einer Akkumulation von Dysfunktionen ausgehende Minderung des 

58 Zum Krisenbegriff liegt eine umfangreiche, der Systemtheorie verpflichtete Literatur vor. 
Vgl. die zahlreiche Literaturhinweise enthaltenden Beiträge in: Herrschaft und Krise. 
Beiträge zur politikwissenschaftlichen Krisenforschung, hrsg. von Martin Jänicke, Opladen 
1973. Der Historiker kommt freilich, wendet er diese politologische Begrifflichkeit auf 
seinen Gegenstand an, rasch an die Grenzen ihrer Aussagefähigkeit. An einen sozialwissen­
schaftlich brauchbaren Krisenbegriff, darauf hat Habermas hingewiesen, muß deshalb die 
Forderung gestellt werden, daß er die vorwiegend objektivistische Perspektive der System­
theorie überwindet und Krisen nicht nur als objektive Vorgänge, sondern auch als Bewußt­
seinsprozesse erfaßt. Vgl. Jürgen Habermas, Legitimationsprobleme im Spätkapitalismus, 
Frankfurt/M. 1973, S. 11 ff. 
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Vertrauens in das Funktionieren des politisch-administrativen Systems fällt mit 

der Verminderung des zur Verteilung gelangenden Sozialprodukts und zurück­

gehenden sozialstaatlichen Leistungen zusammen. Das politisch-administrative 

System vermag seinen Verpflichtungen gegenüber dem soziokulturellen Sub­

system nicht mehr nachzukommen. Die Enttäuschung von Erwartungshaltungen 

wird als sozialer Desintegrationsprozeß manifest, führt zu sozialen Spannun­

gen, die sich zu Konflikten steigern können und wirkt vermittelt durch die Er­

schütterung der den Einzelnen in seiner sozialen Gruppe umgebenden Lebens-

weit als Entzug der Massenloyalität auf das politisch-administrative System zu­

rück. Überspringen solche Prozesse die engen Grenzen einzelner sozialer Gruppen, 

gewinnen sie allgemeingesellschaftliche Konturen, wird ein Krisenzyklus sich 

akkumulierender Subsystemkrisen in Gang gesetzt. Eine Systemkrise droht. 

(1) Es ist unbestritten, daß das nationalsozialistische Regime über ein bis dahin 

nicht gekanntes Maß von Instrumenten für eine staatliche Wirtschafts- und So­

zialpolitik verfügte. Sie waren zur Überwindung der Folgen der Weltwirtschafts­

krise etabliert worden, zum Teil schon vor der Machtergreifung, zum Teil in den 

ersten Jahren des Dri t ten Reiches. Als die vielfältigen Engpässe, die sich Ende 

1936 im Zuge der forcierten Aufrüstung einstellten, dazu zwangen, volkswirt­

schaftliche Prioritäten zu setzen, wurden sie in veränderten Funktionszusammen­

hängen wirksam und durch die Etablierung neuer Instrumente ergänzt59. 

Die Arbeiterpolitik fällt aus diesem allgemeinen Trend nicht heraus, wenn­

gleich der Einschnitt des Jahres 1933 hier selbstverständlich bedeutender war. 

Auch wenn man das Hin und Her der einzelnen Maßnahmen der Arbeiterpolitik 

betont und Unentschlossenheit unterstellt, ergibt sich als Resultante der Gesetze, 

Erlasse und Verordnungen eine kontinuierliche Verschärfung bzw. Vervollständi­

gung der Zwangsinstrumente des Staates gegenüber der Arbeiterschaft. Den An­

fang machte die Zerschlagung der Gewerkschaften und der politischen Organi­

sationen der Arbeiterschaft. Dies war zwar nicht die Lösung des Problems der 

,bargaining power of labour', wie gelegentlich behauptet worden ist60, verlieh 

dem Staat aber eine Macht über die Lohnpolitik, die im Kapitalismus einmalig 

ist. So gelang es, anfänglich durch die Arbeitslosigkeit begünstigt, die niedrigen 

Tariflöhne aus der Weltwirtschaftskrise in die Konjunktur hinüberzuretten. Die 

sich öffnende Schere zwischen den realen Löhnen, die das Krisenniveau nur lang-

59 Gerhard Kroll, Von der Weltwirtschaftskrise zur Staatskonjunktur, Berlin 1958, S. 407 ff., 
457 ff., 525 ff., 539 ff.; Rene Erbe, a. a. O., S. 9 ff.; Dieter Petzina, Autarkiepolitik, S, 153 
ff.; ders., Grundriß, S. 743 ff.; vgl. auch Gustav Stolper, Deutsche Wirtschaft seit 1870. 
Fortgeführt von Karl Häuser und Knut Borchardt, Tübingen 1966, S. 143 ff. Die in diesem 
Buch enthaltene, von Stolper 1940 in den USA getroffene Feststellung, die Weimarer Re­
publik habe den Nationalsozialisten eine „Wirtschaftsverfassung, die einem durchgebilde­
ten Staatssozialismus nahe war", hinterlassen, und die Regierung Hitler habe die „von 
ihren Vorgängern geschmiedeten Werkzeuge" nur für ihre Zwecke zu benutzen brauchen, 
ist überpointiert, aber typisch für das Bild, das im westlichen Ausland entstanden war. 

60 Rene Erbe, a. a. 0 . , S. 89. 
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sam verließen, und den Unternehmergewinnen, die sich ungleich dynamischer 

nach oben bewegten, wirkte sich voll zugunsten der Aufrüstung aus. Die restrik­

tive Lohnpolitik wurde durch die sukzessive Einschränkung der Freizügigkeit 

ergänzt. Vor allem der Mangel an Arbeitskräften, der seit 1936 spürbar war, bot 

Anlaß zu vielfältigen Interventionen auf dem Arbeitsmarkt. Im Juni 1938 führte 

man die Teildienstverpflichtung und im Februar 1939 die umfassende Dienstver­

pflichtung ein. Am Ende stand die vollständige Militarisierung der Arbeitswelt. 

Man sprach von „Arbeitsschlacht", von „Arbeitseinsatz", vom „Soldaten der 

Arbeit", womit der Status des Arbeiters angemessen beschrieben ist, „da er eben­

so gut versorgt und schlecht bezahlt, reglementiert und vollbeschäftigt war wie 

der Angehörige irgendeiner Armee in Friedenszeiten"61. 

Die ,Steuerungsleistungen', mit denen das politisch-administrative System das 

ökonomische Subsystem im Spätkapitalismus zu versorgen hat, waren also nicht 

durch die Anzahl der Instrumente und die Möglichkeiten des Regimes, sie zu er­

weitern, begrenzt. Eine andere und sehr viel schwerer zu beantwortende Frage 

ist, ob mit den Instrumenten dieser — wie man zeitgenössisch sagte - „gelenkten 

Wirtschaft" Steuerungsleistungen erbracht wurden, die den Aufrüstungszielen 

des Regimes entsprachen und gleichzeitig in der Lage waren, 'Subsystemkrisen' 

im ökonomischen Bereich zu vermeiden, die leicht akkumulieren und zum Aus­

gangspunkt einer allgemeinen Krisenentwicklung werden können. 

Die im Interesse des Aufrüstungsziels erbrachten Steuerungsleistungen sind 

immer wieder an den Daten der volkswirtschaftlichen Entwicklung abgelesen 

worden. Sie zeigen, daß es dem Regime offenbar gelang, eine wirksame Investi­

tionslenkung auszuüben und die im Interesse der Aufrüstung liegende „tendenziel­

le Umschichtung" von der Verbrauchs- zur Produktionsgüterindustrie zu errei­

chen62. 

Unterhalb dieser Ebene allgemeiner volkswirtschaftlicher Trends sieht das 

Bild freilich weniger eindeutig aus. Für die Probleme, die 1936/37 überraschend 

auftraten und zu unvorhergesehenen Schwierigkeiten führten, besaß man trotz 

des umfangreichen wirtschaftspolitischen Instrumentariums kein Konzept und 

experimentierte mit verschiedenen Lösungsversuchen, ohne zu einem letztlich 

befriedigenden Ergebnis zu gelangen. Die Rohstofflenkung etwa war ein solches 

Problemgebiet und blieb es bis 194263. Der Übergang von einer vornehmlich mit 

indirekten Instrumenten gesteuerten Wirtschaft zur direkten Lenkung, die in­

folge der verzerrten Nachfragestruktur in immer mehr Teilbereichen notwendig 

wurde, vollzog sich nicht reibungslos. Eine eindeutige Abkehr von marktwirt-

61 David Schoenbaum, a. a. O., S. 129; zu den Maßnahmen gegenüber der Arbeiterschaft vgl. 
Timothy W. Mason, Einleitung, S. 147 ff., 215 ff., 269 ff. 

62 Dietmar Petzina, Grundriß, S. 753. 
63 Johann Sebastian Geer, Der Markt der geschlossenen Nachfrage. Eine morphologische 

Studie über die Eisenkontingentierung in Deutschland 1937-1945, Berlin 1961, S. 39 ff., 
127 ff.; Dieter Petzina, Autarkiepolitik, S. 153 ff. 
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schaftlichen Instrumenten und Methoden und eine eindeutige Zuwendung zu 

planwirtschaftlichen Lenkungsmethoden fand nicht statt. Was sich als national­

sozialistische Wirtschaftspolitik in den Vorkriegsjahren herauskristallisierte, war 

eine Mischform, in der markt- und planwirtschaftliche Elemente vielfach mit­

einander verwoben waren. Die Bezeichnungen, die hierfür gefunden wurden, — 

man spricht von „Kommando-, Befehls- oder Programmwirtschaft"64 — versuchen 

zweierlei auszudrücken: den experimentellen kurzfristigen Charakter und die 

punktuelle Ausrichtung einer mit höchster staatlicher Macht ausgestatteten Po­

litik. Die Nationalsozialisten bedienten sich ohne jede prinzipielle Ausrichtung 

pragmatisch der Mittel, die den geringsten Aufwand und den größten Effekt 

versprachen. Geplant wurde, wenn überhaupt, ad hoc und nur für Teilbereiche. 

Man war jederzeit bereit, die verfügbaren Kräfte an einem Schwerpunkt einzu­

setzen und mit den Ressourcen Raubbau zu betreiben. Auf lange Sicht oder Dauer 

war keine der Maßnahmen berechnet. Außerordentliche Situationen, meistens 

durch das Regime selbst herbeigeführt, dienten zur Begründung außerordentli­

cher Maßnahmen. 

Die Gründe hierfür sind oft erörtert worden. Die „charismatische Herrschaft" 

— so ist in einem fruchtbaren Denkansatz herausgestellt worden65 — strebe im Ge­

gensatz zur rationalen und traditionalen Herrschaft keine Dauerlösungen von 

Problemen an, sondern sei vielmehr um der immer erneuten „Bewährung des 

charismatischen Führers" willen auf die einmalige Not- und Krisenlage ausge­

richtet. Sie dürfe dem Alltags-, dem Normalzustand nicht zu Geltung und Dauer 

verhelfen. 

Die Dynamik der nationalsozialistischen Bewegung scheint rationale Planung 

tatsächlich nur begrenzt zugelassen zu haben. Der Herrschaftsstil des Regimes 

widersprach dem modernen Staatsgedanken, negierte den „rationalen Anstalts-

staat"66. „Die Leute wissen ja im Grunde gar nicht, was ein Staat ist", notierte 

von Hasseil kurz vor dem Zweiten Weltkrieg mit eindeutigem Bezug auf die 

regierende Nazi-Clique in sein Tagebuch67. Der „Prozeß permanenter Zelltei­

lung" , dem die Verwaltung mit der Schaffung immer neuer Sondervollmachten 

und Oberster Reichsbehörden ausgesetzt war68, der Kompetenzwirrwarr, der 

64 Die Bezeichnungen „Kommando- und Befehlswirtschaft" wurden von Röpke und Adolf We­
ber geprägt. Ihnen folgend, spricht Petzina von „Kommandowirtschaft"; Petzina, Autarkie­
politik, S.U. Vgl. auch Johann Sebastian Geer, a.a.O., S. 162; Geer selbst spricht von 
„Programmwirtschaft" (S. 121 f.). 

65 Max Webers Modell der „charismatischen Herrschaft" wird von Wolfgang Sauer auf den 
Nationalsozialismus angewandt. Wolfgang Sauer, Die Mobilmachung der Gewalt, in: 
Bracher/Schulz/Sauer, a. a. O., S. 689 f. 

66 Hans Mommsen, a. a. O., S. 122. 
67 Zit. bei David Schoenbaum, a. a. O., S. 286. 
68 Martin Broszat, a. a. O., S. 345. 



Die Krise des nationalsozialistischen Regimes 369 

so entstand, führte zu Rivalitäten, zu Widersprüchen, zum Hin und Her der 

Verwaltungspraxis. 

Es bleibt angesichts dieses Forschungsbefundes zweifelhaft, ob die Steuerungs-

leistungen des Regimes seinen Aufrüstungszielen gerecht wurden. Von ihnen gin­

gen zwar unverkennbar trendändernde Wirkungen auf den volkswirtschaftlichen 

Gesamtprozeß aus, ihr Funktionieren war aber Störungen ausgesetzt, die im po­

litisch-administrativen System selbst entstanden. Sie hatten mit der Tatsache zu 

tun, daß Administration und politische Führung weit entfernt davon waren, ein 

homogenes System zu bilden, sondern vielmehr ein hohes Maß gegenläufiger 

Steuerungsimpulse produzierten, die eine kontinuierliche Steuerungsleistung ver­

hinderten. 

Die Steuerungskapazität scheint trotzdem ausgereicht zu haben, um Subsystem­

krisen im ökonomischen Bereich zu vermeiden. Einer der Gründe hierfür war 

paradoxer Weise die Inhomogenität des politisch-administrativen Systems. Sie 

produzierte offenbar nicht nur gegenläufige Steuerungsimpulse, sondern auch 

sekundäre Stabilisierungen. 

Eine solche sekundäre Stabilisierungsfunktion übte die traditionelle Ministe-

rialbürokratie aus. Schoenbaum hat die Motivmischung ihrer halb volens halb 

nolens zur Disposition des Regimes gestellten Mitarbeit trefflich beschrieben: 

„Im Vertrauen auf ihre Unersetzlichkeit, eingeschüchtert von den Aussichten ei­

nes Widerstandes, aufgewachsen in der Tradit ion positivistischer Legalität und 

empfänglich für das Argument des 'ger ingeren Übels', blieben die Beamten dank 

ihrer eigenen Kapitulation auf ihren Posten."69 Ihre Funktion als Stabilisator 

übten sie auf zweierlei Weise aus. Auf der einen Seite verwandelten sie die Wil­

lensimpulse der politischen Führung in geltende Rechtsnormen. Broszat hat dar­

rauf verwiesen, daß der Führerwille „seiner Natur nach gerade nicht Gesetz, son­

dern eben bloß Wille" war70. Er mußte zu seiner Verwirklichung erst noch in 

legale Bahnen gelenkt werden. Willensimpulse stellten sich bei näherem Zusehen 

dann gelegentlich als undurchführbar oder doch nur begrenzt ausführbar heraus. 

Hier öffneten sich Spielräume und Pufferzonen, die offenkundige Fehlimpulse 

der politischen Führung „verwandeln" oder ins Leere laufen lassen konnten. Ne­

ben ihrer Rolle als „Filter der Führergewalt"7 1 spielte die Ministerialbürokratie 

eine andere: sie substituierte den Führerwillen. Mason bringt hierfür in seiner 

Dokumentation ein treffendes Beispiel: Als der Bauarbeitermangel 1938 die 

Durchführung der sog. 'staatspolitisch wichtigen' Bauten gefährdete und zu er­

heblichen Störungen in anderen Wirtschaftssektoren zu führen begann, wurde von 

verschiedenen Obersten Reichsbehörden eine Ordnung der öffentlichen Bauvor­

haben nach ihrer Dringlichkeit vorgeschlagen. Hitler lehnte dies jedoch ohne 

69 David Schoenbaum, a. a. O., S. 288. 
70 Martin Broszat, a. a. O., S. 358. 
71 Ebenda, S. 323. 
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Begründung ab. U m das Schlimmste zu verhüten, erließ deshalb der Präsident 

der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung, Syrup, 

eine Anordnung, die die Freizügigkeit der Bauarbeiter einschränkte. E r konnte 

dies unter Rückgriff auf eine Ermächtigung aus dem Jahre 1934 tun, ohne Hit­

lers Genehmigung einzuholen72. 

Die Sachprobleme entwickelten also gelegentlich ihre eigene Dynamik. Dies 

wurde dadurch begünstigt, daß die Gesetzesinitiative in vielen Fragen von min­

derer Wichtigkeit bei der Minsteralbürokratie lag, die „ungehemmt durch Ka­

binetts- oder Führerweisungen" die „Gesetzgebungsmaschine auf vollen Touren 

laufen lassen konnte". Die juristisch ungebildeten Nationalsozialisten in der 

politischen Führung dürften zudem die volle Tragweite mancher in Verordnungs-

oder Gesetzesform gebrachter Sachverhalte gar nicht erkannt haben, so daß hier 

zusätzliche Spielräume für eine die staatliche Kontinuität wahrende Verwal-

tungs- und Verordnungstätigkeit entstanden73. Insgesamt ergab sich das Bild eines 

„noch wohlorganisierten Chaos", in dem die Beamten die Grundlagen staatlicher 

Ordnung zu bewahren suchten74. 

Neben diese „rudimentären Elemente einer alten, an Rechtsnormen und ratio­

nalen Regeln orientierten Ordnung" t ra t nun, das ha t Sauer schon richtig be­

merkt, „ein System einmaliger, rein zweck- und situationsbedingter Maßnah­

men"7 5 , die Bürokratien der sog. Sonderbevollmächtigten. Sie vereinten die Macht, 

die ihnen durch die Stellung des Sonderbevollmächtigten in Staat und Partei ge­

geben war, mit dem Können von Verwaltungsbeamten aus der traditionellen Mi-

nisterialbürokratie und Managern aus der Industrie, die sich ihnen zur Verfügung 

stellten. Da diese Fachleute ihre vorhergehenden Funktionen oft beibehielten, 

verknüpften sie die neuen Behörden sowohl mit dem traditionellen Verwaltungs-

apparat als auch mit der Industrie und schufen so eine beträchtliche horizontal 

wie vertikal wirksame Durchschlagskraft. Auch wenn man in den Behörden der 

Sonderbevollmächtigten an eine geregelte Verwaltung kaum dachte und langfri­

stige Perspektiven vernachlässigte, ist ihnen eine hohe Effizienz nicht abzuspre­

chen. Effizienz ist aber zugleich auch Steuerungsleistung. Solange das Regime 

immer neue Aufgaben stellte, und sich immer wieder andere Schwierigkeiten auf­

türmten, war die Möglichkeit, jederzeit eine Sonderbehörde zu bilden und als 

,Feuerwehr' bereit zu stellen, von großem Wert. Die Fähigkeit des Regimes, ad 

hoc und problemorientiert neue Steuerungsinstrumente zu schaffen, garantierte 

eine Flexibilität, die geregelte Verwaltungstätigkeit und starre Bürokratien nicht 

gewährleisten. Da Sonderaktionen zudem leicht propagandistisch auszuwerten 

waren, konnte das Regime durch kurzfristiges Krisenmanagement den Eindruck 

erwecken, als verfüge es insgesamt über eine beträchtliche Kapazität der Krisen-

72 Dokumentation, S. 499 ff., 546 ff. 
73 Martin Broszat, a. a. O., S. 358 f. 
74 Hans Mommsen, a. a. O., S. 123. 
75 Sauer, a. a. O., S. 691. 
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bewältigung. Der Westwallbau, bei dem kurzfristig ca. eine halbe Million Arbei­

ter koordiniert an einer Großbaustelle zum Einsatz gebracht wurden, ist ein ty­

pisches Beispiel für diese Form improvisierter Effektivität und ihre propagandi­

stische Nutzung. Mason, der sich der organisatorischen Leistung, die hierin 

zum Ausdruck kommt, nicht verschließt, bemerkt zu Recht, daß diese Aktionen 

innenpolitischen Blitzkriegen glichen. Grundsätzliche Struktur- oder Steuerungs­

probleme waren auf diese Weise freilich nicht zu lösen76. Im Gegenteil, es wurde 

immer mehr volkswirtschaftliche Substanz verschleudert. 

Solange die Wechsel, die man auf die Zukunft zog, nicht eingelöst werden muß­

ten, mochte man sich der Hoffnung hingeben können, die grundsätzlichen Pro­

bleme ließen sich vertagen. Voraussetzung hierfür war freilich, daß sie verschleiert 

werden konnten. Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen des nationalsozialisti­

schen Regimes und die Wahl der Instrumente sind von dieser propagandistischen 

Notwendigkeit mehr bestimmt worden, als von Mason bemerkt oder berücksich­

tigt wird. So hat Petzina zu Recht darauf verwiesen, daß die propagandistische 

Wirkung des Vierjahresplans im Ausland beträchtlich war und durchaus eine 

gewisse Absicherung der „außenpolitischen Handlungsfähigkeit des Regimes" 

bewirkte77. Es gibt keinen Grund, eine ähnliche Wirkung nicht auch im Innern 

anzunehmen. Das klassische Beispiel dafür, welchen Wert das Regime auf die 

propagandistische Fassade legte und mit welchem Erfolg es sie wahrte, stellt die 

Finanzpolitik mit ihrer Methode der geräuschlosen Finanzierung dar. Die domi­

nante Rolle, die die Inflationsangst im Denken führender Nationalsozialisten 

gerade in der Phase der forcierten Aufrüstung spielte, wird durch die Reden Hit­

lers und Görings deutlich, die Mason in der Dokumentation wiedergibt, und ist 

schon sehr früh von der Forschung herausgestellt worden78. Natürlich wurde die 

Inflationsangst, die die Nationalsozialisten mit der überwiegenden Mehrheit des 

deutschen Volkes teilten, von ihnen auch taktisch genutzt, um die im Interesse 

der Aufrüstung liegende Stabilität der Löhne wirksam, wenn auch sachlich falsch, 

zu begründen. Doch das Bewußtsein dafür, wie gefährlich es in Deutschland war, 

an den traumatischen Inflationskomplex zu rühren, bestimmte die Finanzpolitik 

bis zuletzt. Selbst als das Vertrauen in die Stabilität der Währung sichtbar zu 

schwinden begann und sich durch die indirekte Kriegsfinanzierung Rückwirkun­

gen auf das Leistungsniveau einstellten, behielt Hitler die bisherige Politik bei79. 

Die politische Führung im Drit ten Reich entschied sich immer wieder für den 

Eindruck vordergründiger Stabilität und Dynamik und schuf dabei immer neue 

Quellen für die Verschärfung der langfristigen Steuerungsproblematik. 

76 Einleitung, S. 289 ff. 
77 Dieter Petzina, Autarkiepolitik, S. 195. 
78 Burton H. Klein, a.a.O., S.4 ff.; Gerhard Kroll, a.a.O., S, 577 ff.; für die Reden vgl. 

Dokumentation, S. 780 ff., 908 ff. 
79 Fritz Federau, Der Zweite Weltkrieg. Seine Finanzierung in Deutschland, Tübingen 1962, 

S. 27 f. 
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Betrachtet man die Steuerungsleistungen des politisch-administrativen Systems 

im Drit ten Reich, so könnte man von einem permanenten Krisenmanagement zur 

Vermeidung von Subsystemkrisen sprechen, die infolge der ständigen Überforde­

rung der Gesamtwirtschaft in einzelnen Sektoren zu entstehen drohten80. In dem 

Versuch, der jeweils drohenden Subsystemkrise Herr zu werden, scheinen die 

heterogensten Kräfte — nicht in der Absicht, aber im Resultat — zusammengewirkt 

zu haben. Die Dynamik, die dieses Krisenmanagement durch immer neue Auf­

gabenstellungen erforderlich machte, ist gelegentlich in das Bild einer „Flucht 

nach vorn" gebracht worden81. Es mag sein, daß die Motive Hitlers und der 

engsten Führungsclique im Drit ten Reich mit diesem Bild zu umschreiben sind. 

Mason hat damit zugleich die Feststellung verbunden, daß in der ständigen 

Überforderung aller Bereiche des Staatsapparates, der Industrie und des Militärs 

ein „starkes Moment bewußter Herrschaftstechnik" gelegen habe; denn die 

„alten Obrigkeiten" seien auf diese Weise nicht zur Ruhe gekommen82. Der 

Widerspruch zwischen dem Fluchtmotiv und dem bewußten Versuch, eine, wie 

einmal pointiert gesagt worden ist, „Stabilisierung durch Bewegung"83 zustande 

zu bringen, ist freilich offenkundig. Es bleibt darüberhinaus zu fragen, ob die 

hiermit verbundene Verunsicherung im machtpolitischen Sinne nur stabilisierend 

wirkte. Die Fritsch-Blomberg-Krise und die erheblichen Bedenken, die gerade 

aus Kreisen der „alten Obrigkeiten" gegen den Kriegskurs Hitlers und die for­

cierte Aufrüstung geltend gemacht wurden, weisen zumindest auch in eine andere 

Richtung. 

(2) Guillebaud hat die nationalsozialistische Wirtschaft vor dem Zweiten Welt­

krieg einmal mit folgenden Worten gekennzeichnet: „Indeed, to imagine that the 

German economic machine works with a precise clockworth efficiency would 

imply a very false picture of the reality. The machine creaks and groans, but 

nevertheless moves with surprising rapidity; nearly everybody brumbles — but 

everybody conforms"84. 

„Nearly everybody brumbles — but everybody conforms" — Mason nimmt die 

Arbeiterschaft hiervon aus. Ja, er deutet die Störungen im Steuerungssystem der 

Wirtschaft und die Dysfunktionen, die in vielen Bereichen sichtbar wurden, als 

„äußere Ausdrucksform des unlösbaren Klassenantagonismus" und beschreibt sie 

sehr wesentlich als Folge nichtkonformer, klassenkämpferischer Verhaltensweisen 

der Arbeiterschaft85. Damit wird das widersprüchliche und paradoxe Bild von 

80 Als „Krisenmanager" hat sich denn auch einer der namhaftesten Nationalsozialisten im 
Wirtschaftsmanagement des Dritten Reiches empfunden; vgl. Hans Kehrl, Krisenmanager 
im Dritten Reich, Düsseldorf 1973. 

81 Dieter Petzina, Autarkiepolitik, S. 11; T. W. Mason, Einleitung, S. 266. 
82 Einleitung, S. 266. 
83 Sauer, a. a. O., S. 689. 
84 C. W. Guillebaud, The Economic Recovery of Germany. From 1933 to the Incorporation 

of Austria in March 1938, London 1939, S. 220; vgl. Gerhard Kroll, a. a. O., S. 548. 
85 Einleitung, S. 299. 
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Leistung und Fehlleistung, das die Forschung vom politisch-administrativen Sy­

stem im Drit ten Reich bisher gekennzeichnet hat, auf eine sehr einfache Weise 

erklärt. Der generellen Aussage entspricht freilich nicht eine ebenso generelle 

Fragestellung und Untersuchungsanordnung. Mason nimmt keine Analyse der 

Klassenverhältnisse vor, sondern stellt der Arbeiterklasse die gesamte übrige Ge­

sellschaft gegenüber, deren soziologische Vielfalt und politische Heterogenität hin­

ter dem Schlagwort von den herrschenden Klassen und den Interessen des Besitzes 

verschwinden. Das Bild wird nur gelegentlich differenzierter, wenn die nicht klar 

abzugrenzenden soziologischen Randzonen der Arbeiterschaft in den Blick kom­

men. Es bleibt also eine Diskrepanz zwischen den allgemeinen Steuerungsproble­

men, die ja keineswegs nur im Bereich der Arbeiter- und Sozialpolitik auftraten, 

und ihren klassenspezifisch gedeuteten Ursachen bestehen. Auch wenn eine Unter­

suchung der gesamtgesellschaftlichen Verursachungen den Rahmen einer Einzel­

studie überschreitet und von Mason nicht geleistet werden konnte, ist doch fest­

zustellen, daß der Zusammenhang zwischen Steuerungsproblemen und sozialen 

Desintegrationsprozessen gültig erst beschrieben werden kann, wenn die wesent­

lichsten Gesellschaftsbereiche anhand dieser Fragestellung untersucht worden 

sind. 

Der Gesamtkomplex des Verhältnisses der Nationalsozialisten zur deutschen 

Gesellschaft ist von David Schoenbaum zum Gegenstand einer bisher unentbehr­

lichen Untersuchung gemacht worden86. Schoenbaum knüpft an sehr frühe Deu­

tungen emigrierter Zeitgenossen des Drit ten Reiches an, die die Dynamik des 

Nationalsozialismus als revolutionär empfunden hatten87, und beschreibt die ge­

sellschaftliche Entwicklung Deutschlands von 1933 bis 1939 als „Sozialgeschichte 

einer Revolution". Sie bestand für ihn darin, daß der Nationalsozialismus einer­

seits eine Ideologie verfocht, die sich gegen die bestehende bürgerliche und 

industrielle Gesellschaft wandte, und andererseits in seiner Politik mit eben dieser 

bürgerlichen Gesellschaft paktierte und sich der Möglichkeiten der Industrie und 

ihrer modernen Produkte bediente. Diese „doppelte Revolution" habe darin ihren 

Ursprung, daß „selbst ein Krieg gegen die industrielle Gesellschaft in einem 

industriellen Zeitalter mit industriellen Mitteln geführt werden muß und daß es 

des Bürgertums bedarf, um das Bürgertum zu bekämpfen"88. 

Von dieser Fragestellung her gelingt Schoenbaum eine beachtenswerte Syn­

these des Widerspruchs zwischen der offenbar antimodernistischen Ideologie der 

Nationalsozialisten und der im Drit ten Reich befolgten Wirtschaftspolitik, die 

86 David Schoenbaum, Hitler's Social Revolution. Class and Status in Nazi Germany 1933-
1939, London 1967. Für die deutschsprachige Ausgabe, nach der hier zitiert wird, vgl. Anm. 
13. 

87 Hermann Rauschning, Die Revolution des Nihilismus, Zürich 1938; Sigmund Neumann, 
Permanent Revolution. The Total State in a World at War, New York 1942. 

88 David Schoenbaum, a. a. O., S. 26. 
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ebenso offenbar Zweckmäßigkeitserwägungen folgte. Mit besonderer Schärfe 

arbeitet er heraus, daß die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik die typischen 

Indikatoren einer Entwicklung zur Industriegesellschaft, die Landflucht und den 

Trend zu den Dienstleistungssektoren, nicht nur nicht stoppte oder gar zurück­

schraubte, sondern in einem hohen Maße beschleunigte. Der Nationalsozialismus, 

so sein Fazit, stellte keine einzige Uhr zurück, sondern unterwarf die Gesellschaft 

einem beschleunigten Modernisierungsprozeß89. Schoenbaum analysiert die für 

diesen Prozeß entscheidenden Gesellschaftsbereiche Industrie, Landwirtschaft, 

Staat und Arbeiterschaft und untersucht zudem die Stellung der Frau und die 

Aufstiegschancen im Drit ten Reich. 

F ü r die Arbeiterschaft — so stellt Schoenbaum fest — waren die wirtschaftlichen 

Folgen des Nationalsozialismus „eine merkwürdige Mischung von Gewinn und 

Verlust"90. Dies war vor allem der Tatsache zu verdanken, daß Aufrüstung nun 

einmal nicht ohne Industrie und Industrie nicht ohne Arbeiter zu denken ist. 

Selbstverständlich nutzte die Arbeiterklasse ihre starke Position auf dem Arbeits-

markt so wirksam wie möglich, um ganz im Sinne der Gesetze der Industriegesell­

schaft höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen zu verlangen oder dorthin 

abzuwandern, wo diese Voraussetzungen schon bestanden. Die Traditionen der 

Arbeiterbewegung und rudimentäre Formen des Klassenkampfes erneuerten bzw. 

bekräftigten sich in diesem Zusammenhang, und die ,Volksgemeinschaft' rückte 

in weitere Ferne. Freilich wurden im Prozeß der forcierten Industrialisierung, 

der sich im Drit ten Reich mit antimodernistischen Wirkungen der Ideologie ver­

mischte und mit Zwang und Terror eine merkwürdige Allianz einging, auch die 

klassenspezifischen Solidaritäten einem Auszehrungsprozeß ausgesetzt. „Kraft 

durch Freude wurde durch Kraft durch Schadenfreude ergänzt", wie Schoenbaum 

pointiert formuliert91. 

Es ist einleuchtend, wenn Schoenbaum die Entwicklung der Arbeiterschaft im 

Drit ten Reich in einem Koordinatensystem von Integrations- und Desintegra­

tionsprozessen analysiert. Mason verfährt im Grunde nicht anders. Er bestreitet 

freilich, daß Gewinn und Verlust sich aus der machtpolitischen Perspektive des 

Regimes die Waage hielten und kommt zu dem Resultat, daß die Reintegration 

der Arbeiterschaft in den Wirtschaftsprozeß durch Desintegrationsprozesse pa­

ralysiert wurde. Geriet das Regime in eine Krise, so ist im Anschluß hieran zu 

fragen, weil es die Arbeiterschaft wohl in den Wirtschaftsprozeß zu reintegrieren 

vermochte, aber dabei übersah, daß sich die bewußte Arbeiterklasse das Erstge­

burtsrecht einer Wahrnehmung ihrer politischen und sozialen Klassenziele nicht 

89 Ebenda, S. 150 f. Zum Problemkreis vgl. Henry Ashby Turner, Faschismus und Antimo-
dernismus, in: ders., Faschismus und Kapitalismus in Deutschland, S. 157 ff.; Hans-Ulrich 
Wehler, Modernisierungstheorie und Geschichte, Göttingen 1975. 

90 David Schoenbaum, a. a. O., S. 135. 
91 Ebenda, S. 345. 
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durch das Linsengericht einer Sicherstellung grundsätzlicher materieller Lebens­

bedürfnisse abkaufen ließ ? 

Das Interesse, das jedes Regime an der Sicherung der Massenloyalität hat, läßt 

sich an der Art und am Ausmaß der ,sozialstaatlichen Leistungen' ablesen. Sie 

stellen sich dabei zunächst als Leistungen des politisch-administrativen Systems 

an das sozio-kulturelle Subsystem dar, als Sozialpolitik in einem sehr weiten Ver­

ständnis des Begriffs. Ihre Leistungskapazität hängt freilich nur in geringem 

Maße von der Effizienz der jeweiligen für die Sozialpolitik verantwortlichen 

Behörden ab. Sie ist vielmehr vor allem durch die Höhe des Sozialprodukts be­

grenzt, das zur Verteilung gelangt. Eine krisenhafte Entwicklung stellt sich des­

halb vor allem dann ein, wenn das zur Verteilung gelangende Sozialprodukt 

hinter berechtigten Erwartungen zurückbleibt und die Lebenschancen ganz offen­

sichtlich ungleich verteilt sind. Es ist nicht zu übersehen, daß die soziale Lage der 

Arbeiterschaft hierfür in dem in Frage stehenden Zeitraum der Jahre 1938/39 

eine Reihe von Ansatzpunkten bot. So ist immer wieder auf die fallende Lohn­

quote, die niedrigen Tariflöhne, die Einschränkung der Freizügigkeit, die Unge­

rechtigkeiten im Lohnsystem, den Terror und die Verfolgungen hingewiesen 

worden92. Die Gegenbilanz ist freilich ebensoleicht aufzumachen: es bestand Voll­

beschäftigung, das Lebensniveau hielt einem Vergleich mit dem Hochkonjunktur­

jahr 1928 durchaus stand, es kam gerade am Vorabend des Krieges zu einer 

relativen Blüte der Konsumwirtschaft, das beschleunigte Tempo, in dem sich 

Dienstleistungssektoren und moderne Industrien entwickelten, schuf auch für den 

Arbeiter Aufstiegschancen, wie sie vergleichbar nur vor dem Ersten Weltkrieg 

bestanden hatten93. Dennoch läßt sich unschwer das Fazit ziehen, daß das natio­

nalsozialistische Regime die sozialstaatlichen Leistungen an die Arbeiterschaft — 

übrigens nicht nur an sie — künstlich niedrig zu halten versuchte. Dahinter hatte 

zunächst ein Konzept gestanden, das die Folgen der Weltwirtschaftskrise in 

Deutschland durch ein niedriges Lohnniveau und hohe Investitionsquoten der 

Industrie überwinden wollte. Die Nationalsozialisten übernahmen es von ihren 

Vorgängern und behielten es für die forcierte Aufrüstung im Prinzip bei, so daß 

das Paradoxon eines „Aufschwungs bei stabilen Preisen" entstand94. Mit dem 

Versuch, zwischen Hochkonjunktur und Lebensniveau im Interesse der Auf­

rüstung künstlich eine Diskrepanz aufrechtzuerhalten, entstand ein beträchtliches 

Krisenpotential. Hierin lag aber auch ein sehr wesentlicher Grund für die Not­

wendigkeit einer permanenten Ausweitung der Steuerungskapazitäten. Das Re­

gime setzte sich somit einem doppelten Risiko aus: es leistete dem Verdacht 

Vorschub, daß es nicht in der Lage oder willens war, die Produktion eines der 

92 Die wesentlichsten Daten schon bei Gerhard Kroll, a. a. O., S. 605 ff.; Rene Erbe, a. a. O., 
S. 88 ff.; vgl. Mason, Einleitung, S. 147 ff. 

93 David Schoenbaum, S. 108 ff., 150, 289 ff.; vgl. die sehr ausgewogene Würdigung der Lage 
der Arbeiter bei Dietmar Petzina, Grundriß, S. 759 ff. 

94 Gerhard Kroll, a. a. O., S. 626 ff. 



376 Ludolf Herbst 

Hochkonjunktur adäquaten konsumfähigen Sozialprodukts zu gewährleisten und 

seine effektive und gerechte Verteilung sicherzustellen. Es schuf zudem mit der 

Aufrechterhaltung der Diskrepanz eine verzerrte Nachfragestruktur, die nicht 

nur zu einer permanenten Herausforderung an die Steuerungsinstrumente und 

-kapazitäten wurde, sondern auch dazu zwang, improvisierte Lenkungsversuche 

in der Wirtschaft zu unternehmen, für die es keine praktischen Erfahrungen und 

keine brauchbaren Modelle gab. Damit entstand eine nichtversiegende Quelle für 

Fehlleistungen, die ihrerseits ungünstige soziale Wirkungen erzeugen konnten. 

Häufen und kombinieren sich solche Fehlleistungen, so entsteht die Gefahr einer 

'politischen' oder 'Systemkrise'. 

Eine Systemkrise tr i t t freilich nicht in gleichem Atemzug mit Fehlsteuerungen 

und Fehlleistungen auf, sondern als deren Folge und also mit einer gewissen 

zeitlichen Verzögerung. Sie setzt zudem Subsystemkrisen voraus. Erst wenn dem 

Regime infolge der Pluralität der Subsystemkrisen die Massenloyalität entzogen 

wird und ein Krisenmanagement nur unter Aufgabe wesentlicher Systemziele 

möglich ist, kann von einer Systemkrise gesprochen werden. Auch wenn es sehr 

unsicher erscheint, daß die Entwicklung in der Vorkriegszeit dieses Stadium 

bereits erreicht und den Status nascendi der Krise überschritten hatte, zumal das 

Regime sich immer wieder zu stabilisieren verstand bzw. sekundär stabilisiert 

wurde, ist es doch sinnvoll, die Frage nach der Massenloyalität zu stellen; denn 

ihr Verlust ist an die Voraussetzung einer Systemkrise nicht unbedingt gebunden. 

Der Entzug der Massenloyalität ist für den Historiker schwer zu fassen, da er 

nur selten eine solche Zuspitzung erfährt, daß die durch die Krisenentwicklung 

mobilisierten Dissidenten den herrschenden Gruppierungen offen gegenüber­

treten. I m Drit ten Reich war diese Zuspitzung schon wegen des Terrors sehr 

erschwert. Grundsätzlich lassen sich aber zwei analytische Ebenen unterscheiden: 

die Ebene des Verhaltens und die Ebene des Bewußtseins. 

Ein ,krisenspezifisches Verhalten' liegt vor, wenn die von Fehlsteuerungen 

Betroffenen zu relevanten, das Gesamtsystem und seine Ziele gefährdenden Ver­

haltensweisen bewogen werden, weil ihre Lebenschancen hinter ihren Erwartun­

gen oder denen vergleichbarer Gruppen zurückbleiben. In diesem Sinne typische 

Verhaltensweisen sind etwa spontane Arbeitsniederlegungen oder -Verweigerun­

gen, Krankfeiern, Sabotage, alle Formen des absichtlich herbeigeführten Lei­

stungsrückgangs, des passiven Widerstands etc. Diese ,Spannungen' im sozialen 

Bereich werden als soziale Desintegrationsprozesse manifest und können sich zum 

'Konflikt' steigern, wenn relevante Organisationen oder organisierte Machtgrup­

pen sich zum Verfechter der bedrohten Lebenschancen machen. 

Mason ist der Überzeugung, daß soziale Spannungen dieser Art bei der 

Arbeiterschaft in großem Umfang auftraten, sich zu konkreten Forderungen 

nach Verbesserung der sozialen Lage verdichteten und von den populistischen 

Strömungen in der NSDAP aufgenommen bzw. vertreten wurden und zu klassen­

spezifischen Konflikten im Herrschaftssystem führten. Er erblickt hierin den 

wesentlichen Motor dafür, daß sich die Diskrepanz zwischen Hochkonjunktur 
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und relativ niedrigem Lebensniveau entgegen dem Willen des Regimes verrin­
gerte und so die Effektivität der Aufrüstung beeinträchtigt wurde. Der Befund 
als solcher ist gewiß unbestreitbar, problematisch und fraglich sind lediglich 
Ausmaß und Verbreitung der Phänomene und die Gründe für ihr Entstehen. Die 
methodischen Probleme, die mit der hermeneutischen und analytischen Auswertung 
des Quellenmaterials zusammenhängen, sind oben schon skizziert worden. Hier soll 
auf etwas anderes aufmerksam gemacht werden. Mason begreift die im sozialen Be­
reich diagnostizierten Spannungen und im Herrschaftssystem festgestellten Kon­
flikte als Produkte des Klassenkampfs. Das heißt aber zugleich, daß er, um ein Bei­
spiel zu nehmen, den Lohnkonflikt in der traditionellen Weise versteht: der Arbeiter 
fordert, der Unternehmer konzediert, wenn es sich nicht umgehen läßt. Die 
Lektüre der von Mason edierten Quellen ergibt jedoch ein differenzierteres Bild. 
Offenbar kam es infolge der großen Unterschiede zwischen konjunkturell und 
regional begünstigten und unbegünstigten Betrieben zu einer erheblichen Dar-
winisierung des Arbeitsmarktes. Die Entwicklung von der „Arbeitslosigkeit" zur 
„Arbeiterlosigkeit", wie es in einem Bericht pointiert heißt95, führte nicht nur 
zum „Kampf" um höhere Löhne, sondern auch zum „Kampf" um die Arbeits­
kräfte. Das Beispiel des Bauunternehmers, der seinem Konkurrenten im Schutze 
der Dunkelheit die gesamte Belegschaft im Omnibus entführt, mag eine groteske 
Ausnahme gewesen sein96. Die Berichte legen freilich durchgängig ein beredtes 
Zeugnis davon ab, daß der Auftragsdruck, dem der Unternehmer durch den Staat 
ausgesetzt war, und der Profitdruck, dem er sich selbst in der Erwartung, die 
Konjunktur werde nicht dauern, aussetzte, gelegentlich zum „hemmungslosen 
Wegengagieren" der Arbeiter führte97. 

I n der primitiven Form der sozialen Auseinandersetzung, die auf dem Arbeits-
markt offenbar praktiziert wurde, trafen verschiedene Tendenzen zusammen: die 
Fortdauer des vielfach verzerrten und korrumpierten Marktmechanismus von An­
gebot und Nachfrage, eine darwinistischen Argumenten Auftrieb gebende Ideo­
logie, rudimentäre Formen des Klassenkampfs, ein Defizit an anerkannten kon­
fliktregelnden Instanzen und ein bedenklicher Schwund an moralischer Substanz 
und gesamtgesellschaftlicher Verantwortung. 

Vom Regime aus gesehen wirkten freilich auch diese Erscheinungen keines­
wegs nur im Sinne der Destabilisierung. Die Darwinisierung des Arbeitsmarktes 
war insgesamt eher als sekundäre Stabilisierung des Regimes zu betrachten, weil 
der Kampf aller gegen alle Solidaritäten zerstört und Konfliktpotential aufzehrt 
bzw. ablenkt. Die Erhöhungen der realen Lohnsätze milderten zudem im Resultat 
die sozialen Spannungen und bewiesen durch jeden einzelnen Fall von Nach­
giebigkeit, daß Flexibilität und Härte im Dritten Reich höchst wirkungsvoll 

95 Dokumentation, S. 842 f. 
96 Ebenda, S. 404. 
97 Ebenda, S. 202 f., 207 u. öfter. 
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kombiniert wurden. Insgesamt stellt sich der Eindruck ein, daß krisenhafte und 
stabilisierende Wirkungen sich auch in diesem Bereich vielfach durchkreuzten 
und gegenseitig aufhoben. 

Wann soziale Desintegrationsprozesse als krisenhaft zu bezeichnen sind, ob 
Steuerungsprobleme die Schwelle des für eine Gesellschaft Erträglichen über­
schreiten, wann Diskrepanzen zwischen dem, was möglich erscheint und was 
realisiert wird, bestandskritisch werden, wieviel Zweckrationalität ein Regime 
benötigt, wieviel Dysfunktionen es verkraftet, kann nicht allein durch die Ana­
lyse der objektiven Funktionen des Systems beantwortet oder an der Höhe des 
konsumfähigen Sozialprodukts abgelesen werden, sondern hängt sehr wesentlich 
vom Bewußtsein der Betroffenen ab. Auch das Verhalten der Arbeiterschaft gibt 
hierüber keine sichere Auskunft. Es ist deshalb notwendig, die bisher vernach­
lässigte Ebene des Bewußtseins abschließend wenigstens anzudeuten. Lebten 
gesellschaftlich relevante Gruppen im Drit ten Reich, lebte die Arbeiterklasse im 
Bewußtsein einer sich entwickelnden oder einer akuten Krise? 

Wenn sich in Deutschland auf dem Höhepunkt der Rüstungskonjunktur der 
Jahre 1937 bis 1939 überhaupt eine konkrete Vorstellung von Krise entwickelte, 
so scheint sie sich mit der internationalen Entwicklung verbunden zu haben. An 
eine Krise des Systems oder gar eine drohende ökonomische Krise dachte wohl 
kaum jemand. Wenn man den Begriff überhaupt benutzte, das zeigen die von 
Mason edierten Akten, dachte man an die Vergangenheit, an die Inflation der 
Nachkriegszeit, an die Weltwirtschaftskrise und an die Weimarer Republik. Man 
grenzte die früheren „Krisenzeiten" von der Gegenwart ab. Den Nationalsozia­
listen, die mit dem Ziel der Krisenüberwindung angetreten waren, wurde der 
Erfolg bescheinigt. „Wirtschaftsaufschwung", „Wiederaufstieg", „Konjunktur" 
waren die Stichworte für die eigene Zeit98. 

Die in den Akten zu Wort kommenden Beamten, Verwaltungsjuristen, Mana­
ger und Nationalsozialisten sind freilich mit dem „Volk" nicht identisch. Was 
man in breiteren Schichten der Bevölkerung von der Stabilität des Regimes und 
seiner zukünftigen Entwicklung dachte, wird, wenn überhaupt, nur sehr undeut­
lich erkennbar. Es kann deshalb, solange der Gegenstand nicht untersucht is t" , 
nur eine vordergründige Wahrscheinlichkeit dafür geltend gemacht werden, 
wenn Mason in Übereinstimmung mit gängigen Auffassungen feststellt: „Viele, 
selbst erfahrene Beobachter sahen allein die in der deutschen Geschichte einmalige 

98 Vgl. etwa Dokumentation, S. 497, 506, 569, 570, 1115. 
99 Die Forschung ist nach wie vor auf „Hitlers Weltanschauung" fixiert. Die wesentliche 

Frage, mit welchem Bewußtsein und in welchem Bewußtsein relevante Gesellschaftsschich­
ten „mitmachten", ist bisher nicht untersucht. Für interessante Ansätze in dieser Richtung 
vgl. David Schoenbaum, a. a. O.; Alexander Dallin, Deutsche Herrschaft in Rußland 1941-
1945, Düsseldorf 1958; Bernd Martin, Friedensinitiativen und Machtpolitik im Zweiten 
Weltkrieg 1939-1942, Düsseldorf 1974. Die sowjetmarxistische Forschung wendet sich 
diesem Gegenstand unter dem spezifischen Blickwinkel ihrer Ideologie etwas intensiver zu. 
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Prosperität, die hohe Investitionsrate, die vollen Auftragsbücher usw. Soweit man 

dies beurteilen kann, nahm auch die uniformierte öffentliche Meinung in Deutsch­

land eine ähnliche Hal tung ein. Nur denjenigen, die in der Lage waren, eine 

wirtschaftliche Zukunftsprognose aufzustellen . . ., war der krisenhafte Charakter 

der wirtschaftlichen Entwicklung klar."100 

Krisenbewußtsein muß nun freilich nicht mit dem Etikett der Krise ausge­

zeichnet sein. Die in der nationalsozialistischen Diktatur erzwungene Sprach­

regelung dürfte namentlich im amtlichen Bereich zur sprachlichen Substituierung 

einer deutlichen Krisenterminologie gezwungen haben. Da Steuerungsprobleme 

einen sehr wesentlichen Krisenfaktor und zudem das Berufsproblem der mit dem 

politisch-administrativen System angesprochenen Menschen darstellten, ist - wenn 

überhaupt irgendwo, dann hier — mit einem Krisenbewußtsein zu rechnen. 

Aus den Akten und den von Mason in der Einleitung darüberhinaus angeführ­

ten, Belegen wird deutlich, daß die traditionelle Ministerialbürokratie, die Ver­

treter der neuen Bürokratien der Sonderbevollmächtigten und die politische Füh­

rungsspitze ganz verschieden auf die Probleme und Schwierigkeiten im politisch-

administrativen System reagierten. Ihr jeweiliges Krisenbewußtsein läßt sich 

hierbei in Umrissen erkennen. 

Fü r die traditionelle Ministerialbürokratie stehen vor allem die Unordnung 

der Verwaltung sowie die Unklarheit und Widersprüchlichkeit der politischen 

Anordnungen im Vordergrund. Sie will das „Fortwursteln" beendet sehen und 

verlangt etwa für den Bausektor eine „Einschränkung des Auftragsvolumens" 

sowie eine klare Dringlichkeitsabstufung der Aufträge. Die Krise wird als Über­

dehnung der ökonomischen Möglichkeiten, des sozial Verantwortbaren und als 

Störung des Verhältnisses zwischen politischer Führung und Bürokratie begrif­

fen. Die demzufolge von dieser Seite vorgeschlagene Krisenstrategie gipfelt in der 

Forderung nach Rückkehr zur „Normalität", worunter ebenso eine rationale Ver­

waltung wie die Wiedereinsetzung der Ministerialbürokratie in ihre überkom­

menen Rechte und Funktionen begriffen wird. Die Krise ist hier wesentlich mit 

der „Krise des Beamtentums" identisch101. 

Auch die Vertreter der neuen Bürokratien des Vierjahresplans diagnostizierten 

einen Mangel an Ordnung und Leistung im Steuerungssystem, der sich ihnen 

freilich als Defizit an planmäßiger Wirtschaftsführung darstellt. Ihre Krisen­

strategie zielt deshalb auf eine Erweiterung der Steuerungsinstrumente und 

-kapazitäten unter Umgehung der als umständlich und ineffektiv angesehenen 

Fachressorts. Die angestrebte Steigerung der Effizienz soll durch die Schaffung 

einer zentralen Wirtschaftsbehörde erreicht werden, der die Aufgabe zugedacht 

ist, einen „zeitlich, räumlich, mengenmäßig einheitlich ausgerichteten Plan" 

100 Einleitung, S. 216; vgl. etwa Dietmar Petzina, Grundriß, S. 741. 
101 Vgl. etwa Dokumentation, S. 193, 203 ff., 372, 513, 532 f., 593, 649, 884, 879. Zur Krise 

des Beamtentums vgl. Anm. 8. 
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aufzustellen und durchzusetzen. Es ist von einer Planung auf weite Sicht und 
der Konzentration aller Kräfte die Rede. Auch hier wird eine Anpassung an das 
Mögliche angestrebt, aber unter Ausschöpfung aller Ressourcen und Reserven, 
bei totaler Ausrichtung auf das jeweilige Ziel. Man könnte von einer dynamischen 
vorwärtsdrängenden Krisenstrategie sprechen, die ihrerseits Ursache von Störun­
gen und Anormalitäten war und Krisenwirkungen erzeugte102. 

Das Krisenbewußtsein der nationalsozialistischen politischen Führung hat sich 
nur begrenzt an realen Vorgängen und Prozessen entwickelt. Einstellungen und 
biographisch bedingte Vorprägungen gewinnen vielmehr größere Bedeutung als 
üblicherweise vorauszusetzen ist. Dies gilt vor allem für Hitler. Die Angst des 
bis in die Mitte seines Lebens vom sozialen Abstieg bedrohten Kleinbürgers Hitler 
vor den unteren Schichten, die Mischung aus Haß und Bewunderung für die 
organisierte 'marxistische' Arbeiterschaft, die Schlußfolgerungen, die er in der 
Kampfzeit aus dem Zusammenbruch im Ersten Weltkrieg zog, sind wesentliche 
Motive seines späteren Handelns geworden103. Mason hat diesen Komplex unter 
dem Gesichtspunkt des Novembersyndroms zu Recht thematisiert104. 

Da Hitler den Krieg seit der Machtergreifung anstrebte und damit das Risiko 
einer Wiederholung der Novemberereignisse prinzipiell gegeben war, scheint es 
zur Herausbildung einer antizipatorischen Krisenstrategie bei der politischen 
Führung des Dri t ten Reiches gekommen zu sein, in der die Arbeiterklasse eine 
entscheidende Rolle spielte. Nach der Zerschlagung ihrer politischen und ge­
werkschaftlichen Organisationen war diese Krisenstrategie vor allem auf die Ver­
meidung sozialer Unruhe abgestellt, was durch sozialstaatliche Leistungen, durch 
propagandistisch-ideologische Beeinflussung und durch Terror gewährleistet 
werden sollte. Je näher der Krieg, der Fall X dieser Krisenstrategie, rückte, desto 
wichtiger mußte es werden, ob diese Instrumente griffen. 

Berichte über Mißstimmungen in der Arbeiterschaft, über Unruhe und Un­
zufriedenheit, über spontane Arbeitsniederlegungen etc. konnten deshalb eine 
alarmierende Wirkung haben, und zwar unabhängig davon, ob sie nun repräsen­
tativ waren oder nicht. Es ist anzunehmen, daß die Ministerialbürokratie diese 
Wirkungen ihrer Berichte ins Kalkül zog. Leider sind Angaben darüber, ob ihre 
Rechnung aufging, nicht zu machen. Oft wurden die Berichte nicht einmal ge­
lesen und drangen jedenfalls selten zu Hitler vor105. Die Erfolgsberichte' der 
Gestapo über die Verhaftungen und die insgesamt zurückgehende Tätigkeit der 
illegalen Gruppen dürften zudem dazu beigetragen haben, das Unsicherheits-
gefühl der Führung zu mildern. 

102 Vgl. Dokumentation, S. 463 f., 521 ff., 529 ff., 532 ff., 747 ff. 
103 Vgl. h ierzu He l lm u th Auerbach, Hi t lers politische Lehr jahre und die Münchener Gesell­

schaft 1919-1923, in dieser Zeitschrift 25 (1977), S. 1 ff. 
104 Einleitung, S. 15 ff. 
105 Dies traf selbst für die direkt an die Reichskanzlei gerichteten Berichte des Arbeitsmini­

sters über die Lage auf dem Arbeitsmarkt nicht immer zu. Vgl. etwa Dokumentation, S. 194. 
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Es leuchtet dennoch ein, daß das Vorwärtsgehen und Wiederzurückweichen 

der politischen Führung in der Arbeiterpolitik mit dieser Krisenstrategie zu­

sammenhängt. Dies dürfte insbesondere für das Schicksal der Kriegswirtschafts­

ordnung vom 4. September 1939 gelten. Eine Politik des generellen Lohnabbaus, 

wie sie das zwischen den Ressorts ausgehandelte Verordnungswerk vorsah, stellte 

angesichts der ökonomischen, sozialen und psychologischen Unwägbarkeiten des 

,Kriegsstoßes' ein hohes Risiko dar. Sie wurde deshalb bis Mitte November in 

wesentlichen Punkten zurückgenommen. Gerade der von Mason herausgearbeitete 

Zusammenhang zwischen der zweiten Abschwächung der restriktiven Bestimmun­

gen dieser Verordnung am 10. November und dem damals gerade auf den 19. No­

vember festgesetzten Angriffstermin für die Invasion in Frankreich spricht für 

diese Deutung106 . Es kann wohl kein Zweifel daran bestehen107, daß Hitler und 

seinen engsten Vertrauten bewußt war, was es hieß, ein Volk in den Krieg zu 

zwingen, das vor kaum mehr als zwanzig Jahren einen Weltkrieg mit nach­

folgender Inflation durchlitten, das vor nicht einmal zehn Jahren die größte 

ökonomische Krise des Kapitalismus erlebt, das deren Folgen gerade eben über­

wunden hatte und das seit nunmehr drei Jahren unter dem angespannten Arbeits­

druck der Rüstungskonjunktur stand. Man mag deshalb in diesem Zusammen­

hang, wie Mason es tut, vom „dumpfen Zwang von unten" sprechen können108, 

wenn man im Immanenzzusammenhang des Krisenbewußtseins der politischen 

Führung verbleibt. Eine Artikulation, die machtpolitisch relevant geworden wäre 

und in diesem Sinne „Zwang" ausgeübt hätte, kam nicht zustande. Es war das 

wache Bewußtsein der Führung für unwägbare Psychologica in einer der schwie­

rigsten Phasen, die das NS-Regime überhaupt erlebt hat, die die Verbindung 

zwischen desintegrativen Verhaltensweisen an der Basis und der Politik des Re­

gimes direkt ohne vermittelnde Zwischeninstanz herstellte, noch bevor sie krisen­

wirksam werden konnten. 

Strukturprobleme des Systems scheinen für das Krisenbewußtsein der politischen 

Führung keine nennenswerte Rolle gespielt zu haben. Wenn Hitler im Mai 1939 

davon sprach, daß die „wirtschaftlichen Probleme" gelöst werden müßten, ver­

stand er dies offensichtlich im Sinne des langfristigen Ziels der Eroberung neuen 

Lebensraums109. Was bei Hitler und Göring allerdings vorlag, war das Bewußt­

sein dafür, daß man die forcierte Aufrüstung angesichts der schwachen Ressour­

cen Deutschlands nicht lange werde durchhalten können. Das größte kurzfristige 

Problem, das sich ihnen in diesem Zusammenhang stellte, war die Inflations-

gefahr. Dies zeigt deutlich, wie sehr die Psychologie im Vordergrund ihrer 

106 Einleitung, S. 295 f. 
107 Es ist wohl als sprachlicher Ausrutscher zu verstehen, wenn Mason in bezug auf Hitler 

folgendes formuliert: „Vorerst freilich traf er Entschlüsse, die er damals kaum für un­
populär hielt: Er entfesselte einen Eroberungskrieg." Einleitung, S. 40. 

108 Ebenda, S. 296. 
109 ADAP, Serie D, Bd. VI, S. 477. 



382 Ludolf Herbst 

Krisenstrategie stand, und ist typisch für ihr fehlendes Verständnis der realen 
Abläufe. Ein defizientes Krisenbewußtsein, das den Kriegsbeginn im September 
1939 als Flucht nach vorn erklären könnte, scheint nicht vorgelegen zu haben. 
Auch in der Ansprache Hitlers vor den Oberbefehlshabern am 22. August 1939, 
in der er die Notwendigkeit zum sofortigen Handeln begründen wollte, sprach er 
immerhin noch von einem wirtschaftlichen Handlungsspielraum von „wenige(n) 
Jahre(n)"110 . 

Krisenspezifische Verhaltensweisen müssen nicht von einem Bewußtsein be­
gleitet sein, das sich an der unmittelbaren Ursache der Krise entwickelt. Steue­
rungsprobleme etwa werden, zumal wenn ihre öffentliche Erörterung verboten 
ist oder auf sehr enge Grenzen stößt, nur von wenigen erkannt. Selbst die politi­
sche Führung besaß im Drit ten Reich nur eine ungefähre Vorstellung von ihnen. 
Krisenbewußtsein entsteht in der Regel im Zusammenhang mit sehr einfachen, 
handgreiflichen und jedem Betroffenen unmittelbar einsichtigen Folgen kom­
plexerer Vorgänge und ist entsprechend schwer zu untersuchen. Dies gilt gewiß 
auch für die Arbeiterklasse, obgleich der politisch organisierte und geschulte Teil 
der Arbeiter, der immerhin etwa die Hälfte der Lohnabhängigen ausmachte und 
im wesentlichen aus Industriearbeitern bestand, über ein sehr spezifisches Krisen­
bewußtsein verfügt haben dürfte. Es wäre interessant zu untersuchen, welche 
Verbindungen dieses Krisenbewußtsein mit der Ideologie des Nationalsozialismus 
einging und welchen Umformungen bzw. Beeinträchtigungen es angesichts der 
ökonomischen Erfolge des Dri t ten Reiches ausgesetzt war. Die Frage ist um so 
berechtigter, als es gerade die in hohem Maße organisierte Industriearbeiterschaft 
war, die mit 40 % den höchsten Prozentsatz der Arbeitslosen gestellt hatte111. 
Selbstverständlich war von einer antimodernistischen Ideologie angesichts der 
engen Zusammenhänge zwischen Industriegesellschaft und organisierter Arbeiter­
bewegung wenig Positives zu erwarten. Der Versuch des Nationalsozialismus -
zumal nach der Zerschlagung der Organisationen der Arbeiterklasse — den Klas­
sengegensatz zugunsten der 'Volksgemeinschaft' abzuschaffen, erscheint deshalb 
als anachronistisch und als von vornherein zum Scheitern verurteilt. Auf der 
Basis der nationalsozialistischen Ideologie war an die Entwicklung einer Arbeiter­
politik, die diesen Namen verdiente und integrative Wirkungen hätte entfalten 
können, wohl kaum zu denken. Schon Schoenbaum hat bemerkt, daß das Regime 
zu folgerichtiger Politik auch auf diesem Gebiet unfähig war und über „Arbeiter­
ideologie" eigentlich nicht hinausgekommen sei. Ihr spricht er freilich eine ge­
wisse Wirkung nicht ab112. Die propagandistische Verherrlichung der Arbeit 

110 ADAP, Serie D, Bd. VII, S. 168 ff.: „Wir haben nichts zu verlieren, nur zu gewinnen. Un­
sere wirtschaftliche Lage ist infolge unserer Einschränkungen so, daß wir nur noch weni­
ge Jahre durchhalten können. Göring kann das bestätigen. Uns bleibt nichts anderes übrig, 
wir müssen handeln." 

111 Für die Zahlen vgl. Einleitung, S. 57 ff. u. 89 ff. 
112 Vgl. David Schoenbaum, a. a. O., S. 110. 
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ging mit Anzeichen einer Revolutionierung der klassenspezifischen Statussymbole 

einher, deren Folgen schwer abzuschätzen sein dürften. So wurde die dem Bil-

dungs- und Besitzbürgertum vorbehaltene Erholungsreise oder das nur in diesen 

Kreisen erschwingliche Auto durch die Bemühungen der KdF für den Arbeiter 

prinzipiell erreichbar. Auch wenn Skepsis am Platz ist, können die Wirkungen, 

die hiervon ausgingen, nicht so ohne weiteres dagegen aufgerechnet werden, daß 

die KdF-Reise schließlich nur wenigen zugute kam und das KdF-Auto für den 

zivilen Bedarf nicht mehr gebaut wurde, wie Mason das tut113. 

Mason vernachlässigt die Sozial- und Gesellschaftsideologie überhaupt, weil er 

meint, einer Ideologie könne keine Wirkungsmacht zugesprochen werden, der die 

realen Prozesse so offensichtlich zuwiderliefen und die nicht den geringsten Ver­

such machte, sie aufzuhalten. Hierbei wird freilich übersehen, daß die Ideologie 

des Nationalsozialismus ein Produkt der Brüche und Risse ist, die entstanden, als 

die Industriegesellschaft den Boden der traditionalen Gesellschaftsformationen 

aufbrach. Als pervertierter Ausdruck rückwärtsgewandter Sehnsüchte stellt sie 

eine primitive Antwort auf elementare Lebensängste dar, die dieser Prozeß her­

vorrief. Die unbestimmten Sehnsüchte, die in der Ideologie eine verschwommene 

Gestalt annahmen, waren nicht zu verwirklichen und änderten nichts an der 

Wirklichkeit, entbehrten aber nicht des Wirklichkeitsbezuges. So betrachtet, be­

standen zwischen Ideologie und Wirklichkeit nicht nur Widersprüche, sondern 

griff hier auch ein Rad in das andere. Das Regime produzierte gewissermaßen 

die Anlässe für ideologische Kompensationen laufend selber. „Was die Dinge 

zusammenhält", so formuliert Schoenbaum einmal, „war eine Kombination von 

Ideologie und sozialer Dynamik auf einer Grundlage von Charisma und Ter­

ror"114. 

I n welchem Umfang die Machthaber die Ideologie gerade im sozialen Bereich 

funktional einsetzten, wird am Ausmaß der hierüber öffentlich geführten De­

batten deutlich. So hat Schoenbaum seine im Detail Mason vieles vorwegneh­

mende Analyse im wesentlichen auf publiziertem Quellenmaterial aufbauen 

können. „Die Probleme der Landwirtschaft, des Mittelstandes und der Industrie­

arbeiter", so stellt er fest, „wurden zwar im Nebel ideologischer Phrasen ausge­

droschen; aber man stritt sich immerhin öffentlich um sie. Es ist wohl kaum über­

trieben zu sagen, daß man alles Wesentliche darüber allein aus den gesammelten 

Ausgaben des Völkischen Beobachters und aus den Statistischen Jahrbüchern 

erfahren kann."115 Unter dem Ansturm des Nationalsozialismus veränderte sich 

die deutsche Gesellschaft. Auch wenn ihr jeweiliger Ist-Stand in diesem Verän­

derungsprozeß schwer zu beschreiben ist, wird eines durch Schoenbaums Ansatz 

doch deutlich: die Gesellschaft im Drit ten Reich kann weder allein von der Ideolo­

gie des Nationalsozialismus her analysiert, noch allein als Industriegesellschaft 

113 Einleitung, S. 185 ff. 
114 David Schoenbaum, a. a. O., S. 339. 
115 Ebenda, S. 23. 
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zureichend begriffen werden. I n einem amerikanischen Buchtitel ist der Ver­
wunderung über das Gesellschaftsbewußtsein des Nationalsozialismus einmal mit 
der Feststellung „they thought they were free" Ausdruck verliehen worden116. 
Auch wenn feststeht, daß dies alles andere als eine gültige Beschreibung für das 
Bewußtsein der vom Nationalsozialismus Beherrschten und Unterdrückten sein 
kann, deutet sich in dieser Formulierung dennoch an, welche Welten zwischen 
der zum Bewußtsein ihrer Identität gelangten westlichen Industriegesellschaft 
und der deutschen Gesellschaft unter dem Nationalsozialismus lagen, die — auf 
dem Wege zu einer neuen Ich-Identität — nicht nur von einer Turbulenz in die 
andere geriet, sondern auch erstaunliche Bewußtseinsverirrungen umschloß. 

Sichere Aussagen darüber, ob die Schwierigkeiten, die aus ungelösten oder 
vertagten Steuerungsproblemen in vielen Sektoren der Wirtschaft entstanden und 
mit sozialen Desintegrationsprozessen korrespondierten, in relevanten Teilen der 
Gesellschaft ein entsprechendes Krisenbewußtsein produzierten, können erst ge­
macht werden, wenn sich die Forschung dieses Gegenstandes intensiver annimmt. 
Aufgrund der für breite Bevölkerungsschichten bestehenden Schwierigkeiten, die 
Probleme zu erkennen, und aufgrund der relativ erfolgreichen Bemühungen des 
Regimes, sie zu verschleiern, ist Krisenbewußtsein zunächst bei denen zu ver­
muten, die über Einblicke in die Regierungspraxis verfügten oder an ihr in irgend­
einer Weise beteiligt waren. Der Ursachenherd einer Krise, die aus Steuerungs­
problemen entsteht, im politisch-administrativen System, legt dies nahe, und 
Masons Edition ausgewählter Akten scheint dies zu bestätigen. Zudem wurden 
zwischen den herrschenden Gruppierungen und Interessen im Drit ten Reich eine 
Reihe von Konflikten ausgetragen, die diesen Eindruck verstärken. Man denke an 
den Konflikt zwischen der Stahlindustrie und Göring, an die Fritsch-Blomberg-
Krise und an den passiven Widerstand des Generalstabs gegen die Ausweitung 
des Krieges durch eine Invasion Frankreichs, der sich zu einer Opposition der 
„wilhelminischen Imperialisten" ausweitete, wie Bernd Mart in formuliert hat117. 
Es mag in der Konsequenz dieses Gedankens liegen, daß die am 20. Juli 1944 
Beteiligten denselben Kreisen angehörten und in aller Regel über intime Kennt­
nisse der politischen Praxis des Regimes verfügten. 

Die in den Akten berichteten Verhaltensweisen der Arbeiterschaft und der 
Landbevölkerung, die man mit der gebotenen Vorsicht als Ausdruck sozialer Des­
integrationsprozesse verstehen kann, lassen sich nicht problemlos als Ausdruck von 
Krisenbewußtsein werten; denn sie waren nicht nur auf Fehlleistungen des Re­
gimes zurückzuführen, sondern auch unvermeidliche Begleiterscheinungen des 
Modernisierungsprozesses und boten gerade für die Arbeiter auch zahlreiche Auf­
stiegschancen. Die hohe Mobilität, ablesbar an der Landflucht und am Anstieg 

116 Milton Mayer, They Thought They Were Free, Chicago 1955. 
117 Bernd Martin, Friedens-Planungen der multinationalen Großindustrie (1933-1940) als 

politische Krisenstrategie, in: Gesch. u. Gesellsch. 2 (1976), S. 80. 
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der Belegschaften der modernen Industrien und des tertiären Sektors, lassen er­

kennen, in welchem Ausmaß sie genutzt wurden118. 

Die Frage, ob das nationalsozialistische „Herrschaftssystem" sich am Vorabend 

des Zweiten Weltkrieges in einer „allgemeinen Krise" befand, kann ohne den 

Nachweis, daß relevante Gruppen der Gesellschaft im Bewußtsein einer Krisen­

entwicklung lebten, nicht beantwortet werden; denn was unter historisch gege­

benen Bedingungen an Fehlsteuerungen eines Regimes, an öffentlichen Mißstän­

den und an Entbehrungen für den Einzelnen hingenommen wird, hängt sehr 

wesentlich davon ab, was in dieser Situation als normal angesehen wird, was 

begründbar erscheint, einsichtig gemacht, entschuldigt werden kann oder auf 

andere Weise kompensiert wird. Ein Krieg etwa oder eine gerade überwundene 

ökonomische Krise erfordern andere Legitimationen als Zeiten prosperierender 

Hochkonjunktur, setzen aber auch andere Normen. Krisen werden historisch über­

haupt nur als Abweichungen von gesellschaftlich vermittelten Normen faßbar. Es 

ist deshalb im Zusammenhang mit dem Krisenbewußtsein nach diskursiven Nor­

men zu fragen, deren Geltung gesellschaftliche Kommunikation und damit Ge­

meinschaftsbewußtsein überhaupt erst eröffnet. In Krisenzeiten verlieren sie ihre 

diskursive Geltung. 

Mason hat sich dem Normenproblem auf etwas andere Weise genähert. Er 

sucht nach einem objektiven Maßstab und glaubt, das Ausmaß der Krise an der 

Diskrepanz ablesen zu können, die das Regime zwischen Ausmaß und Tempo der 

Aufrüstung und seiner politischen Zielsetzung bestehen ließ. Als die vielfältigen 

Engpässe in der Wirtschaft die Regierung 1936/37 zum Eingreifen zwangen, 

standen nach Masons Ansicht grundsätzlich zwei „Planungsansätze" zur Ver­

fügung: man konnte das Ausmaß der Aufrüstung den vorhandenen ökonomischen 

Möglichkeiten anpassen und die Rüstungskonjunktur dadurch dämpfen, daß der 

Staat die militärischen Bedarfsträger auf den Konkurrenzkampf am Markt ver­

wies und sein Interventionsinstrumentarium nicht zugunsten der forcierten Rü­

stungsproduktion einsetzte oder erweiterte119. Man konnte aber auch versuchen, 

die forcierte Aufrüstung im Rahmen eines plan- und zwangswirtschaftlichen 

Gesamtkonzepts sicherzustellen und eine drastische Einschränkung des Konsums, 

Steuererhöhungen, eine konsequente Bewirtschaftung aller Mangelgüter und 

strenge Preis- und Lohnkontrollen zu verfügen120. Als Norm, an der er die Politik 

des Regimes glaubt messen zu können, schwebt Mason eine maximale Zweck­

rationalität im Sinne der einen oder der anderen Entscheidungsalternative vor. 

Das Regime ging bekanntlich keinen der beiden Wege. Mason erklärt das damit, 

daß einer Entscheidung unvereinbare Systemimperative entgegenstanden: die 

Notwendigkeit forcierter Aufrüstung, um den Krieg zur Erweiterung des Le-

118 Für die entsprechenden Zahlen vgl. Dokumentation, S. 1239 ff. 
119 Zum Problem der Überleitung der Wirtschaft in eine „selbsttragende Konjunktur" vgl. 

die Überlegungen von Rene Erbe, a. a. O., S. 177 ff. 
120 Einleitung, S. 263 ff. 
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bensraums führen zu können, und die Notwendigkeit, durch eine umfangreiche 

Produktion von Konsumgütern die Massenloyalität zu sichern. Das verschiebt 

freilich nur das Problem; denn im Sinne der Systemstabilität kann es durchaus 

sinnvoll sein, einen Mittelweg zu gehen. Worauf es Mason ankommt, ist die Be­

hauptung, daß der Krieg nur durch die Etablierung von Formen einer „Zentral-

verwaltungswirtschaft" adäquat vorzubereiten war121. Aufgrund der 1938 einge­

tretenen drohenden Kriegslage habe das Regime keine Möglichkeit mehr gehabt, 

den Zielkonflikt auf die alte Ar t und Weise auszubalancieren, da die normative 

Kraft des Faktischen es immer mehr drängte, der Aufrüstung die Priorität einzu­

räumen. Dennoch habe man die alte Politik einfach fortgeschrieben. Um unter 

dieser Voraussetzung das entgegenstehende Ziel der Stabilisierung der Massen­

loyalität gleichzeitig verwirklichen zu können, bedurfte man außerordentlicher 

Notwendigkeiten, z. B. des Drucks von außen. Die äußere Bedrohung mußte so 

weit wie möglich kompensatorisch an die Stelle von Radios, Kühlautomaten und 

Konsumgütern aller Ar t treten und nach der Logik ,alle in einem Boot' die Mas­

sensolidarität mit dem Regime auf einer neuen Ebene stabilisieren. Die Dyna­

mik dieser ständigen „Flucht nach vorn" führte von einem außenpolitischen 

Konflikt zum anderen und schließlich in den Krieg. Sie erklärt für Mason auch, 

warum die Verwirklichung der totalen Kriegswirtschaft erst 1942 in Angriff ge­

nommen wurde: die Etablierung von Zwangsmaßnahmen verlief umgekehrt-

proportional zum militärischen Erfolg und setzte die Bedrohung voraus. Die 

„wirtschafts- und sozialpolitischen Kriegsvorbereitungen (hinkten) immer mehr 

hinter der außenpolitischen und strategischen Entwicklung hinterher und gefähr­

deten sie"122. Es ist diese „Verzögerung" zweckrationalen Handelns, dieses Zu­

spätkommen der Vernunft, das Mason interessiert und das er als krisenhaft be­

greift. Die Norm, an der er mißt , ist die Zweckrationalität. Die Normabweichung 

soll durch Diskrepanzen und Verzögerungen beschrieben und bewiesen werden, 

die das Regime aufgrund seines durch den Klassengegensatz eingeengten Hand­

lungsspielraums zwischen Plan und Ausführung, zwischen Möglichkeiten und 

Realisierungen auf verschiedenen Ebenen bestehenlassen mußte . 

Die Norm der Zweckrationalität, deren Erfüllung durch die Etablierung einer 

Zwangs- und Planwirtschaft— Mason spricht von „Zentralverwaltungswirtschaft" 

— hätte gewährleistet werden müssen, setzt sich aus verschiedenen Elementen zu­

sammen. Mason beruft sich vor allem immer wieder auf General Thomas. Dabei 

übersieht er jedoch zweierlei. Das von Thomas vertretene Konzept der „Tiefen­

rüstung"1 2 3 , an dem er seine Kritik der Aufrüstungspolitik des Regimes orien­

tierte, war nicht an planwirtschaftliche Voraussetzungen gebunden. Es sollte 

aber vor allem nicht der Vorbereitung eines kurzen Krieges dienen, in dem die 

121 Einleitung, S. 243. 
122 Ebenda, S. 302. 
123 Georg Thomas, Tiefe und Breite der Rüstung, in: Militärwissenschaftliche Rundschau 

1937, S. 189-197. 
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Gegner in Blitzfeldzügen jeweils einzeln zu besiegen waren. Thomas glaubte an 

diese Voraussetzung bekanntlich nicht und befürchtete, ein langer Krieg gegen 

die Gegner des Ersten Weltkrieges werde sich kaum vermeiden lassen. Auf 

diesen Krieg wollte er die deutsche Rüstungswirtschaft vorbereitet wissen. 

Das Blitzkriegskonzept verband sich dagegen vielmehr mit der „Breitenrüstung". 

Mason mißt die auf den Blitzkrieg hin orientierte deutsche Rüstung also an einer 

Rationalität politischen und ökonomischen Handelns, die Voraussetzung eines 

ganz anderen Rüstungs- und Strategiekonzepts ist. Doch damit nicht genug. 

Wenn Mason von der „gebotenen zweckrationalen Bewirtschaftung", von der 

„beträchtlichen Spanne freier Reserven" spricht, versteht er dies nicht nur im 

Sinne eines fremden Rüstungskonzepts. Er glaubt vielmehr, daß es mit Hilfe von 

„volkswirtschaftliche(n) und technologische(n) Kenntnisse(n)", von „genaue(n) 

Vorarbeiten über Planungstechniken, Produktionsmethoden, Handels- und Fi ­

nanzpolitik" ganz allgemein möglich sei, die für eine Wirtschaft jeweils gege­

benen „objektiven Grenzen" festzustellen124. Daß die so definierte maximale 

Rationalität im Funktionieren eines politischen Systems eine höchst abstrakte, 

vom historischen Kontext abgelöste Norm darstellt, kann kaum übersehen wer­

den. Auch gelegentliche Hinweise auf die Erfolge der Speerschen Rüstungspolitik 

können dies nicht verdecken. Es liegt freilich in der Konsequenz dieser Normen­

konstruktion, wenn Mason die Feststellung treffen kann, das gesellschaftliche 

Konfliktpotential habe im Drit ten Reich „erst in der Phase der ,totalen Krieges' 

(seine) gefährliche Brisanz" verloren125. Auch wenn der Krisenbegriff mit dieser 

Aussage in sein Gegenteil verkehrt wird und das Speersche ,Rüstungswunder' 

gewiß nicht mit Planwirtschaft zu verwechseln ist, wird an diesem Fluchtpunkt 

der Argumentation doch etwas deutlich; denn im Zuge der totalen Kriegswirt­

schaft geriet das Regime zunehmend in den Zwang, zu erklären, worin sich der 

hohe Grad der Konzentration in der deutschen Industrie vom bekämpften ameri­

kanischen Kapitalismus und worin sich die Reglementierung von Wirtschaft und 

Gesellschaft vom. sowjetrussischen Kommunismus unterscheide. Die Propaganda, 

die den deutschen Weg als ,dritten Weg' zwischen Amerika und Rußland hinzu­

stellen versuchte, geriet in Schwierigkeiten und das Regime in eine Legitimations-

krise, die den Sinn des Weiterkämpfens in Frage zu stellen drohte. Obgleich die 

Nationalsozialisten weder mit einer Staatstheorie noch gar mit einer Wirtschafts­

vorstellung angetreten waren, die sich hätte konkretisieren lassen, hatten sie doch 

versucht, Feindbilder zu errichten. Der liberalkapitalistische und der planwirt­

schaftliche Weg waren immerhin verworfen worden und damit Grenzen gezogen, 

die ohne Bruch der Glaubwürdigkeit auf Dauer nicht überschritten werden konn­

ten. Es trifft deshalb einen Aspekt der Wirklichkeit im Drit ten Reich, wenn 

Milward mit Bezug auf die Lage, die 1944 eintrat, bemerkt: Dem strategischen 

124 Einleitung, S. 243 ff. 
125 Einleitung, S. 262. 
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Ziel der Verteidigung gegen einen Feind (ist) nicht gedient, wenn durch die an 

die Wirtschaft gestellten Anforderungen das soziale und politische System so ver­

ändert wird, daß es dem, welches es ursprünglich zu verteidigen galt, nicht mehr 

gleicht."126 Damit ist eine normative Grenze angedeutet, die es fraglich erschei­

nen läßt, ob das Regime in der historischen Situation der Vorkriegszeit die plan­

wirtschaftliche Alternative überhaupt besaß, wollte es seine Identität nicht auf­

geben und seine Herrschaft gefährden. Ohne die Konsensusgrundlage einer Ge­

sellschaft zu analysieren, das mag sich hier immerhin andeuten, kann eine Unter­

suchung, die sich am Krisenbegriff orientiert, nicht auskommen. 

Versucht man ein Fazit aus den bisherigen Beobachtungen und Überlegungen 

zu ziehen, so ist vorab zweierlei festzustellen: 1. Die Untersuchung von histori­

schen Prozessen unter Verwendung des Krisenbegriffs setzt eine begriffliche Ver­

gewisserung voraus. Da die Schwierigkeiten während der Phase der forcierten 

Aufrüstung nicht primär ökonomischen und sozialen Ursprungs waren, sondern 

sehr wesentlich aus Steuerungsproblemen des politisch-administrativen Systems 

entstanden, liegt es nahe, diese begriffliche Vergewisserung unter Einbeziehung 

der Ergebnisse der Systemtheorie vorzunehmen. Dabei ist der Begriffsrahmen so 

weit zu ziehen und so genau zu entwickeln, daß die wesentlichsten Funktions-

bereiche des nationalsozialistischen Herrschaftssystems auf ihr Funktionieren hin 

befragt werden können. Eine Begriffsverwendung, die diffusen und unkontrollier­

ten umgangssprachlichen Einflüssen ausgesetzt bleibt, kann dies nicht leisten. 

2. Je kürzer der untersuchte Zeitraum und je enger der Blickwinkel ist, desto 

feinmaschiger müssen die Begriffe differenziert, desto präziser die Fragen gestellt 

werden. Rückschlüsse auf die gesamtgesellschaftliche Entwicklung werden durch 

eine solche Nahanalyse des Gegenstandes allerdings erschwert. Das Blickfeld muß 

deshalb eine Erweiterung erfahren, die durch eine Kombination von Quer- und 

Längsschnittanalysen zu erreichen ist. Werden krisenhafte Erschütterungen in 

Teilbereichen eines Systems diagnostiziert, so hat man sowohl ihren seismogra­

phischen Wellen zu folgen als auch ihren intraterristischen Ursprüngen nachzu­

forschen, um ihre Bedeutung für das Gesamtsystem ermessen zu können. Die 

Analyse m u ß die engen Grenzen kurzfristiger Verläufe sprengen. Ein Urteil 

darüber, ob ein historischer Prozeß als Krise zu bezeichnen ist oder nicht, bleibt 

ohne diese Voraussetzung hypothetisch. 

Die bisher vorliegenden Forschungsergebnisse lassen den sicheren Schluß, daß 

sich die innere Lage des nationalsozialistischen Deutschland am Vorabend des 

Krieges so weit zugespitzt hatte, daß man von einer allgemeinen Krise des Systems 

sprechen kann, nicht zu. Dies kann nicht verwundern; denn solange Unter­

suchungen fehlen, die einen differenzierten Krisenbegriff zu Grunde legen, bleibt 

es dem Zufall überlassen, ob sich unter anderen Fragestellungen erzielte For-

126 Alan S. Milward, Der Zweite Weltkrieg, S. 41. 
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schungsergebnisse diesem systematischen Zugriff im Nachhinein fügen. Das war 

die Grundschwierigkeit der vorliegenden Betrachtung. So viel freilich ließ sich 

erkennen: die Dynamik des Nationalsozialismus, der Modus der Veränderung, 

dem die Gesellschaft seit 1933 unterworfen wurde, können mit Hilfe eines am 

Gegenstand ausdifferenzierten Begriffsgitters, das die Isolierung krisenanfälliger 

Systemfunktionen erlaubt, genauer bestimmt und verortet werden. Bei der Anti­

zipation eines solchen Verfahrens entstand der Eindruck, daß die Vielzahl an 

Friktionen, Konflikten und krisenhaften Erscheinungen, die sich in den Inter-

dependenzbeziehungen der Funktionsträger des politisch-administrativen Systems 

nachweisen lassen, nicht in die gleiche Richtung wirkten. Die wuchernde Vermeh­

rung von Funktionsträgern, deren Kompetenzen nicht klar gegeneinander abge­

grenzt waren, bewirkte nicht nur eine Erschwerung rationaler Entscheidungs-

abläufe und Handlungsvollzüge, sondern stellte auch eine außerordentliche, punk­

tuell wirksam werdende Effizienz sicher, über die politische Systeme normaler­

weise nicht verfügen können. Die Partikularisierung der Reichsgewalt produzierte 

nicht nur gegenläufige Steuerungsimpulse, sondern schuf auch sekundäre Stabili­

sierungen, weil Sondergewalten dazu neigen, Sonderverantwortungen auszu­

bilden. Da sich die Partikularisierungen auf das soziokulturelle Subsystem über­

trugen, bildeten sich auch hier Gruppeninteressen heraus, wurden traditionelle 

Solidaritäten erschüttert. Das vielfältige Gegeneinander führte zu ständigen 

Reibereien, legte den Grund für Spannungen und Konflikte, erschwerte aber auch 

ihre zielgerichtete Dynamisierung. Angesichts einer weitgehend suspendierten 

Systemkommunikation häufte sich auch das Krisenpotential partikular an. 

Je stärker Sondergewalten und Gruppeninteressen in einem System ausgebildet 

sind, desto weniger kann sich eine Analyse, die nach der Krisenanfälligkeit dieses 

Systems fragt, auf eine Klasse oder Gruppe innerhalb der Gesellschaft beschrän­

ken. So m u ß jeder zu direkte Zusammenhang zwischen Steuerungsproblemen im 

Bereich der Arbeiterpolitik und sozialen Desintegrationsprozessen im Einzugs­

gebiet der Arbeiterklasse als fragwürdig erscheinen, da sich zeigen läßt, daß 

gleichartige Steuerungsprobleme auch in anderen Bereichen des politisch-admini­

strativen Systems zu verzeichnen waren, wo weder Massendruck noch Rücksichten 

auf die Arbeiterschaft geltend gemacht werden können. Ein direkter Zusammen­

hang zwischen Steuerungsproblemen im politisch-administrativen System und 

Desintegrationsprozessen im soziokulturellen Subsystem ist bisher nur für diejeni­

gen Teile der traditionellen Eliten in Verwaltung, Wirtschaft und Wehrmacht 

nachzuweisen, bei denen sich die unmittelbare Einsicht in die Steuerungsprobleme 

mit einer Schmälerung ihrer Machtpositionen und einer existentiellen Verunsiche­

rung koppelte. Hier zeitigten die Steuerungsprobleme zumindest Bewußtseins­

veränderungen, die bestandskritisch werden konnten, solange das Regime auf die 

Mitarbeit dieser Gruppen angewiesen war. Staats- und Obrigkeitsdenken, Ge­

horsam, Loyalitätsgefühle und Verantwortungsbewußtsein standen einer Um­

setzung in entsprechende Verhaltensweisen freilich lange Zeit entgegen. Dort wo 

eine grundsätzliche Einsicht in die Steuerungsproblematik nicht vorausgesetzt 
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oder nachgewiesen werden kann, was für den überwiegenden Teil der Gesellschaft 

gelten dürfte, bleibt man auf die Analyse der ambivalenten Wirkungen, die die 

Steuerungsleistungen und -fehlleistungen hervorriefen, angewiesen. Selbst wenn 

sich der Eindruck bestätigen sollte, daß die nationalsozialistische Führung ihre 

Steuerungsmaßnahmen sehr wesentlich von Rücksichten auf die Arbeiterklasse 

oder — diffuser, aber wahrscheinlicher — auf das Volk bestimmen ließ und soziale 

Spannungen deshalb sorgfältig registrierte, heißt das nicht, daß diese auch objek­

tiv als Krisenindikatoren anzusehen wären. Eine Krise liegt nicht deswegen vor, 

weil die politische Führung ihr Handeln an einer Kampf- und Krisenideologie 

orientiert. 

E in Interdependenzzusammenhang zwischen Steuerungsproblemen, sozialen 

Spannungen und Krisenbewußtsein ist überhaupt schwer nachzuweisen. Durch 

Querschnittsanalysen gelingt dies in aller Regel nicht. Der Begriff der Krise, der 

doch immer nur die Zuspitzung eines sich seit langem vorbereitenden Prozesses 

meinen kann, verlangt die Analyse vertikaler Entwicklungslinien. Eine solche 

Vertikallinie wird unbestreitbar durch die klassenkämpferischen Traditionen der 

Arbeiterschaft bezeichnet. Die hiervon geprägten Handlungs- und Denkmuster 

überdauerten das Ende von Gewerkschaften und Arbeiterparteien und ließen sich 

nur sehr partiell in ein System integrieren, das die kapitalistische Wirtschafts­

struktur unberührt ließ und eine arbeiterfeindliche Wirtschaftspolitik betrieb. 

Die geringfügigen materiellen Verbesserungen, die während der Hochkonjunktur 

durchgesetzt werden konnten, waren freilich nicht nur den Kampfmethoden der 

Arbeiter, sondern auch den Abwerbepraktiken der Unternehmer und den Profilie-

rungsversuchen örtlicher DAF-Funkt ionäre zuzuschreiben. Ihre quantitativen 

Auswirkungen beeinträchtigten die Wirksamkeit der Steuerungsinstrumente 

kaum. 

Fragt man allgemeiner nach wirksamen Handlungs- und Denkmustern, nach 

geltenden Normen und suspendierten Wertvorstellungen, kurz nach der Konsen­

susgrundlage der Gesellschaft, so kann man von der großen politischen und öko­

nomischen Krise, die dem Nationalsozialismus voraufging, nicht absehen. Jede 

Längsschnittanalyse muß auf die Wirkungen dieses Prozesses stoßen. Wenn man 

nach der Krise des nationalsozialistischen Herrschaftssystems fragt, ist die Frage 

nach der „Krise des liberalen Systems" (E. Nolte) nicht zu umgehen; denn haben 

wir es nicht zunächst mit dem Problem der Erweiterung der Steuerungskapazitäten 

des politisch-administrativen Systems zur Überwindung dieser Krise zu tun? Einem 

Problem, das sich schon vor der Machtergreifung abzeichnete und dessen Lösung 

zuvor angebahnt worden war? Die Nationalsozialisten traten in diesen Prozeß 

der Krisenüberwindung ein, ohne über ein praktikables Sachprogramm zu ver­

fügen. Dennoch beseitigten sie die Symptome der Krise mit Mitteln, mit denen 

eine sachadäquate Problemlösung tatsächlich hätte angestrebt werden können. 

Ihre Konzeptions- und Verantwortungslosigkeit kombiniert mit dem Zwang zur 

Herrschaftssicherung erleichterte die opportunistische Übernahme vorhandener 

Pläne. Das illusionäre Ziel der Eroberung neuen Lebensraumes und die in seinem 
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Interesse sofort angestrebte Wiederaufrüstung ließ sie das gegebene Instrumen­

tar ium in der notwendigen Weise ausbauen und mit dem erforderlichen Nach­

druck handhaben. Paradoxerweise bleibt zweifelhaft, ob die vorangegangenen 

Regierungen hierzu bereit gewesen wären. 

Daß der Prozeß der Ausweitung der Steuerungskapazitäten erst 1936/37 zu 

Konflikten innerhalb des Herrschaftssystems führte, zeigt, wie tiefgreifend der 

Normenkonsens erschüttert worden war, auf dem das liberale System in Deutsch­

land beruht hatte, wie sehr der Eindruck vorherrschte, das privatkapitalistische, 

bürgerliche Wirtschafts- und Gesellschaftsgefüge habe sich einer komplexen Um­

welt gegenüber nur noch durch die Absprengung des politischen Liberalismus 

behaupten können, und wie weit die Auffassung reichte, das Regime strebe auf 

dem Boden des „totalen Staates" (C. Schmitt) tatsächlich eine Lösung der Proble­

me an, die die Krise des Liberalismus hinterlassen hatte. 

Die weitere Ausdehnung der Steuerungskapazitäten im Zuge der forcierten 

Aufrüstung war freilich nicht mehr mit den alten Argumenten zu begründen. Sie 

begegnete Erwartungshaltungen, die sich an der Vorstellung von einem Einpen­

deln in einen ,normalen' Entwicklungsgang orientierten. So sehr in diesem Trend 

die depravierten Normen des Liberalismus ihre unterschwellige Weiterexistenz 

beweisen mochten, so sehr kommt hier doch auch eine generelle Konfliktlinie in 

den Blick. Sie ist bis zum Ende des Krieges nachweisbar und hat etwas mit der 

Unmöglichkeit zu tun, die permanente Suspendierung der Normalität auf Dauer 

zu legitimieren. Dieser Konfliktlinie sind so heterogene Verhaltensweisen zuzu­

rechnen wie der passive Widerstand der Arbeiterschaft, die Opposition von Offizie­

ren, Beamten und selbst SS-Leuten, die Hortung von Rohstoffen für Friedens­

zwecke durch Unternehmer und die Hintertreibung der Maßnahmen des totalen 

Krieges durch einzelne Gauleiter. 

Diese „Krise des Bewußtseins", die ein Beweis für den bedingten Veränderungs-

willen ist, mit dem selbst alte Kämpfer und treue Nationalsozialisten ihrem 

Führer folgten, scheint etwas damit zu tun zu haben, daß der Nationalsozialismus 

keine Sachantwort auf die Krise des liberalen Systems zu finden versuchte und das 

Gesamtsystem zu Gunsten kurzfristiger Effizienz einem Verfalls- und Auszeh­

rungsprozeß aussetzte. Dies kam in seiner Konsequenz einem Abbrennen der 

Schiffe gleich und zwang das Regime zu tun, was es sich vorgenommen hatte: zu 

expandieren und seine Antwort auf die Krise des liberalen Systems in einer Ge­

neralbereinigung der Landkarte Europas zu suchen. Der Einwegcharakter dieser 

Politik zwang zum Erfolg. Ohne eine Analyse der Kategorie des Erfolges natio­

nalsozialistischer Politik ist eine Antwort auf die Frage nach der Krise des Systems 

deshalb nicht zu geben. Dabei ist nicht nur zu berücksichtigen, daß im Erfolg die 

Kompensationsmechanismen für die oben angedeutete Krise des Bewußtseins zu 

suchen sind, sondern auch danach zu fragen, welche Relationen zwischen dieser 

Kategorie und den Steuerungsproblemen im politisch-administrativen System 

herzustellen sind. Es ist schließlich zu untersuchen, wie es kommt und welche Be­

deutung es hat, daß eine Kapazitätsausweitung der Steuerungsmittel bis in die 
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letzten Sommermonate des Jahres 1944 hinein immer eine Antwort auf Miß­

erfolge darstellte. 

Die Kurzatmigkeit der in immer kleineren Abständen propagierten Maßnah­

men zum totalen Krieg, die schrillen Propagandafanfaren, die sie begleiteten, 

und der Terror, der ihre Durchführung immer weniger sichern konnte, sind trotz 

des sogenannten „Rüstungswunders" freilich ein Indiz dafür, daß die Ausweitung 

der Steuerungsinstrumente ihre systemstabilisierende Funktion zunehmend ein­

büßte. Interessanterweise wuchs 1944 auch unter den Anhängern des Regimes 

das Bewußtsein, daß der Weg in den totalen Krieg eine im Sinne der System­

stabilisierung höchst fragwürdige Konsequenz darstellte. Eine Rückbesinnung 

auf die „positiven" Werte des Nationalsozialismus, wie sie in der Abwehr alliier­

ter Neuordnungsvorstellungen und zur Integration der auseinanderdriftenden so­

zialen Gruppen versucht wurde, entbehrte freilich der Substanz. Die Alternative 

einer autochthonen Sachantwort auf die Krise des liberalen Systems, die das Deut­

sche Reich vor dem Untergang hätte bewahren können, bestand nicht mehr. Auch 

der am 20. Juli gescheiterte Versuch, das überkommene Gesellschaftssystem, was 

immer man sich darunter noch vorstellen konnte, durch Absprengung der be­

lasteten Nazi-Clique aus der Krise zu führen, in die es durch die militärische Lage 

gebracht worden war, wäre hier auf seine Grenzen gestoßen, sofern er sich nicht 

zuvor schon im parasitären Institutionennetz des nationalsozialistischen Systems 

verfangen hätte. 
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HANS-JÜRGEN GRABBE 

D I E D E U T S C H - A L L I I E R T E KONTROVERSE 

U M D E N G R U N D G E S E T Z E N T W U R F I M F R Ü H J A H R 1949 

Als am 2. Juni 1948 die Londoner Sechs-Mächte-Konferenz zu Ende ging, waren 

die Weichen gestellt, um die westlichen Besatzungszonen Deutschlands langfristig 

in die Gemeinschaft der demokratischen Staaten Europas und Nordamerikas zu 

integrieren. Das antagonistische System der Nachkriegszeit, das für die Welt­

politik der nächsten zwanzig Jahre bestimmend werden sollte, hatte nach dem 

Prager Umsturz und dem Auszug der Sowjetunion aus dem Alliierten Kontrollrat 

scharfe, nicht länger zu ignorierende Konturen angenommen1. Die politisch in­

stabile und wirtschaftlich prekäre Lage der meisten westeuropäischen Staaten an­

gesichts der als sehr real empfundenen Bedrohung durch die Politik der Sowjet­

union und die kommunistische Ideologie ließ die Vereinigten Staaten eine Stra­

tegie entwickeln, die hier mit den Stichworten Truman-Doktr in , Marshall-Plan 

und Nordatlantikpakt nur angedeutet werden soll2. Die erkennbar gewordene 

Zweiteilung Europas — von Churchill schon 1946 konstatiert — zwang schließlich 

auch Frankreich, seine retardierende Hal tung in der Deutschlandpolitik zu über­

prüfen3. Politische Einsicht und wirtschaftliche Notwendigkeit gleichermaßen 

führten Ende 1948 zum Einlenken Außenminister Bidaults. Der Verzicht auf 

eine Staatenbundlösung gab den Weg zur Gründung der Bundesrepublik Deutsch­

land endgültig frei. 

Die konstitutionelle und institutionelle Ausgestaltung des neuen Staatswesens 

sollte weitgehend Sache der deutschen Politiker sein. Entsprechend sparsam waren 

die Hinweise im Abschlußkommunique der Sechs-Mächte-Konferenz: Die Re­

gierungsform müsse föderalistisch sein („federal form of government"); auf kei­

nen Fall dürfe es zur Wiedererrichtung eines zentralistischen Staates kommen. 

Eine ausreichende Zentralgewalt („adequate central authority") sei allerdings er­

forderlich4. Weitergehende Aussagen waren auch in den Instruktionen der Mili-

1 Vgl. Hans-Peter Schwarz, Die außenpolitischen Grundlagen des westdeutschen Staates, in: 
Richard Löwenthal u. Hans-Peter Schwarz (Hrsg.), Die zweite Republik. 25 Jahre Bundes­
republik Deutschland - eine Bilanz, Stuttgart 1974, S. 27-63, hier S. 36 ff. 

2 Die Relevanz dieser Bedrohung und die Interdependenz von Aktion und Reaktion im Kal­
ten Krieg ist seit Jahren Gegenstand einer lebhaften historisch-politischen Kontroverse. 
Vgl. dazu neuerdings Helmut Handzik, Die Revisionismus-Debatte in den Vereinigten Staa­
ten. Die Auseinandersetzung über die Ursachen des Kalten Krieges, Ebenhausen 1974. 

3 Vgl. Gilbert Ziebura, Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945. Mythen und Rea­
litäten, Pfullingen 1970, S. 46. 

4 Abgedruckt in: The Department of State (Hrsg.), Germany 1947-1949. The Story in Doc-
uments, Washington 1950, S. 76-78. Zu den Londoner Verhandlungen der drei Westmäch-
te und der Benelux-Staaten vgl. Siegmar Rothstein, Die Voraussetzungen der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland 1947/49, Eichholz 1969 (= Untersuchungen und Beiträge zu 
Politik und Zeitgeschehen). 
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tärgouverneure für die westdeutschen Ministerpräsidenten, die am 1. Juli 1948 

in Frankfurt übergeben wurden (Frankfurter Dokumente), nicht enthalten5. 

Der Verzicht auf detaillierte Anweisungen erklärt sich unter anderem aus der 

Anwendung des Prinzips der „indirect rule". Hinzu kam, daß man den jungen 

Staat nicht mit der Hypothek einer oktroyierten Verfassung belasten wollte. Die 

Politiker des neuen deutschen Staates sollten keine Handlungsgehilfen der Alli­

ierten sein, sondern im Rahmen der durch ein Besatzungsstatut zu setzenden 

Grenzen Handlungsfreiheit erhalten und Autorität demonstrieren6. Schließlich 

muß auch bedacht werden, daß die Londoner Empfehlungen den kleinsten ge­

meinsamen Nenner bildeten, auf den sich die unterschiedlichen Staatsauffassun­

gen der Amerikaner, Briten und Franzosen vereinen ließen. 

Am 1. September 1948 nahm der Parlamentarische Rat in Bonn seine Bera­

tungen auf. Als den Militärgouverneuren in den folgenden Wochen deutlich 

wurde, daß halboffizielle Gespräche zwischen alliierten Verbindungsoffizieren und 

deutschen Politikern nicht ausreichten, dem Grundgesetz die gewünschten Inhalte 

zu geben, veröffentlichten sie die Beurteilungsrichtlinien, die sie von ihren Re­

gierungen erhalten hatten, in Form eines Aide-Mémoire7 . Das Dokument wurde 

dem Parlamentarischen Rat am 22. November übergeben, während der Haupt­

ausschuß bereits den Entwurf des Grundgesetzes zur ersten Lesung vorliegen 

hatte. Der wichtigste Punkt des Aide-Mémoire war die Forderung nach einem 

Zweikammersystem, das „in möglichst hohem Grade" ausgebildet zu sein habe. 

Eine der beiden Kammern müsse die einzelnen Länder vertreten und mit genü­

gend Befugnissen versehen sein, um deren Interessen wahren zu können. 

Diese Erläuterung war immer noch sehr allgemein gehalten. Auch waren die 

zwischen den deutschen Parteien umstrittenen kultur- und finanzpolitischen Fra­

gen nicht eindeutig genug angesprochen worden. Der Vorsitzende des Parla­

mentarischen Rates, Konrad Adenauer, nahm deshalb die für den 16. Dezember 

angesetzte Besprechung einer Ratsdelegation mit den Militärgouverneuren zum 

Anlaß, auf die deutschen Meinungsverschiedenheiten hinzuweisen8. Aus Ade-

5 Instructions from Military Governors of U. S., U. K., and French Zones to German 
Ministers-President, 1. 7. 1948, Document One, in: Germany 1947-1949, S. 275. 

6 John Gimbel, American Military Government and the Education of a New German Leader-
ship, in: PSQ 83 (1968), S. 248-267, besonders S. 266, beschreibt das Schwanken der Mili­
tärregierung zwischen „agent-type" und „natural-type leadership": „Americans obviously 
hoped or expected to have it both ways in the end: a ,natural', democratically-based, 
constitutionally responsible leadership that generally supported American policy and 
accepted the same definition of necessity that Americans did, even though they might dis-
agree on details." 

7 Abgedruckt in: Germany 1947-1949, S. 278, und in: The Department of State (Hrsg.), 
Foreign Relations of the United States (künftig zitiert: FRUS), 1948, Bd. II: Germany 
and Austria, Washington 1973, S. 442 f. Vgl. auch John Ford Golay, The Founding of the 
Federal Republic of Germany, Chicago 1958, S. 94. 

8 Sitzungsprotokoll: FRUS, 1948, II, S. 641-644. Vgl. auch die Sitzungsnotizen Robert 
Murphys (Politischer Berater Clays), ebenda, S. 644-646. 
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nauers Äußerungen entwickelte sich die „Frankfurter Affäre", denn die SPD-
Fraktion warf ihm vor, den Alliierten Interna aus dem Parlamentarischen Rat 

zur Kenntnis gebracht zu haben, ohne dazu ermächtigt gewesen zu sein. Man 

nahm an, er habe einen Schiedsspruch zugunsten der christdemokratischen Ver­

fassungsvorstellungen erwirken wollen9. Adenauer sah (in Paul Weymars Wor­

ten) „nichts Ehrenrühriges darin, die Gouverneure über die deutschen Schwie­

rigkeiten ins Bild zu setzen"10. Den Vorwurf, er habe die Alliierten zu Schieds­

richtern machen wollen, wies er zurück. Falls Adenauer tatsächlich die ihm unter­

stellte Taktik verfolgt haben sollte, blieb sie ohne Konsequenzen. Zwar erklärte 

General Koenig als Sprecher der Militärgouverneure in einer weiteren Sitzung 

am folgenden Tag, die vorgesehene Verteilung der Steuererhebungskompetenzen 

auf Bund und Länder stehe im Widerspruch zu den Bestimmungen des Aide-

Mémoire vom 22. November, doch der Parlamentarische Rat ignorierte den Hin­

weis11. Das Gremium hielt sich weiter an die Marschroute der S P D : zunächst 

Fertigstellung des Grundgesetzentwurfs, dann Vorlage bei den Alliierten. Mit 

dieser Taktik sollte eine vorzeitige Ablehnung einzelner Passagen verhindert 

werden. Vor die Alternative der Annahme oder Ablehnung des gesamten Grund­

gesetzes gestellt, würde den Alliierten - so stellte man sich vor - eine Ablehnung 

schwerfallen12. 

Am 10. Februar 1949 war die dritte Lesung im Hauptausschuß abgeschlossen, 

und der Entwurf wurde den Militärgouverneuren zur Begutachtung zugeleitet. 

Nach mehrtägigen intensiven Beratungen einigten sich die Alliierten am Morgen 

des 2. März auf eine gemeinsame Stellungnahme, die noch nachmittags über­

geben wurde. Hieran entzündete sich eine Kontroverse, die Parteien und Militär­

regierungen während der nächsten zwei Monate in Atem hielt. Weil der Parla­

mentarische Rat in seiner Antwort insbesondere im Bereich der Finanzverfas­

sung (Art. 105—115 GG) auf Bestimmungen beharrte, die nach Ansicht der 

Militärgouverneure zu einem Übergewicht des Bundes und damit zu einer Schwä­

chung der geforderten föderalistischen Ordnung führen würden, drohte die 

Arbeit des Rats zu scheitern. Intransigenz auf deutscher und alliierter Seite er­

schwerte die Suche nach einem Ausweg. Erst nach mehreren Interventionen der 

in Washington versammelten Außenminister der USA, Großbritanniens und 

Frankreichs wurde ein Kompromiß vereinbart, der einerseits den Bedenken der 

9 Vgl. Konrad Adenauer, Erinnerungen, 1945-1955, Stuttgart 1965, S. 159 ff.; Paul Weymar, 
Konrad Adenauer. Die autorisierte Biographie, München 1955, S. 368 ff. Zu Adenauers 
Standpunkt neigt Rudolf Morsey, Der politische Aufstieg Konrad Adenauers 1945-1949, 
in: Rudolf Morsey u. Konrad Repgen (Hrsg.), Adenauer-Studien I, Mainz 1971, S. 20-57, 
hier: S. 38 ff. Kritisch äußert sich Volker Otto, Das Staatsverständnis des Parlamentari­
schen Rates, Bonn-Bad Godesberg 1971 (= Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus 
und der politischen Parteien, Bd. 42), S. 116 f. 

10 Weymar, Adenauer, S. 374. 
11 Vgl. das Sitzungsprotokoll vom 17.12.1948, in: FRUS, 1948, II, S. 649. 
12 Dieses Vorgehen wurde u. a. von Carlo Schmid empfohlen (siehe Golay, Founding, S. 95 

u. 210 Anm. 118). 
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Gouverneure Rechnung t rug, andererseits aber auch der deutschen Verfassungs-

tradition einigermaßen entsprach. 

John Ford Golay und Peter H. Merkl haben die Ereignisse in einiger Aus­

führlichkeit dargestellt; John Gimbel bringt Ergänzungen aus seiner Kenntnis 

der OMGUS-Akten1 3 . Der Rolle Adenauers hat kürzlich Rudolf Morsey Auf­

merksamkeit geschenkt14. Wenn hier dennoch der Versuch unternommen wird, 

Ursachen und Ablauf zu untersuchen, dann deswegen, weil inzwischen Quellen­

publikationen vorliegen, die nunmehr eine befriedigende und aller Voraussicht 

nach auch abschließende Wertung erlauben: die Papiere Lucius D . Clays sowie 

Band 3 der Foreign Relations of the United States, Serie 194915. Außerdem bietet 

die Kontroverse um das Grundgesetz vom Frühjahr 1949 wie kaum ein anderes 

Ereignis aus der Gründungsphase der Bundesrepublik die Chance, das Netz der 

Interdependenzen zwischen den Alliierten und den deutschen Parteien sichtbar 

zu machen, das für die deutsche Politik jener Jahre typisch und bestimmend ge­

wesen ist16. 

Der Grundgesetzentwurf wurde auf der achten Konferenz der drei westlichen 

Militärgouverneure am 16. Februar 1949 in Frankfurt beraten17. Da die Verfas­

sung noch nicht endgültig vom Plenum des Parlamentarischen Rates verabschiedet 

worden war, standen den Alliierten zwei Reaktionsmöglichkeiten offen, die Gene­

ral Robertson kurz skizzierte: Erstens könne man bis zur endgültigen Verab­

schiedung warten und dann eine Entscheidung treffen. Falls das Grundgesetz 

abgelehnt werden müsse, seien die Alternativen allerdings gleichermaßen tragisch 

zu nennen; der Parlamentarische Rat könne dann entweder Zusätze (amendments) 

in Form eines alliierten Diktats hinnehmen oder aber seinen Auftrag zurück­

geben. Die zweite, geeignetere Möglichkeit bestehe in einer erneuten Übermitt­

lung von Hinweisen, die dann vor der Abschlußberatung im Plenum berück­

sichtigt werden könnten. Robertsons Überlegungen ergaben sich aus der Er­

kenntnis, daß das vorliegende Papier auf einem mühsam ausbalancierten Kom­

promiß zwischen CDU/CSU und SPD beruhte. Veränderungen könnten diesen 

Kompromiß zerstören und die Annahme des Grundgesetzes zum Beispiel in sozial-

13 Ebenda, S. 74 ff. u. 96 ff.; Peter H. Merkl, The Origin of the West German Republic, 
New York 1963, S. 114 ff.; John Gimbel, The American Occupation of Germany. Politics 
and the Military, 1945-1949, Stanford, Calif. 1968, S. 228 ff. 

14 Morsey, Der politische Aufstieg, S. 43 ff. Über die Rolle Schumachers informiert Heino 
Kaack, Das Problem einer außenpolitischen Alternative für Deutschland, phil. Diss. 
(masch. schr.), Kiel 1965, S. 204 ff. 

15 Jean Edward Smith (Hrsg.), The Papers of General Lucius D. Clay. Germany 1945-1949, 
Bloomington, Ind. 1974 (künftig zitiert: Clay Papers); FRUS, 1949, Bd. III: Council of 
Foreign Ministers, Germany and Austria, Washington 1974. 

16 Vgl. Hans-Jürgen Grabbe, Das Verhältnis von CDU/CSU und SPD zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika 1945-1966, phil. Diss. (masch. schr.) Hamburg 1977. Die Druckle­
gung der Arbeit ist für Ende 1978 geplant. 

17 Zusammenfassender Sitzungsbericht in: Murphy an Saltzman, 17.2.1949, FRUS, 1949, 
III, S. 199-204. 
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demokratisch regierten Ländern gefährden. Doch General Clay wies Robertsons 

Vorschlag brüsk zurück. Man habe den Deutschen am 22. November alles Nötige 

gesagt, nun müsse man notfalls diktieren: „If that means no Western German 

government then there would be no Western German government." Soviel In-

transigenz schien General Koenig, selbst kein Muster diplomatischer Flexibilität, 

unangebracht. Man einigte sich darauf, zunächst ein Gutachten der Politischen 

Berater anzufordern, um Entscheidungskriterien für eine gemeinsame Stellung­

nahme zu erhalten. Nachdem dies geschehen war und eine Demarche des ameri­

kanischen Botschafters in Paris die Zustimmung der französischen Delegation 

sichergestellt hatte, kam ein gemeinsamer Text zustande18. 

General Robertson verlas dann auf einer Sitzung der Militärgouverneure mit 

Vertretern des Parlamentarischen Rates am 2. März eine 10-Punkte-Erklärung, 

in der in acht Bereichen Inkompatibilität des Grundgesetzentwurfes mit dem 

alliierten Memorandum vom 22. November 1948 festgestellt wurde19. 

Die wichtigsten Streitpunkte waren immer noch die Finanzverfassung und die 

Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen auf Bund und Länder. In beiden 

Bereichen hat ten die Alliierten ihre Vorstellungen in Formulierungsvorschläge 

für die entsprechenden Artikel des Grundgesetzes gekleidet. Im deutschen Ent­

wurf einer Finanzverfassung, der im wesentlichen die Ansichten der SPD und der 

F D P widerspiegelte, waren eine starke Bundesfinanzverwaltung, größere Steuer­

erhebungskompetenzen des Bundes und ein Finanzausgleich zwischen den Ländern 

vorgesehen. Die Zustimmung der CDU/CSU zu diesem Entwurf war ein Ergebnis 

des sogenannten Ehard-Menzel-Kompromisses gewesen: In der Frage der zwei­

ten Kammer hatte die SPD auf die von ihr favorisierte Senatslösung verzichtet, 

eine Länderkammer nach den Vorstellungen der CSU akzeptiert und für ihr Ent­

gegenkommen Zugeständnisse in der Finanzfrage eingehandelt20. Dieses Paket 

18 Der Text des Gutachtens der Politischen Berater ist enthalten in: Murphy an Secretary 
of State (Acheson), 25. 2. 1949, FRUS, 1949, III, S. 208-211. Zu den französisch-amerika­
nischen Meinungsverschiedenheiten - sie bezogen sich hauptsächlich auf die Einbeziehung 
Berlins in das Grundgesetz - siehe Secretary of State an Botschaft in Frankreich, 1. 3. 1949, 
ebenda, S. 211. 

19 Enthalten in: Murphy an Secretary of State, 2.3.1949, FRUS, 1949, III, S. 217-220. 
Paraphrase in: Walter Strauß, Aus der Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes, in: Neue 
Perspektiven aus Wirtschaft und Recht. Festschrift für Hans Schäfer, Berlin 1966, S. 343-
365, hier: S. 356 f. 

20 Zu den Auseinandersetzungen über die zweite Kammer vgl. Rudolf Morsey, Die Entste­
hung des Bundesrates im Parlamentarischen Rat, in: Der Bundesrat als Verfassungsorgan 
und politische Kraft. Beiträge zum 25jährigen Bestehen des Bundesrates der Bundesrepu­
blik Deutschland, hrsg. vom Bundesrat, Bad Honnef und Darmstadt 1974, S. 63-77; Otto, 
Staatsverständnis, S. 109 ff. Zu den Verfassungskonzeptionen von SPD und CDU/CSU 
vgl. Werner Sörgel, Konsensus und Interessen. Eine Studie zur Entstehung des Grundge­
setzes für die Bundesrepublik Deutschland, Stuttgart 1969, S. 56 ff. und 73 ff. Zur Ent­
stehungsgeschichte der Artikel des Grundgesetzes vgl. Klaus-Berto von Doemming, Rudolf 
Werner Füsslein u. Werner Matz, Entstehungsgeschichte der Artikel des Grundgesetzes, 
in: Jahrb. d. öff. Rechts (JböR), N. F. 1 (1951). 
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war nun von den Alliierten aufgeschnürt worden. Die SPD, der die Annahme der 

Bundesratslösung nicht leicht gefallen war, mußte sich um ihren Verhandlungs­

erfolg betrogen fühlen, denn die Militärgouverneure forderten ein duales System 

der Steuergesetzgebung und der Steuerverwaltung, um die finanzielle Unabhän­

gigkeit der Länder zu gewährleisten. Einen Ausgleich des Steueraufkommens der 

finanzstarken und -schwachen Länder lehnten sie ab. Der Vorschlag der Alliierten 

für die Verteilung der allgemeinen Gesetzgebungskompetenzen lief darauf hinaus, 

gleichsam eine Vorranggesetzgebung der Länder einzuführen. In der Erklärung 

vom 2. März waren 26 Bereiche genannt, in denen die Länder die Gesetzgebungs-

kompetenz erhalten sollten „except where it is clearly impossible for a single 

Laender [sic] to enact effective legislation or where the legislation as enacted 

would be detrimental to the rights and interests of other Laender"21. Der Parla­

mentarische Rat war demgegenüber einhellig der Auffassung, daß dem Bund 

auch dann das Gesetzgebungsrecht im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 

zustehen müsse, wenn es „die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit, ins­

besondere die Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse über das Ge­

biet eines Landes hinaus" erforderlich mache (Art. 72, Abs. 2, Nr . 3 GG). 

Die Forderungen der Alliierten wurden in den folgenden Wochen von dem 

interfraktionellen Siebenerausschuß beraten22. Die meisten Änderungswünsche 

akzeptierte man; in den Komplexen Finanzverfassung und allgemeine Gesetz­

gebungskompetenz wurden neue Formulierungen gefunden. Die am 17. März an 

die alliierten Verbindungsoffiziere gerichtete Antwort ließ hier aber in der Sache 

keine wesentlichen Konzessionen erkennen. Sie wurde deshalb am 25. März in­

offiziell zurückgewiesen23. 

Die Militärgouverneure konnten sich bei ihrem Vorgehen in der Grundgesetz­

frage allerdings nicht mehr auf einen Konsensus aller Entscheidungsträger stüt­

zen. Besonders im State Department waren abweichende Meinungen laut gewor­

den. Zwar unterstand die amerikanische Verwaltung in Deutschland noch dem 

Heeres- (vor 1947 Kriegs-) Ministerium; je näher aber die Verantwortungsüber­

nahme durch das State Department rückte, desto stärker wurde dort das Interesse 

an Deutschland, desto mehr verschoben sich die Kompetenzen. 

21 Murphy an Secretary of State, 2. 3. 1949, FRUS, 1949, III, S. 218. 
22 Der Siebenerausschuß war ein interfraktionelles Gremium, in dem die zwischen den Frak­

tionen strittigen Fragen vorgeklärt wurden. Dem Ausschuß gehörten je 2 Vertreter der 
CDU/CSU und der SPD sowie je einer der FDP, DP und des Zentrum an. Die KPD war 
nicht vertreten. 

23 Abgedruckt in Edward Litchfield and Ass., Governing Postwar Germany, Ithaca, N. Y. 
1953, S. 571-576. Schon am 10. März hatte der Siebenerausschuß Formulierungsvorschlä­
ge unterbreitet (ebenda, S. 569-571), die summarisch abgelehnt wurden. Die Militärgou­
verneure nahmen offiziell nicht Stellung, mit der Begründung, daß ihnen die deutschen 
Gegenvorschläge nicht formell übergeben worden waren. Auf diese Weise war es leichter 
möglich, hinter den Kulissen nach Kompromissen zu suchen. Vgl. Clay an Voorhees, 31. 3. 
1949, Clay Papers, II, S. 1067, Riddleberger (amtierender Politischer Berater Clays) an 
Secretary of State, 28. 3. 1949, FRUS, 1949, III, S. 231-232. 



Die deutsch-alliierte Kontroverse um den Grundgesetzentwurf 399 

Der verminderte Einfluß des Heeresministeriums auf die Deutschlandpolitik 

der USA war erstmals deutlich geworden, als sich die Militärgouverneure nicht 

über ein Besatzungsstatut und die Prinzipien des Zusammenschlusses der drei 

Zonen einig werden konnten. Ihre Gespräche über diese Themen wurden am 

17. Dezember 1948 abgebrochen und einen Monat später, nun allerdings unter 

Federführung des State Department, in London wiederaufgenommen. Auch die 

Besprechungen zur Koordinierung der Wirtschaftspolitik und der Verwaltungs-

maßnahmen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und der französischen Zone 

stellten General Clay vor Probleme. Er telegrafierte an Heeresstaatssekretär 

Draper, der französische Militärgouverneur blockiere praktisch die Gesetzge­

bungsarbeit des Wirtschaftsrates, indem er sich zum Beispiel gegen die Genehmi­

gung des Patentgesetzes, des Soforthilfegesetzes und gegen den Zusammenschluß 

der Gewerkschaften auf Dreizonenebene sperre. Der Schwanz, so klagte er, ver­

suche mit dem Hund zu wedeln24. 

Auf einer Besprechung von Spitzenbeamten aus den mit Deutschland befaßten 

Ministerien am 28. Januar 1949 nahm Heeresminister Royall die Beschwerde 

Clays auf und verlangte, daß ein Papier ausgearbeitet werde, in dem untersucht 

werden müsse, ob nicht den europäischen Mächten, die sich gegen amerikanische 

Pläne in Deutschland stellten, mit der Einstellung aller Hilfe, beziehungsweise 

mit dem Rückzug aus der Besatzung gedroht werden könne25. Aus den Antworten 

Außenminister Achesons und Botschafter Harrimans wurde jedoch deutlich, daß 

die führenden Außenpolitiker größeres Verständnis für ihre widerspenstigen 

Verbündeten aufbrachten. Der Direktor des Planungsstabes im State Department, 

George Kennan, nannte vor allem zwei Gründe für die Schwierigkeiten mit Fran­

zosen und Briten: „Our lack of a long range policy and the fact that much of 

the negotiations . . . had been carried on by Army and Military Government 

personnel who tended to take too rigid positions, thus failing to make use of the 

accepted give and take of diplomatic negotiations."26 

Zur besseren Formulierung und Koordinierung der amerikanischen Deutsch­

landpolitik wurde sogleich beschlossen, einen Deutschland-Unterausschuß des 

Nationalen Sicherheitsrates (NSC) ins Leben zu rufen, der unter Vorsitz des 

Außenministers aus dem Minister der Verteidigung, dem Heeresminister und dem 

Direktor der Economic Cooperation Administration bestehen sollte. Die Tages­

geschäfte übertrug man einem Lenkungsausschuß unter Leitung von George 

Kennan. Am 9. März wurde Kennan in dieser Funktion durch Robert Murphy, 

24 Clay an Draper, 23. 1. 1949, Clay Papers, II, S. 990. (Auch abgedruckt in FRUS, 1949, III, 
S. 84-87.) 

25 Memorandum vom 28.1.1949, FRUS, 1949, III, S. 87. 
26 Ebenda, S. 88. Im State Department beklagte man allgemein „the rather narrow view of 

German interests taken by the Army Department, restricted as it is by the specific purposes 
for which its funds are appropriated as against the Department of State's interest in overall 
western European recovery" (Department of State Policy Statement, 26. 8. 1948, FRUS, 
1948, II, S. 1311). 
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den ehemaligen Politischen Berater Clays, ersetzt, gleichzeitig aber auf eine In­

formationsreise nach Deutschland geschickt, über die er am 29. März im State 

Department Bericht erstattete27. Die mündlich vorgetragenen Eindrücke und Em­

pfehlungen standen in deutlichem Gegensatz zu den Entscheidungen General 

Clays in der Grundgesetzkrise, deren ersten Höhepunkt der Berichterstatter mit­

erlebt hatte. In Anspielung auf die SPD verlangte Kennan Unterstützung für 

pro-westlich eingestellte Deutsche, unabhängig davon, ob die amerikanische Re­

gierung vollständig mit deren Ideen übereinstimme28. F ü r die praktische Politik 

ergebe sich daraus die Schlußfolgerung, so referierte ein Zuhörer Kennans Ge­

danken, daß der Grundgesetzentwurf mit den Änderungsvorschlägen des Sie­

benerausschusses vom 17. März akzeptiert werden müsse. Den Franzosen solle man 

empfehlen, sich der amerikanischen Hal tung anzuschließen29. 

Auch von britischer Seite kam Schützenhilfe für die SPD. Am 24. März erhielt 

die amerikanische Botschaft in London ein Aide-Mémoire, in dem die deutsch­

alliierten Meinungsverschiedenheiten analysiert wurden30. Es gebe, so hob das 

Foreign Office hervor, im Grunde nur noch drei strittige Fragen: den Finanz­

ausgleich zwischen den Bundesländern, die Rechte der Bundesregierung und der 

Länderregierungen im Bereich der Finanzverwaltung und das Problem der kon­

kurrierenden Gesetzgebung. In allen drei Bereichen befürwortete die SPD zen-

tralistischere Lösungen als sie der französische und wahrscheinlich auch der ame­

rikanische Militärgouverneur akzeptieren wollten. Die britische Regierung sehe 

jedoch in den Formulierungen des deutschen Entwurfs keinen eklatanten Wider­

spruch zu den Londoner Empfehlungen. Außerdem gelte es, die innenpolitischen 

Konsequenzen einer harten Hal tung zu beachten: „British view is that no further 

pressure should be brought to bear upon SPD to give way on these three points, 

since such pressure would probably lead to a break up of SPD CDU compromise 

upon which whole basic law is founded."31 

Während man sich in Washington und London um eine flexiblere Hal tung 

bemühte, legte die CDU/CSU (die davon keine Kenntnis haben konnte) am 30. 

März neue Formulierungen vor, die die Einwände der Militärgouverneure weit­

gehend berücksichtigten32. Sie verließ dadurch die Einheitsfront mit SPD und 

F D P , um den Vereinigten Staaten entgegenzukommen. Konrad Adenauer, der 

27 Memorandum vom 9 .3 . 1949, FRUS, 1949, III , S. 102-105; Anmerkung der Herausgeber 
zu einem Bericht Kennans vom 29. 3. 1949, ebenda, S. 137-138. Zur Deutschlandreise 
Kennans vgl. auch George F. Kennan, Memoirs, 1925-1950, Boston u. Toronto 1967, 
S. 429 ff. 

28 Anmerkung der Herausgeber, 29. 3. 1949, FRUS, 1949, III, S. 137. 
29 Memorandum Beams (amtierender Special Assistant im Büro für deutsche und österrei­

chische Angelegenheiten) für Murphy (amtierender Direktor), 29. 3. 1949, ebenda, S. 138-
140. 

30 Das britische Aide-Mémoire ist auszugsweise wiedergegeben in: Douglas (Botschafter in 
London) an Secretary of State, 15. 3. 1949, ebenda, S. 229-230. 

31 Ebenda, S. 229. 
32 Strauß, Entstehungsgeschichte, S. 358. 
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Urheber der Entscheidung, kommentierte dies in seinen Erinnerungen: „Es er­

hob sich jetzt die Frage, ob man mit den Besatzungsmächten zu einem Kompro­

miß kommen wolle oder nicht. Ich war für eine Einigung mit den Besatzungs­

mächten. Nach meiner Meinung sollte man die Frage nicht so stellen: Ist das 

Grundgesetz, wenn es in der Form verabschiedet wird, wie es die Militärgouver­

neure wünschen, ein ideales Gesetz? Nach meiner Meinung müßte man die Vor­

teile für Deutschland miteinander vergleichen, die ein Grundgesetz, auch wenn 

es Mängel aufwiese, gegenüber dem Zustand brächte, der einträte, wenn das 

Grundgesetz nicht zustande käme."3 3 Außerdem war die Hauptfrage im Streit 

mi t den Alliierten seiner Ansicht nach von untergeordneter Bedeutung: „Bundes­

finanzverwaltung oder Länderfinanzverwaltung. Das ist die Frage. Mir ist es, ich 

will nicht sagen schnuppe, aber im großen und ganzen egal."34 Adenauers prag­

matische Einstellung, die er einmal in den Hinweis kleidete, das Grundgesetz sei 

nicht mit den Zehn Geboten zu vergleichen, stand im Gegensatz zu der Entschei­

dung der Sozialdemokraten, am deutschen Entwurf in der Fassung des Siebener­

ausschusses vom 17. März festzuhalten35. 

Nach Ansicht der SPD ging es nur vordergründig um die Entscheidung für 

oder gegen einen Kompromiß — tatsächlich aber um die Verteidigung einer ver­

nünftigen, das heißt ausreichend starken bundesstaatlichen Ordnung gegen einen 

extremen Föderalismus. Weitreichende Kompetenzen des Bundes hielt man für 

unerläßlich, um sich die Chancen zur späteren Einführung des eigenen Gesell­

schaftsmodells nicht zu verbauen. Hinzu kam, daß der Weststaat, sollte er im 

Sinne der Magnettheorie für die sowjetische Besatzungszone anziehend wirken, 

zu einem Sozialstaat sozialdemokratischer Prägung ausgebaut werden mußte36 . 

Kurt Schumacher nahm in einem Beitrag für den Neuen Vorwärts am 2. April 

erstmalig zu dem Memorandum der Militärgouverneure Stellung: „Hinter dem 

33 Adenauer, Erinnerungen, I, S. 164 f. In einem vertraulichen Informationsgespräch nach 
seinem Rücktritt als Bundeskanzler sagte Adenauer über die deutsche Verfassung: „Die 
ist sehr schlecht! Die haben uns die Amerikaner und die Franzosen aufgezwungen." Man 
sei damals der Auffassung gewesen, die Wiedervereinigung werde in zwei bis fünf Jahren 
kommen. In dieser Lage sei das Grundgesetz als das kleinere Übel erschienen, weil man 
geglaubt habe, es werde in einigen Jahren von einer Verfassung abgelöst werden, „frei, 
wie wir sie wollen und wie wir sie für richtig halten" (Informationsgespräch Bundes­
kanzler Dr. Adenauer mit Daniel Schorr, CBS, 15. 8. 1963, Bundespresseamt, Biographi­
sches Archiv: Bundeskanzler Konrad Adenauer, Reden und Interviews, Ergänzungsband, 
29.4.1960-14.10.1963). 

34 Adenauer vor dem Zonenausschuß der CDU, 25.2. 1949, in: Konrad Adenauer und die 
CDU der britischen Besatzungszone, 1946-1949. Dokumente zur Gründungsgeschichte der 
CDU Deutschlands, hrsg. von der Konrad-Adenauer-Stiftung, Bonn 1975, S. 809. Vgl. auch 
ebenda, S. 824. Das Protokoll der Zonenausschußsitzung läßt klar erkennen, wie genau 
Adenauer über interne Überlegungen der Alliierten informiert war. Es zeigt außerdem 
das große taktische Geschick, mit dem der CDU-Vorsitzende die Anwesenden auf seinen 
Kurs brachte. 

35 Adenauer, Erinnerungen, I, S. 172. 
36 Vgl. Wolf-Dieter Narr, CDU-SPD. Programm und Praxis seit 1945, Stuttgart 1966, S. 204. 
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Streit um den Finanzkomplex steht die große Frage des nationalen und wirt­

schaftlichen Zusammenlebens, die bei einer Realisierung der alliierten Gegen­

vorschläge zerstört würde." Die Formulierungsvorschläge ließen „an dem alliier­

ten Willen zweifeln, ein lebens- und funktionsfähiges Staatswesen entstehen zu 

lassen"37. 

Der Widerstand, der weiterhin von der SPD geleistet wurde, traf die ameri­

kanische Militärregierung unvorbereitet. In seinem Bericht betreffend die Über­

gabe des Memorandums vom 2. März hatte Clay noch der Vermutung Ausdruck 

gegeben, die Reaktion der deutschen Seite sei im ganzen günstig. Man könne 

erwarten, daß das Grundgesetz in Einklang mit den erteilten Hinweisen gebracht 

werde; die Einigung über eine deutsche Regierung stehe unmittelbar bevor38. Als 

der Parlamentarische Rat in den folgenden Wochen doch „in a tailspin" (ins 

Trudeln) geriet, wurden politische Manöver der Briten und Franzosen dafür 

verantwortlich gemacht39. Unter dem Eindruck der nach wie vor ablehnenden 

sozialdemokratischen Hal tung faßte Clay dann noch einmal seine Einwände 

gegen die Vorschläge des Siebenerausschusses zusammen40. Der Haupteinwand 

war, daß die vorgesehene Finanzregelung nur geringe Steuererhebungsrechte bei 

den Ländern belasse. Dies würde eine „in hohem Maße zentralistische Regie­

rung" ermöglichen. Ähnliches gelte auch für die Bestimmungen über die aus­

schließliche Gesetzgebung des Bundes und die konkurrierende Gesetzgebung (Art. 

70—74 GG). Eine deutsche Regierung nach diesem Entwurf werde so stark zen-

tralistisch sein, wie von den Sowjets gefordert41. Die harte Hal tung der SPD er­

klärte Clay mit deren Befürchtung, bei einer Dezentralisierung der Finanzverwal­

tung nicht genügend Steuermittel zur Verfügung zu haben, um Entschädigungs-

zahlungen nach Durchführung eines Sozialisierungsprogrammes leisten zu kön­

nen42. In Clays abschließender Beurteilung der sozialdemokratischen Position 

steckte insofern eine gravierende Fehleinschätzung, als er annahm, die SPD wer-

37 Zitiert nach Arno Scholz, Leben und Leistung, in: Arno Scholz u. Walther G. Oschilewski 
(Hrsg.), Turmwächter der Demokratie. Ein Lebensbild von Kurt Schumacher, Berlin-
Grunewald 1954, Bd. I, S. 204. 

38 Clay in Telekonferenz, 2. 3. 1949, Clay Papers, II, S. 1031. 
39 „British politicking with SPD and French with CDU have put Parliamentary Council in 

a tailspin and prompt action there is not promising now" (Clay in Telekonferenz, 17. 3. 
1949, ebenda, S. 1053; ebenfalls abgedruckt in FRUS, 1949, III, S. 112). 

40 Clay an Voorhees, 31. 3. 1949, Clay Papers, II, S. 1067. 
41 In der Stellungnahme der Außenminister der UdSSR und der osteuropäischen Staaten zu 

den Londoner Beschlüssen (Warschauer Kommunique, 24. 6. 1948) heißt es zur Frage des 
Föderalismus: „Unter dem Vorwand, die Wiederherstellung des zentralisierten Reiches 
nicht zuzulassen, versucht die Londoner Konferenz, Deutschland zurückzuwerfen und dem 
deutschen Volke eine föderalistische Staatsordnung aufzuzwingen, bei der die Hauptmacht 
den einzelnen Ländern übergeben wird und die gesamtstaatlichen Befugnisse sich auf 
zweitrangige Funktionen beschränken, obwohl das im Widerspruch zu der modernen Ent­
wicklung der demokratischen Staaten steht." Abgedruckt in: EA 2 (1948), S. 1439-1441, 
hier S. 1440. 

42 Dieses Argument findet sich auch bei Adenauer, Erinnerungen, I, S. 155. 
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de ihre ablehnende Hal tung aufgeben müssen, weil sie in der Bevölkerung un­

populär sei. Außerdem habe die CDU gerade ihr Entgegenkommen signalisiert 

und sei unter Umständen in der Lage, die Verfassung trotz des Widerstandes der 

SPD durchzubringen43. Hier wird noch eine weitere Fehleinschätzung deutlich. 

Den alliierten Regierungen mußte daran gelegen sein, im Parlamentarischen Rat 

eine breite Mehrheit für das Grundgesetz zu erhalten. Eine Verabschiedung ge­

gen die Stimmen der SPD wäre zum Beispiel vom State Department als politische 

Katastrophe angesehen worden. 

Am 2. April wurde Clay der Vorschlag übermittelt (ausgearbeitet von Beamten 

der „mittleren Ebene" des State Department), einfach den Grundgesetzentwurf 

mit den Modifikationen vom 17. März zu akzeptieren44. Clay replizierte in schar­

fer Form: „To accept German proposal on Basic Law means that open defiance 

by SPD leader Schumacher has won. I t makes him greatest figure in Germany 

and repudiates CDU/CSU which has loyally stood by and which represents great 

majority in our zone . . . British back door promise to SPD and assures [sic] 

socialist Germany. Do not let State claim SPD only democratic force as it is close 

to a totalitarian party in Operation and lacks the democracy which comes from 

local pride. We would t ruly establish the centralized and dangerous structure 

which Molotov wanted as facile to Communist touch."45 Die Formulierungen 

Clays bringen zum Ausdruck, daß sein Beharren auf föderalistischen Prinzipien 

in dieser Phase auch eine dezidiert anti-sozialdemokratische Komponente hatte. 

Fü r den Fall , daß es der SPD gelingen sollte, sich gegen die Militärgouverneure 

durchzusetzen, könnte sie, so befürchtete er, dank beträchtlicher Steuereinnah­

men und weitreichender Vollmachten des Bundes ein undemokratisches System 

errichten oder dessen Wegbereiter sein. Clay stand als gebürtiger Südstaatler in 

der „States' Rights "-Tradit ion seiner Region und sah im Föderalismus eine 

Sicherheitsgarantie gegen die Einschränkung der individuellen Freiheit durch 

den Staat. Ferner sollte sein Beharren auf föderalistischen Prinzipien auch die 

„loyale" CDU/CSU vor Wettbewerbsnachteilen gegenüber der SPD schützen, die 

aus ihrem Widerstand gegen die Alliierten propagandistisches Kapital zu schla­

gen suchte. 

Schon einmal hatte Clays Mißtrauen gegen die SPD eine politische Grund­

satzentscheidung mitbestimmt. Als im Mai 1947 die Körperschaften der Bizone 

neu gegliedert wurden, kam es nicht zu der erwarteten Lösung, den Länderrat 

der amerikanischen Zone auszuweiten und in die Organisation des Vereinigten 

Wirtschaftsgebietes einzubringen. Statt dessen wurde der Exekutivrat geschaffen, 

43 In der Zonenausschußsitzung am 25. Februar hatte Adenauer bereits vorgeschlagen, aus 
Verantwortung vor dem eigenen Gewissen und vor dem deutschen Volk das Grundgesetz 
eventuell mit FDP und DP gegen SPD und Zentrum zu verabschieden (Adenauer und die 
CDU, S. 808; vgl. auch Morsey, Der politische Aufstieg, S. 43). 

44 Voorhees in Telekonferenz, 2. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1076. Voorhees bezog sich wahr­
scheinlich auf die Vorschläge Kennans vom 29. März. 

45 Ebenda, S. 1076 f. 
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ein Gremium, in dem beamtete Vertreter der Länderregierungen saßen und das 

nur geringe Kompetenzen hatte46. Dies war eine Entscheidung gegen ein größeres 

Maß an Föderalismus, die auf der Überlegung beruhte, daß man den staatlichen 

Charakter des Vereinigten Wirtschaftsgebietes noch nicht zu sehr betonen dürfe. 

Gleichzeitig war es aber auch eine Entscheidung gegen die SPD und deren wirt­

schaftspolitische Ziele, denn die Länder waren damals mehrheitlich sozialdemo­

kratisch regiert. Ein größeres Maß an Föderalismus hätte also die SPD begün­

stigt. Den damaligen britischen Vorschlag, jedes Land solle die gleiche Anzahl 

Abgeordneter in den Wirtschaftsrat entsenden, lehnte Clay ebenfalls unter aus­

drücklichem Hinweis auf die drohende sozialdemokratische Mehrheit ab47. Die 

Vorgänge im Mai 1947 unterstreichen John Gimbels These, daß Clays Föderalis­

mus pragmatische Züge hatte, „a concept he invoked when certain issues arose, 

rather than a matter of principle"48. Es wird zu untersuchen sein, ob nicht auch 

in der Grundgesetzkrise vom Frühjahr 1949 der Föderalismus beschworen wurde, 

um andere Interessen abzusichern.. 

Die in Clays Äußerungen verschleierte Präferenz der CDU/CSU zeigt übrigens 

die Problematik des in der Direktive JCS 1779 aufgestellten Postulats parteipoliti­

scher Neutralität49. Die größere Affinität der Militärregierung zu Programm und 

Persönlichkeiten der CDU/CSU wurde von den Karrierebeamten des State Depar­

tement nicht immer geteilt, wie das Beispiel Kennans beweist. Praktisch hatten aber 

diese Beamten nur geringe Einflußmöglichkeiten auf die inneren Angelegen­

heiten Westdeutschlands. Es kam zudem mehrfach vor, daß die politische Spitze 

des State Department die Position der Militärregierung gegen die Expertisen des 

eigenen Stabes verteidigte50. 

46 Vgl. Tilmann Pünder, Das bizonale Interregnum. Die Geschichte des Vereinigten Wirt­
schaftsgebiets 1946-1949, Spich b. Köln 1966, S. 104 ff. 

47 Gimbel, American Occupation, S. 126 ff.; Clay an Noce (Direktor der Civil Affairs Divi­
sion, Kriegsministerium), 29. 4. 1947, Clay Papers, I, S. 343-346, hier S. 344. 

48 Gimbel, American Occupation, S. 237. 
49 Abgedruckt in: Germany 1947-1949, S. 34-41. JCS 1779 war seit dem 11. 7. 1947 gültig. 
50 Als Charles E. Bohlen, damals Berater des ersten Nachkriegsaußenministers Byrnes, die­

sen drängte, die SPD tatkräftig zu unterstützen („to come out strongly in favour of the 
Social Democratic Party in Germany and to work for it"), wurde der Vorschlag von Byrnes 
und General Clay zurückgewiesen. Die interessante doppelte Begründung ihrer Ableh­
nung macht die für die USA typische Verquickung von demokratischen Prinzipien und 
politischem Pragmatismus deutlich: „[Byrnes] und Clay opposed this idea on the grounds 
that not only would this be interference in the internal affairs of another country, but it 
might not work out practically. Other German parties might come to power and where 
would we be?" (Gesprächsprotokoll des New York Times-Korrespondenten Sulzberger 
mit Ex-Außenminister Byrnes, 4. November 1947, in: C. L. Sulzberger, A Long Row of 
Candles. Memoirs and Diaries 1934-1954, London 1969, S. 336). Die Sympathie Bohlens 
für die SPD wird ebenfalls belegt in Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik. 
Deutschland im Widerstreit der außenpolitischen Konzeptionen in den Jahren der Be­
satzungsherrschaft 1945-1949, Neuwied u. Berlin 1966, S. 538. 
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Die Taktik der Här te , die Clay seinen Vorgesetzten in Washington nahelegte, 

beruhte auf der Annahme, die CDU/CSU werde eine erneute Revision des 

Grundgesetzentwurfs durchsetzen können. Eine Konfrontation („Showdown") 

zwischen den beiden großen Parteien, so empfahl Clay noch am 2. April, solle 

nicht verhindert werden51. Zwei Tage später traf ein Bericht von Kenneth Day-

ton, Clays Berater für Regierungsangelegenheiten, ein, der eine Veränderung 

der Lage feststellte52. Die SPD werde, so lauteten die neuen Informationen, eine 

Sitzung des Hauptausschusses und darauf eine Plenarsitzung erzwingen, um die 

Abstimmung über den Grundgesetzentwurf in der Fassung vom 17. März her­

beizuführen. F D P und Zentrum würden die SPD unterstützen, CDU/CSU und 

D P dagegenstimmen, die K P D werde sich der Stimme enthalten. Damit scheine 

die Annahme des sozialdemokratischen Antrages mit 11 zu 9 (bzw. 34 zu 29) 

Stimmen gesichert. Der Berichterstatter sah bereits eine Wiederholung der Situa­

tion nach dem Ersten Weltkrieg heraufziehen, wobei diesmal die CDU/CSU das 

Stigma des Kollaborateurs zu tragen habe53. Dies entspreche auch durchaus der 

Taktik der SPD im Hinblick auf die kommenden Bundestagswahlen. Zu dem 

Dilemma der beiden Parteien und zu den Optionen der Alliierten heißt es dann 

weiter: „The CDU now finds itself in a position which is dangerous from their 

point of view and, in my opinion, from ours. If it now votes against the finance 

chapter, the SPD will charge it with betraying the original compromise for the 

sake of complying with Allied requests . . . If the three Governments were to 

approve the 17 March text, the CDU would then have to conduct its campaign in 

the face of the SPD charge of collaboration and the claim that disregard of mili-

tary government suggestions is a successful policy. If, on the other hand, the three 

Governments insist on the points covered in the 2 March memorandum after the 

SPD majority has rejected them in second reading, the SPD finds itself in a 

difficult position vis-à-vis the Constitution and the campaign and opens the 

Constitution, if finally adopted in satisfactory form, (to) a Charge by the enemies 

of the Constitution that it is a collaborationist document." Die Interessengleich­

heit zwischen CDU/CSU und amerikanischer Militärregierung, von der dieser 

Bericht ausgeht, schlug sich darin nieder, daß nur die zweite Option in das Kalkül 

Clays aufgenommen wurde. I m Begleitkommentar zum Bericht seines Mitarbei­

ters entwickelte er einen Zweistufenplan: 

1. Ablehnung des Grundgesetzentwurfs in der Fassung vom 17. März; 

2. falls trotzdem ratifiziert würde, Abänderung per Dekret und Rücküberweisung 

an den Parlamentarischen Rat zur kommentarlosen Annahme oder Ablehnung. 

Unter diesen Bedingungen, so sagte er voraus, sei die Annahme gesichert54. 

51 Clay in Telekonferenz, 2. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1081. 
52 Enthalten in Clay an Voorhees, 4. 4. 1949, ebenda, S. 1086 f. 
53 Am 21. April verglich auch Adenauer im NWDR die Lage mit der Zeit nach 1918, als 

sich „Erfüllungspolitiker" und „Patentnationale" gegenseitig des Verrats bezichtigten 
(Morsey, Der politische Aufstieg, S. 45). 

54 Clay an Voorhees, 4. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1086. 
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Die skizzierte Taktik des amerikanischen Militärgouverneurs gelangte nicht 

mehr zur Anwendung, da sich das Entscheidungszentrum mittlerweile nach 

Washington verlagert hatte. Am 16. März stimmte Außenminister Dean Ache-

son auf Drängen der Deutschland-Lenkungsgruppe des Nationalen Sicherheits­

rates einer deutschlandpolitischen Diskussion im Rahmen der bevorstehenden 

Washingtoner Konferenz zu55. Die Außenminister der künftigen NATO-Staaten 

wollten sich Anfang April dort treffen, um den Nordatlantikvertrag feierlich zu 

unterzeichnen. Als Verhandlungsthemen in der Deutschlandfrage waren das Be­

satzungsstatut, der Zusammenschluß der drei Zonen, Beschränkungen bzw. Pro­

duktionsverbote für bestimmte Industrien und die Reparationsfrage vorgesehen. 

Die krisenhafte Zuspitzung des deutsch-alliierten Verfassungsstreits bewog den 

Leiter der Lenkungsgruppe, Robert Murphy, dieses Problem am 30. März als 

fünften Verhandlungspunkt in seinen Themenvorschlag aufzunehmen. Tags 

darauf erteilte Präsident Truman persönlich seine Zustimmung56 . Das State De­

partment arbeitete Unterlagen aus, in denen unter anderem ein neuer Kurs für 

die Beziehungen zwischen Militärregierung und westdeutschen Stellen vorge­

schlagen wurde. Eine Konsequenz des „neuen Kurses" für das Verfassungspro­

blem müsse sein, „that the three Foreign Secretaries in their examination of the 

German Constitution would consider carefully the delicate balance of German 

political forces represented in that document and should be aware that insistence 

upon changes beyond those now proposed by the Germans will incur the risk of 

placing on the Allies themselves the onus for future difficulties in the working 

of the Constitution"57. 

Es gelang den Außenministern in wenigen Tagen, sich über Fragen zu einigen, 

die die gegenseitigen Beziehungen seit Monaten vergiftet hatten, wie etwa der 

Problemkomplex eines Besatzungsstatuts. Der Erfolg wurde möglich, weil die 

französische Regierung ihre retardierende Rolle aufgegeben hatte58. Die Gründe 

sind einmal in der Befriedigung des französischen Sicherheitsbedürfnisses durch 

den Nordatlantikpakt zu suchen, zum anderen in Außenminister Robert Schu-

55 Anmerkung der Herausgeber, FRUS, 1949, III, S. 105; Voorhees in Telekonferenz, 17.3. 
1949, Clay Papers, II, S. 108. 

56 Vgl. Tentative Outline of Approach in the Discussions With the British and French 
Foreign Ministers on Germany, 30. 3. 1949, FRUS, 1949, III, S. 140-142 (bes. S. 140 
Anm. 1 und S. 142). 

57 Outline of New Approach in Military Government - Western German Government 
Relationship, 30. 3. 1949, ebenda, S. 155. 

58 Der Kurswechsel der Franzosen deutete sich Mitte März an und wurde am 20. März in 
einem Gespräch Außenminister Schumans mit Clay in Paris bekräftigt. Vgl. dazu Caffery 
(Botschafter in Paris) an Secretary of State, 22. 3. 1949, ebenda, S. 115-118; Clay an Voor­
hees, 21.3.1949, Clay Papers, II, S. 1056-1058; Lucius D. Clay, Decision in Germany, 
Garden City, N. Y. 1950, S. 425 ff. Am 8. April 1949 wurde Einigung über das Besatzungs­
statut und die anderen strittigen Fragen erzielt (Dokumente in FRUS, 1949, III, S. 175-
184). 
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mans Europaperspektive, die ein deutsch-französisches Rapprochement einbezog59. 

I n der Grundgesetzfrage neigte Schuman allerdings zur Ansicht Clays und lehnte 

die Vorschläge des Siebenerausschusses ab60. Wie nicht anders zu erwarten, unter­

stützte der britische Außenminister Ernest Bevin von Anfang an die Hal tung der 

SPD. Dies geschah, wie er Acheson sagte, aufgrund der Befürchtung, die anta­

gonistische Politik der USA könnte aus den deutschen Sozialdemokraten „Nenni-

Sozialisten" machen61. 

Am 5. April intervenierten die drei Außenminister zum ersten Mal im deutsch-

alliierten Verfassungsstreit. Sie ließen dem Parlamentarischen Rat mitteilen, daß 

die in der Erklärung der Militärgouverneure vom 2. März enthaltenen Formu­

lierungen den Bestimmungen des Londoner Abkommens entsprächen62. Unter 

dem Eindruck dieser Nachricht unterlag die SPD im Hauptausschuß mit ihrer 

Forderung, den revidierten Grundgesetzentwurf zur Verabschiedung vorzulegen. 

Statt dessen wurden die umstrittenen Artikel auf Antrag der F D P (die bislang 

mit der SPD gestimmt hatte) dem Finanzausschuß zur neuerlichen Beratung zu­

rücküberwiesen63. Am 8. April traf dann eine Botschaft der Außenminister ein, 

die von der Einigung über das Besatzungsstatut Mitteilung machte und mit dem 

unmißverständlichen Hinweis endete, daß die Vereinbarungen der Alliierten erst 

nach der Einigung über das Grundgesetz in Kraft treten könnten64. 

Clay war erleichtert, allerdings voreilig, denn Bevin besaß ein Quid pro quo für 

seine Zustimmung zu der Botschaft vom 8. April65. Schon Ende März waren der 

amerikanischen Militärregierung Gerüchte über Hinweise der Briten an die SPD 

bekanntgeworden, daß sich deren Position auf der Außenministerkonferenz durch­

setzen werde66. Am 6. April hatte Bevin seinen Kollegen den Entwurf einer weite­

ren Botschaft der Außenminister übergeben. Nachdem einige Abschnitte auf 

Wunsch Achesons überarbeitet worden waren, wurde dieses Dokument ebenfalls 

am 8. April verabschiedet67. Der entscheidende Passus b des zweiten Textes in der 

angenommenen Formulierung Bevins lautete: 

59 Diese Gründe nannte auch der britische Außenminister Bevin in einer Konferenz mit 
Acheson (Memorandum of Conversation, 31. 3. 1949, FRUS, 1949, III, S. 156). 

60 Memorandum of Conversation, 1. 4. 1949. ebenda, S. 161. 
61 Die Sozialistische Partei Italiens unter Pietro Nenni trat damals für die Aktionseinheit mit 

der KPI ein (Memorandum of Conversation, 31. 3. 1949, ebenda, S. 157). 
62 Die Mitteilung der Außenminister vom 5. April ist abgedruckt in einer Anmerkung der 

Herausgeber, ebenda, S. 236-237. 
63 Riddleberger an Secretary of State, 7.4. 1949, ebenda, S. 235-236; Strauß, Entstehungs­

geschichte, S. 359. 
64 Message to the Bonn Parliamentary Council, 8. 4. 1949, FRUS, 1949, III, S. 186. 
65 Clay in Telekonferenz, 6. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1087. 
66 Vgl. Clay an Voorhees, 31.3.1949, ebenda, S. 1067; Clay, Decision, S. 425; Riddleberger 

an Secretary of State, 28. 3.1949, FRUS, 1949, III, S. 232. 
67 Message to the Military Governors, 8. 4. 1949, ebenda, S. 185. Zu den verschiedenen For­

mulierungsvorschlägen und dem Gang der Verhandlungen siehe Telekonferenz, 7. 4. 1949, 
Clay Papers, II, S. 1093-1099. 
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(b) In the financial field any provisions put forward by the Parliamentary Council 

in the direction of securing financial independence and adequate strength for 

both the Laender and Federal Governments in operating in their respective 

fields will receive sympathetic consideration. 

Damit waren die Alliierten übereingekommen, „auf die strikte Durchsetzung 

der im Memorandum vom 2. März genannten Forderungen zu verzichten"68. In 

einem abschließenden Passus d, der in einer britisch-amerikanischen Kompromiß-

fassung Aufnahme fand, wurde dem Bund gestattet, in bestimmten Fällen aus 

eigenen Einkünften Zuschüsse an finanzschwache Länder zu geben. Bei diesem 

Vorschlag stand das amerikanische System der „Grants-in-aid" Pate, bei dem 

allerdings — im Gegensatz zum deutschen Finanzausgleich — keine Umverteilung 

von Ländermitteln vorgenommen wird69. 

Außenminister Acheson befand sich während der Verhandlungen mit Bevin 

und Schuman in einer Zwangslage, die sich günstig auf die britische Position 

auswirkte: Die Jessup-Malik-Gespräche zur Beendigung der Berliner Blockade 

standen unmittelbar vor ihrem Abschluß, und die Vereinigten Staaten wollten 

mit der Verabschiedung des Grundgesetzes vor der Eröffnung der Konferenz des 

Außenministerrates am 23. Mai in Paris ein Fai t accompli schaffen70. Die sowje­

tisch-amerikanischen Verhandlungen fanden unter strikter Geheimhaltung statt. 

General Clay war nicht informiert worden und setzte deshalb mit großer Hart ­

näckigkeit seinen Widerstand gegen die konziliante Linie des State Department 

fort71. Dabei kam ihm der Umstand zustatten, daß die zweite Botschaft der 

Außenminister vom 8. April zunächst nur an die Militärgouverneure gerichtet 

war. Sie sollte zu einem Zeitpunkt weitergegeben werden, den diese für geeignet 

hielten — auf jeden Fall aber bevor sich die endgültige Hal tung des Parlamen­

tarischen Rates herauskristallisiert haben würde („before opinion in the Parlia­

mentary Council has crystallized")72. 

Wie nicht anders zu erwarten, hielt Clay diese zweite Botschaft für überflüssig. 

Nach seiner Einschätzung gab es bereits Chancen für einen Kompromiß: Einige 

SPD-Politiker hätten Entgegenkommen signalisiert, berichtete Clay dem Heeres-

ministerium, und eine Übermittlung des Dokuments werde unweigerlich dazu 

führen, daß die Sozialdemokraten am Grundgesetzentwurf vom 17. März fest­

halten. Eben dies, so antwortete Heeresunterstaatssekretär Voorhees, sei Bevins 

68 Otto, Staatsverständnis, S. 118. 
69 Golay, Founding, S. 89 ff. 
70 Clays Politischer Berater Riddleberger sagte am 25. März 1949 im Gespräch mit Walter 

L. Dorn, dem ehemaligen Entnazifizierungsberater, daß die Position der USA „angesichts 
der russischen Einheitspolitik prekär werde" (Walter I,. Dorn, Inspektionsreisen in der 
US-Zone. Notizen, Denkschriften und Erinnerungen, aus dem Nachlaß übers. und hrsg. 
von Lutz Niethammer, Stuttgart 1973, S. 140). 

71 Robert Murphy, Diplomat among Warriors, Garden City, N. Y. 1964, S. 321; Clay, 
Decision, S. 433. 

72 Message to the Military Governors, 8. 4. 1949, FRUS, 1949, III, S. 185. 
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Absicht gewesen73. Nur mit Mühe hatten die Amerikaner durchsetzen können, 

daß die brisante Nachricht zunächst auf Eis gelegt wurde. Sie liefen natürlich 

Gefahr, den Erfolg ihrer Taktik durch eine gezielte Indiskretion in Frage ge­

stellt zu sehen. Auch Voorhees sah dieses Dilemma: „We must remember that 

this risk is still to be preferred to alternative of outright British refusal to force 

modification in Basic Law which is what we were faced with."74 

Die Meinungsbildung der deutschen Parteien war mittlerweile in das entschei­

dende Stadium getreten. Unter dem Eindruck der Interventionen aus Washing­

ton mehrten sich auch in der SPD Stimmen, die den Einwänden der Militärgou­

verneure Rechnung tragen wollten. Auf einer Sitzung der sozialdemokratischen 

Ratsfraktion mit Vertretern des Parteivorstandes am 11. April war offenbar eine 

Mehrheit bereit, über die Vorschläge des Siebenerausschusses hinausgehende Zu­

geständnisse zu machen. Erich Ollenhauer verhinderte jedoch auf Anweisung 

Schumachers eine Abstimmung, damit die Führungsgremien der SPD hinzuge­

zogen werden konnten. Parteivorstand und Parteiausschuß sollten am 20. April 

in Hannover zusammentreten75. 

Die Entscheidungen des „kleinen Parteitages" wurden wahrscheinlich durch 

eine Intervention des Leiters des britischen Verbindungsstabes beim Parlamen­

tarischen Rat, Chaput de Saintonge, präjudiziell:. Chaput informierte die SPD, 

seine Regierung werde nur dann dem Grundgesetz zustimmen, wenn dies auch 

für die Partei akzeptabel sei76. Konrad Adenauer zitiert in seinen Erinnerungen 

eine Aktennotiz seines persönlichen Referenten Blankenhorn, derzufolge General 

Robertson im Anschluß an eine Aussprache zwischen den Militärgouverneuren 

und Mitgliedern des Parlamentarischen Rates am 14. April die SPD-Vertreter 

über die Existenz einer zweiten, konzilianten Botschaft aufgeklärt habe77. Diese 

Version ist jedoch nicht unbedingt überzeugend. Vor der Aussprache hatte eine 

interne Besprechung der Militärgouverneure stattgefunden, bei der Robertsons 

Forderung, die zweite Mittei lung der Außenminister vom 8. April unverzüglich 

weiterzugeben, von Clay und Koenig abgelehnt worden war78. In der anschließen­

den Sitzung mit den deutschen Parlamentariern appellierte Clay im Namen der 

Militärgouverneure an die Ratsdelegation, beim nächsten Treffen (das in Anbe-

73 Clay in Telekonferenz, 7.4.1949, Clay Papers, II, S. 1095; Voorhees, ebenda, S. 1098 f. 
74 Voorhees, ebenda, S. 1099. 
75 Vgl. Clay in Telekonferenz, 12.4.1949, ebenda, S. 1102; Klaus Schütz, Die Sozialdemo­

kratie im Nachkriegsdeutschland, in: Max Gustav Lange u. a., Parteien in der Bundes­
republik. Studien zur Entwicklung der deutschen Parteien bis zur Bundestagswahl 1953, 
Stuttgart u. Düsseldorf 1955, S. 235 Anm. 246. Schumacher hatte die Entwicklung bislang 
nur vom Krankenbett aus verfolgen können, da sein linkes Bein amputiert worden war. 

76 Clay in Telekonferenz, 12. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1102 und 1105. Das genaue Datum 
der Indiskretion läßt sich nicht feststellen. Die Mitteilung muß vor dem 12. April bzw. an 
diesem Tage erfolgt sein. 

77 Adenauer, Erinnerungen, I., S. 218. 
78 Riddleberger an Secretary of State, 14. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1109. 
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tracht des SPD-Parteitages für den 25. April angesetzt war) neue Formulierun­

gen vorzulegen79. Es ist schwer vorstellbar, daß Robertson seinen amerikanischen 

Kollegen anschließend desavouierte. Clay jedenfalls verließ die Sitzung mit dem 

Eindruck, den Konsensus der Alliierten wiederhergestellt zu haben80. E in paar 

Tage später teilte er seinem Ministerium mit : "After our meeting I believe that 

Robertson made a determined effort to persuade the SPD that we were in unan-

imous agreement on our position."81 Denkbar ist aber auch, daß der britische 

Militärgouverneur von seiner Regierung angewiesen worden war, die SPD all­

gemein über die Kompromißbereitschaft der Außenminister zu informieren82. 

Auch die Amerikaner erwogen, hinter den Kulissen Einfluß auf „Ollenhauer, 

Carlo Schmid und Co." zu nehmen und sie in privaten Einzelgesprächen „am 

Portepée zu fassen"83. 

Nachdem General Robertson am 14. April die offizielle Bekanntgabe der zwei­

ten Botschaft vom 8. April nicht hatte erreichen können, wandte sich die britische 

Regierung direkt an Washington und verlangte die Veröffentlichung noch vor 

dem kleinen Parteitag der SPD am 20. April84. Clay wurde um eine Stellung­

nahme gebeten. Seine ablehnende Antwort macht noch einmal die Motive deut­

lich, die sein Handeln in der Grundgesetzkrise bestimmten: „I must repeat that 

the issue today is as to wether or not Schumacher and the small group of party 

bureaucrats sitting around him in Hannover are to succeed in their policy of de-

fying the occupation authorities. I must emphasize that my concern is not about 

the personal issue of losing an issue to Schumacher. I am rather concerned with 

79 Ebenda, S. 1110 f. 
80 Clay an Murphy, Annex zu Riddleberger an Secretary of State, 14. 4. 1949, ebenda, 

S. 1111. 
81 Clay an Department of the Army, 19.4.1949, ebenda, S. 1114. Vgl. auch Riddleberger 

an Murphy, 18. 4. 1949, FRUS, 1949, III, S. 243-244. 
82 Vgl. den Hinweis auf eine Stellungnahme des Foreign Office vom 27.7.1949 in: Ade­

nauer, Erinnerungen, I., S. 220. In der zitierten Aktennotiz Blankenhorns (Anm. 77) stand 
außerdem, daß die vorzeitige Bekanntgabe der Mitteilung durch Robertson „im Einver­
ständnis mit General Clay" erfolgt sei. Tatsächlich hatte Clay lediglich zugestimmt, der 
SPD das in Abschnitt d der zweiten Botschaft vom 8. April genannte Grants-in-aid-System 
als Kompromißmöglichkeit vorzuschlagen (Clay in Telekonferenz, 20. 4. 1949, Clay Papers, 
II, S. 1117). Damals - aber auch noch Jahre später - stritten die Sozialdemokraten stets 
ab, von den Briten informiert worden zu sein: Vgl. z. B. Scholz, Turmwächter, I, S. 219 ff.; 
Otto, Staatsverständnis, S. 118 Anm. 358; Heinrich G.Ritzel, Kurt Schumacher in Selbst­
zeugnissen und Bilddokumenten, Reinbek b. Hamburg 1972, S. 91. 

83 Murphy in Telekonferenz, 12. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1104. Solche Gespräche scheinen 
auch stattgefunden zu haben (vgl. den Hinweis auf ein Gespräch mit Beratern Clays in: 
Scholz, Turmwächter, I, S. 207). Wenig geschmackvoll war ein weiterer Vorschlag Mur­
phys, „that somebody will have to twist Schumacher's remaining arm just a little at the 
appropriate moment". Seine folgende Bemerkung, „I believe he [Schumacher] is acting 
part for the record", deutet an, daß Murphy (wie auch Clay) Schumachers Entschlossen­
heit unterschätzte (Murphy in Telekonferenz, 12. 4.1949, Clay Papers, II, S. 1106). 

84 Kabel W-87331, 19. 4. 1949, Zusammenfassung des Hrsg., Clay Papers, II, S. 1113. 
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what I believe to be the very great dangers which will result from permitting any 

small group to make a success of defiance of the occupation authorities on an issue 

of major policy particularly as it is done to gain political popularity in the follow-

ing election."85 

Von Föderalismus und Finanzen war in diesem Telegramm bereits nicht mehr 

die Rede. Clay akzeptierte durchaus den sachlichen Gehalt der zweiten Botschaft 

vom 8. April. Es kam ihm nur noch darauf an, einen Erfolg Schumachers zu 

verhindern, damit jener nicht länger davon ausgehen könnte, Kompromißlosig-

keit gegenüber den Alliierten zahle sich aus86. Der amerikanische Militärgouver-

neur hatte kein Verständnis für die Funktion Schumachers als Vorsitzendem einer 

Partei deutschen Typs. Es widersprach seiner Vorstellung von Demokratie, daß 

Schumacher, der lediglich ein Parteiamt innehatte, politische Richtlinienkompe­

tenzen gegenüber der SPD-Fraktion des Parlamentarischen Rates und den sozial­

demokratischen Ministerpräsidenten beanspruchte. Am meisten beunruhigten ihn 

die möglichen Konsequenzen eines Popularitätsgewinns der SPD im Hinblick auf 

die bevorstehenden Wahlen zum ersten Deutschen Bundestag. Dieser Gesichts­

punkt drängte in der letzten Phase der Grundgesetzkrise den Föderalismusaspekt 

in den Hintergrund. Der Vorwurf, in innerdeutsche politische Händel verstrickt 

zu sein, den die amerikanische Militärregierung den Briten machte, galt auch 

umgekehrt87. Der Unterschied lag darin, daß sich die Briten deutlicher für ihren 

Klienten einsetzten als die Amerikaner, deren Politik der CDU/CSU indirekt zu­

gute kam. 

Die Verzögerungstaktik des amerikanischen Militärgouverneurs gründete sich 

auf einen Halbsatz in der zweiten Botschaft der Außenminister vom 8. April. 

Er lautete: „It is left to the Mili tary Governors to determine the time they may 

consider it appropriate to communicate these views to the Parl iamentary Coun­

cil"88. Das britische Drängen stützte sich dagegen auf den zweiten Halbsatz: 

„ . . . but the Foreign Ministers wish that (these views) be transmitted before 

opinion in the Parl iamentary Council has crystallized". Außenminister Acheson 

hatte nur widerstrebend zugelassen, daß Clay die Botschaft weiter zurückhielt89. 

Es stellte sich heraus, daß Acheson gegenüber Bevin im Wort stand, eine Über­

mit t lung des Dokumentes nach drei oder vier Tagen zu gestatten, und nun auf­

grund der langen Verzögerung seine Vertrauenswürdigkeit erschüttert sah90. Am 

85 Clay an Department of the Army, 19. 4. 1949, ebenda, S. 1114. 
86 Vgl. Lewis J. Edinger, Kurt Schumacher. A Study in Personality and Political Behavior, 

Stanford, Calif. u. London 1965, S. 168. 
87 Riddleberger an Murphy, 18. 4. 1949, FRUS, 1949, III, S. 244. 
88 Clay an Department of the Army, 19. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1114 f. 
89 Murphy in Telekonferenz, 20.4. 1949, ebenda, S.1117: „Please know that in addition to 

heavy pressure by British pressing Washington, Dean Acheson quite separately is as anx-
ious as you are about this question. He felt personally last week that message should then 
be delivered but deferred [to] your judgement." 

90 Murphy in Telekonferenz, 21. 4. 1949, ebenda, S. 1122 f. 
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20. April erinnerte ihn ein britisches Aide-Mémoire an sein Versprechen: „Mr. 

Bevin, since leaving Washington, felt justified in thinking that the clearly ex­

pressed Instructions of the Foreign Ministers as to the delivery of the message to 

the Germans would be carried out without further delay. Mr. Bevin had also under-

stood that as a result of the meetings in Washington, the view of the Governments 

would in future prevail and that it would not again be possible for the Military 

Governors to hold up agreed governmental decisions."91 Das war deutlich genug, 

aber Clay kämpfte weiter verbissen um einen Aufschub. 

Auf der Tagung am 19. /20. April bekräftigte Schumacher in seiner Eröff­

nungsansprache die harte Linie der SPD9 2 . Der Parteivorstand legte eine Resolu­

tion vor, in der noch einmal Bedingungen für die Lösung der Krise aufgeführt 

waren93. Sie schloß mit dem Hinweis, daß die Sozialdemokraten ein Grundge­

setz ablehnen würden, das einer ihrer Forderungen nicht genügte. Die einzelnen 

Forderungen trugen allerdings Merkmale eines Kompromisses. So wurde zum 

Beispiel in der umstrittenen Finanzfrage verlangt, eine Regelung zu treffen, 

„die dem Bund die Mittel und Möglichkeiten gibt, deren er zur Erfüllung seiner 

Aufgaben bedarf". Der Hinweis, daß hierzu eine starke Bundesfinanzverwaltung 

unentbehrlich sei (bislang die Conditio sine qua non der SPD), fehlte94. Schu­

machers Kurs war in den Führungsgremien nicht unumstrit ten. Die Länderchefs 

Reuter, Kaisen und Lüdemann beantragten, auf den ultimativ klingenden Schluß­

satz der Resolution zu verzichten. Der Berliner Regierende Bürgermeister war 

am Vorabend der Außenministerkonferenz in Washington gewesen und hatte 

dort unter anderem mit Außenminister Acheson, Robert Murphy und Unterstaats­

sekretär Voorhees vom Heeresministerium gesprochen. Reuter brachte von seiner 

Reise die Erkenntnis mit, daß Deutschland „in dieser Welt zwar ein sehr wichti­

ger Punkt (ist) und daß gewiß Berlin ein wichtiger Punkt ist, aber auch eben 

91 Aide-Mémoire, 20. 4. 1949, FRUS, 1949, III, S. 244-245, Zitat S. 245. Tags darauf traf 
ein zweites britisches Aide-Mémoire ein (ebenda, S. 247-248), das sprachlich noch härter 
abgefaßt war. 

92 Abgedruckt in Scholz, Turmwächter, I, S. 208 ff. 
93 Wortlaut in Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1948/49, hrsg. vom 

Vorstand der SPD, Hannover o. J. [1950], S. 138 f., u. bei Schütz, Sozialdemokratie, 
S. 255 f. 

94 Klaus Schütz spricht mit Recht von einem „realpolitischen Versuch, das aktuell Mögliche 
zu erreichen" (ebenda, S. 236). Der Kompromißcharakter der Resolution wird von einigen 
Autoren, die der SPD nahestehen, nicht genügend hervorgehoben. Diese Autoren tendieren 
dazu, die Ereignisse des April 1949 als Sieg der SPD über die Alliierten zu interpretieren. 
Vgl. z. B. Friedrich Heine, Dr. Kurt Schumacher. Ein demokratischer Sozialist europäischer 
Prägung, Göttingen 1969, S. 88; Scholz, Turmwächter, I, S. 221. Arno Scholz erwähnt 
allerdings auch die besonders sorgfältige Vorbereitung der Rede Schumachers in mehre­
ren Besprechungen mit den SPD-Ministerpräsidenten und mit Carlo Schmid, was darauf 
schließen läßt, daß ein Kompromißkurs zwischen Ablehnung und Nachgeben gesteuert 
werden sollte. 
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n u r e in P u n k t " 9 5 . A u c h W i l h e l m Ka i sen wol l t e die g e s p a n n t e i n t e r n a t i o n a l e L a g e 

berücks ich t ig t wissen , i n der m a n es sich n ich t le is ten k ö n n e , d e m g e s a m t e n W e ­

s ten zu opponie ren 9 6 . I n der S c h l u ß a b s t i m m u n g setzte sich jedoch die L i n i e Schu­

mache r s e indrucksvol l d u r c h : der E n t s c h l i e ß u n g s t e x t w u r d e m i t 6 3 gegen 4 S t i m ­

m e n be i 8 E n t h a l t u n g e n geb i l l ig t . 

N a c h so rg fä l t i gem S t u d i u m der R e d e des P a r t e i v o r s i t z e n d e n u n d der R e s o l u t i o n 

e r k a n n t e m a n i n der a m e r i k a n i s c h e n M i l i t ä r r e g i e r u n g , d a ß sich h i n t e r der h a r t e n 

Sprache Verhand lungsbe re i t s cha f t andeu te t e 9 7 . T r o t z d e m w a r C l a y auch je tz t noch 

n i ch t be re i t , d ie Botschaft der A u ß e n m i n i s t e r a n d e n P a r l a m e n t a r i s c h e n R a t w e i ­

t e r zu l e i t en . U m e i n e n so „ u n h e i l v o l l e n S c h r i t t " (disastrous move) n i ch t selbst 

vo l lz iehen zu m ü s s e n , b a t er u m seine vorze i t ige E n t l a s s u n g aus der A r m e e 9 8 . 

E i n e sofor t ige Ü b e r m i t t l u n g , so bekräf t ig te er, sei gee igne t , d ie A r b e i t v o n v ie r 

J a h r e n zu ze r s t ö r en : „ I n offer ing compromise (we) n o w b o w to t h e a r r o g a n c e and 

defiance of S c h u m a c h e r and m a k e h i m top he ro i n G e r m a n y for his def iance." 9 9 

Schumache r s Ä u ß e r u n g e n i n H a n n o v e r h a t t e n C l a y i n se ine r A u f f a s s u n g bes t ä rk t , 

de r Vors i t zende der S P D t r e ibe e in gefähr l iches Sp ie l : „ S c h u m a c h e r is p l a y i n g 

d a n g e r o u s g a m e of b e i n g b o t h a n t i - A l l y and an t i -Sov ie t . H e is t r y i n g to b r a n d 

S E D as Soviet tool and C D U as Al l ied tool and t h u s sweep c o u n t r y on in tense 

wave of n a t i o n a l i s m a n d p a t r i o t i s m . If h e succeeds on th i s basis , i t w i l l cause 

m u c h f u t u r e t r o u b l e . " 1 0 0 N e b e n de r o f fenkund igen I r r i t a t i o n d u r c h d e n „ m i l i ­

t a n t e n P a t r i o t i s m u s " (Lewis E d i n g e r ) des S P D - V o r s i t z e n d e n k l i n g t h i e r die Be­

f ü r c h t u n g a n , S c h u m a c h e r k ö n n t e ve r suchen , e i n e n m i t t l e r e n K u r s zwischen Al l i -

95 Pressekonferenz nach der Amerika-Reise, abgedruckt in: Ernst Reuter, Schriften, Reden, 
hrsg. von Hans E. Hirschfeld u. Hans J. Reichhardt, 4 Bde., Berlin 1872-75, Bd. III, S. 698. 
Zu Reuters Besprechungen in Washington und zu seinem Verhalten auf dem kleinen Par­
teitag der SPD siehe Willy Brandt u. Richard Löwenthal, Ernst Reuter. Ein Leben für die 
Freiheit. Eine politische Biographie, München 1957, S. 486 f. 

96 Kaisen erläuterte seine Haltung in einem Gespräch mit Walter L. Dorn am 15. April: 
„Wir wollen diese Finanzzuständigkeit des Bundes, aber seit der Konferenz der Außen­
minister werden wir uns dem Unvermeidlichen beugen, weil wir es uns zu diesem Augen­
blick nicht leisten können, dem gesamten Westen zu opponieren. Wir nehmen den Kom­
promiß jetzt an, um Deutschland in das westliche Europa zu integrieren. Sicher werden 
wir das nur mit bösen Ahnungen versuchen können; wenn [die Finanzverfassung dann] 
gescheitert ist, kommen wir auf unsere alte Position zurück und haben dann die besseren 
Argumente" (Dorn, Inspektionsreisen, S. 169). 

97 Clay in Telekonferenz, 20. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1119; Riddleberger an Secretary of 
State, 21. 4. 1949, FRUS, 1949, III , S. 246-247. 

98 Clay in Telekonferenz, 20. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1118, und in Telekonferenz, 21. 4. 
1949, ebenda, S. 1122. Während seiner vierjährigen Amtszeit in Deutschland hatte Clay 
insgesamt elfmal seinen Rücktritt eingereicht (Clay Papers, I, Vorwort, S. xxx), um seinem 
Standpunkt zusätzlich Nachdruck zu verleihen. Die ungewöhnlich emotionale Argumen­
tation in diesem Fall scheint aber anzuzeigen, daß Clay der weiteren Zurückhaltung des 
zweiten Dokuments vom 8. April nicht allein taktische, sondern grundsätzliche Bedeutung 
beimaß. 

99 Clay in Telekonferenz, 21. 4. 1949, ebenda, S. 1122 f. 
100 Clay in Telekonferenz, 20. 4. 1949, ebenda, S. 1117. 
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ierten und Sowjets zu steuern. Mit anderen Worten: Ein großer Propaganda­

erfolg der SPD vor den geplanten Bundestagswahlen könnte die Bindung der 

künftigen Bundesrepublik an den Westen, die ein Sieg der CDU/CSU garantieren 

würde, in Frage stellen. Als letzte Bemühungen Clays, von den Franzosen (deren 

Obstruktion ihm selbst so oft Schwierigkeiten bereitet hatte) Hilfestellung zu er­

halten, fehlschlugen, mußte er aufgeben101. Am 22. April 1949 wurde die zweite 

Botschaft der Außenminister vom 8. April dem Parlamentarischen Rat von den 

alliierten Verbindungsoffizieren übergeben102. 

Danach kam die Peripetie: Während der nächsten Tage fanden interfraktio­

nelle Verhandlungen statt, bei denen CDU/CSU und SPD ihre Meinungsverschie­

denheiten weitgehend bereinigten. Ein zwischenzeitlich vorgelegter verkürzter 

Grundgesetzentwurf der SPD wurde wieder zurückgezogen103. Am 25. April kam 

eine Delegation des Parlamentarischen Rates zu abschließenden Verhandlungen 

mit den Militärgouverneuren zusammen104. Die Regelung der konkurrierenden 

Gesetzgebung, insbesondere das Gesetzgebungsrecht zur Wahrung der Rechts­

und Wirtschaftseinheit, wurde akzeptiert, nachdem man sich auf eine gemein­

same Interpretation der Bestimmungen geeinigt hatte. In der Frage des Finanz­

ausgleichs verwies General Clay noch einmal nachdrücklich auf das von den 

Amerikanern ins Spiel gebrachte Zuschußsystem (Grants-in-aid). Dr. Walter 

Menzel (SPD) und Dr. Hermann Höpker-Aschoff (FDP) bekräftigten den deut­

schen Standpunkt. Während einer eineinhalbstündigen Verhandlungspause 

besprach sich die Delegation des Parlamentarischen Rates und ließ anschließend 

durch Dr. Robert Lehr (CDU) mitteilen, daß sie auf einem Finanzausgleich be­

stehen müsse. Die Militärgouverneure verfielen nach kurzer Beratung auf den 

salomonischen Ausweg, beide Möglichkeiten zuzulassen. Artikel 107, Absatz 2 

GG (urspr. Fassung) sieht daher einmal einen „angemessene(n) finanzielle(n) Aus­

gleich zwischen leistungsfähigen und leistungschwachen Ländern" vor, zum an-
101 Der den Gaullisten nahestehende französische Militärgouverneur, General Koenig (vgl. 

F. Roy Willis, The French in Germany 1945-1949, Stanford, Calif. 1962, S. 77 f.), unter­
stützte diesmal die Haltung der amerikanischen Militärregierung, aber am 22. April mußte 
Clay erfahren, daß Außenminister Schuman mit der sofortigen Übergabe des Dokuments 
einverstanden war. Vgl. Clay an Department of the Army, 19. 4. 1949, Clay Papers, II, 
S. 1113; Bradley (Stabschef des Heeres) an Clay, 22. 4. 1949, ebeda, S. 1123-1124, Zusam­
menfassung des Hrsg. 

102 Vgl. dazu Telekonferenz, 22. 4. 1949, ebenda, S. 1125-1128. Auf den Hinweis General 
Bradleys, daß Soldaten oft Befehle auszuführen hätten, mit denen sie nicht vollständig 
übereinstimmen können, antwortete Clay: „American philosophy expressed at Nuremberg 
found no excuse for a soldier carrying out political Orders which he professed not to be-
lieve in" (Bradley an Clay, 22. 4. 1949, ebenda, S. 1124; Clay in Telekonferenz, 22. 4. 1949, 
ebenda, S. 1125). 

103 In einem am 23. April vorgelegten neuen Entwurf war die SPD auf ihre ursprünglichen 
Vorbehalte gegen eine detaillierte Verfassung ohne erkennbaren Provisoriumscharakter 
zurückgekommen. In den abschließenden Verhandlungen wurde aber wieder auf der Grund­
lage der Vorschläge vom 17. März verhandelt. 

104 Record of the Meeting of the Three Military Governors With the Parliamentary Council 
Delegation, 26. 4. 1949, FRUS, 1949, III, S. 252-262; Clay, Decision, S. 433 ff. 
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deren aber auch die Möglichkeit, „leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur 

ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs (Ergänzungszuweisun­

gen)" zu gewähren. Am 12. Mai 1949 erteilten die Alliierten dem Grundgesetz 

für die Bundesrepublik Deutschland ihre Zustimmung105. 

Die Ereignisse des Frühjahrs 1949 lassen sich dahingehend resümieren, daß ein 

„Hyperföderalismus", wie Schumacher überspitzt formulierte, von der SPD ab­

gewendet wurde106. I n einem wichtigen Bereich war es gelungen, entgegen den 

Wünschen des amerikanischen und des französischen Militärgouverneurs die Stel­

lung des Bundes gegenüber den Ländern zu stärken. Ob sich die gefundenen Lö­

sungen bewährt haben, kann in diesem Rahmen nicht untersucht werden107. Ein 

möglicher Prestigegewinn der Sozialdemokraten wurde von Konrad Adenauer 

mit taktischem Geschick relativiert: Auf einer Wahlrede am 21 . Juli in Heidel­

berg benutzte er seine Informationen über die Kontakte zwischen der SPD und 

den Briten, um den Kollaborationsvorwurf, der bislang gegen die CDU/CSU er­

hoben wurde, gegen die SPD zu kehren108. 

Hauptakteure in der Krise waren ohne Zweifel die Alliierten. In komplizier­

ten, auf mehreren Ebenen verlaufenden Abstimmungsprozessen verstanden sie es, 

trotz unterschiedlicher Interessen zu dann gemeinsam vertretenen Kompromissen 

zu kommen. Die Vereinigten Staaten waren dank ihres wirtschaftlichen und 

machtpolitischen Gewichts in der stärksten Position. Dennoch gelang es vor allem 

Großbritannien, mit großer Hartnäckigkeit und einer konsequent vertretenen 

Verhandlungslinie ein Maximum eigener Interessen durchzusetzen. Die britische 

Politik kam eindeutig der SPD zugute. Dreimal versuchte das Foreign Office, 

die sozialdemokratische Auffassung mit einem Aide-Mémoire zu unterstützen. 

Außenminister Bevin machte sich auf der Washingtoner Konferenz zum Anwalt 

der SPD. Zumindest in diesem Fall war die Labour-Regierung in London be­

müht, der deutschen Sozialdemokratie zum Erfolg zu verhelfen109. 

105 Letter from the Three Western Military Governors to the President of the Parliamentary 
Council, 12. 5. 1949, abgedruckt in: Germany 1947-1949, S. 279-280. 

108 Schumacher am 20. 4. 1949 in Hannover, zitiert nach Scholz, Turmwächter, I, S. 217. 
107 Die Relevanz der Föderalismus-Zentralismus-Kontroverse kann hier ebenfalls nicht dis­

kutiert werden. Auch die Weichenstellungen im wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich 
haben die Entwicklung der Bundesrepublik präjudiziert. Vgl. dazu Hans-Hermann Hart­
wich, Sozialstaatspostulat und gesellschaftlicher Status quo, 2. Aufl., Opladen 1977. 

108 Adenauer, Erinnerungen, I, S. 219 f. Die Rede ist abgedruckt in: Konrad Adenauer, Re­
den 1917-1967, hrsg. von Hans-Peter Schwarz, Stuttgart 1975, S. 137-149. 

109 Vgl. allerdings Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik, S. 164 f., der bemängelt, es habe 
der Deutschland-Politik der Labour-Regierung „ein dynamisch vorgetragenes und mit 
allem Nachdruck unterstütztes Konzept" gefehlt. Außerdem hätten die führenden Labour-
Politiker, vor allem Bevin, „wenig oder nichts" getan, der Idee des demokratischen Sozia­
lismus in Deutschland zum Durchbruch zu verhelfen. Dieses im Hinblick auf die Soziali-
sierungsbemühungen an der Ruhr formulierte Urteil muß angesichts der britischen Inter­
ventionen in der Grundgesetzkrise modifiziert werden. Edingers Ansicht, die Briten hätten 
im Frühjahr 1949 eine Haltung „wohlwollender Neutralität" gegenüber den sozialdemo­
kratischen Forderungen eingenommen (Edinger, Schumacher, S. 169), ist unzutreffend. 
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Dem Vorgehen General Clays kommt vor allem deshalb Bedeutung zu, weil 

es exemplarisch zeigt, daß seine Einstellung zu den deutschen Parteien ein spezi­

fisches Feindbild erkennen läßt. Die Politik der SPD, so glaubte er, lief den Zie­

len der Vereinigten Staaten und ihrer Alliierten zuwider und mußte bekämpft 

werden. Dem Parteivorsitzenden Schumacher warf er Arroganz und Mißachtung 

der Alliierten vor110. Noch 1961, neun Jahre nach dem Tode seines Widersachers, 

kritisierte er vor allem dessen mangelndes Verständnis für die Rolle des Kompro -

misses in der Politik. Es sei schwer gewesen, mit ihm zusammenzuarbeiten, „as 

his almost fanatic zeal left h im little room to compromise"111. Konrad Adenauer 

hingegen besaß in Clays Augen (dieses Urteil wurde im Hinblick auf Adenauers 

Wirken im Parlamentarischen Rat formuliert) die Fähigkeit, sich über die par­

teipolitischen Niederungen zu erheben und mit Intelligenz und Charakter als 

Staatsmann zu wirken112. 

Schumachers rigoroser Antikommunismus und seine Bekenntnisse zur Gemein­

schaft des Westens, wenn auch nicht zu dessen übernationalen Institutionen, wur­

den nicht honoriert. Auf dem kleinen Parteitag am 20. April 1949 in Hannover 

hatte der SPD-Vorsitzende die Haltung seiner Partei so definiert: „Wenn wir die 

größere Geltung der deutschen demokratischen Kräfte in der Politik erkämpfen 

müssen, dann heißt das nicht, bei aller Energie und aller Entschiedenheit, daß 

wir etwa glauben, jetzt in eine Position der Neutralität flüchten zu können. Poli­

tische Neutralität in diesem Sinne ist nicht möglich. Es gibt wohl für uns die ab­

solute Notwendigkeit der militärischen Neutralität, es kann für uns aber nie den 

Begriff der politischen Neutralität gegenüber einem Faktor geben, der diesen Be­

griff weder nach der politischen noch nach der rechtlichen oder moralischen Seite 

respektiert, wie die Sowjetrussen. Das wäre keine Neutralität, sondern das wäre 

kaschierte Parteinahme für Rußland gegen den Westen."113 Es ist denkbar, daß 

Schuhmachers Postulat der militärischen Neutralität zusätzlich dazu beitrug, die 

Sorge der amerikanischen Militärregierung vor einem Wahlerfolg der SPD zu 

verstärken. Auch Amerikanern, die die SPD und ihren Vorsitzenden nüchterner 

betrachteten als General Clay, mußte klar sein, daß sich eine Politik der politi­

schen und militärischen Verklammerung der Bundesrepublik mit dem Westen 

damals nur mit der CDU/CSU als Partner würde durchsetzen lassen. 

Die Grundsatzentscheidung für eine solche Politik war bereits gefallen. Wie er­

wähnt, hatten im Frühjahr 1949 die Vorbereitungen für eine Neuformulierung 

der amerikanischen Deutschlandpolitik begonnen. An den Planungen waren der 

neugeschaffene Deutschland-Unterausschuß des Nationalen Sicherheitsrates, das 

110 Clay in Telekonferenz, 21.4.1949, Clay Papers, II, S. 1122. Vgl. auch die Charakteristik 
Schumachers in: Dean Acheson, Present at the Creation. My Years in the State Depart­
ment, New York 1969, S. 341: „Kurt Schumacher ( . . . ) combined a harsh and violent 
nature with nationalistic and aggressive ideas." 

111 Edinger, Schumacher, S. 261. 
112 Clay, Decision, S. 412. 
113 Scholz, Turmwächter, I, S. 211. 
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State Department und die Planungs- und Operationsabteilung des Pentagons be-

teiligt114. Dean Acheson beschreibt den Verlauf der Beratungen in seinen Me-

moiren: „At first we had discussed the relative merits of placing primary im­

portance either on the reunification of all Germany or on the unification and 

strengthening of West Germany. However, we soon came to believe that our 

chief concern should be the future of Europe, and that the reunification of Germ­

any should not be regarded as the chief end in i t se l f . . . If reunification ranked 

first in importance, the price which might properly be paid for Soviet cooperation 

could be very high indeed. If, however, one attached first importance to the future 

of Europe and if the Soviet price for reunification imperiled or destroyed prospects 

for the future of Europe, then that price should not be paid."115 Die praktischen 

Schlußfolgerungen aus der getroffenen Grundsatzentscheidung waren in einem 

Dokument enthalten, das General Clay am 2. April 1949 übermittelt wurde. 

Goldthwaite Dorr, ein Rechtsanwalt und ehemaliger Berater von Roosevelts 

Kriegsminister Stimson, der nun wieder als Berater für das Heeresministerium 

tatig war, hatte die deutschlandpolitischen Zielvorstellungen der USA in elf 

Punkte gekleidet. Die Punkte 4 und 11 waren von besonderer Bedeutung: 

4. . . . I t is the ultimate objective of the United States in its policy respecting 

the German people that they, or as large a part of them as may prove practi­

cable, be integrated into such new common structure of the free peoples of 

Europe to share in due time as equals in its obligations, its economic benefits 

and its security . . . The United States, through its own security interests and 

through governmental responsibilities in Germany has a natural interest in 

the form and development of such a structure. 

11. The United States recognizes that as the German people, or a large part of 

them, may later become a firm part of such a structure of free European 

nations, it may become reasonable for them to contribute to the armed securi­

ty of that structure, but only if there should be a strong prevailing sentiment 

within the membership of the group that such a contribution shall have be­

come necessary and desirable116. 

Das Dokument sollte zunächst geheim bleiben und für die internen Abstim-

mungen mit Briten und Franzosen im Hinblick auf die Pariser Außenminister-

ratskonferenz benutzt werden. In der Öffentlichkeit müßte es als Sensation wir-

ken, gab Clay zu bedenken, zumal die Vereinigten Staaten bislang eine Politik 

der Entmilitarisierung betrieben. Der Passus über eine mögliche deutsche Wieder-

bewaffnung war auf Anregung der Planungs- und Operationsabteilung des Ver-

teidigungsministeriums aufgenommen worden. In einer Konferenz mit den füh-

renden Politikern und Beamten des State Department akzeptierte Außenminister 

114 Voorhees in Telekonferenz, 2. 4. 1949, Clay Papers, II, S. 1073; Acheson, Present at the 
Creation, S. 2(91. 

115 Acheson, Present at the Creation, S. 291. 
116 Statement of Policy in: Telekonferenz, 2.4.1949, Clay Papers, II, S. 1068 ff. (Zitate 

S. 1069 u. 1071). 
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Acheson das gesamte Papier mit geringfügigen Modifikationen. Präsident Tru -

man zeigte sich „nicht nur zufrieden, sondern erfreut"117. 

Während die Verhandlungen über die Ausgestaltung des westdeutschen Staates 

ihrem Höhepunkt zustrebten, hatten die Vereinigten Staaten mithin die Wieder­

bewaffnung und Europaintegration der Bundesrepublik zu Desideraten ihrer Po­

litik erklärt. Die SPD, das mußte allen Verantwortlichen klar sein, war nicht der 

geeignete Partner für den neuen Kurs118. Konrad Adenauer und die CDU/CSU 

dagegen stimmten mit der amerikanischen Politik in hohem Maße überein, wie 

sich schon bei den wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Entscheidungen der 

Jahre 1947 und 1948 gezeigt hatte. Die Warnungen der amerikanischen Mili­

tärregierung vor wahlpsychologisch wirksamen Erfolgen der SPD, die dazu führ­

ten, daß Außenminister Acheson trotz anderslautender Absprachen erst am 22. 

April auf der Übermitt lung der zweiten Botschaft der Außenminister vom 8. April 

1949 bestand, bekommen vor dem Hintergrund der neuen Politik zusätzliche Be­

deutung. 

117 Clay und Voorhees in Telekonferenz, 2. 4. 1949, ebenda, S. 1072 f. 
118 Das sogenannte „Program A" aus dem Planungsstab des State Department, in dem ein 

Disengagement der sowjetischen und westalliierten Truppen als Weg zur Wiedervereini­
gung vorgeschlagen wurde und das manche Ähnlichkeit mit späteren sozialdemokratischen 
Vorstellungen aufwies, kam nicht über das Diskussionsstadium hinaus. Die Vereinigten 
Stabschefs hatten ihr Veto gegen die Absicht eingelegt, die Besatzungstruppen auf En­
klaven an der Nord- und Ostseeküste zurückzuziehen. Das Statement of Policy (Anm. 116) 
ist ein Indiz für die Richtigkeit der von Kennan im nachhinein geäußerten Vermutung, die 
prinzipielle Entscheidung für eine deutsche Wiederbewaffnung habe seinem Plan die 
Grundlage entzogen. Dazu: A Program for Germany bzw. Program A, 12. 11. 1948, 
FRUS, 1948, I I , S. 1235-1238; Kennan, Memoirs, I, S. 422 ff. u. 443 ff. Vgl. auch Clay, 
Decision, S. 438 f.; Acheson, Present at the Creation, S. 291 f.; Charles F. Bohlen, Witness 
to History, 1929-1969, London 1973, S. 285 f. 
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A U S G E W Ä H L T E D O K U M E N T E ZUR D E U T S C H E N M A R I N E J U S T I Z 

I M Z W E I T E N W E L T K R I E G 

Die quellenmäßige Überlieferung für die Tätigkeit der Marinegerichte im Zwei­

ten Weltkrieg ist verhältnismäßig gut. Während von den Gerichtsakten des 

Heeres und der Luftwaffe in der Bundesrepublik nur Reste erhalten blieben, sind 

noch gut zwei Drittel der einschlägigen Marineakten vorhanden und machen den 

weitaus überwiegenden Teil der 110 000 Strafakten und Urteilsabschriften der 

ehemaligen Wehrmachtgerichtsbarkeit aus, die in der Zentralnachweisstelle des 

Bundesarchivs, einer ehemaligen Abtei in Kornelimünster, liegen. Gerade die enor­

me Fülle dieses für Forschungszwecke nicht aufbereiteten Materials erschwert es 

dem Zeithistoriker, die Spruchtätigkeit der Marinejustiz generell und fundiert 

zu beurteilen. Eine rechtshistorisch vollständige Untersuchung dieses Aspekts 

muß daher ausführlicheren Studien überlassen bleiben. 

In der Folge sollen einige zentrale Aspekte der Marinejustiz behandelt werden. 

Zu ihnen gehören die Verfahrensordnung, das Verhältnis des Marinerichters zum 

militärischen Befehlshaber, seine Rolle als Anklagevertreter und Vollstreckungsor-

gan, die „Steuerung" seiner Tätigkeit als Verhandlungsleiter am erkennenden Ge­

richt bei der Verfolgung bestimmter Delikte und die Tätigkeit der Marinegerichte 

nach der Kapitulation 1945. Dabei erhebt die vorliegende Untersuchung keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit, insbesondere konnte die Steuerung der Rechts­

pflege nicht materiell-inhaltlich erschöpfend behandelt, sondern anhand von 

Beispielen nur in einigen Formen ihrer Handhabung dargestellt werden. Zwar sind 

die Akten der Marinerechtsabteilung im Oberkommando der Kriegsmarine 

(OKM) seit Kriegsende fast völlig verschollen, doch enthalten einschlägige Be­

stände in Kornelimünster und im Bundesarchiv-Militärarchiv in Freiburg i. Br. 

hinreichende Informationen zu diesen Themenkomplexen. Wenn dieses Material 

in erster Linie eine Darstellung der Normen und Richtlinien erlaubt, denen die 

Marinerichter bei der Ausübung ihrer verschiedenen Funktionen unterworfen 

waren, so können aus den Akten und aus seriösem Zeugenschrifttum auch Ein­

blicke in ihr tatsächliches, gelegentlich abweichendes Verhalten gewonnen wer­

den. 

Zunächst einmal muß bei der Betrachtung jeder Militärgerichtsbarkeit be­

rücksichtigt werden, daß sie dem besonderen Ziel dient, die Funktionsfähigkeit 

der bewaffneten Macht zu bewahren, d. h. die Disziplin aufrechtzuerhalten, 

ohne die eine Streitmacht nicht funktionieren und ihre Aufgabe nicht erfüllen 

kann. Gewiß hat sie als Gerichtsbarkeit das Recht zu wahren und der Gerech­

tigkeit zu dienen, ohne die auf die Dauer keine Disziplin möglich ist, doch muß 

sie im Unterschied zur allgemeinen Justiz in ihre Entscheidungen in besonderem 

Maße militärische Belange einbeziehen. Man darf in ihr nicht eine normale 
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Strafjustiz sehen, die Verstöße von Zugehörigen zu einer bestimmten Personen­

gruppe — der Wehrmachtsangehörigen — gegen Strafgesetze gerecht ahndet. Mi­

litärisches Zweckdenken und Rechtsdenken sind die beiden Seelen in ihrer Brust, 

und sie steht vor der schwierigen Aufgabe, das militärisch als erforderlich An­

gesehene im Rahmen des Rechts zu erfüllen. Die deutsche Militärjustiz suchte 

das Problem durch das Zusammenwirken des zuständigen militärischen Befehls­

habers — des „Gerichtsherrn" — mit dem Militärrichter1 zu lösen, wobei aller­

dings der Befehlshaber allein schon durch seine Eigenschaft als Vorgesetzter 

ein Übergewicht erhielt. Das traf besonders für das Verfahren im Kriege zu. 

Das Verfahren im Kriege 

Die bereits vor dem Höhepunkt der Sudetenkrise, im August 1938, fertigge­

stellte Kriegsstrafverfahrensordnung (KStVO) wurde am 26. August 1939 in 

Kraft gesetzt1, — an dem Tag, für den Hitler seinen ersten Befehl zum Angriff 

auf Polen gab. Während der Angriffsbefehl widerrufen und erst am 31 . August 

erneuert wurde, blieben Mobilmachung und Geltung der KStVO aufrechterhal­

ten. 

Auf die Vorschriften der KStVO kann im folgenden nur in den Hauptzügen 

und nur soweit eingegangen werden, als es zum Verständnis der zu erörternden 

Probleme notwendig ist. Sie bestimmte, daß der Gerichtsherr als „Herr des Ver­

fahrens" aufgrund einer Anzeige oder des Tatberichts der Truppe über eine 

strafbare Handlung ein Ermittlungsverfahren anordnete und dafür einen Mili­

tärrichter zum Untersuchungsführer bestellte3. Wenn dessen Bericht vorlag, 

konnte der Gerichtsherr über eine Einstellung des Verfahrens oder die Erhe­

bung der Anklage entscheiden; bestand gegen die Beschuldigten hinreichender 

Verdacht, so mußte der Gerichtsherr die Anklage verfügen. Er berief dann 

1 Der Begriff „Militärrichter" (Marinerichter) wird im folgenden stets i. S. von „richterli­
chem Militärjustizbeamten" gebraucht, der außer als erkennender Richter auch als 
Rechtsgutachter, Untersuchungsführer, Anklagevertreter und Vollstreckungsorgan ein­
gesetzt werden konnte. 

2 VO über das militärische Strafverfahren im Kriege und bei besonderem Einsatz (Kriegs­
strafverfahrensordnung - KStVO) v. 17.8 .38, RGBl. 1939 I, ausgeg. am 26.8 .39, 
S. 1457. § 119 bestimmte: „Die Verordnung tri t t mit der Mobilmachung für die gesam­
te Wehrmacht in Kraft, wenn der Führer und Reichskanzler nicht etwas anderes befiehlt." 
Die KStVO, sämtl. DVOen und amtl. Erläuterungen sind abgedruckt in R. Absolon, Das 
Wehrmachtstrafrecht im 2. Weltkrieg, Sammlung der grundlegenden Gesetze, Verordnun­
gen und Erlasse, Bundesarchiv Abt. Zentralnachweisstelle Kornelimünster 1958, S. 136 ff.; 
vgl. dazu ferner Graf v. Gleispach, Das Kriegsstrafrecht, Teil II, Stuttgart u. Berlin 1941; 
Dombrowski, Kriegsstrafrecht, Berlin 1942. 

3 Mit Verf. v. 28. 3. 40 bestellte Dönitz als Befh. der Unterseeboote die richterlichen Ma­
rinebeamten seines Befehlsbereichs allgemein zu Untersuchungsführern, um das Verfah­
ren zu beschleunigen (BA/Mil. Arch., Sign. K 12 - 1/161). 
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gleichzeitig das Feldkriegsgericht (bei schwimmenden Verbänden: Bordkriegs­

gericht), das aus einem Militärrichter als Verhandlungsleiter und zwei mili­

tärischen Beisitzern — einem im Offiziersrang und einem im Rang des Ange­

klagten - bestehen sollte, setzte Ort und Tag der Hauptverhandlung fest und 

bestimmte einen Militärrichter zum Anklagevertreter4. Bei strafbaren Handlun­

gen, die mit dem Tode bedroht waren, sollte er stets auch einen Verteidiger be­

stellen, in anderen Fällen dann, „wenn er es für sachdienlich" hielt. Diese Vor­

schrift über die Verteidigung gehörte jedoch nicht zu denjenigen, deren Nicht­

beachtung ein Urteil rechtswidrig machte, und es sind verschiedentlich auch 

Todesurteile ohne Mitwirkung eines Verteidigers gefällt worden. 

Die KStVO sah vor, daß die im Friedensverfahren nach der Militärstrafge-

richtsordnung zulässigen Rechtsmittel der Berufung und Revision durch ein ge­

nerelles Nachprüfungsverfahren ersetzt wurden, das der Gerichtsherr ausübte: 

erst das bestätigte Urteil wurde somit rechtskräftig und vollstreckbar. Dabei 

konnte der Gerichtsherr das Urteil bestätigen und die Strafe ganz bzw. teilweise 

vollstrecken lassen oder zur Bewährung aussetzen; er konnte das Urteil außer 

im Falle einer Zuchthaus- oder Todesstrafe5 mit der Bestätigung zugleich in 

den Grenzen des gesetzlichen Strafrahmens mildern; er konnte das Urteil aber 

auch dem übergeordneten Befehlshaber zur Entscheidung über die völlige oder 

teilweise Aufhebung unterbreiten (nur in Ausnahmefällen, z. B. als Komman­

dant einer abgeschnittenen Festung oder eines längere Zeit unabhängig operie­

renden Schiffes war er selbst zur Aufhebung berechtigt). Hob der übergeordnete 

Befehlshaber das Urteil auf, fand eine abermalige Hauptverhandlung vor einem 

vom zuständigen Gerichtsherrn nunmehr völlig neu zusammengesetzten Gericht 

statt. 

Bei diesem Nachprüfungsverfahren wirkten die Marinerichter insofern mit, als 

der Gerichtsherr für seine Entscheidung über die Bestätigung in schwereren 

Fällen ein schriftliches Rechtsgutachten eines bisher am Prozeß nicht beteilig­

ten Marinerichters einzuholen verpflichtet war, so z. B. wenn auf Todesstrafe 

4 Bei Mangel an richterl. Militärjustizbeamten konnte auch ein Offizier, der im Zivilberuf 
die Befähigung zum Richteramt hatte, notfalls auch ein anderer Offizier, jedoch minde­
stens von der Rangklasse der Hauptleute (Kapitänleutnante), zum Verhandlungsleiter 
berufen werden. Auch mit der Anklage konnte in Ausnahmefällen ein zum Richteramt 
befähigter Offizier oder ein Gerichtsoffizier beauftragt werden. Gerichtsoffiziere waren 
vereidigte Offiziere, die als Hilfsorgane des Untersuchungsführers Untersuchungshand­
lungen vornehmen, z. B. Zeugen vernehmen und vereidigen oder Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen durchführen konnten. 

Das Reichskriegsgericht, das gleichfalls erstinstanzlich für bestimmte Personengruppen 
(Generäle bzw. Admiräle) und Delikte (z. B. Hochverrat, Landesverrat, vgl. § 14 KStO) 
zuständig war, kann in unserem Zusammenhang außer Betracht bleiben. 

5 Nach der 8. DVO v. 4. 7. 42 (RGBl. I, S. 449) konnten Todes- oder Zuchthausstrafen 
von einem Befh. dann gemildert werden, „wenn er zur Aufhebung von Urteilen und zu 
Gnadenerweisen gleicher Art ermächtigt" war. Die Worte „und zu Gnadenerweisen glei­
cher Art" wurden gemäß der 11. DVO v. 11. 1. 45 (RGBl. I, S. 13) gestrichen. 
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oder auf Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr erkannt war ; sonst ordnete er 

eine Begutachtung nur an, wenn er gegen das Urteil Bedenken hatte. Auch der 

übergeordnete Befehlshaber zog für seine Entscheidung über die eventuelle Auf­

hebung ein Gutachten seines Kriegsrichters heran. Wesentlich war jedoch, daß 

die Gerichtsherren an diese Rechtsgutachten nicht gebunden waren, es sei denn, 

daß darin ein Verstoß gegen zwingende Verfahrensvorschriften der KStVO fest­

gestellt war: dann mußte das Urteil aufgehoben werden. 

Das Verhältnis Gerichtsherr — Militärrichter 

Die KStVO gab dem militärischen Befehlshaber somit erheblichen Einfluß auf 

das Verfahren. Außer auf dem Recht, Urteile zu bestätigen und aufzuheben, 

beruhte er auf der direkten Weisungsbefugnis gegenüber dem Militärrichter. 

Die Weisungsgebundenheit der Militärrichter gegenüber ihren Gerichtsherren 

war in § 7 Abs. 2 und 3 der KStVO geregelt: 

" (2) Die richterlichen Militärjustizbeamten haben die Weisungen ihres Gerichts­
herrn zu befolgen, soweit sie nicht als Richter im erkennenden Gericht mitwirken. 
Seine Entscheidungen außer der Bestätigung und Aufhebung der Feldurteile haben 
sie mit zu unterzeichnen. Sie übernehmen dadurch die Mitverantwortung für ihre 
Rechtmäßigkeit. 

(3) Hält ein richterlicher Militärjustizbeamter eine Weisung oder Entscheidung 
nicht für rechtmäßig, so hat er seine Bedenken vorzutragen und sie in den Akten 
zu vermerken, wenn seine Vorstellung erfolglos bleibt. Der Gerichtsherr trägt dann 
allein die Verantwortung . . . " 

Daraus geht hervor, daß die Militärrichter dann weisungsgebunden waren, 

wenn sie mit der Funktion des Anklagevertreters oder Vollstreckungsorgans be­

traut waren. 

Wurden dem Anklagevertreter zu Beginn eines Verfahrens vom Gerichtsherrn 

Weisungen über das Strafmaß erteilt, das beantragt werden sollte, so geschah 

das offensichtlich mündlich: weisungsähnliche Vermerke enthielten zumindest 

die vom Verf. eingesehenen Verfahrensakten nicht. Die Anklageverfügungen, 

die die Gerichtsherren nach dem Bericht des Untersuchungsführers über das 

Ermittlungsergebnis erließen, bezeichneten lediglich die zur Last gelegte Tat 

und das anzuwendende Strafgesetz. In diesem Stadium des Verfahrens hätte 

ein absolut bindender Charakter solcher Weisungen allerdings allen Prinzipien 

einer ordnungsgemäßen Prozeßführung widersprochen, da sich die Höhe des 

Strafantrags erst nach der tatsächlichen Würdigung des in der Hauptverhand­

lung zutage tretenden Beweisergebnisses richten konnte. Hingegen sind in Fäl­

len von Urteilsaufhebungen durch den Gerichtsherrn derartige Weisungen an 

den Anklagevertreter für die neue Hauptverhandlung aus den Akten zu ersehen: 

sie standen entweder ausdrücklich im Übersendungsschreiben oder sie waren 

dem Rechtsgutachten zu entnehmen, auf das sich die Aufhebung bezog. An die­

se Weisungen waren die Ankläger gebunden, — es sei denn, daß die neue Haupt-
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Verhandlung neue tatsächliche und rechtliche Gesichtspunkte ergab6. Das konnte 

aber dann nicht der Fall sein, wenn das Urteil - was häufig geschah — in den 

tatsächlichen Feststellungen und im Schuldausspruch bestätigt und nur im Straf­

ausspruch aufgehoben worden war. Die Weisungsgebundenheit der Anklage­

vertreter hob das Oberkommando der Kriegsmarine (OKM) im Laufe des Krieges 

wiederholt hervor. Auf der Berliner Tagung der leitenden Marineoberkriegs­

und Kriegsgerichtsräte im Februar 1942 hielt der Chef des Allgemeinen Ma­

rinehauptamtes7 im OKM, Vizeadmiral Warzecha, eine „richtungweisende An­

sprache"8, auf die noch in anderem Zusammenhang eingegangen werden soll. 

Darin hieß es zur Frage der Unabhängigkeit des Richters: 

„Ich brauche nicht zu betonen, daß diese Unabhängigkeit weder den Gerichts­
herrn noch den Richter als Untersuchungsführer, Vertreter der Anklage und Voll­
streckungsorgan umfaßt. In dieser Eigenschaft sind Sie an die ergangenen Wei­
sungen selbstverständlich unbedingt gebunden. Das gilt auch in den Fällen, in de­
nen Sie persönlich rechtliche Zweifel an der Richtigkeit oder sogar Zulässigkeit 
einer ergangenen Weisung haben mögen. Hier herrscht auch im gerichtlichen Ab­
schnitt der militärische Grundsatz, daß die Verantwortung für einen Befehl den 
trifft, der ihn erteilt, und nicht den, der ihn auszuführen hat. Ich hebe das deshalb 
besonders hervor, weil rechtliche Zweifel in manchen Fällen auf der Hand liegen. 
Das hat, soweit ich siehe, zwei Gründe. Die Gesetzgebung der Wehrmacht richtet 
sich naturgemäß in erster Linie nach den Bedürfnissen des größten Wehrmacht­
teiles, des Heeres. Ebenso sind die Durchführungsanordnungen des Oberkommandos 
der Wehrmacht sowie die offiziellen und nichtoffiziellen Erläuterungen fast aus­
schließlich auf das Heer abgestellt. Das Oberkommando muß daher die besonderen 
Bedürfnisse der Marine, die nun einmal bestehen, durch Weisungen sicherstellen, 
die manchmal von der sogenannten herrschenden Ansicht, unter Umständen sogar 
von dem Wortlaut des Gesetzes abweichen. Ich brauche nur daran zu erinnern, daß 
die sofort nach Kriegsausbruch erteilte Weisung, grundsätzlich alle Freiheitsstrafen 
in der Kriegsmarine zu vollstrecken, der damaligen Fassung der Kriegsstrafverfah­
rensordnung eindeutig widersprach. Der zweite Grund liegt in der Notwendigkeit, 
in den engeren auf relativ wenige Standorte zusammengedrängten Verhältnissen 
der Kriegsmarine unter Umständen Fragen einheitlich zu entscheiden, für deren Re­
gelung bei den anderen Wehrmachtteilen kein Bedürfnis besteht. In diesem Zusam-

6 Für die Heeresrichter bestimmte der 10. Mobil. Sammelerlaß des OKH v. 7. 9. 42 (BA/ 
ZNS, Ordner Disziplin u. Rechtspflege II) hier eindeutig: „Nach Aufhebung eines Ur­
teils ist der Anklagevertreter grundsätzlich verpflichtet, wenn nicht die erneute Haupt­
verhandlung ein anderes Bild ergibt, die Auffassung des aufhebenden Befehlshabers, die 
aus dem Rechtsgutachten oder dem Übersendungsschreiben ersichtlich ist, seinen Aus­
führungen und Anträgen zu Grunde zu legen." 

7 Die Marinerechtsabteilung (MR) unter Min. Dirig., später Adm. Stabsrichter Dr. Rudol-
phi gehörte bis August 1942 zum Marinewehramt unter Warzecha, der zugleich Chef des 
übergeordneten, im November 1939 geschaffenen Allg. Marinehauptamtes (AMA) war. 
Nach Auflösung dieser Personalunion trat MR unmittelbar unter den Chef AMA War­
zecha. Mitte Juli 1943 erhielt der Abteilungschef Rudolphi die Dienststellung eines Amts­
gruppenchefs und ab Juni 1944 gleichzeitig die Dienstbezeichnung Chef des Marine­
rechtswesens (vgl. W. Lohmann u. H. Hildebrand, Die deutsche Kriegsmarine 1939-1945. 
Gliederung. Einsatz. Stellenbesetzung, Bad Nauheim [Loseblattsammlung], Lfg. 1956 ff.). 

8 BA/ZNS Vorschriften o. Nr. 
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menhang verweise ich auf die für den Marinebereich angeordnete Strafverfolgung 
des Selbstmordversuchs. Die Verantwortung für die Notwendigkeit und Zulässigkeit 
derartiger Weisungen übernimmt der Oberbefehlshaber auf Grund seiner Stellung 
und des ihm vom Führer erteilten Auftrags. Sie sind also als Strafverfolgungs- und 
Vollstreckungsorgan an diese Befehle gebunden." 

Trotz der eindeutig festgelegten Weisungsgebundenheit haben sich Anklage­

vertreter gelegentlich über die Weisungen ihres Gerichtsherrn hinweggesetzt. 

Der Kommandierende Admiral der Unterseeboote v. Friedeburg stellte in der 

folgenden Verfügung an die ihm unterstellten Gerichtsherren vom 30. Septem­

ber 1944 z. B. zwei derartige Fälle fest9: 

„Betrifft: Befolgung von Anweisungen des Gerichtsherrn und höheren Gerichts­
herrn durch die Vertreter der Anklage in der Hauptverhandlung. 

- Ohne Vorgang -
Es ist in letzter Zeit zweimal vorgekommen, daß bei Gerichtsverhandlungen der 

Vertreter der Anklage meine einmal in der Anweisungsverfügung und einmal in 
der Aufhebungsverfügung zum Ausdruck gebrachte Auffassung bei der Stellung 
seines Antrages unberücksichtigt gelassen hat. 

In dem ersten Falle hatte ich in Übereinstimmung mit meinem Rechtsberater 
ein bestimmtes Verhalten des Beschuldigten als eine unzweifelhafte Mißhandlung 
gekennzeichnet und Anklageerhebung angeordnet, in dem 2. Falle hatte ich in Über­
einstimmung mit dem Kommando, dem Gerichtsherrn und dem mir erstatteten 
Rechtsgutachten für eine festgestellte unerlaubte Entfernung eines Ob.Feldwebels 
eine wesentlich härtere Strafe als die erkannte Strafe von 6 Wochen gel. Arrest und 
vor allem Rangverlust für erforderlich erklärt und deshalb das Urteil im Strafmaß 
aufgehoben. Gleichwohl beantragte im ersten Falle der Vertreter der Anklage in 
der Hauptverhandlung Freisprechung, in dem 2. Falle eine Gefängnisstrafe ohne 
Rangverlust. Das Gericht erkannte nach diesen Anträgen. Ich war deshalb gezwungen, 
beide Urteile aufzuheben. 

Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß Vertreter der Anklage in der Hauptver­
handlung die ihm zur Kenntnis gebrachte Auffassung des höheren Gerichtsherrn 
(Ob. d. M. oder Kom. Admiral) vertritt, selbst dann, wenn er persönlich anderer 
Auffassung sein zu müssen glaubt. Nur wenn sich in der Hauptverhandlung we­
sentliche neue Gesichtspunkte oder Tatsachen ergeben, die dem Gerichtsherrn oder 
dem höheren Gerichtsherrn bei der Entscheidung noch nicht bekannt waren, ist 
eine Abweichung von der Auffassung des Gerichtsherrn oder höheren Befehlshabers 
gerechtfertigt. 

Der Anklagevertreter ist im Gegensatz zu dem erkennenden Gericht an Weisun­
gen seiner militärischen Vorgesetzten gebunden. Das gilt auch dann, wenn diese 
nicht ausdrücklich in die Form einer Anweisung oder eines Befehls gekleidet sind, 
sondern sich nur aus der Entscheidung und ihrer Begründung ergeben, z. B. dann, 
wenn die Aufhebung eines Urteils ,aus den Gründen des Rechtsgutachtens' erfolgt. 
In diesem Falle sind die Gründe des Rechtsgutachtens Teil der Entscheidung und 
damit Richtschnur für den Antrag des Vertreters der Anklage. 

Alle Richter des Bereichs sind hierauf eindringlich hinzuweisen. Sie sind auch da­
für verantwortlich, daß Anklagevertreter, die nicht Marinerichter sind, entsprechend 
belehrt werden. 

In Zukunft werde ich Anklagevertreter, die meine Weisungen ohne hinreichenden 
Grund unberücksichtigt lassen, zur Verantwortung ziehen. gez.: v. Friedeburg." 

9 BA/Mil.Arch., Sign. K 12 - 1/137. Hervorheb. im Original. 
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Diese Verfügung ging nachrichtlich an das OKM und an die Marinechef­

richter Ost, Nord, Süd und Norwegen: ob und wie die beiden betroffenen An­

klagevertreter daraufhin von ihren richterlichen Dienstvorgesetzten gemaßregelt 

wurden, geht aus den Akten nicht hervor. Es ist fast anzunehmen, daß gegen 

sie nichts unternommen wurde; handelte es sich doch um zu begründende bzw. 

nicht gravierende Abweichungen von den erteilten Weisungen: im ersten Fall 

war das Gericht bei der Wertung des Tatbestandes offensichtlich zu einer ande­

ren Ansicht gelangt als der Gerichtsherr, so daß der Ankläger Freispruch bean­

tragen mußte , im zweiten Fall bestand die Abweichung lediglich in der Nicht -

beantragung des Rangverlustes. 

Daß Anklagevertreter in Ausnahmefällen auch auf anderem Wege helfen 

konnten, zeigt folgender Erlebnisbericht eines Marinerichters bei einem Gericht 

in Norwegen10. 

„Durch Unachtsamkeit im Wachdienst war ein an der Pier liegendes Vorposten­
boot durch Haftminen schwer beschädigt worden. Das Wrack lag im wesentlichen 
unter Wasser. Dieser Vorfall hatte großen Staub aufgewirbelt, ein gerichtliches 
Untersuchungsverfahren lief, der Kommandant und der 1. Steuermann waren auf 
Befehl des Gerichtsherrn in Haft genommen worden. Daher war es ein Ausnahme­
fall in der Strafzumessung, als einige Tage danach der Fall eines Matrosen verhan­
delt wurde, der als Posten vor dem Wrack schlafend angetroffen worden war. Als 
Anklagevertreter bekam ich vom Gerichtsherrn den Befehl, eine Strafe von 3 Jahren 
Zuchthaus zu beantragen. Der Angeklagte war geständig. Die Hauptverhandlung 
dauerte 10 Minuten, nach einer Beratung von vielleicht 5 Minuten wurde ein To­
desurteil verkündet. Der Angeklagte war vorher nicht in Haft, noch hatte er einen 
Verteidiger gehabt. 

Vor der Weiterleitung brachte ich einen Bericht zu den Akten. Aus den Registern 
hatte ich einen Auszug angefertigt, aus dem alle in den letzten Jahren wegen Wach­
verfehlung verhängten Strafen, soweit möglich mit einer kurzen Sachdarstellung, 
zu ersehen waren. Diese bewies, daß bisher noch niemals eine Zuchthausstrafe we­
gen Wachverfehlung verhängt worden war und ich bezeichnete den Sprung von 
kurzfristigen Gefängnisstrafen zur Todesstrafe, eine so verschiedene Bewertung ähn­
lich liegender Tatbestände, als untragbar für das Rechtsbewußtsein und damit für 
die Disziplin der Truppe. Der Gerichtsherr unterschrieb nach persönlichem Vortrag 
die von mir entworfene Übersendungsverfügung an das OKM, in der er vorschlug, 
das Urteil aufzuheben. Das OKM bestätigte das Urteil mildernd dahin, daß die To­
desstrafe in eine Gefängnisstrafe von 3 Jahren umgewandelt wurde. Mir wurde 
vom OKM eine Rüge erteilt, weil ich als Anklagevertreter Stellungnahme zu den 
Akten gebracht hatte. Obwohl mir bekannt, daß es verboten war, hielt ich in die­
sem Falle aber eine Darlegung der bisherigen Praxis des Gerichts . . . unbedingt für 
notwendig, um die Rechte des Angeklagten, der keinen Verteidiger hatte, zu wah­
ren." 

Derartige Möglichkeiten für einen Anklagevertreter, Angeklagten oder Ver­

urteilten zu helfen, müssen als Ausnahmen angesehen werden und waren durch 

das günstige Zusammentreffen gleichgesinnter Personen oder besondere Um-

10 Ber. v. 22. 2. 46, Arch. des IfZ, Sign. ZS 1929. 
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stände bedingt : i n diesem Fal le durch das Mitz iehen des Gerichtsherrn und 

durch das Interesse des O K M an einer einheit l ichen Spruchpraxis bei Wachver­

feh lungen . 

Das Bestät igungs- und Aufhebungsrecht für Todesurtei le hatte sich das O K M 

— mi t A u s n a h m e von Todesurtei len gegen Offiziere und Wehrmachtsbeamte i m 

Offiziersrang, für die Hit ler zuständig war — generell vorbehalten1 1 . Das O K M , 

das damit zugle ich über e inen eventuel len Gnadenerweis entschied, drängte da­

her auf beschleunigte Übersendung des Todesurtei ls nebst Verfahrensakten und 

den Ste l lungnahmen zur Gnadenfrage. I n dem fo lgenden Er laß des O K M betr. 

„Beschleunigung des Verfahrens bei Todesurtei len"1 2 werden die vorgeschriebe­

nen Einze lhe i ten der Prozedur und die Form, in der die Marinerichter dabei 

mi tzuwirken hatten, deutl ich: 

„I. 

Die abschreckende Wirkung der Todesstrafe w i r d durch beschleunigte Bestäti­
gungsentscheidung u n d Vollzug wesentlich e rhöht . E i n e Reihe von Verzögerungen 
haben dieses ers t rebenswerte Ziel bisher oft verh inder t . Aufgabe aller beteiligten 
Stellen ist es, zu i h r e m Tei l dazu beizutragen, daß die Ver fahren mi t Todesurtei l 
als vordringlich vor al len anderen Vorgängen behandel t werden . 

II. 

I m einzelnen sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 
1. Ist m i t dem Ausspruch eines Todesurtei ls zu rechnen, so ist rechtzeitig vor der 

Haup tve rhand lung das Führungsbuch des Angeklagten einzufordern. 
2. Die Richter legen sofort nach Schluß der Haup tve rhand lung ih re Stel lungnah­

me zu einem Gnadenerweis schriftlich nieder.1 3 

3. Der Urkundsbeamte legt die Niederschrift über die Haup tve rhand lung späte­
stens a m T a g e nach der Ur te i l sverkündung dem Verhandlungsle i te r vor. 

4. D e r Verhandlungsle i te r fert igt das Ur te i l spätestens innerha lb von 4 Tagen nach 
der Ur te i l sverkündung. 

5. Das Ur te i l w i r d am Tage nach dem Absetzen (spätestens am fünften Tage nach 
der Ur te i l sverkündung) in Schreibmaschinenschrift über t ragen . 

6. D e r Verur te i l t e w i r d am folgenden Tage (spätestens am 6. Tage nach der Ur ­
te i lsverkündung) zu dem Ur te i l gehört . Gleichzeitig n i m m t der Gerichtsherr 
zur Gnadenfrage Stel lung. 

11 Geh. Erl. des Ob. d. M. - AMA/MR B. Nr. 427 g - v. 27. 3. 42 (BA/Mil. Arch., Sign. RMD 
4/486), er trat am 1. 4. 42 in Kraft u. ersetzte die geh. Ausführungsbest. zur KStVO des 
Ob. d. M. - AMA/M Wehr MR II B. Nr. 113 - v. 15. 3. 40. 

12 OKM - AMA/MR III Nr. 11983 - v. 7. 9. 42 (BA/Mil. Arch. Sign. RMD 4/486). Hervor-
. heb. i. Original. Ein vorausgegangener Erl. v. 20. 10. 41 betr. „Beschleunigung des Gnaden­

verfahrens, insbesondere bei Todesurteilen" enthielt weniger detaillierte Vorschriften. 
13 In der 1. DVO v. 19. 9. 38 (RGBl. 1939 I, S. 1477) wurde dazu bestimmt: „Die bei einem 

Todesurteil mitwirkenden Richter nehmen im Anschluß an die Urteilsberatung zur Frage 
der Begnadigung schriftlich Stellung. Die Stellungnahmen werden in verschlossenem 
Umschlag bei den Akten verwahrt. Der Umschlag darf nur von den zur Entscheidung 
über das Gnadengesuch zuständigen Dienststellen geöffnet werden." 
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7. Am nächsten Tage, d.h. s p ä t e s t e n s e i n e W o c h e n a c h U r t e i l s v e r k ü n ­
d u n g werden die Akten u n m i t t e l b a r an das Oberkommando der Kriegsma­
rine abgesandt. 

8. Spätestens zu diesem Zeitpunkt erhalten: 
a) Kommandierender Admiral (Flottenchef) 
b) Kommando14 

c) Verteidiger 
Urteilsabschrift. 

9. Kommandierender Admiral (Flottenchef) und das Kommando äußern sich in­
nerhalb einer Woche zur Gnadenfrage fernschriftlich an das Oberkommando der 
Kriegsmarine (AMA/MR). 

10. Der Verteidiger hat Gelegenheit, binnen der gleichen Frist zu dem Urteil u n ­
m i t t e l b a r gegenüber dem Oberkommando (AMA/MR) schriftlich Stellung zu 
nehmen. Er wird bereits nach der Urteilsverkündung auf diese Möglichkeit 
und Frist hingewiesen. 

11. Die Beschleunigungsmöglichkeiten innerhalb des Oberkommandos werden be­
sonders geregelt. 

12. Nach Eingang der Entscheidung des Oberbefehlshabers wird die Vollstreckung 
innerhalb von 3 Tagen durchgeführt. 

III. 
Bei allen Stellen muß nachdrücklich angestrebt werden, daß zwischen Verkün­

dung und Vollstreckung des Todesurteils eine Frist von höchstens 3 Wochen liegt." 

Aus dieser detaillierten Verfügung geht hervor, daß der Marinerichter nur 

dann zur Gnadenfrage Stellung nehmen konnte, wenn er zuvor als Verhand­

lungsleiter am Zustandekommen des Urteils mitgewirkt hatte, daß er aber in 

seiner Funktion als Anklagevertreter ein gefälltes Todesurteil jedenfalls auf die­

sem Wege nicht mehr beeinflussen konnte. Ging nach der Bestätigung des To­

desurteils durch das OKM noch ein Gnadengesuch ein, so lag die Entscheidung 

über eine Aussetzung der Vollstreckung und Einholung eines erneuten Ent­

scheides durch das OKM allein beim Gerichtsherrn: nur wenn er selbst „oder 

der übergeordnete Befehlshaber es befürwortet und wenn nach pflichtgemäßem 

Ermessen mit Wahrscheinlichkeit ein Gnadenerweis erwartet wird", stand ein 

solches Gesuch der sofortigen Vollstreckung entgegen15. Andernfalls sollte der 

Gerichtsherr „ohne Rücksicht auf das Gnadengesuch die Vollstreckung anord­

nen"1 ' . Mit Verschärfung der Kriegslage wurden dazu recht eindeutige Wei­

sungen gegeben: 

„Aussichtslose, d. h. unmittelbar nach angeordneter Strafvollstreckung oder nach 
Ablehnung Gnadenerweises eingereichte Gnadengesuche, die keine neuen Gesichts­
punkte enthalten, nicht bearbeiten und nicht vorlegen. Gesuchsteller unterrichten."17 

14 D. h. der Kommandeur (Disziplinarvorgesetzte) der Truppe, dem der Verurteilte ange­
hörte. 

15 Vgl. geh. Merkblatt des OKM (Anm. 19). 
16 OKM - AMA/M Wehr B. Nr. 2105 MR V - v. 28. 9. 39 (BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/ 

102). 
17 1. Vereinfachungserl. des OKM - AMA/MR 2/II Nr. 02818 - v. 26. 2. 44 (BA/Mil. Arch., 

Sign. K 12-1/136). 
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Auch wenn der Verurteilte oder in seinem ausdrücklichen Auftrag sein Ver­

teidiger gegen das vom OKM bestätigte Todesurteil beim Gerichtsherrn Wieder­

aufnahme des Verfahrens beantragte — was nur dann möglich war, wenn er sich 

auf neue Tatsachen oder Beweismittel berufen konnte —, waren die Einwir­

kungschancen des Anklagevertreters gering. Zwar wurde der Ankläger vor ei­

nem sofort vom Gerichtsherrn berufenen Feldkriegsgericht zur Sache gehört, 

doch entschied über die Zulassung des Antrags das Gericht ohne mündliche Ver­

handlung durch einen Beschluß, der wiederum durch den Gerichtsherrn zu be­

stätigen war18. Über die aufschiebende Wirkung eines solchen Antrags entschied 

ebenfalls der Gerichtsherr nach pflichtgemäßem Ermessen. 

I m „Normalfall", d. h. wenn kein Gnadengesuch oder Wiederaufnahmeantrag 

zu berücksichtigen war, hatte der Gerichtsherr nach Wiedereingang der Akten 

mit der schriftlichen Bestätigung des Urteils vom OKM die Todesstrafe „unver­

züglich" (§ 103 KStVO), d. h. innerhalb von drei Tagen, vollziehen zu lassen, 

und ein als Vollstreckungsorgan beauftragter Marinerichter — meist der Ankla­

gevertreter — hatte die Vollstreckung zum festgesetzten Termin durchzuführen. 

Die vom OKM herausgegebene geheime Verfügung („Merkblatt") für den Voll­

zug der Todesstrafe, die die Vorschriften des § 103 der KStVO präzisierte, ent­

hält darüber aufschlußreiche Einzelheiten19: 

» 
2. Spätestens nach Eingang der Nachricht von der Bestätigung des Urteils ist alles 

bis in die E i n z e l h e i t e n so v o r z u b e r e i t e n , daß das Urteil nach Rückkehr 
der Akten jederzeit vollstreckt werden kann. 

Der z u s t ä n d i g e K r i e g s r i c h t e r nimmt mit dem durch den Gerichtsherrn 
.für die Leitung des Vollstreckungsverfahrens in Aussicht genommenen Offizier 
alsbald Verbindung auf (§ 103 Abs. 5 KStVO). 

3. Als Z e i t p u n k t für die Vollstreckung werden zweckmäßig die frühen Morgen­
stunden gewählt. 

II. 

Die vorbereitende Tätigkeit der am Verfahren Beteiligten 

1. Der G e r i c h t s h e r r bestimmt: 
a) Den Z e i t p u n k t der Vollstreckung. 
b) Den das Vollstreckungsverfahren l e i t e n d e n O f f i z i e r (möglichst einen 

Stabsoffizier). 
c) Den T r u p p e n t e i l , der die unter Führung eines Offiziers stehende V o l l -

z u g s a b t e i l u n g von mindestens Zugstärke sowie einen Sanitätsoffizier zu 
stellen hat, und zwar möglichst den e i g e n e n Truppenteil des Verurteilten 
wegen des Eindrucks der Vollstreckung auf die Truppe. 

18 Vgl. §§ 91 ff. der KStVO u. Erl. des OKM - AMA/MR 2/II Nr. 12325 - v. 8.12. 41 (BA/ 
Mil. Arch., Sign. RMD 4/486). 

19 Geh. Merkbl. des OKM für die Unterbringung zum Tode Verurteilter und für den Voll­
zug von Todesstrafen o. D. (nach Okt. 1942) (BA/Mil. Arch., Sign. RMD 4/486). Hervor­
heb. i. Original. 
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Die Vollstreckung der Todesstrafe an W e h r m a c h t s t r a f g e f a n g e n e n 
o d e r S t r a f l a g e r v e r w a h r t e n ist bei den Wehrmachtgefängnissen oder 
Kriegswehrmachtgefängnissen oder Feldstrafgefangenen-Abteilungen oder 
Feldstraflagern vorzunehmen, in denen die Verurteilten einsitzen. 

Diesen Dienststellen ist eine Vollzugsabteilung zu stellen, wenn sie nicht 
genügend eigenes Personal zur Verfügung haben. 

d) D i e e t w a i g e T e i l n a h m e w e i t e r e r T r u p p e n t e i l e . 
Bei Vollzug gegen einen W e h r m a c h t s t r a f g e f a n g e n e n o d e r S t r a f l a ­
g e r v e r w a h r t e n ist aus Gründen der Abschreckung eine Abteilung Wehr­
machtstrafgefangener oder Straflagerverwahrter in Zugstärke nach Auswahl 
durch den Kommandanten des Wehrmachtgefängnisses (Kriegswehrmachtge­
fängnisses) oder den Führer der Feldstrafgefangenen-Abteilungen (Feldstraf­
lager) zuzuziehen. 

e) Den Z u s a m m e n t r i t t des Feldkriegsgerichts, falls unverzügliche Beschluß­
fassung über einen etwaigen Wiederaufnahmeantrag des Verurteilten (§§ 91 
ff. KStVO) in den letzten Stunden vor der Hinrichtung geboten ist. 

2. D e m K r i e g s r i c h t e r o b l i e g t : 
a) Die B e l e h r u n g des leitenden Offiziers über seine Pflichten nach § 103 Abs. 

5 KStVO.2» 
• b) Die B e k a n n t g a b e der Urteilsbestätigung, der Vollzugsanordnung und einer 

etwaigen Ablehnung eines Gnadenerweises, soweit dies noch nicht geschehen 
ist, sowie des Zeitpunktes der Vollstreckung spätestens zwei Stunden - aber 
nicht wesentlich früher - vor der Vollstreckung an den Verurteilten, notfalls 
unter Zuziehung eines Dolmetschers. 

Die Bekanntgabe kann auch durch einen Gerichtsoffizier im Auftrage des 
zuständigen Kriegsrichters erfolgen. 

Über die Bekanntgabe ist eine N i e d e r s c h r i f t aufzunehmen, die. auch 
etwaige Anträge des Verurteilten zu enthalten hat. 

Ein Wehrmacht- oder Standortpfarrer i. N. vom Bekenntnis des Verurteil­
ten kann bei der Bekanntgabe zugegen sein und anschließend bei dem Verur­
teilten bleiben. Hat dieser den Wunsch, von einem anderen Geistlichen seel­
sorgerisch betreut zu werden, so wird dem entsprochen, sofern keine Beden­
ken - insbesondere wegen Verzögerung der Vollstreckung - bestehen. 

Bitten des Verurteilten, ihm Lebens- und Genußmittel zu verabreichen, ist 
in angemessenen Grenzen zu entsprechen. 

c) D i e B e n a c h r i c h t i g u n g d e r r e i c h s d e u t s c h e n V e r t e i d i g e r des 
Verurteilten nach Möglichkeit am Vortage. 

Sie sind darauf hinzuweisen, daß sie zur Wahrung strenger Vertraulichkeit 
verpflichtet sind und insbesondere den Verurteilten v o r der amtlichen Be­
kanntgabe der bevorstehenden Vollstreckung n i c h t verständigen dürfen. 
Es ist daher Sorge zu tragen, daß die Mitteilung den Verteidigern persönlich 
zugeht. 

Fü r ausländische V e r t e i d i g e r , die die Gewähr für die vertrauliche Be­
handlung der Mitteilung bieten, gilt das gleiche. Andernfalls werden sie nach 
der Bekanntgabe an den Verurteilten verständigt. 

20 § 103 Abs. 5 KStVO: Der leitende Offizier „bestimmt, wie der Verurteilte zum Richt­
platz gebracht werden soll, ob er zu fesseln ist und ob ihm demnächst die Augen ver­
bunden werden sollen. Er sorgt auch dafür, daß ihn, wenn dies möglich ist, ein Geistli­
cher seines Bekenntnisses begleitet..." 



444 Dokumentation 

d) I m I n l a n d die A n f r a g e bei dem anatomischen Ins t i tu t der nächstgelegenen 
Univers i tä t oder der Mil i tärärz t l ichen Akademie, ob diese die Leiche für L e h r -
u n d Forschungszwecke in Anspruch nehmen wollen, falls nicht die Angehöri­
gen die Leiche zur Beisetzung erbi t ten. 

e) I m I n l a n d die B e n a c h r i c h t i g u n g d e r P o l i z e i von dem Zei tpunkt der 
Urteilsvollstreckung, falls über die Leiche nicht von anderer Seite verfügt wi rd . 

IV. 

Die Vollstreckung selbst 

ist mi t der gebotenen Schnelligkeit durchzuführen. 
D e r Verur te i l t e w i r d möglichst nahe an den Richtplatz herangefahren , durch 

das Wachpersonal zum Richtpfahl geführ t u n d erforderlichenfalls dor t angebunden 
(Strick u n t e r den A r m e n durchziehen). Handfesseln sind darauf abzunehmen. 

D e m Verur te i l t en sind die Augen zu verbinden, w e n n er dies nicht ausdrücklich 
ablehnt u n d gefaßt genug erscheint, mi t unve rbundenen Augen zu sterben. Die 
Entscheidung h ie rüber u n d über das Anbinden ha t der das Vollstreckungsverfahren 
lei tende Offizier.21 

21 Dazu gab der Komm. Adm. der U-Boote v. Friedeburg am 4. 1. 45 für seinen Bef. Bereich 
folgenden kennzeichnenden Erl. heraus (BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/139): 

„Bei der hiernach zutreffenden Entscheidung ist folgendes zu berücksichtigen: 
Der zum Tode Verurteilte ist ein Mensch, der sich durch ein ehrloses Verbrechen so 

schwer gegen das Volk, die Gemeinschaft, seine Kameraden oder seine militärischen 
Pflichten vergangen hat, daß er aus der Wehrmacht ausgestoßen werden mußte und 
durch einen schimpflichen Tod sein Verbrechen sühnen soll. 

Es muß deshalb alles vermieden werden, was den Verurteilten etwa vor sich selbst 
oder seinen früheren Kameraden als Märtyrer oder überzeugungstreuen Helden erschei­
nen lassen kann. 

Das Anbinden an den Richtpfahl hat nicht nur den Zweck, einen Fluchtversuch oder 
ein vorzeitiges Zusammenbrechen des Verurteilten zu verhindern, sondern es ist ein äuße­
res Zeichen der Schande und deshalb immer erforderlich, um allen bei der Vollstreckung 
Anwesenden diese Tatsache vor Augen zu halten. 

Das Verbinden der Augen erfolgt nicht nur, um dem Verurteilten den Anblick der auf 
ihn gerichteten Gewehre zu ersparen und ihm damit die letzten Sekunden zu erleichtern, 
sondern auch, um zu verhindern, daß die Soldaten der Vollzugsabteilung durch den Blick 
des Verurteilten abgelenkt werden und schließlich auch als äußeres Zeichen der Schande. 

Der Verzicht des Verurteilten auf das Verbinden der Augen, der nicht selten vorkommt, 
erfolgt stets nur deshalb, um vor sich selbst und vor den früheren Kameraden als auf­
rechter Mann und Held zu erscheinen. Es besteht keinerlei Veranlassung, dieses Bestre­
ben zu unterstützen, weil dadurch die abschreckende Wirkung des Strafvollzuges auf 
die anwesenden Soldaten abgeschwächt oder in Frage gestellt wird. 

Vielmehr ist es in aller Regel angebracht, ohne Rücksicht auf einen etwaigen Ver­
zicht des Verurteilten, ihm auch die Augen verbinden zu lassen. 

Diese, meine Auffassung, ist allen unterstellten Richtern, Flottillenchefs und Kom­
mandeuren bekanntzugeben. 

Die Bekanntgabe ist vor jeder Vollstreckung eines Todesurteils bei der Belehrung des 
die Vollstreckung leitenden Offiziers über seine Pflichten nach § 103 Abs. 5 KStVO durch 
den Richter zu wiederholen." 
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Sobald der Verurteilte den Richtplatz erreicht hat, läßt der die Vollzugsabtei -
l u n g befehligende Offizier die Abteilung mit ,Gewehr über' stillstehen. 

Das Vol lzugskommando (die zehn Mann) steht still mit ,Gewehr ab'. 
Das Wachpersonal steht, soweit es nicht eingreifen muß, ebenfalls still. 
Nachdem der Verurteilte am Richtpfahl steht und gegebenenfalls mit verbundenen 

Augen angebunden ist, verliest der Kriegsrichter oder sein Beauftragter, wobei 
die Offiziere und Wehrmachtbeamten ebenfalls stillstehen, laut die Urteilsformel 
und die Bestätigungsverfügung, erforderlichenfalls unter Zuziehung eines Dolmet­
schers. 

Darauf erhält der Geistliche ein letztes Mal Gelegenheit zum Zuspruch. 
Sobald er und das Wachpersonal zurückgetreten sind - letzteres tritt am linken 

Flügel der Vollzugsabteilung ein - , läßt der das Vollzugskommando befehligende 
Offizier auf einen Wink des das Vollstreckungsverfahren leitenden Offiziers durch 
Kommando oder Wink entsichern, anlegen und feuern. Anschließend läßt er die 
Vollzugsabteilung kehrtmachen und rühren. 

Der Sanitätsoffizier stellt den Tod fest und meldet ihn dem Kriegsrichter und dem 
leitenden Offizier. Dieser veranlaßt notfalls die Abgabe eines Gnadenschusses durch 
einen älteren Unteroffizier, wenn nach der Ansicht des Sanitätsoffiziers die Lage der 
Schüsse nicht den alsbaldigen Eintritt des Todes gewährleistet. 

V. 

Beurkundung und Benachrichtigungen 

1. Über den Vollstreckungsvorgang nimmt der Kriegsrichter oder sein Beauftragter 
eine N i e d e r s c h r i f t nach dem Muster der Anlage I auf (§ 103 Abs. 6 KStVO). 

2. Von der Vollstreckung ist am selben Tage durch den Kriegsrichter B e r i c h t zu 
erstatten: 
Be i d e r K r i e g s m a r i n e : 
a) O. K. M.-MR durch Fernschreiben, 
b) dem Gerichtsherrn, 
c) dem zuständigen Marineoberstkriegsgerichtsrat. 

3. Die F e l d g e r i c h t e haben die Vollstreckung f e r n e r mitzuteilen: 
a) B e i W e h r m a c h t a n g e h ö r i g e n : 

aa) Dem T r u p p e n t e i l , und zwar in der Regel dem Regiment oder der ent­
sprechenden Einheit, mit dem gleichzeitigen Ersuchen, Urteilsspruch und 
Vollstreckung der Truppe bekanntzugeben. 

bb) d e r W e h r m a c h t a u s k u n f t s s t e l l e für Kriegsverluste und Kriegsge­
fangene, Berlin W 30, Hohenstaufenstr. 47/48, 

cc) der P o l i z e i b e h ö r d e des Wohnsitzes des Verurteilten, 
dd) den A n g e h ö r i g e n des Verurteilten nach dem Muster Anlage 2, 
ee) dem W e h r b e z i r k s k o m m a n d o , das für den Verurteilten zuständig 

ist, unter n a c h r i c h t l i c h e r Übersendung der Mitteilung an die Ange­
hörigen (Muster Anlage 2), 

ff) gegebenenfalls dem G r ä b e r o f f i z i e r . 
..." 

Mit zunehmend angespannter Kriegslage wurden die Marinerichter 1943 er­

mächtigt, dem Gerichtsherrn weniger wichtige Aufgaben abzunehmen, um die 
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militärischen Befehlshaber zu entlasten22. Zu diesen übertragenen Funktionen 

gehörten die Aufgaben, die dem Gerichtsherrn bei der Vollstreckung von To­

desurteilen zufielen und die nunmehr meist vom richterlichen Anklagevertreter 

(Untersuchungsführer) wahrgenommen wurden. Der betreffende Marinerichter 

zeichnete dann die Vollstreckungsverfügung „Für den Gerichtsherrn", war aber 

selbstverständlich wie dieser an die Drei-Tage-Fris t gebunden. Nach der KStVO 

und der zitierten Verfügung des OKM sollte die Vollstreckung von einem Ma­

rineoffizier — möglichst einem Stabsoffizier - geleitet werden. Nachdem aber die 

richterlichen Wehrmachtbeamten mit Wirkung vom 1. Mai 1944 „Offiziere im 

Truppensonderdienst" (TSD) geworden waren23, bestimmte das OKM am 24. 

August 1944, daß das Vollstreckungsverfahren „auch von einem zur Richter-

Laufbahn gehörigen Offizier des TSD geleitet werden" konnte24. Wie aus den 

Verfahrensakten ersichtlich, war es seitdem durchaus nichts Ungewöhnliches, 

daß sich der marinerichterliche Anklagevertreter selbst zum Vollstreckungsleiter 

bestellte, wenn kein Truppen- oder Stabsoffizier dafür verfügbar war : mußte 

er doch sowieso auf dem Richtplatz anwesend sein, um dem Verurteilten noch­

mals Urteilsformel und Bestätigungsverfügung zu verlesen. 

Die „Steuerung" der Rechtsprechung 

Wie bereits ausgeführt, war die Unabhängigkeit des Marinerichters in seiner 

Funktion als Verhandlungsleiter des Feldkriegsgerichtes im Paragraphen 7 der 

KStVO garantiert. Als Vizeadmiral Warzecha in seinem Grundsatzreferat25 die 

Weisungsgebundenheit des Anklagevertreters nochmals unterstrich, fügte er aus­

drücklich hinzu: 

„Anders steht es bei Ihrer Tätigkeit als Verhandlungsleiter. An der Unabhängig­
keit des Richters im erkennenden Kriegsgericht hat das Kriegsverfahren nicht ge­
rüttelt und wird das auch nicht tun. Aber dieses Privileg begründet keinen Frei-

22 Erl. Dönitz' betr. Beschleunigung des Verfahrens: allgemeine Ermächtigung der Rich­
ter - OKM AMA/MR 2/II B. Nr. 7500 - v. 20. 5. 43 (BA/Mil. Arch., Sign. RMD 4/486). 
Eine wesentliche Neuerung war, daß die Aufsichtsrichter der Marinegerichte (bzw. die 
dienstältesten Richter der Zweigstellen) ermächtigt wurden, anstelle der Gerichtsherren 
ein Verfahren wegen Geringfügigkeit einzustellen und die Tat disziplinar ahnden zu las­
sen (§ 47 KStVO), soweit es sich nicht um Offiziere handelte. Voraussetzung war, daß 
sich der Richter mit dem zuständigen Disziplinarvorgesetzten über die zu verhängende 
Strafe einig wurde. Der Gerichtsherr war zu unterrichten und konnte Anklage verfügen, 
wenn er gegen die disziplinare Erledigung Bedenken hatte. 

23 Vgl. Hitlers „Befehl für die Bildung der Laufbahn der Wehrmachtrichter im Truppen­
sonderdienst" v. 24. 1.44 (abgedruckt bei Absolon, a.a.O., Anm. 2, S. 246). Die Wehr­
machtrichter erhielten i. d. Folg. neue Dienstgradbezeichnungen: statt (Marine-)Kriegs-
richter, Kriegsgerichtsrat, Oberkriegsgerichtsrat usw. nun (Marine-)Stabsrichter, Ober­
stabsrichter, Oberfeldrichter usw. 

24 Erl. des OKM - Mar Wehr/R IIb Nr. 13802 - v. 24. 8. 44 an alle Marinechefrichter 
(BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/136). 

25 Vgl. Anm. 8. Hervorhebung im Zitat original. 
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brief für die Durchsetzung persönlicher Einfälle, sondern verpflichtet in höchstem 
Maße zu dem, was ich als militärische Forderung an die Persönlichkeit des Kriegs­
richters herausgestellt habe: zur Aufnahmebereitschaft und dem Willen, die Weisun­
gen der obersten Führung zu verstehen und durchzusetzen. Die freiwillige Bindung 
ist es also, die innere Anerkennung des militärischen Führungsanspruchs, die von 
Ihnen gerade da verlangt und erwartet wird, wo das Gesetz Sie von der äußeren 
Fessel des Befehls bef re i t . . . " 

Die Verwirklichung dieser „freiwilligen Bindung" des unabhängigen Rich­

ters an den Willen der politischen und militärischen Führung bereitete jedoch er­

hebliche Schwierigkeiten. Das Instrument der Aufhebung von Urteilen durch 

die Gerichtsherren reichte zur Reglementierung der Feldkriegsgerichte nicht 

aus. Es kam zu zweimaligen, gelegentlich sogar zu dreimaligen Aufhebungen, 

ohne daß das Ergebnis den Gerichtsherrn immer voll befriedigte. Derartige 

Fälle wurden dann auf den Tagungen der Marineoberstkriegsgerichtsräte be­

sprochen26. Die Marinerechtsabteilung im OKM kritisierte die Hal tung der Ge­

richte in sogenannten „Prüfungsbemerkungen" zu den Strafakten, wie etwa der 

folgenden, die am 28. Februar 1942 an den Marineoberstkriegsgerichtsrat für 

den Ostseebereich in Kiel ging27. 

„In der Anlage werden die Akten übersandt. Die darin ergangenen Urteile waren 
bereits Gegenstand der Erörterung bei der Richtertagung. 

Der Flottenchef hatte das Urteil vom 19. 2. 41 aufgehoben, weil die erkannte 
Strafe von 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis aus militärischen Gründen zu gering er­
schien. Über diese Entscheidung eines hohen Befehlshabers haben sich zwei erken­
nende Kriegsgerichte ohne stichhaltige Begründung hinweggesetzt. Darin liegt eine 
völlige Verkennung der richterlichen Unabhängigkeit. Von der Beurteilung militä­
rischer Erfordernisse durch einen hohen Befehlshaber darf ein erkennendes Kriegs­
gericht nur abweichen, wenn es entweder einen anderen Sachverhalt festgestellt oder 
auf Grund eigener Erfahrung und Einsicht überzeugende Gründe für eine andere 
Beurteilung findet. Den beiden Verhandlungsleitern muß bei einer Dienstzeit von 
5 bzw. 1 Monat in der Marinejustiz die innere Berechtigung, aus eigener Erfah­
rung von der Beurteilung des Flottenchefs abzuweichen, abgesprochen werden. Ihre 
Urteile sind nur mit Rücksicht auf ihre geringe Dienstzeit verständlich." 

Der Marineoberstkriegsgerichtsrat sandte diesen Prüfungsvermerk an alle 

Marinegerichte im Ostseebereich weiter mit der bezeichnenden Erläuterung, daß 

ein „Führungsanspruch höchster vorgesetzter Dienststellen auch hinsichtlich der 

Tätigkeit der erkennenden Gerichte [!] und insbesondere hinsichtlich der Straf-

bemessung" bestehe. Es werde daher erwartet, „daß die innere Einstellung und 

26 Vgl. z. B. Bespr v. Fragen aus dem Bestätigungs- u. Gnadenreferat auf der Tagung der 
Mar. Oberstkriegsgerichtsräte. Dezember 1942 (BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/104). Hier 
sei der Vorstellung vorgebeugt, daß die Gerichtsherren ihre Aufhebungsbefugnis gene­
rell nur zugunsten einer Strafverschärfung ausübten: sie hoben gelegentlich auch Urteile 
auf, die ihnen zu scharf erschienen. Bei der überwiegenden Mehrzahl jener Aufhebungs­
fälle der Marine, die dem Verf. zu Gesicht kamen, handelte es sich allerdings um Straf­
verschärfung. 

27 OKM - AMA/MR 2/IV Nr. 1436 - v. 28. 2. 42 (BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/104). 
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Sicherheit des Richters zu den verantwortungsvollen Aufgaben der Kriegsstraf­

rechtspflege und das Verständnis für die Notwendigkeit einer Lenkung der 

Rechtsprechung weitgehend gefördert" würden: „Prüfungsbemerkungen wie 

die vorliegende werden dann nicht mehr erforderlich werden!"28 Einige Ge­

richtsherren scheinen einen solchen „Führungsanspruch" allerdings mißver­

standen zu haben; jedenfalls sah sich der stellvertretende Chef der Marinerechts-

abteilung, Marineoberkriegsgerichtsrat Kranzbühler, genötigt, folgenden Rund­

erlaß an alle Marinegerichte und höheren Gerichtsherren herauszugeben29: 

„Betr.: Schweigepflicht der Richter nach § 62 KStVO. 

In einem Strafverfahren hat der Gerichtsherr die Richter von ihrer Schweige­
pflicht nach § 62 KStVO entbunden und sie über das Zustandekommen des ihm un­
richtig erscheinenden Urteils vernehmen lassen. Dieses Verfahren ist unzulässig. 

Die Geheimhaltung der Beratung und Abstimmung gilt als ein Grundrecht der 
Rechtspflege. Sie schützt die richterliche Unabhängigkeit. Die vorgesetzte Dienst­
behörde ist daher nicht berechtigt, einen Richter von der Pflicht zur Wahrung des 
Beratungsgeheimnisses zu befreien. Unzulässig ist es auch, die erkennenden Richter 
über die Vorgänge bei der Beratung und Abstimmung zu vernehmen . . . 

Die Pflicht zur Geheimhaltung und die hierzu von der Rechtsprechung des Reichs­
gerichts entwickelten Grundsätze sind für das Kriegsverfahren bindend. Die Be­
stimmung der Kriegsstrafverordnung über die Schweigepflicht gehört zwar nicht zu 
den Bestimmungen, die in § 1 Abs. 2 KStVO ausdrücklich als zwingend angeführt 
sind. Ihr zwingender Charakter folgt aber aus ihrer grundsätzlichen Bedeutung für 
die Rechtspflege. Da sie zu den Gerichtsverfassungsbestimmungen gehört, ist es 
auch nach den amtlichen Erläuterungen zur Kriegsstrafverfahrensordnung (Abschn. 
III Abs. 5) unzulässig, von ihr abzuweichen." 

Neben den Einwirkungen, die unmittelbar von den Gerichtsherren auf die 

Gerichte ausgingen, setzte mit Verschlechterung der Kriegslage 1942 in der 

allgemeinen Justiz und in der Wehrmachtjustiz ein Prozeß der „Steuerung" der 

Rechtsprechung ein, die die sachliche Unabhängigkeit des Richters einzuschrän­

ken suchte, ohne sie formell aufzuheben. Damit gaben die leitenden Juristen in 

der Justizverwaltung den Druck nach unten weiter, dem sie selbst ausgesetzt wa­

ren gegenüber Hitler und der politischen Führung, daß die Justiz ihre Aufgabe 

im Sinne des „Durchhaltens" erfüllte. Bei der Marine war diese Entwicklung 

von dem Trauma der Vorgänge von 1918 begleitet, als sich angesichts der mili­

tärischen Niederlage die ersten Auflösungserscheinungen gerade in diesem 

Wehrmachtteil gezeigt hat ten: einem Verfall der Disziplin sollte diesmal durch 

Abschreckung von vornherein begegnet werden. 

Einen gewissen Auftakt für die „Steuerung" der Marinegerichte gab jene 

schon mehrfach erwähnte „richtungweisende Ansprache" des Chefs des Allge­

meinen Marinehauptamtes im OKM, Vizeadmiral Warzecha, vor leitenden Ma­

rinerichtern im Februar 1942 in Berlin. Dieses Referat, das seinerzeit verviel-

28 Rdschr. v. 10. 3. 42 (a. a. O.). 
29 OKM - AMA/MR II Nr. 7113 - v. 19. 8. 41 (BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/103). 
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fältigt und den Marinerichtern an die Hand gegeben wurde, informiert über 

verschiedene interessante Aspekte der Marinejustiz. Es wird daher im folgenden 

als Dokument in einem ausführlicheren Auszug wiedergegeben, obwohl in un­

serem Zusammenhang nur einige Aspekte weiterverfolgt werden können30. 

„Meine Herren! 
Das Oberkommando hat Sie, als die dienstältesten Richter, zusammengerufen, um 
Ihnen eine einheitliche Ausrichtung für die verantwortungsvollen Aufgaben des 
kommenden Kriegsjahres zu vermitteln. Dieses dritte Kriegsjahr hat eine tiefgrei­
fende Wandlung der bisherigen Maßstäbe gebracht. Der Krieg ist unabsehbar ge­
worden, im Raum und in der Zeit. . . Der Krieg ist darüber hinaus ein Kampf ge­
worden auf Leben und Tod . . . Diese seelische Ausgangsbasis unseres Volkes im 
dritten Kriegsjahr muß jedem klar sein, der zur verantwortungsvollen Aufgabe der 
Menschenführung berufen ist. 

Und das, meine Herren, sind Sie! Die Kriegsgerichte haben eine Führungsfunk­
tion, und zwar eine doppelte: Sie sind Organ der allgemeinen Staatsführung, indem 
sie durch die Härte des Strafrechts die Durchführung der staatspolitischen Wei­
sungen auf allen Lebensgebieten sichern. Sie sind darüber hinaus aber - und das 
unterscheidet sie grundsätzlich von allen anderen Gerichten - Organ der militäri­
schen F ü h r u n g . . . 

Der Ausgang des ersten Weltkrieges hat uns die Erkenntnis gebracht, daß mit 
zunehmender Härte und Dauer des Krieges die Aufgabe der Menschenführung um 
so schwieriger, aber auch um so entscheidender für den Gesamterfolg wird. Die 
deutsche Wehrmacht hat diese Erfahrung nicht vergessen und setzt in diesem Kriege 
sorgfältig und bewußt alle erprobten Führungsmittel ein, ebenso wie sie sich be­
müht, neue Führungsmittel - ich denke an die neuartige Form der wehrgeistigen 
Betreuung - zu entwickeln und anzuwenden . . . Unter diesem Gesichtspunkt be­
trachtet, stellt die Kriegsgerichtsbarkeit einen Abschnitt der militärischen Erziehung 
dar, und zwar den letzten und äußersten, der notfalls allen anderen Erziehungs- und 
Führungsmaßnahmen den unerbittlichen und unbedingt zuverlässigen Rückhalt ge­
ben muß. Die Kriegsgerichte sind daher nicht eine durch organisatorischen Zufall 
in die Wehrmacht verirrte Einrichtung der Rechtspflege; sie sind vielmehr von jeher 
ein wesensgemäßer Bestandteil jeder Heeresführung, solange es überhaupt Heere 
gibt. . . 

Der militärische Richter muß bestimmte persönliche Eigenschaften besitzen und 
erforderlichenfalls erwerben, um den ihm anvertrauten Sektor der militärischen 
Führung erfolgreich zu meistern. Seine Auffassung vom Sinn und den Grenzen 
der Strafe und seine Handhabung des Verfahrens muß sich bewußt allein nach den 
Erfordernissen des Krieges und des Sieges ausrichten. 

Wenn ich zunächst von den persönlichen Forderungen spreche, so bin ich mir 
über eines völlig im klaren. Die Erfüllung dieser Forderung ist für viele von Ihnen 
sehr schwer . . . Die Zahl der Kriegsrichter [in der Marine] betrug am 1. 4. 1939 30, 
heute beläuft sie sich auf 125. Die Vorbildung der einzelnen Richter als Soldat ist 
fern von jeder einheitlichen Linie. Neben einer Reihe von Reserveoffizieren des 
Heeres aus dem Weltkriege steht die Hauptzahl der Reserveoffizieranwärter aller 
Teile der neuen Wehrmacht und einige wenige, die infolge des dringenden Bedarfs 
an Richtern nicht bis zur Ernennung zum R. O. A. [Reserveoffizieranwärter] im 
Truppendienst belassen werden konnten. Gerade für diejenigen, die erst im Laufe 
des Krieges als Unteroffiziere oder Mannschaften in die kriegsrichterliche Laufbahn 

30 Vgl. Anm. 8. 
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übernommen wurden, besteht die Gefahr, die in überwältigender Fülle an sie her­
antretenden Fragen zunächst mit den Augen des Geführten und nicht des Führers 
zu sehen und zu entscheiden. Ein schnelles Einfinden in die neue Lage wird er­
schwert dadurch, daß gerade wegen des raschen Aufbaus und der unterschiedlichen 
Vorbildung ein gesicherter, als Rückhalt dienender Korpsgeist erst in der Entwick­
lung begriffen sein kann. Sie, meine Herren, als die dienstältesten Richter, sind 
berufen, diese Mängel zu erkennen und zu überwinden . . . 

Dieser Wille der obersten Führung nun, meine Herren, tritt Ihnen als Richter der 
Kriegsmarine in einer, wie Sie vielleicht kummervoll bemerkt haben, recht großen 
Zahl von Verfügungen und Weisungen gegenüber, die sich teils an die Wehrmacht 
oder die Marine insgesamt, teils ausschließlich an die Gerichte wenden. Wir wissen 
genau, daß derartige Verfügungen die unterschiedlichsten Gefühle bei den Emp­
fängern hervorrufen und nicht immer solche, die für das Oberkommando schmei­
chelhaft sind. Das gilt wohl besonders für Weisungen, die einen Einzelfall betref­
fen und eine von der bisherigen Entscheidung abweichende Erledigung anordnen. 
Sie können überzeugt sein, daß derartige Einzeleingriffe vom Oberkommando aus 
nicht leicht vorgenommen werden; Ihre Dienstfreude wird von unserer Seite nie­
mals durch unnötige Beanstandung beeinträchtigt werden. Auf der anderen Seite 
kann sich das Oberkommando selbstverständlich nicht damit begnügen, nur Richt­
linien zu erteilen, sondern es muß den Führungswillen da, wo gegen grundsätz­
liche Weisungen verstoßen ist, auch im Einzelfall durchsetzen. Derartige Einzelein­
griffe werden um so weniger erforderlich sein, je mehr die Richter sich mit dem 
Inhalt und dem Geist der allgemeinen Weisungen des Oberkommandos vertraut 
machen. Ich muß leider auch sagen mit dem Inhalt; denn da zeigt sich gelegentlich 
eine erstaunliche Unkenntnis wichtigster Bestimmungen. Wenn auch technische 
Schwierigkeiten durch die Aufstellung zahlreicher neuer Gerichte mitwirken mö­
gen, so sehe ich doch den Hauptgrund darin, daß die innere Bereitschaft, den Willen 
der obersten Führung in sich aufzunehmen und zu verwirklichen, nicht überall in 
dem erforderlichen Maße vorhanden ist. Ich bitte Sie daher, sich in Ihrem Dienst­
bereich dafür verantwortlich zu fühlen, daß die grundlegenden Weisungen des Ober­
kommandos, und zwar auch die zurückliegenden, den jüngeren Richtern bekannt 
und in dem Geist angewendet werden, in dem sie erlassen sind . . . 

Die unmittelbare Wirkung und das Echo des kriegsgerichtlichen Eingriffs gehen 
über die Person des Betroffenen und seiner Truppe weit hinaus und sollen das auch 
tun. Der Soldat soll wissen, daß der Fahnenflüchtige unerbittlich der Kugel verfällt, 
gleichviel ob in Norwegen, auf dem Balkan oder am Kanal. Die Überzeugung von 
der unerbittlichen Gleichheit der angewandten Maßstäbe bildet einen wesentlichen 
Faktor der erzieherischen Beeinflussung, die von der kriegsgerichtlichen Rechtspre­
chung auf die gesamte Marine ausgeübt werden soll. Die Weite dieser Rückwir­
kung bedingt aber auch eine Rechtsprechung, die der Person und den Motiven des 
Täters nur begrenzte Rücksicht schenkt. Unter diesem Gesichtspunkt bitte ich Sie, 
es sich zweimal zu überlegen, bevor Sie von den auf das Ganze ausgerichteten Richt­
linien in einem sogenannten ,Sonderfall' abweichen. Mag die Richtlinie oder Wei­
sung auch allgemein oder im Einzelfall nicht Ihre restlose Zustimmung finden, so 
bedenken Sie doch das eine: Gerade in Fragen der Menschenführung ist ein mäßiger 
Grundsatz, konsequent durchgeführt, besser als ein guter, der von Ausnahmen durch­
löchert wird. 

Wenn ich damit einer gewissen Sturheit das Wort rede, so will ich keineswegs aus­
schließen, daß neue Lagen zu grundsätzlich neuen Entscheidungen führen können 
und müssen. Es gibt auch in unserem Bereich ein Gesetz der Schwerpunktbildung, 
und der Schwerpunkt der kriegsgerichtlichen Bekämpfung richtet sich selbstverständ-
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lich auf die jeweils schwächste Stelle im Gefüge unserer Mannszucht. Ist es heute 
die Zahl der unerlaubten Entfernungen, so mag es morgen die zersetzende Äußerung 
sein oder der Versuch, sich durch Straftaten vor dem Einsatz zu drücken. Ebenso 
könnten sich innerhalb einzelner Abschnitte, etwa bei den Sicherungsverbänden, 
disziplinare Schwächen zeigen, die besondere kriegsgerichtliche Maßnahmen nur für 
diesen Abschnitt verlangen. Für selbständige, durch keine Weisung gesteuerte Ent­
schlüsse bleibt also ein weites Feld. Die einheitliche Linie muß auch dann gewahrt 
bleiben. Sie kann es nur, wenn die Auffassungen von Grundlagen und Grenzen der 
kriegsgerichtlichen Strafe sowie von Wesen und Wirken des Verfahrens einheitlich 
ausgerichtet sind. 

Als Ziel dieser Ausrichtung habe ich bereits die Erfordernisse des Krieges und 
des Sieges bezeichnet. Damit wird zugleich gesagt, daß die Kriegsgerichte wohl am 
wenigsten von allen Gerichten einer abstrakten Gerechtigkeit dienen, sondern einem 
ganz konkreten Zweck. Daß dieser Zweck seine Berechtigung aus dem Nutzen ab­
leitet, dem er unserem Volke bringt, verleiht ihm gerade in den Augen des Solda­
ten einen höheren sittlichen Wert, als es der Dienst an einer abstrakten Gerechtig­
keit vermöchte. Wir müssen uns also angesichts des konkreten Zwecks der Kriegs­
gerichte die nüchterne Frage vorlegen: Was können wir militärisch von der Strafe 
erwarten und was nicht? Ich kann als Soldat diese Frage vor Juristen nur deshalb 
aufwerfen, weil sie für die Wehrmacht im Kriege eine besondere, von der allge­
meinen Rechtspflege abweichende Beantwortung fordert. . . 

Wie jedes militärische Erziehungsmittel, so vermag auch die Strafe ihren gemein-
schaftsfördernden Zweck nur dann zu erfüllen, wenn sie ihren Rückhalt in den Über­
zeugungen und Anschauungen dieser Gemeinschaft von Pflicht und Ehre findet. Die 
Strafe muß also von allen gutgesinnten Soldaten gebilligt und von ihnen als not­
wendig und gerecht empfunden werden. Das kann selbstverständlich nicht für jeden 
einzelnen Fall einer Bestrafung gelten. Aber das Ziel der Ausübung der Strafgewalt 
im ganzen bleibt es doch, Strafen zu verhängen, die von der Überzeugung der Truppe 
getragen werden. 

Hier zeigt sich nun, weshalb der Kriegsrichter militärische Erfahrung besitzen 
muß . . . Dabei ist seine Aufgabe keineswegs die, lediglich in die Truppe hineinzu-
lauschen und das Urteil einfach dem anzupassen, was er auf diese Weise erfährt. Der 
Kriegsrichter muß die in der Truppe lebenden Anschauungen, Weltvorstellungen 
und Gewohnheiten nicht deshalb kennen, um sie kritiklos übernehmen zu können. 
Er muß sie vielmehr - und das ist gerade seine Führungsaufgabe - mit dem ihm 
übertragenen Mittel des Urteils und der Strafe beeinflussen und mitgestalten. Dieser 
Gestaltungsprozeß läßt sich täglich beobachten. Wer von Ihnen die Auffassungen in 
der Kriegsmarine aus der Vorkriegszeit kennt, weiß, daß z. B. die unerlaubte Ent­
fernung von 2 oder 3 Tagen als eine verhältnismäßig harmlose Angelegenheit an­
gesehen wurde, die mit einer Disziplinarstrafe durchaus angemessen zu sühnen war. 
Im Laufe des Krieges ist hier eine völlige Veränderung in der Wertung dieses Ver­
gehens bei der Truppe eingetreten, und zwar gerade dadurch, daß nunmehr grund­
sätzlich mit erheblichen Gefängnisstrafen gegen derartige unerlaubte Entfernungen 
eingeschritten wurde. Diese Strafen haben die Auffassung der Truppe dahin ge­
wandelt, die unerlaubte Entfernung nunmehr als ein militärisches Verbrechen zu 
werten, das die Einsatzbereitschaft gefährdet, durch die Mehrbelastung der Zurück­
gebliebenen die Kameradschaft beeinträchtigt und damit wirklich die erkannte Ge­
fängnisstrafe verdient. . . 

Ein solcher Einfluß kann von der Strafe nur ausgehen, wenn sie durch gleich­
mäßige Anwendung auf gleichartige Tatbestände auch eine überzeugende Wucht 
besitzt. Sie werden es unter diesem Gesichtspunkt begreifen, wenn das Oberkomman-
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do durch Richtlinien und Einzelbeanstandungen auch auf die Strafhöhe bei bestimm­
ten Delikten Einfluß genommen hat. Ebenfalls unter dieser Zielsetzung, das Pflicht­
bewußtsein zu gestalten und zu schärfen, bitte ich Sie auch, die schon erwähnte 
Strafverfolgung des Selbstmordversuchs zu betrachten. Bei der verhältnismäßig ge­
ringen Zahl der Selbstmordversuche lag ein Bedürfnis zu abschreckenden Maßnah­
men nicht vor. Das Oberkommando war sich auch darüber im klaren, daß gerade 
diese Form des menschlichen Versagens auf dem Abschreckungswege kaum mit Er­
folg zu bekämpfen ist. Dagegen kam es entscheidend darauf an, in dem Grundsatz, 
daß das Leben und die Kraft des Soldaten im Kriege seinem Volk gehören, keine 
Lücke zu lassen. In jedem Soldaten soll die Überzeugung geschaffen werden, daß es 
eine Flucht aus der Wehrpflicht aus privaten Gründen nicht gibt; durch Selbstmord­
versuch ebensowenig wie durch unerlaubte Entfernung oder Fahnenflucht. Ich habe 
diese Bestrafung des Selbstmordversuchs als besonders typisches Beispiel dafür her­
vorgehoben, daß die Strafe von der Führung als Mittel zur Bildung soldatischer 
Weltanschauungen und Überzeugungen eingesetzt wird . . .31 

Die gestaltende, erzieherische Bestimmung der kriegsgerichtlichen Strafe steht 
für die militärische Betrachtung also im Vordergrund. Damit soll die Wirksamkeit 
in ihrer Abschreckungsfunktion in keiner Weise verkannt werden. Unter den Schäd­
lingen wie unter den schwachen Charakteren gibt es gewiß viele, bei denen die 
Furcht vor Strafe der maßgebende Beweggrund zum äußeren Einfügen in die mili­
tärische Ordnung bildet. Darüber hinaus kann auch für eine ganze Truppe, ja für 
die ganze Wehrmacht die abschreckende Wirkung der Strafe vorübergehend das 
entscheidende Mittel sein, um einen seelischen Schwächezustand zu überwinden. Die 
neueste Geschichte liefert in der Terrorjustiz auf rotspanischer Seite ein eindrucks­
volles Beispiel dafür, daß sich durch den Einsatz dieses Mittels ein aussichtslos ge­
wordener Widerstand auch gegen den Willen und die Überzeugung der Mehrheit 
der Truppe eine gewisse Zeitlang noch aufrechterhalten läßt. Wir müssen uns aber 
klar darüber sein, daß diese reine Abschreckungswirkung, so wichtig sie auch im 
entscheidenden Augenblick einmal sein mag, nur von vorübergehender Dauer sein 
kann und zu schweren Rückschlägen führt, wenn dem Widerstandswillen nicht auf 
andere Weise von innen oder von außen neue Kraft zugeführt wird . . . 

Damit sind wir bei den Grenzen der kriegsgerichtlichen Wirksamkeit angelangt. 
Sie liegen, auf die gesamte Wehrmacht bezogen, da, wo die Moral des Soldaten, und 
das heißt im heutigen Staate letzten Endes des ganzen Volkes, endgültig versagt. 
Auf die einzelne Einheit betrachtet, sind die Grenzen jedoch wesentlich früher zu 
ziehen, und das ist auch wieder eine militärische Besonderheit. Der Wehrdienst ist 
in der Ausgestaltung, die er im Kriege besonders an Bord oder in außerheimischen 
abgelegenen Einsatzorten erfährt, tatsächlich eine Art Freiheitsentziehung. Da die 
kriegsgerichtliche Strafe in erster Linie eine Freiheitsstrafe ist, bedeutet sie gerade 
dem Soldaten, der ohne Pflicht- und Ehrgefühl auch nur den Wehrdienst als Frei­
heitsentziehung betrachtet, kaum eine Verschlechterung seiner Lage und trifft ihn 
nicht als Übel. Das gilt in erhöhtem Maße bei einer Verwendung, die mit höchsten 
körperlichen und seelischen Anforderungen verbunden ist oder ständigen Einsatz 
des Lebens fordert. Daß hier die Freiheitsstrafe nicht als Übel, sondern geradezu als 
Wohltat empfunden werden kann und der Verurteilte von manchen Kameraden mit 
heimlichem Neid betrachtet wird, ist aus dem Weltkriege allgemein bekannt. . . Ge­
rade auf diese Grenzen der Strafwirkung wird jedoch im weiteren Verlauf des Krie-

31 Durch den Erl. des OKM - AMA/MR 2/II B. Nr. 1312 geh. - v. 29. 10. 41 (BA/Mil.Arch., 
Sign. RMD 4/486) wurde in der Marine der Selbstmordversuch als Wehrdienstentzie­
hung kriegsgerichtlich bestraft. 
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ges schärfstens zu achten sein. Die Gesetzgebung hat durch die praktisch unbegrenzte 
Zulassung der Todesstrafe und durch die Einrichtung des Straflagers Möglichkeiten 
geschaffen, auch da noch wirksam einzugreifen, wo die Freiheitsstrafe keine Wir­
kung mehr ausübt. Das von der Gesetzgebung ebenfalls bereitgestellte Mittel der 
Strafaussetzung erwähne ich nur unter Einschränkung. Dabei ist nicht von den Son­
derfällen die Rede, in denen ein Soldat trotz seiner Bestrafung infolge sonstiger her­
vorragender Haltung eine Strafaussetzung wirklich verdient. Ich denke vielmehr 
an die Strafaussetzung, die auf allgemeinen Erwägungen beruht, nämlich darauf, 
durch die Vollstreckung nicht die Kampfkraft der eingesetzten Truppe zu schwächen 
und dem Betroffenen sogar noch einen Gefallen zu tun. In derartigen zur Regel oder 
zum Schema gewordenen Strafaussetzungen sehe ich das Eingeständnis, daß die 
Wehrmacht mit der Vollstreckung sich selbst ein größeres Übel zufügt als dem Ver­
urteilten, d. h. daß die Grenzen der Strafwirkung überschritten sind. Dieses Einge­
ständnis wird dem disziplinaren Schädling ebenso Auftrieb verleihen, wie es dem 
Schwachen den Halt nimmt und auch den guten Soldaten in der Selbstverständlich­
keit und Sicherheit seiner Pflicht- und Ehranschauung wankend machen kann. Ge­
rade weil ich den erzieherischen Wert der Strafe für die Gesamthaltung einer Trup­
pe hoch veranschlage, sehe ich in Strafen, die nicht den Verurteilten sofort durch 
irgendeine Vollstreckungsmaßnahme treffen, eine Gefahr, weil die Truppe einen 
derartigen Fall in aller Regel als ,halb so schlimm' ansehen wird. Die Androhung 
von Strafen, die nicht vollstreckt werden, kann leicht von den schlechten Elemen­
ten als Schwächezeichen der Führung gewertet und ausgenutzt werden . . . 

Es kommt nun bei der Strafe als Erziehungsmittel nicht allein darauf an, ob und 
in welcher Höhe sie angewendet, sondern ebensosehr auf die Art und Weise, wie 
sie verhängt wird. Aus diesem Grund weist das Kriegsverfahren zahlreiche Besonder­
heiten und Freiheiten auf, die auf militärischen Bedürfnissen beruhen und deren 
großzügige Ausnutzung durch die Kriegsgerichte nicht nachdrücklich genug gefor­
dert werden kann. Daß die Schnelligkeit einer Bestrafung ihre Wirkung vervielfacht, 
ist eine Binsenwahrheit. Trotzdem spreche ich sie noch einmal aus, weil die Wich­
tigkeit dieser Erkenntnis für die besonderen militärischen Verhältnisse nicht leicht 
überschätzt werden kann. Die Truppe erwartet nicht nur eine Sühne für Straftaten, 
sondern sie wartet darauf im wahrsten Sinne des Wortes . . . 

Es gibt aber eine Reihe von Vorgängen, wie sich aus den dem Oberkommando 
vorgelegten Akten immer wieder ergibt, die ganz erhebliche Zeit kosten, ohne die 
Sache selbst wesentlich zu fördern. In erster Linie muß ich dabei auf die Klärung 
von Zuständigkeitsbedenken verweisen. Derartige Bedenken haben in einem militä­
rischen Verfahren keinen Raum. Insbesondere müssen alle Sofortmaßnahmen verant­
wortungsfreudig von dem nächsten Kriegsgerichtsrat ergriffen werden, der mit der 
Sache befaßt wird. Dem Oberkommando sind noch niemals Beschwerden eines Ge­
richtsherrn darüber bekanntgeworden, daß in seinem Bereich der Kriegsgerichtsrat 
eines anderen Abschnitts unter Überschreitung seiner Zuständigkeitsgrenzen einge­
schritten sei. Eine derartige Beschwerde würde hier auch kein Verständnis finden. 
Dagegen haben wir wiederholt einen nutzlosen Aktenumlauf von Wochen, ja von 
Monaten feststellen müssen, bevor sich endlich ein zuständiges Gericht gefunden hat­
te. In einem Paradefall hatten nicht weniger als 8 Gerichtsherren und etwa 30 
Kriegsgerichtsräte an der Sache mitgewirkt, ohne daß es auch nur zur Bekanntgabe 
einer Anklageverfügung gekommen wäre. Die stark verschachtelte Organisation der 
Kriegsmarine mit den aus dem territorialen Befehlsbereich herausfallenden Seestreit­
kräften, Schiffsstammabteilungen, Schulen usw. gibt zahlreiche Fälle, in denen der 
zuständige Gerichtsherr nur schwer zu erreichen ist. In Anpassung an diese Verhält­
nisse ist bereits ein ausgedehntes System von gerichtlichen Zweigstellen eingerichtet 
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worden. Darüber hinaus ist nach Anordnung des Oberkommandos jedes Gericht ver­
pflichtet, sofort im Rechtshilfewege tätig zu werden und die Sache bis zur abschlie­
ßenden Entscheidung zu fördern. Lediglich diese Entscheidung, also die Bestätigung 
des Urteils oder die Einstellung des Verfahrens, bleibt dem zuständigen Gerichts-
herrn vorbehalten. Es ist also nach den ergangenen Bestimmungen kein Fall denk­
bar, in dem ein Kriegsgerichtsrat durch Zuständigkeitshemmungen daran gehindert 
wäre, sofort von sich aus alle militärisch notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. 

Der zweite wunde Punkt, der viel unnütze Zeit kostet, ist die sachlich nicht ge­
botene Beteiligung des Gerichtsherrn durch rein formelle Unterschriften. Die Kriegs­
strafverfahrensordnung läßt eine weitgehende Ermächtigung der Untersuchungs­
führer zu selbständigen Entscheidungen zu. Scheuen Sie sich nicht, Ihrem Gerichts­
herrn vorzuschlagen, von diesen Vollmachten großzügig Gebrauch zu machen. Was 
der Gerichtsherr in der Hand behalten muß, ist die abschließende Entscheidung. Je 
mehr Sie ihn mit laufenden Unterschriften belasten, desto mehr erschweren Sie ihm 
seine Hauptaufgabe, bei der maßgebenden Entscheidung seine Auffassung als Be­
fehlshaber zur Geltung zu bringen. Bis zur abschließenden Entscheidung ist eine 
Mitwirkung des Gerichtsherrn am Verfahren aus militärischen Gründen in der Re­
gel nicht geboten. Über Verfahren besonderen Inhalts, wie Havariefälle, Mißhand­
lungen, Offizierssachen usw., muß er selbstverständlich unterrichtet werden. Aber 
das sind Ausnahmefälle. Für die große Masse der Verfahren muß ein mehrfaches 
Hin- und Herwandern der Akten zwischen Untersuchungsführer und Gerichtsherrn 
als unsachgemäßer und überflüssiger Zeit- und Kraftaufwand angesehen werden. Ihre 
Aufgabe als dienstälteste Richter wird es sein, die Gerichtsherren in dieser Richtung 
zu beraten. 

Schließlich muß vom militärischen Standpunkt aus auch einer unangemessenen 
und zur sachgemäßen Sühne nicht erforderlichen Ausweitung eines Verfahrens nach 
der tatsächlichen und nach der rechtlichen Seite entgegengetreten werden. Wenn 
sich anläßlich eines Tatberichts über sechs aufgeklärte Kameradendiebstähle gegen 
den gleichen Täter der Verdacht eines Dutzends weiterer Diebstähle ergibt, so be­
steht in aller Regel kein Interesse daran, in dieser Richtung zeitraubende Ermittlun­
gen anzusetzen. Die aufgeklärten Fälle genügen, um den Täter als gewohnheits­
mäßigen Dieb zu brandmarken und durch entsprechende Strafe auszumerzen. Das 
Streben nach Gründlichkeit und letzter Aufklärung wird daher in derartigen Fäl­
len hinter der Forderung nach rascher Sühne zurückzutreten haben. Ähnliche Zweck­
mäßigkeitserwägungen können auch für die rechtliche Behandlung eines Straffalles 
bestimmend sein. Wir haben z. B. leider eine Reihe von Fällen, in denen Soldaten 
aus Eitelkeit und Angeberei leichtfertig über geheimzuhaltende Dinge plaudern. 
Wer von Ihnen ein derartiges Verfahren unter dem Gesichtspunkt des fahrlässigen 
Landesverrats einmal durchgeführt hat, weiß, daß die Herbeiführung eines Gut­
achtens des Oberkommandos der Wehrmacht über die Frage des Staatsgeheimnisses 
durchschnittlich 1/4 Jahr in Anspruch nimmt. Das Oberkommando hat die Gerichte 
deshalb angewiesen, derartige Schwätzereien grundsätzlich als militärischen Unge­
horsam zu verfolgen. Damit werden vielleicht nicht alle rechtlichen Feinheiten des 
Straffalles ausgeschöpft, der Täter jedoch in kürzester Zeit bestraft und damit die 
erzieherische Wirkung auf die Truppe gesichert. Ähnliche Verhältnisse liegen bei den 
zersetzenden Äußerungen vor, die als Verstöße gegen das Heimtückegesetz angesehen 
werden können. Die langwierige Vorlage beim Justizminister zur Anordnung der 
Strafverfolgung erübrigt sich, wenn Sie die Äußerung als Zersetzung der Wehrkraft 
anpacken, was in fast allen Fällen möglich sein wird . . . 

Es gibt Dinge, deren Kenntnis durch die Truppe unerwünscht ist und die Diszi­
plin gefährdet. Das gilt besonders von Ermittlungsverfahren gegen Offiziere. Es 
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handelt sich nicht darum, Straftaten von Offizieren den Mannschaften zu verschwei­
gen. Wie Sie wissen, ist vielmehr erst kürzlich eine Anordnung ergangen über die 
Bekanntgabe der Bestrafung von Vorgesetzten gegenüber den von der Tat betrof­
fenen Untergebenen. Es kann also im einzelnen für die Mannszucht durchaus för­
derlich sein, die Bestrafung eines Vorgesetzten, auch eines Offiziers, bekanntzuge­
ben. Anders steht es aber um die Kenntnis eines Ermittlungsverfahrens, das erst ein­
mal den Verdacht einer strafbaren Handlung klären soll. Ein derartiger Verdacht ist 
kein geeignetes Thema für ein ,Palaver unter der Back'. Ebensowenig wie das Um­
herwandern solcher Akten in den Schreibstuben der Förderung der Mannszucht 
dient. Es ist also eine Frage des militärischen Taktes, bestimmte Offizierssachen als 
geheim und unter persönlicher Anschrift laufen zu lassen. 

Der militärische Takt sollte überhaupt in keinem Abschnitt des Verfahrens ver­
gessen werden. Es gibt da Dinge, die gesetzlich erlaubt sein mögen, aber von den 
Soldaten als unmilitärisch empfunden werden. So kann . . . der Gerichtsherr an sich 
einen Offizier mit drei Monaten Gefängnis durch Strafverfügung bestrafen. Er greift 
damit aber tatsächlich in die Bestätigungsbefugnis des Oberbefehlshabers ein; der 
Oberbefehlshaber hat daher seinerzeit aus gegebenem Anlaß seine Erwartung aus­
gedrückt, daß derartige seinem Bestätigungsrecht unterliegende Strafen nicht ver­
hängt werden. Es ist also keineswegs alles militärisch in Ordnung, was rechtlich 
möglich ist, und der Kriegsrichter sollte bei der Gestaltung des Verfahrens das Recht 
nur als die Grenze betrachten, innerhalb deren er nun das militärisch Richtige zu 
erkennen und zu verwirklichen hat. 

Gerade durch den weiten rechtlichen Spielraum gibt das Kriegsverfahren Ihnen 
die Möglichkeit, es bis in die Einzelheiten zu einem wirksamen Instrument militäri­
scher Erziehung auszugestalten . . . Die Marinegerichte haben im vergangenen Jahr 
[1941] rund 23 000 Verfahren durchgeführt. Rechnen Sie für jedes Verfahren nur 
einen Durchschnitt von fünf vor dem Kriegsrichter erschienenen Soldaten, dann ha­
ben Ihnen in diesem Jahr 115 000 Mann unmittelbar gegenübergestanden. Aus die­
sen Zahlen mögen Sie erkennen, in wie hohem Maße Sie sich als Organe der mili­
tärischen Menschenführung fühlen, und daraus die verantwortliche Pflicht ableiten 
müssen, bei jeder dienstlichen Handlung und Äußerung die Rückwirkungen auf 
Haltung und Mannszucht des einzelnen wie der Truppe im Auge zu behalten . . . 

Betrachten Sie die Hauptverhandlung nicht als notwendiges Übel, dem man am 
liebsten mit einer Strafverfügung ausweicht, sondern als den militärischen Höhe­
punkt des Verfahrens. Sorgen Sie dafür, daß in geeigneten Fällen über den Kreis 
der Zeugen hinaus Soldaten als Zuhörer kommandiert werden, und gehen Sie, wenn 
das dienstliche Schwierigkeiten macht, an Bord oder in die Batterie, um den Täter 
inmitten seiner Truppe abzuurteilen . . . 

Bei der großen Zahl der Urteilsverkündungen und der Beteiligung aller Einheiten 
ist der Inhalt der Urteilsverkündung ein erzieherischer Faktor, dem neben der Be­
strafung als solcher eine selbständige Bedeutung zukommt. Wenn ich die Strafe als 
einen Appell bezeichnet habe, der Pflicht- und Ehrgefühl der anständigen Soldaten 
wachrütteln und schärfen soll, so kann dieser Zweck bei einer gleichgültigen oder 
ungeschickten Urteilsverkündung nicht erreicht werden. Den Soldaten interessieren 
nicht scharfsinnige Rechtsausführungen. Er will die Gründe für die Schuldfeststel­
lung und das Strafmaß kennen . . . 

Der Soldat muß die Strafe innerlich anerkennen als notwendigen Schutz der Wer­
te, die ihm selbst teuer sind. Mögen es Heimat oder Familie, Ehre oder Treue, Mut 
oder Kameradschaft sein. Diese Werte müssen aus dem Hintergrund tatsächlicher 
und rechtlicher Erörterungen so verständlich und selbstverständlich hervortreten, 
daß auch der einfache Mann sich ihnen aus innerster Überzeugung beugt. . . 
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Wenn ich in meinen Worten Forderung über Forderung erhoben habe, so soll 
das nicht im Sinne einer Kritik verstanden werden. Dazu besteht kein Anlaß, und 
die verdiente Anerkennung Ihrer Tätigkeit soll Ihnen nicht vorenthalten bleiben. Ich 
mußte vielmehr angesichts der Härte und des Ausmaßes, die der Krieg jetzt ange­
nommen hat, die ernsten Aufgaben herausstellen, für deren Erfüllung Sie als Organe 
der militärischen Führung verantwortlich sind. Es ist der Zweck dieser Tagung, 
Ihnen in einheitlicher Ausrichtung die Mittel an die Hand zu geben, Ihren Aufgaben 
gerecht zu werden. Wenn Sie mit verstärkter Sicherheit in Ihren Anschauungen und 
erhöhter Entschlossenheit in Ihrem Handeln an Ihre Einsatzorte zurückkehren, hat 
die Tagung den Erfolg gezeitigt, den ich ihr wünsche." 

Welche grundsätzliche Bedeutung diesem Referat zugemessen wurde, geht 

z. B. aus dem Begleitschreiben hervor, das der Marineoberstkriegsgerichtsrat für 

den Ostseebereich allen Marinerichtern und Gerichtsherren seines Bereiches zu­

sammen mit dem Abdruck übersandte. Darin hieß es: „Alle etwa noch vorhan­

denen Zweifel über den Sinn und die Notwendigkeit der einheitlichen Lenkung 

und Ausrichtung der Rechtsprechung, einschließlich der Einflußnahme auch auf 

die Strafbemessung, können und müssen nun als beseitigt gelten . . . Mit ein­

maligem Lesen des Abdrucks ist es nicht getan"; nur derjenige Richter werde 

den Anforderungen gerecht werden, „der tiefer eindringt und bemüht und willig 

ist, die Erkenntnis . . . seiner militärischen Einfügung in das Gesamtgeschehen 

des Krieges nicht nur zu erlesen, sondern zu erleben"32. Am 16. Juni 1942 regte 

dieser Chefrichter beim OKM sogar folgendes an33: 

„Obwohl sich die Ansprache des Hauptamtschefs in erster Linie an die Berufs­
richter richtete, wäre eine Unterrichtung der Offizier-Beisitzer über die wesentlichen 
in der Ansprache entwickelten Aufgaben und Richtlinien der Rechtsprechung im 
Krieg sehr wünschenswert. Denn es darf auch in diesem Zusammenhang erwähnt 
werden, daß in Einzelfällen ein unbefriedigendes oder unsachgemäßes Urteilsergeb­
nis nicht nur auf die Einstellung des Verhandlungsleiters zurückzuführen ist sondern 
auf abweichende, nicht selten zur Milde neigende Auffassung der militärischen Rich­
ter. 

Ich habe deshalb den richterlichen Beamten empfohlen, ihren Abdruck bei jeder 
Hauptverhandlung zur Hand zu haben, um. gegebenenfalls die darin enthaltenen 
Richtlinien während der Beratung zur Auswirkung kommen zu lassen." 

Damit wurde das Grundsatzreferat regelrecht — wie ein Gesetzeskommentar -

zur Rechtsfindung herangezogen. 

32 Rschr. v. 22. 5. 42 (BA/ZNS, Sign. S 42 a), Hervorheb. im Original. Schon in einem 
Rdschr. v. 10.3.42 hatte er ausgeführt: „Ein genaues Studium und völliges sich zu 
eigen Machen des gesamten Inhalts der Ansprache ist Pflicht jedes Beamten" (BA/Mil.Arch., 
Sign. K 12—1/104). Auch der Marinechefrichter Nordsee wies nochmals am 13. 4. 44 alle 
seine Richter darauf hin, daß er ihnen das Studium dieser Ansprache zur Pflicht gemacht 
habe (a. a. O.). 

33 Schr, des MarOberstKGRats f. d. Ostseebereich an das OKM v. 16. 6. 42 (a. a. O.). Anlaß 
war, daß das Ger. d. MarBefh. Dänemark um weitere Exemplare der Ansprache gebe­
ten hatte. 
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Die Möglichkeit zur Überschreitung des Strafrahmens 

Wenn Warzecha in den verkündeten Richtlinien ausführte, daß sich die Auf­

fassung des Marinerichters „vom Sinn und den Grenzen der Strafe . . . allein 

nach den Erfordernissen des Krieges und des Sieges ausrichten", daß seine 

Rechtsprechung „der Person und den Motiven des Täters nur begrenzte Rück­

sicht" schenken sollte, und daß die Marinegerichte keiner „abstrakten Gerech­

tigkeit . . ., sondern einem ganz konkreten Zweck" zu dienen hätten, so wurde 

damit die militärische Zielsetzung der Marinejustiz, den Apparat der Kriegs­

marine einsatzfähig zu erhalten, gegenüber ihrer Aufgabe, Verstöße gegen die 

militärischen Strafgesetze gerecht zu ahnden, verabsolutiert. Darin lag der Ap­

pell, daß die Marinegerichte unter Umständen das rechtlich Vertretbare zugun­

sten der Erfüllung militärischer Notwendigkeiten zurückstellen sollten. Deutlich 

kommt diese Forderung in einem Erlaß des OKM „betr. Steuerung der Rechts­

pflege" vom 4. Juni 1943 zum Ausdruck: 

1. Ausgangspunkt für die gerichtliche Strafe ist das Gesetz. Das Gesetz droht 
aber gerade für die während des Krieges begangenen Straftaten in einer 
Reihe von Fällen Zuchthaus allein oder in erster Linie als Strafe an. Diese 
scharfen Strafdrohungen beruhen teils auf allgemeinen Richtlinien, teils auf 
ausdrücklicher Einzelanordnung des Führers. Es ist Aufgabe der Kriegsgerich­
te, sie zu verwirklichen. 

2. Die Zuchthausstrafe ist nicht allein dazu da, ,einen notorischen Schädling aus 
der Wehrmacht auszumerzen'. Von ihr muß ebenso wie von der Todesstrafe 
aus Gründen der unbedingten Abschreckung im Kriege häufig auch gegenüber 
Tätern Gebrauch gemacht werden, die nach ihrem Vorleben und Charakter­
bild an sich für die Volksgemeinschaft durchaus nicht als verloren anzusehen 
wären. Der Erlaß des Ob. d. M. vom 27. 4. 43 über die Bekämpfung der Fah­
nenflucht (AMA/MR B. Nr. 6783/43) bringt das eindeutig zum Ausdruck."34 

Auf das materielle Recht, das die Marinegerichte anzuwenden hatten und das 
im Militärstrafgesetzbuch mit seinen Änderungen durch die Kriegssonderstraf-
rechtsverordnung (KSSVO)35 niedergelegt war, kann hier nur soweit eingegan­
gen werden, wie die Steuerung auf sie Bezug nimmt. Um die Abschreckung in 
gewünschten Fällen zu ermöglichen, hatte die Gesetzgebung tatsächlich — wie 
Warzecha sich ausdrückte — „die praktisch unbegrenzte Zulassung der Todes­
strafe" sichergestellt. Da die in den Gesetzen festgelegten Höchststrafen für eine 
Abschreckungsjustiz häufig nicht ausreichten, war in die KSSVO bereits Anfang 
November 1939 der Paragraph 5 a eingefügt worden. Er gestattete, bei straf-

34 Oberbefh. der Kriegsmarine - AMA/MR 2/II Nr. 7415 - v. 4. 6. 43, abgedruckt bei Ab-
solon, a. a. O. (Anm. 2), S. 236 f. Zum Fahnenfluchterl. vgl. unten S. 469. 

35 VO über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz (KSSVO) v. 17. 8. 
38 (RGBl. 1939 I, S. 1455), sie wurde gleichzeitig mit der KStVO durch die VO v. 26. 8. 
39 (RGBl. I, S. 1482) in Kraft gesetzt. Das MStGB erhielt durch die VO v. 10. 10. 40 
(RGBl. I, S. 1347) eine neue Fassung. 
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baren Handlungen gegen die Manneszucht oder das Gebot soldatischen Mutes 
den regelmäßigen Strafrahmen bis h in zur Todesstrafe zu überschreiten, „wenn 
es die Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die Sicherheit der Truppe er­
fordert"36. F ü r die Anwendung dieses Paragraphen gab das OKM am 29. De­
zember 1939 folgenden Richtlinienerlaß heraus37: 

„Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht hat bei einer Besprechung 
über den neuen § 5 a der Kriegssonderstrafrechtsverordnung folgende Gesichtspunkte 
entwickelt: 

,Er halte grundsätzlich für bestimmte schwere Verfehlungen die ausschließliche 
Androhung der Todesstrafe i m G e s e t z für angemessen. Darunter rechne er unter 
anderem schwere Delikte gegen die Mannszucht, wenn sie geeignet seien, das innere 
Gefüge der Truppe zu zerstören, ferner Handlungen, die aus Feigheit begangen sind. 

Wenn die Durchführung dieses Gedankens bei der Vielgestaltigkeit der Fälle, die 
zur gerichtlichen Aburteilung kommen können, nicht ratsam sei, so sei es um so wich­
tiger, daß die H a n d h a b u n g d e r G e s e t z e im Kriege in der richtigen Weise er­
folge. Er sei der Meinung, daß im Kriege, und zwar schon am Anfang des Krieges, 
mit den härtesten Mitteln durchgegriffen werden müsse, um die Mannszucht inner­
halb der Truppe zu erhalten und um jeden Versuch einer Feigheit von vornherein 
zu unterdrücken. Wenn an der Front gerade die Besten ihr Leben für das Vaterland 
lassen müßten, könne niemand es verstehen, daß man zur gleichen Zeit Feiglinge und 
Saboteure in Zuchthäusern konserviere. Die Gerichtsherren und Richter müßten be­
rücksichtigen, daß größte Härte gegen solche Elemente, staatspolitisch gesehen, die 
größte Milde sei; denn die abschreckende Wirkung, die von einer rücksichtslosen 
Anwendung der Todesstrafe ausstrahle, werde viele hundert und tausend andere Sol­
daten daran hindern, den Versuchungen zu erliegen, die der Krieg mit sich bringe.' 

Auf die Beachtung dieser Richtlinien des Führers werden die Gerichtsherren, Un­
tersuchungsführer und Richter nachdrücklich hingewiesen." 

Wenn der § 5 a KSSVO auch angewendet wurde, so blieben sich die Marine­

richter dennoch bewußt, daß sein Gebrauch im Grunde eine Ausnahme bleiben 

mußte . Das geht z. B. aus folgendem Fall hervor38: Am 11. August 1942 hatte 

36 1. ErgänzungsVO zur KStVO v. 1. 11. 39 (RGBl. I, S. 2131). Durch die 4. ErgänzungsVO 
v. 31.3.43 (RGBl. I, S. 261) wurde der § 5a u.a. durch den Abs. 2 erweitert: „Das 
gleiche gilt für strafbare Handlungen, durch die der Täter einen besonders schweren 
Nachteil für die Kriegführung oder die Sicherheit des Reichs verschuldet hat, wenn 
der regelmäßige Strafrahmen nach gesundem Volksempfinden zur Sühne nicht ausreicht." 
Mit der 5. ErgänzungsVO v. 5. 5. 44 (RGBl. I, S. 115) wurde u.a. der Täterkreis erwei­
tert: § 5a galt nun auch gegen Zivilpersonen. In einer Stellungnahme des OKW an das 
OKM v. 17. 11. 39 wurde ausgeführt, die Anwendbarkeit des § 5a sei keineswegs auf die 
Bestimmungen über den soldatischen Gehorsam (§§ 89 bis 112 MStGB) und Pflichtver­
letzung aus Feigheit (§§ 84 bis 88 MStGB) beschränkt: „Es ist nicht ausgeschlossen, daß 
die Mannszucht auch geschädigt wird durch Mißbrauch der Dienstgewalt (§§ 114 bis 
125), durch widerrechtliche Handlungen im Felde gegen Personen oder Eigentum (§§ 132, 
134, 135), durch Verstöße gegen die allgemeinen Strafgesetze, z. B. durch Widerstand 
gegen die Staatsgewalt, Verbrechen oder Vergehen gegen die öffentliche Ordnung oder 
gegen die Sittlichkeit (Notzucht) " (BA/Mil. Arch., Sign. RMD 4/486). 

37 OKM - AMA/M Wehr B. Nr. 3026 MR IV v. 29. 12. 39 (BA/Mil. Arch., Sign. RMD 4/ 
486). Hervorheb. i. Original. 

38 BA/ZNS, Untersuchungsakten, Sign. 37394. 
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das Gericht des Befehlshabers der Schlachtschiffe (Zweigstelle Kiel) einen Ma­

trosen, der, bereits wegen Wehrkraftzersetzung mit 2 Jahren 6 Monaten Ge­

fängnis vorbestraft, auf dem Transport ins Wehrmachtgefängnis Anklam ent­

wichen war - angeblich, um zu einem anderen Truppenteil zu gehen und 

von dort aus das seiner Meinung nach ungerechte Urteil anzufechten —, wegen 

unerlaubter Entfernung mithilfe des § 5 a zu 3 Jahren Zuchthaus verurteilt. 

Der Flottenchef hob aufgrund des Rechtsgutachtens seines Marinerichters, der 

zwar die Anwendung des Paragraphen bejahte, doch die Bildung einer Gesamt­

strafe für unzulässig hielt, das Urteil im Strafausspruch auf. Die erneute Haupt­

verhandlung ergab am 20. Oktober 1942 ein Urteil, das die Anwendung des § 5 a 

verneinte und auf 2 Jahre 6 Monate Gefängnis lautete. Das Rechtsgutachten, 

das der Gerichtsherr vor der Bestätigung des zweiten Urteils einholte, enthält 

hinsichtlich dieser Paragraphen folgende bemerkenswerte Ausführungen: 

„Das Gericht war an die früher getroffenen tatsächlichen Feststellungen gebunden, 
da insoweit eine Aufhebung nicht erfolgt ist. Zu entscheiden war lediglich über die 
Frage der Strafzumessung. 

Im Gegensatz zu dem aufgehobenen Urteil hat sich das jetzt erkennende Gericht 
auf den Standpunkt gestellt, daß eine Anwendung des § 5 a KSSVO nicht in Be­
tracht käme und ist deshalb zum Ausspruch einer Gefängnisstrafe gelangt. 

§ 5 a KSSVO sieht eine Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens vor, wenn 
die Aufrechterhaltung der Manneszucht oder die Sicherheit der Truppe es erfordert. 
Diese Strafschärfung soll nur solche Soldaten treffen, die als Wehrmachtschädlinge 
bezeichnet werden müssen. Die Bestrafung nach § 5 a KSSVO soll und muß demnach 
eine Ausnahme bleiben. 

§ 5 a KSSVO ist eine Übergangsvorschrift zur Anpassung an den Strafrahmen 
des Entwurfs eines neuen Wehrmachtstrafgesetzbuchs. Die bisherigen Strafandro­
hungen des MStGB reichen teilweise nicht aus für eine wirksame Bekämpfung von 
Schädlingen, die an den Grundfesten der Wehrmacht gerührt haben. Im Zusammen­
hang mit § 64 MStGB - dem Tatbestand der unerlaubten Entfernung - kann je­
doch § 5 a KSSVO nur dann Anwendung finden, wenn ganz besondere Umstände 
vorliegen, der § 64 MStGB selbst neu gefaßt und seine Strafdrohung erheblich er­
weitert worden ist. 

Es ist deshalb zu prüfen, ob im vorliegenden Fall die im § 64 MStGB vorgesehene 
Strafdrohung ausreicht, oder ob - unter Berücksichtigung der oben gemachten Aus­
führungen - die Strafzumessungsregel des § 5 a KSSVO Anwendung finden und das 
zu begutachtende Urteil somit aufgehoben werden muß. 

Der Angeklagte ist wegen Zersetzung der Wehrkraft mit 2 Jahren und 6 Mona­
ten Gefängnis verurteilt. Nach der Ansicht des Angeklagten ist dieses Urteil zu Un­
recht ergangen und er hat immer wieder versucht, dagegen anzugehen. Seine letzte 
Chance, irgendetwas dagegen zu unternehmen, sah er bei seiner Überführung nach 
Anklam. Das Motiv zu der infolgedessen begangenen Straftat ist daher nicht geeignet, 
den Angeklagten als Wehrmachtschädling zu kennzeichnen, zumal die Voraussetzun­
gen des § 5 a KSSVO nicht vorliegen, die unabhängig von der Gestaltung der Tat im 
Einzelfall die Anwendung dieser Vorschrift erforderlich machen. Insoweit läßt die 
Begründung des Urteils einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

Durchaus zu beachten und unbedenklich sind auch die Ausführungen des Urteils 
über eine Wiedereingliederung des Angeklagten in die Volks- und Wehrgemeinschaft 
nach Verbüßung der Strafe. Der Angeklagte ist heute 19 Jahre alt und würde bei 
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Erkennung einer Zuchthausstrafe praktisch gebrandmarkt aus dem Leben ausschei­
den. Die Folgen der Tat sind nicht derartig schwerwiegend und die - noch völlig 
unausgereifte - Persönlichkeit des Täters läßt es ebenfalls nicht zu, ihn als Ehrlosen 
aus der Volksgemeinschaft zu verstoßen. Die erkannte Gefängnisstrafe muß deshalb 
als angemessen angesehen werden. 

Ich schlage vor, das Urteil zu bestätigen." 

Beispiele „regionaler" Steuerung 

In der Folge sollen einige Beispiele für die „Steuerung" der Rechtsprechung 

gebracht werden. Dabei ist zu berücksichtigen, daß nicht nur das OKM, sondern 

— anders als im Ersten Weltkrieg — auch die höheren Gerichtsherren der Kriegs­

marine befugt waren, entsprechende allgemeine Richtlinien zu erlassen, die sich 

allerdings auf besondere Anlässe und Verhältnisse ihres Befehlsbereichs be­

schränken sollten. Sah ein höherer Befehlshaber die Notwendigkeit für eine 

weitergehende, allgemeine Steuerungsmaßnahme, so hatte er sie beim OKM zu 

beantragen39. 

E in Beispiel für eine solche „regionale" Steuerung war folgende Verfügung, 

die der Kommandierende Admiral der Nordseestation am 12. Oktober 1942 dem 

Marineoberstkriegsgerichtsrat seines Bereichs zugehen ließ40. 

„Betrifft: Kriegsgerichtliche Bestrafung der Wachverfehlungen. 
Ohne Vorgang. 

Ein Feldkriegsgericht hat vor wenigen Tagen ein Verfahren gegen einen Soldaten 
wegen einer Wachverfehlung in der Hauptverhandlung mit Zustimmung des Ver­
treters der Anklage durch Urteil eingestellt. Das Gericht hat die Schuld des Täters 
als nur gering und die Folgen der Tat als nur unbedeutend angesehen. Es handelte 
sich um einen im besetzten ausländischen Küstengebiet an wichtiger Stelle eingesetz­
ten Soldaten, der auf seinem Posten schlafend angetroffen wurde. Den Urteilsgrün­
den war zu entnehmen, daß es nicht der einzige Soldat des Gefechtsabschnittes war, 
der in dieser Nacht auf seinem Posten schlief. 

Ich habe das Urteil aufgehoben und die erneute Verhandlung der Sache befohlen. 
Diese Fehlentscheidung des Gerichts ist kein Einzelfall. Ich habe vielmehr fest­

stellen müssen, daß verschiedene Gerichte dazu übergegangen sind, in unverständli­
cher Überbewertung der angestrengten Dienstlage bei Wachverfehlungen in der Re­
gel nur geringfügige Arreststrafen zu verhängen. 

Eine derartige Handhabung der Kriegsgerichtsbarkeit muß ich auf das schärfste 
mißbilligen. 

Sie trägt den harten Notwendigkeiten des Krieges in keiner Weise Rechnung. 
Sie verkennt die große Gefahr, die in einer zu milden Bestrafung gerade der Wach­
verfehlungen liegt. Die Kriegsgerichte müssen sich darüber im klaren sein, daß in 
der gegenwärtigen Kriegslage ihnen in erster Linie mit die verantwortungsvolle 
Aufgabe zugewiesen ist, alles zu tun, um die Schlagkraft der Truppe jederzeit zu 
garantieren. Das gilt ganz besonders für die Feldgerichte in den besetzten ausländi-

39 Erl. des ObdM „Betr. Steuerung der Rechtspflege" - AMA/MR 2/II Nr. 7415 - v. 4. 6. 
43, abgedr. bei Absolon, a. a. O. (Anm. 2), S. 236 f. 

40 Kommando der Mar. Station der Nordsee - B. Nr. H 22675 J II - v. 12. 10. 42 (BA/Mil. 
Arch., Sign. K 12-1/104), Unterstreichungen im Original, hier kursiv. 
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schen Küstengebieten. Aufgabe der h ie r eingesetzten T r u p p e n ist es, durch stete E in ­
satzbereitschaft überraschende Angriffe des Feindes zu Wasser u n d in der Luft recht­
zeitig zu erkennen, ih re rechtzeitige A b w e h r zu ermöglichen u n d so das En t s tehen 
e iner ,zweiten F r o n t ' von vornhere in zu verh indern . 

Von einer wi rksamen Garan t ie der Schlagkraft kann aber dann nicht die Rede sein, 
w e n n es den gerichtlichen Ur te i len an der no twendigen Schärfe fehlt. Aus den zahl­
reichen vorgelegten Gerichtsakten ergibt sich eindeutig, daß die in den meisten Fä l ­
len ve rhäng ten Arrests trafen in keiner Weise ausgereicht haben, u m der gefährl ichen 
Z u n a h m e der Wachver feh lungen im Felde wi rksam entgegenzutreten. Die ständigen 
niedr igen Arrests trafen sind bei der zunehmenden Häufung der Wachver feh lungen 
letzten Endes der Grund , weshalb immer wieder dieselben Ver fahren durchgeführ t 
w e r d e n müssen. D e m Urtei lsspruch fehlt die militärisch notwendige Schärfe, u m 
W i r k u n g e n zu zeigen. E r ist wede r geeignet den Einzelnen zu erziehen, noch schreckt 
er i h n vor wei te ren Ver feh lungen ab, noch ha t er eine Al lgemeinwirkung auf die 
T ruppe . 

Die Kriegsgerichte müssen sich davor hü ten , in den Feh le r von 1918 zu verfallen. 
Es dür fen im Kriege keine Urte i le gefällt werden , die in Überbewertung persönlicher 
Entschuldigungsgründe und in falsch angewandter Milde der objektiven Gefährlich­
keit der Verfehlung nicht genügend Rechnung tragen. W e r d e n Wachver feh lungen 
nicht rechtzeit ig mi t schärfsten Strafen wi rksam bekämpft, so können eines Tages 
h ie raus schwerste Rückschläge für die gesamte Kr iegsführung erwachsen. Das aber 
gilt es zu verh indern . 

Ich spreche h ie rmi t die E r w a r t u n g aus, daß in Zukunft Wachver feh lungen ent­
sprechend gewer te t werden . Die V e r h ä n g u n g empfindlicher Gefängnisstrafen ist 
grundsätzlich in allen Fä l len no twendig u n d zwar in der Regel auch dann, w e n n es 
sich u m einen bisher gu t beur te i l ten Soldaten handel t , u n d die Verfeh lung begün­
stigt w u r d e durch no twendigen ha r t en Dienst. 

Ich ordne ferner an, d a ß mi r in Zukunft alle abgeschlossenen Ver fahren wegen 
Wachver feh lungen beschleunigt vorzulegen sind. 

gez.: [Unterschrift] 
Admira l " 

D e r M a r i n e o b e r s t k r i e g s g e r i c h t s r a t f ü r den Ostseebereich, der diese V e r f ü g u n g 

abschrif t l ich ebenfal ls ü b e r s a n d t b e k a m , schickte sie - o h n e se inen e i g e n e n K o m ­

m a n d i e r e n d e n A d m i r a l zu f r a g e n — auch a n die Ger i ch te seines Bere ichs , — z u ­

s a m m e n m i t e i n e m R u n d s c h r e i b e n , das zug le ich e i n e n i n s t r u k t i v e n E i n b l i c k i n 

die Sp ruchprax i s dieser Ger i ch te g e w ä h r t 4 1 : 

„Betr.: L e n k u n g der Rechtsprechung im Krieg. 

E i n e Verfügung des Kommandie renden Admirals der Mar ines ta t ion der Nordsee 
w i r d abschriftlich zur Kenn tn i snahme übersandt . 

41 Rdschr. des MarOberstKGRats f. d. Ostseebereich - B. Nr. 2994 - v. 27. 10. 42 (a. a. O.). 
Hervorheb. i. Original. Vgl. dazu den Ber. v. 30. 10. 43 betr. ausreichender Schärfe der Ver­
folg. von Wachverfehlungen im Ostseebereich: „In der weitaus überwiegenden Zahl der Fäl­
le werden Gefängnisstrafen verhängt, teilweise 1 Jahr und mehr, vereinzelt Zuchthausstra­
fen, und nur in einer Minderzahl von Fällen werden Arreststrafen oder die Einstellung des 
Verfahrens wegen Geringfügigkeit in Verbindung mit disziplinarer Erledigung für ausrei­
chend gehalten. Es besteht daher zu Hinweisen an die Gerichte des hiesigen Bereichs 
keine Veranlassung" (a. a. O.). 
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Im Ostseebereich sind auffallend milde Bestrafungen von Wachverfehlungen bei 
der Aktenprüfung bisher nicht in Erscheinung getreten. Die hier verhängten Stra­
fen entsprechen, besonders bei den Feldgerichten in den besetzten ausländischen 
Küstengebieten, fast durchweg den vom Kommandierenden Admiral Nord entwickel­
ten Gedanken und Forderungen, denen ich in jeder Hinsicht zustimme. 

Über die Behandlung der Tatgruppe Wachverfehlung hinaus enthält der Erlaß 
wichtige Grundgedanken über die Aufgaben der Wehrmachtgerichtsbarkeit im Krieg 
überhaupt. Es wird besonders verwiesen auf die (von hier aus) unterstrichenen Sätze! 

Diese Sätze haben Anspruch auf allgemeine Gültigkeit. 
In zahlreichen Prüfungsbemerkungen mußte auch im Ostseebereich darauf hinge­

wiesen werden, daß die Überbewertung persönlicher Entschuldigungsgründe und 
falsch angewandte Milde der objektiven Gefährlichkeit der Straftaten nicht gerecht 
geworden sind. Bei allen Entscheidungen und Urteilen muß als erstes und oberstes 
Ziel die Wahrung und Förderung der Manneszucht dem Untersuchungsführer und 
den Richtern vor Augen stehen. Erst dann mögen und dürfen die persönlichen Ent­
schuldigungsgründe des Täters Beachtung finden. Und diesen gegenüber muß - so­
weit es sich um angebliche innere, nicht nachprüfbare Vorgänge und Stimmungen 
handelt - mit größerer Zurückhaltung begegnet werden. Noch in letzter Zeit wurden 
Prüfungsbemerkungen erforderlich, weil Feldkriegsgerichte auf offenbar unbegrün­
dete Schutzbehauptungen von Angeklagten geradezu ,hereingefallen' sind, Behaup­
tungen, die zudem aus den Akten selbst (früheren Vernehmungsprotokollen, ersten 
Vernehmungen bei der Truppe) zu widerlegen waren. 

Die Dienstaufsichtführenden Marinekriegsgerichtsräte werden angewiesen, alle 
Richter von der Anlage und von diesen Ausführungen Kenntnis nehmen zu lassen." 

Auf der Arbeitstagung der Chefrichter Anfang Dezember 1942 in Berlin 
wurde bezweifelt, ob die Übernahme einer Verfügung des Kommandierenden 
Admirals der Nordseestation für den Ostseebereich angebracht sei. Der Marine-
oberstkriegsgerichtsrat Ostsee verteidigte sein eigenmächtiges Handeln mit der 
allgemeinen Begründung, er habe damit „den Hauptzweck" verfolgt, „bei den 
Richtern das Eintreten für die Erhal tung der Mannszucht überhaupt zu stär­
ken"42. 

Als weiteres Beispiel für die Steuerung sei eine Verfügung des selben Marine-
oberstkriegsgerichtsrats an seine Gerichte zur Bekämpfung von Eigentumsver­
gehen vom 10. März 1942 erwähnt. Bezugnehmend auf einen Befehl, in dem 
der Küstenbefehlshaber Pommern seine Truppenführer zur Belehrung der Sol­
daten über das Verwerfliche des „Organisierens" aufgefordert hatte, führte der 
Marineoberstkriegsgerichtsrat aus43: 

„Besonders beachtenswert sind die klaren und eindeutigen Ausführungen des Kü­
stenbefehlshabers über die bedenklichen, aber leider sehr verbreiteten Begriffe ,or-
ganisieren' und ,besorgen', sowie über die Beurteilung der rechtswidrigen Zueignung 
selbst kleinerer Mengen von zwangsbewirtschafteten Lebensmitteln. Gerade in die­
ser Beziehung ist die Rechtsprechung der Marinegerichte noch sehr schwankend. 
Bei Beurteilung dieser Tatgruppe muß davon ausgegangen werden, daß die rechts-

42 Schr, des MOberstKGRats f. d. Ostseebereich - B. Nr. 3609 - v. 8. 12. 42 (a. a. O.). 
43 Verf. des MOberstKGRats f. d. Ostseebereich - B. Nr. 572 - v. 10. 3. 42 (BA/Mil. Arch., Sign. 

K 12-1/104). 
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widrige Wegnahme von Lebensmitteln nicht nur einen schweren Verstoß gegen die 
Richtlinien und Grundgedanken der Reichsführung enthält, sondern eine Benach­
teiligung der militärischen Verpflegungsgemeinschaft. Ferner ist bei dieser Tatgruppe 
in jedem Fall erschwerend zu beachten, daß die Verpflegung des Soldaten in jedem 
Falle bereits wesentlich besser ist, als die Verpflegung aller anderen Volksgenossen. 

Der Führungsanspruch höherer und höchster Dienststellen und ihre Einflußnah­
me auch auf die Tätigkeit erkennender Gerichte hinsichtlich der Strafbemessung, 
ist bei der Richtertagung in Berlin in eindeutiger und überzeugender Weise begrün­
det worden. Es darf also von den Gerichten erwartet werden, daß sie ihre verant­
wortliche Aufgabe bei der Bekämpfung von militärischen Eigentumsvergehen richtig 
erkennen und unerbittlich durchführen, nachdem die militärische und kamerad­
schaftliche Erziehung ohne Erfolg geblieben ist." 

Bei der Steuerung der strafrechtlichen Verfolgung von Kameradendiebstählen 

wählte der 2. Admiral der U-Boote am 1. Juni 1942 die Form einer allgemei­

nen Anweisung an die Untersuchungsführer seiner Gerichte44: 

» 
Die Untersuchungsführer werden angewiesen, in zukünftigen Hauptverhandlungen 

wegen Kameradendiebstahls grundsätzlich die Mindeststrafe von 6 Monaten Ge­
fängnis zu beantragen. Nur harte Strafen vermögen die zur Zeit bestehende Dieb­
stahlsseuche zu bekämpfen. Daher sind auch in anderen Fällen des milit. Diebstahls 
nur mehrmonatige Gefängnisstrafen zu beantragen und in den Ausführungen des 
Untersuchungsführers zu den Anträgen die Notwendigkeit der Verhängung derarti­
ger Strafen zu betonen. Es ist ausgeschlossen, daß - wie es in letzter Zeit noch ge­
schehen ist - wegen Kameradendiebstahls nur Arreststrafen verhängt werden. 

Diese Anweisung wurde von seiten der Marinejustizverwaltung keineswegs 
als Eingriff empfunden. Im Gegenteil führte der Marineoberstkriegsgerichtsrat 
für den Ostseebereich in einem Schreiben vom 16. Juni 1942 aus: „Ich halte 
diese Anweisung durchweg für sachgemäß und . . . besonders begrüßenswert. 
Es wäre sehr zu wünschen, daß dieses Beispiel Schule macht, und daß sich auch 
andere Gerichtsherren dazu entschlössen, den Vertretern der Anklage ähnlich 
bestimmte Weisungen für die Beantragung von Strafen zu geben."45 

Die Behandlung von Fahnenflucht 

Die Vorschriften über die Bestrafung von Fahnenflucht im Militärstrafgesetz­

buch46 wurden durch die KSSVO neu gefaßt. Danach lautete der Paragraph 70: 

44 BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/104. 
45 Schr, des MOberstKGRats f. d. Ostseebereich an den MOberstKGRat f. d. Nordseebe­

reich v. 16. 6. 42 (a. a. O.). 
46 MStGB i. d. F. v. 16. 6. 26 (RGBl. I, S. 275) mit den Änderungen v. 26. 5. 33 (RGBl. I, 

S. 295), v. 23. 11. 34 (RGBl. I, S. 1165) u. v. 16. 7. 35 (RGBl. I, S. 1021). 



464 Dokumentation 

„Bei Fahnenflucht ist auf Todesstrafe oder auf lebenslanges oder zeitiges Zucht­

haus zu erkennen."47 Da die Feldkriegsgerichte bei einem derartig weitgespann­

ten Strafrahmen recht unterschiedlich urteilten, gab Hitler folgenden Richtli­

nien-Erlaß heraus48: 

„Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht Berlin, den 14. April 1940 

Betr.: Richtlinien für die Strafzumessung bei Fahnenflucht. 

Der Erlaß des Oberkommandos der Wehrmacht vom 21. Dezember 1939 
- 14 n 16 WR (2) -

faßt meine Ansicht über die Handhabung der Gesetze im Kriege in folgende Worte: 
,Im Kriege, und zwar schon am Anfang des Krieges, muß mit den schärfsten Mit­

teln durchgegriffen werden, um die Mannszucht innerhalb der Truppe zu erhalten 
und um jeden Versuch einer Feigheit von vornherein zu unterdrücken. Wenn an der 
Front gerade die Besten ihr Leben für das Vaterland lassen müssen, kann niemand 
es verstehen, daß man zur gleichen Zeit Feiglinge und Saboteure in Zuchthäusern 
konserviert.' 

Diese Richtlinien haben zu einer gleichmäßigen Bestrafung der Fahnenflucht ge­
führt, soweit sie auf Feigheit beruht. Dagegen weichen in allen anderen Fahnen­
fluchtfällen die Strafen der Wehrmachtteile, im ganzen gesehen, erheblich voneinan­
der ab. Fast gleichliegende Taten werden mit derselben Begründung völlig verschie­
den bestraft. Auch innerhalb der Wehrmachtteile bestehen Verschiedenheiten. 

Das liegt zum Teil an besonderen Verhältnissen, die eine unterschiedliche Be­
handlung einzelner Fälle rechtfertigen können. Hauptsächlich ist jedoch die starke 
Abweichung darauf zurückzuführen, daß die Ansichten über die Strafen, die bei Fah­
nenflucht grundsätzlich angebracht sind, erheblich auseinandergehen. 

Die Nachteile, die der Wegfall der Rechtsmittel zur Folge hat, müssen durch zen­
trale Beobachtung und Lenkung der Rechtsprechung wenigstens einigermaßen aus­
geglichen werden. Damit es auf diesem wichtigen Gebiet zu einer einheitlichen 
Rechtsprechung kommt, gebe ich folgende 

R i c h t l i n i e n 

für die Strafzumessung bei Fahnenflucht. 

I. 

Die Todesstrafe ist geboten, wenn der Täter aus Furcht vor persönlicher Gefahr 
gehandelt hat oder wenn sie nach der besonderen Lage des Einzelfalles unerläßlich 
ist, um die Mannszucht aufrecht zu erhalten. 

47 § 6 der KSSVO v. 17. 8. 38 (RGBl. 1939 I, S. 1455) u. 1. ErgänzVO v. 1.11.39 (RGBl. 
I, S. 2131). 

48 An die Marinegerichte und Kommandos bekanntgegeben durch OKM - AMA/M Wehr 
MR III Nr. 1253 - v. 26. 4. 40 (BA/Mil. Arch., Sign. K12-1/102). 
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Die Todesstrafe ist im allgemeinen angebracht bei wiederholter oder gemein­
schaftlicher Fahnenflucht und bei Flucht oder versuchter Flucht ins Ausland. Das 
Gleiche gilt, wenn der Täter erheblich vorbestraft ist oder sich während der Fahnen­
flucht verbrecherisch betätigt hat. 

I I . 
In allen anderen Fällen der Fahnenflucht muß unter Berücksichtigung der ge­

samten Umstände geprüft werden, ob Todesstrafe oder Zuchthausstrafe angemessen ist. 
Eine Zuchthausstrafe wird in diesen Fällen im allgemeinen als ausreichende Süh­

ne anzusehen sein, wenn jugendliche Unüberlegtheit, falsche dienstliche Behandlung, 
schwierige häusliche Verhältnisse oder andere nicht unehrenhafte Beweggründe für 
den Täter hauptsächlich bestimmend waren. 

III. 

Diese Grundsätze gelten auch für die Fälle, in denen das Ausbrechen aus einer 
Strafanstalt als Fahnenflucht anzusehen ist. 

gez.: Adolf Hitler" 

Das OKM machte bei der Bekanntgabe an die Gerichte und Kommandos dar­

auf aufmerksam, daß die Strafmilderungsgründe der verminderten Zurech­

nungsfähigkeit (§ 51 Abs. 2 StGB) und der Selbstgestellung (§ 75 MStGB) auch 

weiterhin zu beachten seien; sie seien in Hitlers „Erlaß nicht erwähnt, weil er 

nur insoweit Richtlinien gibt, als gesetzliche Strafzumessungsregeln nicht vor­

liegen" . Mit der Neufassung des Militärstrafgesetzbuchs im Oktober 1940 wurde 

auch der Paragraph 70 neu gestaltet: 

„(1) Die Strafe für Fahnenflucht ist Gefängnis nicht unter sechs Monaten. 

(2) Wird die Tat im Felde begangen oder liegt ein besonders schwerer Fall vor, 
so ist auf Todesstrafe oder auf lebenslanges oder zeitiges Zuchthaus zu erkennen. 

(3) Stellt sich der Täter, um den Wehrdienst fortzusetzen, binnen vier Wochen -
im Felde binnen einer Woche - nach der Tat, so kann in den Fällen des Abs. 1 auf 
Gefängnis, in den Fällen des Abs. 2 auf Gefängnis nicht unter sechs Monaten er­
kannt werden."49 

Wie aus den Verfahrensakten hervorgeht, gaben Hitlers Richtlinien vor al­

lem dann häufig den Ausschlag für die Verhängung der Todesstrafe, wenn der 

Täter versuchte oder im Verdacht stand, sich ins Ausland zu begeben, — wobei 

die von deutschen Truppen besetzten Gebiete der Feindstaaten allerdings nicht 

als „Ausland" zählten. Ein eindringliches Beispiel dafür bietet ein Todesurteil 

des Gerichts des 2. Admirals der Nordseestation (Zweigstelle Utrecht) gegen 

einen achtzehnjährigen Matrosen vom 9. Juli 1943, dessen Begründung im fol­

genden wiedergegeben wird50: 

49 VO über die Neufassung des MStGB v. 10. 10. 40 (RGBl. I, S. 1347), Hitlers Richtlinien 
wurden als amtl. Fußnote zu § 70 Abs. 2 wiedergegeben. „Im Felde" ist hier identisch 
mit: im Krieg. Die neue F. trat am 1. 12. 40 in Kraft. 

50 BA/ZNS Untersuchungsakten, Sign. G 432. Hervorheb. im Original. 
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„ G r ü n d e . 

Der Angeklagte, Matr. Gerhard A., von der 4./20. Schiffsstammabteilung, ist am 
26. 4. 1925 zu Lipine, Krs. Kattowitz (OS) geboren, kath. Glaubens und von Beruf 
Filmzeichner. Sein Vater ist stellvertretender Betriebsleiter und technischer Ange­
stellter bei der Donnersmarck-Hütte in Hindenburg in Oberschlesien. Seine Mutter 
heißt Margarethe, geb. S. Er hat noch einen älteren Bruder, der Soldat an der Ost­
front ist, und eine Schwester. Die Familie gehörte zum deutschen Volkstum im frü­
heren Polen, erwarb aber erst im Laufe des Krieges die deutsche Staatsangehörig­
keit. Der Angeklagte besuchte im ehemaligen Polen 7 Jahre lang die deutsche Volks­
schule und mußte dann noch 1 Jahr die polnische Schule besuchen. Er spricht fließend 
polnisch und deutsch. Nach Beendigung der Schulzeit sollte er nach dem Wunsche 
des Vaters einen technischen Beruf ergreifen. Hiermit war er aber nicht einverstan­
den, da er Talent zum Zeichnen hatte und ein freier Mann sein wollte. Mit 15 Jah­
ren hatte er bereits das Elternhaus verlassen und sich nach Berlin begeben, wo er 
zunächst durch Vermittlung des Arbeitsamtes vorübergehend als Hilfsarbeiter in 
einer Fabrik untergebracht wurde und dann in der Kultur- und Werbefilm-Abtei­
lung der Ufa als Trickzeichner und stellvertretender Kameramann tätig war. In der 
letzten Zeit dieser Tätigkeit hatte er ein Bruttoeinkommen von monatlich RM 200.-. 
Er wohnte in Berlin in einem Hospiz. Nach seinen Angaben war er infolge der 
schlechten Ernährungslage in Berlin unterernährt und krank und hatte deshalb 10 
Tage wegen Körperschwäche im Krankenhaus gelegen, worauf er vorübergehend 
verschickt werden sollte. Dazu sei es jedoch nicht gekommen. Wie der Angeklagte 
ferner angibt, hat sein Vater getrunken, worunter er und seine Mutter in seiner 
Jugend viel gelitten hätten. Diese schlechten häuslichen Verhältnisse seien für ihn 
auch mit bestimmend gewesen, daß er das Elternhaus so früh verließ. Seine Mutter 
sei seit etwa 2 Jahren wegen Nervenkrankheit in einem Krankenhaus untergebracht. 
Seine Familie sei im ehemaligen Polen wegen ihres Deutschtums sehr angefeindet 
worden. Der Angeklagte behauptet, daß er sich mit seinem Vater, der zunächst mit 
seinem Weggang aus dem Elternhaus nicht einverstanden gewesen sei, wieder aus­
gesöhnt und mit ihm auch korrespondiert habe. 

Am 16. 5. 43, also kurze Zeit nach Vollendung seines 18. Lebensjahres, wurde er 
auf Grund einer freiwilligen Meldung zur Kriegsmarine einberufen. Dort hat er 
nur etwas über 2 Wochen Dienst getan. Vereidigt war er noch nicht. Seine Führung 
wird im Führungszeugnis (Bl. II d. A.) mit gut bezeichnet. Gerichtlich oder diszipli­
nar vorbestraft ist er nicht. 

II. 

Die Hauptverhandlung hat auf Grund der eigenen Einlassung des Angeklagten, 
der Aussagen der in der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen, Ob. Btsmt. S. 
und Matr. S., der schriftlich niedergelegten und in der Hauptverhandlung verlesenen 
Aussage des Zeugen, Matr. H. (Bl. 4 d. A.), des verlesenen Berichtes der Feldpolizei 
vom 21. 6. 43 (Bl. 10 Rücks. d. A.) sowie der Urkunden (Bl. 7 und 21 d. A.), die zum 
Gegenstand der Hauptverhandlung gemacht worden sind, folgenden Sachverhalt er­
geben : 

Der Angeklagte konnte sich von Anfang an an die militärische Disziplin nicht ge­
wöhnen. Er empfand sie als unerträglich. E r trug sich deshalb mit dem Gedanken, 
aus der Wehrmacht wieder auszuscheiden und hatte nur noch keine rechte Vorstel-



Ausgewählte Dokumente zur Marinejustiz im Zweiten Weltkrieg 467 

lung, wie er das am besten anfangen sollte. Er hatte sich mit einem Kameraden, 
der die holländische Sprache beherrschte, nämlich dem Matr. H., über die Verhält­
nisse in Holland unterhalten, ihn etwas danach ausgefragt und sich einige holländi­
sche Ausdrücke sagen lassen. Das Gespräch kam auch auf das Gerücht, daß Holländer 
von englischen Flugzeugen aus Holland abgeholt würden. H. ahnte jedoch nicht, was 
der Angeklagte evtl. beabsichtigte. Dieser wollte nach seinen Angaben nur wissen, 
auf welchem Wege man am besten unbemerkt aus Holland herauskäme. Ihm schweb­
te vor, in die weite Welt, möglichst nach dem Süden, und zwar zunächst nach Spa­
nien, zu gehen und von dort evtl. weiterzukommen. Als Anfang Juni 1943 die Re­
kruten ihr Zivilzeug abgeben mußten, kam der Angeklagte auf den Gedanken, es 
zu behalten und zur Flucht zu benutzen. Von seinem Zivilzeug konnte er sich über­
haupt nur sehr schlecht trennen, wie aus seinen Briefen (Bl. 7 d. A.) hervorgeht. Er 
versteckte nun den Koffer mit dem Zivilzeug am 3. 6. 43 in der Exerzierhalle. In 
der Nacht vom 3. zum 4. 6. 43, und zwar gegen 3.00 Uhr, verließ er dann heimlich 
die Stube, ging in die Exerzierhalle und zog sich dort sein Zivilzeug an. Er hatte jetzt 
endgültig den Entschluß gefaßt, zu fliehen. Er nahm seinen deutschen Staatsange­
hörigkeits-Ausweis, seine Kennkarte (Bl. 7 d. A.), einige Briefe, seinen Zeichenblock 
und sein Notizbuch, sein Wasch- und Rasierzeug sowie 80.- holl. Gulden und ver­
ließ damit die Kaserne, indem er unbemerkt über den Zaun kletterte. Er ging zum 
Bahnhof und benutzte den ersten Zug nach Utrecht ohne Fahrkarte. Von Utrecht 
fuhr er mit einer Fahrkarte nach Amsterdam. Dort blieb er zuerst 2 Tage, um sich 
die Stadt anzusehen. Er übernachtete in dem Hotel ,Rheinischer Hof an der Amstel. 
Da er keine Lebensmittelmarken hatte, aß er in Wirtschaften Stammgerichte. Nach 
2 Tagen kam er auf den Gedanken, nach Leeuwarden zu fahren. Als er dort merkte, 
daß er nicht weiterkam, fuhr er wieder nach Amsterdam zurück. Für die Fahrt hin 
und zurück hatte er sich eine Fahrkarte gelöst. Einen besonderen Grund, weshalb 
er gerade nach Leeuwarden fuhr, hatte er nach seinen Angaben nicht. Er wollte 
alles dem Zufall überlassen. In Amsterdam blieb er dann noch einige Tage und über­
nachtete wieder in einem Hotel. Als er merkte, daß er nicht weiterkam und sein Geld 
ausging, fuhr er nach Maastricht, um über die Grenze nach Belgien zu kommen, was 
ihm auch durch Täuschung des Kontrollbeamten gelang. In einem belgischen Re­
staurant wechselte er 10.- Gulden in etwas mehr als 200.- belgische Franken um. 
Von diesem Geld will er sich dann eine Fahrkarte nach Lüttich und von dort weiter 
nach Brüssel besorgt haben. In Brüssel habe er einen 30jährigen Belgier kennenge­
lernt, mit dem er sich etwas angefreundet und der ihn auch geldlich unterstützt 
habe. Irgendetwas Besonderes habe der Belgier nicht von ihm verlangt. Von Brüssel 
sei er dann mit einer gelösten Fahrkarte nach Paris gefahren. Bei Überquerung der 
französischen Grenze gelang es ihm wiederum, der Kontrolle auszuweichen, und 
zwar auf eine schwierige Art und Weise (vgl. seine Aussagen vor dem Untersuchungs­
führer Bl. 15 d. A., die er in der Hauptverhandlung wiederholt hat). In Paris kam 
er in den Morgenstunden an, und zwar am 11. Tage nach seiner Flucht. Dort stellte 
er fest, daß der günstigste Zug nach Südfrankreich und über die spanische Grenze 
gegen Abend fuhr. Als Ziel hatte er sich zunächst Irun hinter der spanischen Grenze 
ausgesucht. Nachdem er einige Sehenswürdigkeiten von Paris besichtigt hatte, 
schmuggelte er sich am Abend ohne Fahrkarte auf den Bahnsteig und in den Zug. 
Es gelang ihm, während der Fahrt bei der Zugkontrolle nicht aufzufallen. Am Vor­
mittage des folgenden Tages, dem 16. 6. 43 gegen 10.30 Uhr, lief der Zug auf der 
Grenzstation Puyoo ein, ohne weiterzufahren. Beim Aussteigen wurde der Angeklagte 
dann von einem Zollbeamten festgenommen und zunächst nach St. Jean Pied de Port 
und später in die Kriegswehrmachthaftanstalt Bayonne gebracht, von wo er dann zu sei­
nem Kommando zurückgeführt wurde. 
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III. 

Nach vorstehendem Sachverhalt hat sich der Angeklagte einer F a h n e n f l u c h t , 
begangen im Felde, gemäß Paragr. 69 in Verbindung mit Paragr. 9 Ziff. 1 MStGB51 

schuldig gemacht. Er hat am 4. 6. 1943 seine Truppe verlassen und ist ihr dann bis 
zu seiner Festnahme am 16. 6. 1943 ferngeblieben in d e r A b s i c h t , sich der Ver­
pflichtung zum Dienst in der Wehrmacht dauernd zu entziehen. Die Tat ist deshalb 
im Felde begangen, weil sich die Wehrmacht im Kriegszustand befindet. Daß der 
Angeklagte sich des Dienstes in der Wehrmacht dauernd entledigen wollte, gibt er 
selbst zu und ist auch aus seinem Verhalten während der Flucht zu entnehmen. Er 
gibt ferner zu, gewußt zu haben, was Fahnenflucht bedeutet und wie sie bestraft 
wird. Seine Behauptung, er habe geglaubt, die Fahnenflucht sei nicht so schlimm, 
wenn sie vor der Vereidigung begangen würde, kann nur bei der Strafzumessung 
berücksichtigt werden. 

IV. 
Nach Paragr. 70 MStGB ist die Strafe für Fahnenflucht, die im Felde begangen 

wird oder die einen besonders schweren Fall darstellt, Todesstrafe oder lebenslanges 
oder zeitiges Zuchthaus. Neben dieser Gesetzesbestimmung sind für die Strafzumes­
sung bei Fahnenflucht die Richtlinien des Führers und Obersten Befehlshabers der 
Wehrmacht vom 14. 4. 1940 heranzuziehen. Nach Ziff. I Abs. 2 dieser Richtlinien 
ist die Todesstrafe im allgemeinen angebracht bei Flucht oder versuchter Flucht ins 
A u s l a n d . Hiernach glaubte das Gericht, auch gegen den Angeklagten auf die 
Todesstrafe erkennen zu müssen, da er sich ja bereits von Holland nach Belgien und 
Frankreich begeben hatte und von dort ins neutrale Ausland, nämlich nach Spanien, 
flüchten wollte. Er wollte sich damit dem Zugriff des Deutschen Reiches ganz ent­
ziehen. Allgemein ist ferner zu sagen, daß die Fahnenflucht eines der schwersten 
Verbrechen darstellt, das ein Soldat begehen kann. Fahnenflucht bedeutet einen 
Treubruch gegenüber dem Führer, den Kameraden und der Heimat. Je länger der 
Krieg dauert, um so mehr kommt es auf jeden deutschen Soldaten an und um so 
schärfer muß deshalb bei der Bestrafung von Fahnenflüchtigen durchgegriffen wer­
den. Trotz des jugendlichen Alters des Angeklagten und seiner nur sehr kurzen Sol­
datenzeit und trotz des Umstandes, daß der Angeklagte noch nicht vereidigt war, 
glaubte das Gericht, von der grundsätzlich notwendigen Todesstrafe hier nicht ab­
weichen zu können. 

Neben der Todesstrafe mußte nach Paragr. 31 MStGB auf Verlust der Wehrwür­
digkeit erkannt werden. 

Wegen der Schimpflichkeit des Verbrechens sind dem Angeklagten ferner die 
bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebenszeit gemäß Paragr. 32 RStGB52. abgesprochen." 

51 § 69 MStGB: „Fahnenflucht. (1) Wer in der Absicht, sich der Verpflichtung zum Dienste 
in der Wehrmacht dauernd zu entziehen oder die Auflösung des Dienstverhältnisses zu 
erreichen, seine Truppe oder Dienststelle verläßt oder ihnen fernbleibt, wird wegen Fah­
nenflucht bestraft. (2) Der Fahnenflucht steht es gleich, wenn der Täter in der Absicht 
seine Truppe oder Dienststelle verläßt oder ihnen fernbleibt, sich für die Dauer eines 
Krieges, kriegerischer Unternehmungen oder innerer Unruhen der Verpflichtung zum 
Dienste in der Wehrmacht überhaupt oder in den mobilen Teilen der Wehrmacht zu 
entziehen." § 9 Ziff. 1 MStGB: „Die in diesem Gesetz für strafbare Handlungen im Felde 
gegebenen Vorschriften (Kriegsgesetze) gelten: 1. für die Dauer des mobilen Zustands 
der Wehrmacht oder einzelner ihrer Teile." 

52 Nach § 31 MStGB mußte bei Verurt. zum Tode oder zu Zuchthaus auf Verlust der Wehr­
würdigkeit, nach § 32 RStGB konnte u. a. neben der Todesstrafe auf Verlust der bür-
gerl. Ehrenrechte erkannt werden. 
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Am 27. April 1943 gab Dönitz als Oberbefehlshaber der Kriegsmarine einen 

Erlaß heraus5*, der sich zwar primär an die Truppe wandte, um durch Drohung 

mit der Todesstrafe von Fahnenflucht abzuschrecken, dennoch aber unmißver­

ständlich auch die Marinegerichte ansprach und zu „unerbittlicher Här te" 

mahnte. F ü r die Reaktion der Gerichte ist daher kennzeichnend, daß der erste 

Satz des Erlasses teilweise wörtlich in die Begründung des behandelten Urteils 

vom Juli 1943 aufgenommen worden war. 

„Erlaß. 

Fahnenflucht ist eines der schimpflichsten soldatischen Verbrechen, ein Treubruch 
gegenüber dem Führer, den Kameraden und der Heimat. 

Wer die Fahne verläßt, schwächt die deutsche Kampfkraft und unterstützt den 
Feind. 

Fahnenflucht trägt den Keim zu weiteren Straftaten notwendig in sich. Auf ehr­
liche Weise kann ein Fahnenflüchtiger seinen Lebensbedarf nicht beschaffen. 

Mit Recht wird die Fahnenflucht daher scharf bestraft. 
Aus den mir vorgelegten Urteilen habe ich festgestellt, wie gering oft der Anlaß 

zu einer Fahnenflucht mit ihren schwerwiegenden Folgen ist: Heimweh, Liebes­
kummer, mangelnde Einordnungsbereitschaft, ungeschickte Behandlung, Furcht vor 
disziplinarer oder gerichtlicher Strafe. K e i n e r dieser oder ähnlicher Gründe recht­
fertigt ein Weglaufen von der Truppe. Fahnenflucht kann den beklagten Zustand 
nicht beseitigen, sondern nur verschlimmern. Darüber ist sich anscheinend nicht jeder 
Fahnenflüchtige klar. 

Ich befehle daher: 

1. Alle Angehörigen der Kriegsmarine (einschließlich des Gefolges) sind durch die 
Disziplinarvorgesetzten vierteljährlich' auf Grund dieses Erlasses über die Bedeu­
tung der Fahnenflucht und ihrer Folgen eingehend zu belehren. Jeder einzelne 
muß genau wissen: Fahnenflucht kostet den Kopf. Nur sofortige f r e i w i l l i g e 
Rückmeldung innerhalb einer Woche nach der Tat ermöglicht eine mildere Beur­
teilung. 

2. Wer dennoch Fahnenflucht begeht, ist unerbittlich hart zu verfolgen. Ich erwarte, 
daß die Kriegsgerichte das Versagen solcher treulosen Schwächlinge allein an der 
bis zum Tode getreuen Einsatzbereitschaft aller anständigen Soldaten messen. 
Ich selbst werde in diesen Fällen jeden Gnadenerweis für einen Fahnenflüchtigen 
ablehnen. 

Berlin, den 27. April 1943. Der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine. 
D ö n i t z . " 

Zu diesem Erlaß erging Anfang 1944 folgender ergänzender Befehl54: 

Aus den vorgelegten Gerichtsakten ist häufig zu entnehmen, daß die befohlene 
Belehrung der Truppe unterblieben ist oder noch nicht die erwartete Wirkung ge­
zeigt hat. 

53 ObdM AMA/MR Nr. 6783 v. 27. 4. 43 (BA/ZNS, Sign. S. 42 a), wiederholt in: Laufende 
Befehle f. d. Bereich des OKM, herausgg. von M, 1943 Bl. 43, Ziff. 1, und 1944 Bl. 11, 
Ziff. 1 (BA/Mil. Arch., Sign. RM 8/65). 

54 Laufende Befehle 1944 Bl. 4, Ziff. 4 (a. a. O.). 
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Deshalb wird ergänzend befohlen: 

1. Die Belehrung erfolgt monatlich statt wie bisher vierteljährlich. 

2. Sie geschieht in der Regel durch den nächsten Disziplinarvorgesetzten selbst. Die 
einfache Verlesung des Erlasses genügt nicht. Der Disziplinarvorgesetzte hat ihn 
auch zu erläutern und auf seine Bedeutung eindringlich hinzuweisen. 

3. Mit der Belehrung ist die Bekanntgabe der in den Tagesbefehlen der Marine­
gruppen-Oberkommandos veröffentlichten Verurteilungen wegen Fahnenflucht 
zu verbinden.55 Auch diese Fälle sind zum Gegenstand eindringlicher Belehrung 
und Aufklärung zu machen. 

4. In jedem Tatbericht wegen Fahnenflucht hat der Disziplinarvorgesetzte zu ver­
merken, wann der Erlaß des Oberbefehlshabers dem Täter letztmalig bekannt­
gegeben worden ist. 

5. Die Angabe Ziffer I 4) ist in die schriftliche Urteilsbegründung aufzunehmen. 
..." 

Das OKM ersuchte die Chefrichter im Juli 1944 nochmals, die unterstellten 

Gerichte darauf hinzuweisen, daß in Fahnenfluchturteilen die letzte Belehrung 

des Verurteilten über den Dönitz-Erlaß festzuhalten war" . Um dem Soldaten 

nachweisen zu können, daß er über die Bedeutung und Strafbarkeit der Fahnen­

flucht belehrt worden war, wurde schließlich befohlen57: 

» 
Um immer wiederkehrenden Ausreden fahnenflüchtiger Soldaten begegnen zu 

können, wird angeordnet: 
Belehrung über Fahnenflucht hat bei neueintretenden Soldaten gleichzeitig mit 

Belehrung über Geheimhaltung durch nächsten Disziplinarvorgesetzten stattzufin­
den. Im Führungsbuch ist in der Spalte für die Belehrung über Geheimhaltung 
handschriftlich zu ergänzen ,und Fahnenflucht' ,f. d. R.'. Soldat hat durch Namens­
gegenzeichnung Richtigkeit der Eintragung zu bestätigen. Eintragungsvermerk betr. 
Fahnenflucht mit Namensgegenzeichnung ist bei allen Soldaten nachzuholen. 

Bei männlichen Angehörigen des Gefolges ist entsprechender Vermerk über Fah­
nenflucht mit Namensgegenzeichnung in die Personalpapiere aufzunehmen oder ir­
gendwie aktenkundig zu machen. 

..." 

Mit dem Dönitz-Erlaß vom 27. April 1943, der als Sühne für Fahnenflucht 

nur die Todesstrafe ankündigte, waren die Marinegerichte hinsichtlich des an­

zuwendenden Strafmaßes verunsichert worden. Das Gericht des Befehlshabers 

des Aufklärungsverbandes der Flotte bat daher am 11. August den Marinechef-

richter Ostsee um Klärung des Widerspruchs zwischen Hitlers Richtlinien und 

55 Die Tagesbefehle der Marinestation Ostsee (BA/Mil. Arch.) enthalten z. B. allein für das 
Jahr 1942 41 bekanntgegebene Vollstreckungen von Todesurteilen wegen Fahnenflucht, 
dazu 12 aufgrund der VolksschädlingsVO, 8 wegen Wehrkraftzersetzung und 8 wegen 
anderer Delikte. 

56 Schr, des OKM an Mar. Chefrichter Nordsee, Ostsee, West, Süd, Norwegen v. 10. 7. 44 
- Mar. Wehr/R III Nr. 11923 - (BA/Mil. Arch., Sign. K 12-1/136). 

57 Mar Wehr/Tr. Ic Nr. 19 134 v. 24. 8. 44 (a. a. O.). 
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dem Dönitz-Erlaß. Das vom Marinechefrichter Ostsee deswegen angegangene 

OKM teilte am 1. September 1943 dazu mit58: 
" 

Der Erlaß des Führers stammt aus dem 1., der des Oberbefehlshabers der Kriegs­
marine aus dem 4. Kriegsjahr. Schon daraus erklärt sich, daß in ihm Erfahrungen 
verwertet werden konnten, die bei dem ersten Erlaß noch nicht vorlagen. 

Darüber hinaus verfolgen beide Erlasse aber einen unterschiedlichen Zweck. Der 
Führererlaß gibt nur den Gerichten Richtlinien für die Strafzumessung. Der Erlaß 
des Oberbefehlshabers dient dagegen auch zur Unterrichtung der Truppe und Ab­
schreckung schwankender Charaktere. Er stellt daher bewußt die schärfste Strafe in 
den Vordergrund. Mit ihr soll jeder Soldat, der Fahnenflucht begeht, rechnen. Ob 
die Todesstrafe in allen Einzelfällen angebracht ist, darüber muß zunächst der Rich­
ter entscheiden. Die Richtlinien des Führers lassen dieser Entscheidung einen so 
weiten Spielraum, daß es jedem Richter der Kriegsmarine möglich ist, in seinem 
Urteil die Erfahrungen zu berücksichtigen, die zu dem Erlaß des Oberbefehlshabers 
der Kriegsmarine geführt haben. Im Auftrage 

gez. Dr. Rudolphi" 

Wenn dieses Schreiben auch darauf hinwies, daß im vierten Kriegsjahr schär­
fere Maßstäbe anzulegen waren als 1940, so stellte es dennoch klar, daß die 
Marinerichter durch den Dönitz-Erlaß bei der Behandlung der Fahnenflucht 
nicht an die Verhängung der Todesstrafe gebunden waren. 

Auswirkungen der Steuerung 

Über die Zahl der wegen Fahnenflucht verhängten Todesurteile erlaubt das zur 

Verfügung stehende statistische Material gesicherte Aussagen nur für die ge­

samte Wehrmachtjustiz und nur für den Zeitraum 1940 bis 1942. Danach wur­

den im Jahre 1940 = 313 Todesurteile wegen Fahnenflucht gefällt, im Jahre 

1941 = 420 und 1942 — ohne die fehlenden Angaben über das 3. Jahresquar­

tal - 1145. Neben den absoluten Zahlen stieg auch der Anteil der Todesstrafen 

gegenüber den Freiheitsstrafen bei der Verfolgung von Fahnenflucht von einem 

Drittel im 3. Quartal 1941 auf über die Hälfte im 4. Quartal 194259. Wie 

58 Stellungnahme des OKM - AMA/MR 2/II B. Nr. 13843 - v. 1. 9. 43 an Mar. Chefrichter 
Ostsee (BA/ZNS, Sign. S. 42 a), der sie allen ihm unterstellten Gerichten zusandte. Sie 
wurde i. d. Folge verschiedentlich von Gerichten angefordert (vgl. BA/Mil. Arch., Sign. 
K 12-1/136, Bl. 91). 

59 Wehrmacht-Kriminalstatistik v. 1.1.1940-31. 12. 1942 (ohne 3. Quartal 1942) im BA/Mil. 
Arch. Vgl. dazu auch O. P. Schweling, Die deutsche Militärjustiz in der Zeit des Natio­
nalsozialismus, hrsg. v. E. Schwinge, Marburg 1977, S. 267 ff., der durch die zusätzliche 
Prüfung von 1000 im Blindverfahren ausgewählten Akten zu ähnlichen Ergebnissen kommt. 
Die bis Mitte 1944 reichende Akte Wehrmachtkriminalstatistik im Deutschen Mil.Arch. Pots­
dam konnte nicht eingesehen werden; die daraus veröffentlichten Tabellen bei O. Hennicke, 
Auszüge aus der Wehrmachtkriminalstatistik (Zeitschr. f. Militärgeschichte, Bd. 5/ 
1966, S. 438 ff.) geben zu dieser Spezialfrage keine weitergehende Information. Dagegen 
geben sie Aufschluß über die insgesamt von der Marinejustiz in Fahnenfluchtsachen 
gefällten Urteile: 1939 (28. 8.-31. 12.) = 6; 1940 = 16; 1941 = 82; 1942 = 239; 1943 = 
257; 1944(1. Halbj.) = 233. 
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aus einer Teilstatistik des OKM hervorgeht, lag der Anteil der Todesurteile bei 
Fahnenfluchtsachen im 3. Quartal 1941 bei der Marine mit 3 4 % sogar höher 
als beim Heer (31 %) und bei der Luftwaffe (20 %)8 0 . Ohne fehlzugreifen, 
wird man daher davon ausgehen können, daß die Marinejustiz diesem allgemei­
nen Trend der Wehrmachtgerichtsbarkeit zur Verschärfung der Rechtsprechung 
bei der Fahnenflucht - aber auch bei anderen Delikten - folgte. An der zahlen­
mäßigen Zunahme der Todesurteile hatte sie jedenfalls teil: von den 109 im 
Jahre 1939 (28. 8.—31. 12.) durch die Wehrmachtjustiz ausgesprochenen Todes­
urteilen gegen Wehrmachtsangehörige (einschließlich Gefolge) verhängten die 
Marinegerichte 3, die entsprechenden Zahlen für die folgenden Jahre lauten: 
1940 = 559 /8 , 1941 = 625 /38 , 1942 = 2537/226 , 1943 = 4506 /263 und 
1944 (1. Halbjahr) = 3328/2276 1 . 

In dieser Entwicklung muß sicher auch eine Auswirkung der „Steuerung" der 
Rechtsprechung gesehen werden. Die Tatsache, daß dem einzelnen Marinerich­
ter die Zielsetzungen des OKM und der höheren Befehlshaber immer wieder—un­
ter Umständen durch Einzelweisungen — von oben her spürbar gemacht wurden, 
schuf für ihn eine Atmosphäre des „Leistungszwanges" und verursachte eine 
steigende Tendenz, mildernde Umstände unberücksichtigt zu lassen und den 
Strafrahmen der Gesetze in Richtung auf die Höchststrafe auszuschöpfen. Be­
greiflicherweise geht aus den Verfahrensakten nicht hervor, ob die von oben 
erwartete, „von Amts wegen" eingenommene Haltung des Marinerichters bei 
der Beurteilung eines Falles mit seiner persönlichen und wirklichen Ansicht 
übereinstimmte. In dieser Hinsicht gewähren die Akten nur ausnahmsweise 
Einblick, wie z. B. in folgendem Fall. Das Gericht des 2. Admirals der Nordsee. 
(Zweigstelle Wilhelmshaven) hatte am 15. Januar 1945 gegen einen Matrosen­
obergefreiten wegen Fahnenflucht ein Todesurteil gefällt und folgendermaßen 
begründet62: 

„ G r ü n d e . 
Der Angeklagte ist am 24. 2. 23 geboren. Er hat noch 4 jüngere Geschwister. Wo 

seine Eltern, die aus Konzen evakuiert sind, z. Zt. wohnen, weiß er nicht. Nach dem 
Besuch der Volksschule erlernte er den Beruf des Webers. Drei Jahre ging er noch 
zur Berufsschule. Seit dem. 10. Oktober 1941 gehört er der Kriegsmarine an und hat 
es bis zum Ob. Gefr. gebracht. Eine schlechte Führung ist ihm nicht bekannt gege­
ben worden. Er "wurde mit dem Minensuchabzeichen ausgezeichnet. Zuletzt war er 
in Finnbusen eingesetzt. Am 20. Juni 1944 wurde er in einem Gefecht mit russ. Lan­
dungsstreitkräften am linken Ellenbogen verwundet. Disziplinar und gerichtlich ist 
er nach seinen Angaben nicht vorbestraft. 

Am 28. Oktober 1944 wurde er festgenommen und befindet sich seitdem in U'-haft. 
Im gegenwärtigen Verfahren wird dem Angeklagten Fahnenflucht i. F. zur Last 

60 OKM - AMA/MR 2/VI Nr. 9641 - v. 13. 7.42 betr. Kriminalstatistik (abgedr. bei Abso-
lon, a. a. O. [Arm. 2], S. 242 ff.). 

61 Wehrm.-Kriminalstatistik. Verhältnisse in d. Wehrm. Teilen, Amtsgruppe Heeresrechtswe­
sen HR (II b 2), abgedruckt bei O. Hennicke, a. a. O., S. 454. 

62 Dokumente zu diesem Fall in: BA/ZNS Untersuchungsakten, Sign. 53863. 
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gelegt. In der Hauptverhandlung wurde auf Grund der Einlassung des Angeklagten, 
der verlesenen und zum Inhalt der Hauptverhandlung gemachten Aussage des Ru­
dolf H. (Bl. 4 d. A.), sowie der Meldung des Ob. Lt. M. (Bl. 3 d. A.) folgender Sach­
verhalt festgestellt: 

Der Angeklagte erhielt nach seiner Entlassung aus dem Lazarett von seinem Er­
satztruppenteil vom 3. bis 19. September 1944 Einsatzurlaub in seinem Heimatort 
Konzen, der an der deutsch-luxemburgischen Grenze liegt63. Während des Urlaubs 
war der Rückmarsch der Deutschen Truppen aus Frankreich. Durch Erzählungen 
der Kameraden, die über Konzen kamen, gewann der Angeklagte den Eindruck, daß 
der Krieg für Deutschland verloren sei. Er hielt es deshalb für ein Glück, gerade in 
dieser Zeit in Urlaub zu sein und hatte vor, nicht wieder zur Truppe zurückzukeh­
ren. 

Am 14. September 1944 wurde der offizielle Befehl bekanntgegeben, daß Konzen 
geräumt werden sollte. Der Angeklagte half seinem Vater beim Verpacken der not­
wendigsten Habseligkeiten. Er selbst zog Zivilkleidung an und verpackte seine Uni­
form in einen Seesack, damit sie mit ins deutsche Hinterland genommen wurde. An­
schließend fuhr der Angeklagte mit dem Rad zum Bahnhof, wo sein Vater beschäf­
tigt war, um noch verschiedene Sachen, vor allem die Lederjacke seines Vaters zu 
holen. Als er im Bahnhofsgebäude war, sah er amerikanische Panzer ankommen. 
Er versteckte sich im Bahnhofsgebäude. Die nachfolgende amerikanische Infanterie 
fand ihn und sperrte ihn zunächst mit 3 deutschen Soldaten in einen Schuppen ein. 
In der Nacht wurden die Soldaten abgeführt und er am nächsten Tage, da er ver­
sicherte, Zivilist zu sein, und er in seiner Zivilkleidung nicht als Soldat erkannt wur­
de, freigelassen. Seine Eltern waren dem Räumungsbefehl gefolgt und am Tage zu­
vor abgefahren. Er selbst hielt sich in der folgenden Zeit bei einer Familie H. auf, 
die in ihrer Wohnung, die in der Nähe des Bahnhofs im Niemandsland lag, zurück­
geblieben waren [sic]. Täglich ging er in den östlichen Teil der Ortschaft Konzen, der 
noch von den deutschen Truppen besetzt war und fütterte das zurückgelassene Vieh. 

Obwohl sein Urlaub jetzt abgelaufen war, kehrte er nicht zur Truppe zurück, da 
er der Überzeugung war, daß eine Weiterführung des Krieges aussichtslos sei. Als 
er und die Familie H. feststellte, daß der Amerikaner die in der Nähe des Bahnhofs 
liegenden Häuser auf seine Seite evakuieren wollte, zogen sie gemeinsam auf die 
andere Seite des Dorfes, die noch von den deutschen Truppen besetzt war. Hier hiel­
ten sie sich 6 Wochen auf. Bei den Gesprächen mit den deutschen Soldaten erklärte 
der Angeklagte diesen, daß er von der Wehrmacht entlassen sei. Am 25. Oktober 
wurde ihm und den übrigen Einwohnern vom deutschen Kommando mitgeteilt, daß 
das Dorf vollständig geräumt werden müsse. Der Angeklagte befürchtete, daß, wenn 
er ins Reichsinnere gehen würde, er bald als Fahnenflüchtiger aufgegriffen würde. 
Er beschloß daher mit der Familie H. und den Geschwistern V. in der Nacht zum 26. 
zum 27. Oktober 1944 nach Mützenich, das vom Amerikaner besetzt war, hinüber­
zuwechseln und dort das Kriegsende abzuwarten. Heimlich verpackten sie auf einem 
Pferdefuhrwerk mit Gummi rädern ihre Habseligkeiten. In der Nacht fuhren sie 
durch das Flußbett und auf sonstigen Schleichwegen, da die Wege vermint waren, 
nach dem Hatzevenn, wo sie in der gleichen Nacht ankamen. Ihre Sachen ließen sie 
dort zurück und liefen nach Mützenich. Am nächsten Tage wurden sie hier auf der 
amerikanischen Kommandantur von dem Lehrer F., der von den Amerikanern als 
Bürgermeister eingesetzt worden war und, wie durch Zeitungsberichte bekannt ge­
worden ist, inzwischen gerichtet ist, verhört. Von diesem wurden sie nach der Un­
terbringung der deutschen Truppen, der Verminung des Geländes und nach dem 

63 Konzen liegt an der belgischen Grenze nördlich von Monschau. 
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Ritterkreuzträger Ob. Lt. M. gefragt. Da der Angeklagte befürchtete, durch Bekann­
te aus Mützenich als deutscher Soldat verraten zu werden, wollte er nach dem Hatze-
venn ins Niemandsland gehen und dort bei einem Bauer arbeiten. Im Laufe des 
Tages hatten der Angeklagte und die Geschwister H. erfahren, daß der Amerikaner 
den Hatzevenn besetzen wolle. Sie beabsichtigten daher, vorher noch einige Sachen, 
die sie dort untergestellt hatten, nach Mützenich zu holen. Am 28. Oktober 1944 
gingen sie nach dem Hatzevenn, der Angeklagte ging voraus, ihm folgten die Mäd­
chen V. und in einem gewissen Abstand der Adolf V. Unterwegs sahen sie einen 
amerikanischen Spähtrupp, der ebenfalls in Richtung auf den Hatzevenn zusteuerte. 
Als sie in die Nähe des Hatzevenn kamen und sahen, daß dieser von deutschen Sol­
daten besetzt war, flohen die Geschwister V. in Richtung des amerikanischen Späh­
trupp. Auf den Anruf, daß geschossen würde, blieben sie stehen und konnten fest­
genommen werden. Der Adolf V. konnte zu dem amerikanischen Spähtrupp über­
laufen. Der amerikanische Spähtrupp wurde durch diesen Lärm gewarnt und ent­
ging so der sicheren Vernichtung. 

Der Angeklagte ist geständig. Bereits beim Rückmarsch der deutschen Truppen aus 
Frankreich hielt er eine Weiterführung des Krieges für aussichtslos und war davon 
überzeugt, daß der Krieg für Deutschland verloren sei. Er zog die Zivilkleidung 
nicht an, um seine Uniform wegen des schlechten Wetters zu schonen, sondern allein 
deshalb, um von dem Amerikaner nicht als deutscher Soldat erkannt zu werden. Er 
beabsichtigte von vornherein keineswegs mit seinen Eltern ins Reichsinnere zu ge­
hen, sondern in Konzen oder in der Nähe von Konzen zu bleiben. Auch als der Ur­
laub am 19. September 1944 beendet war, kehrte er nicht zu seiner Truppe zurück, 
obwohl er hierzu die Möglichkeit hatte, da er sich in dem von den deutschen Trup­
pen besetzten Ortsteil aufhielt. Er dachte, wie er offen zugibt, überhaupt nicht da­
ran. Er wollte hier als Zivilist das Ende des Krieges abwarten, das nach seiner Über­
zeugung täglich eintreten mußte. Den deutschen Soldaten erklärte er wiederholt, 
von der Wehrmacht entlassen zu sein. Den ihm erneut am 25. Oktober 1944 bekannt­
gegebenen Räumungsbefehl des östlichen Ortsteiles von Konzen beachtete er nicht. 
Er tat das Gegenteil und wechselte zum Feind über, weil er befürchtete, in Deutsch­
land als Fahnenflüchtiger aufgegriffen zu werden. Mit den Geschwistern V. und H. 
floh er nach Mützenich, das, wie er wußte, vom Amerikaner besetzt war. 

Der Angeklagte hat sich hiernach der Fahnenflucht schuldig gemacht. Er war sich 
seiner Tat voll bewußt und war wiederholt über die Folgen einer Fahnenflucht be­
lehrt worden. Er war daher gem. § 69, 70 MStGB zu bestrafen. 

Bei dem vorliegenden Sachverhalt kann nur die schwerste zulässige Strafe für Fah­
nenflucht in Frage kommen. Die Jugend des Angeklagten, die bisherige gute Führung 
sowie Straflosigkeit konnten hierbei nicht berücksichtigt werden. E r hatte sich zwar 
einmal einsatzbereit gezeigt. Nun, da nach seiner Ansicht der Krieg verloren war, 
beging er die schimpflichste Tat, die ein Soldat begehen kann und wurde fahnen­
flüchtig. Er glaubte, es nicht nötig zu haben, alles für den Existenzkampf einzu­
setzen. Gerade in diesem kritischen Stadium mußte er zeigen, daß er seine Heimat, 
die gefährdet war, bis zum Letzten zu verteidigen bereit war. Während Jünglinge 
und Greise zu den Fahnen eilen, wird er fahnenflüchtig. Mit seiner Tat hat sich der 
Angeklagte außerhalb jeder soldatischen Gemeinschaft und damit auch außerhalb 
der Volksgemeinschaft gestellt. Ein Soldat, der im Augenblick des erbitterten Exi­
stenzkampfes die Fahne verläßt und glaubt, vorzeitig die Flinte ins Korn werfen zu 
können, hat kein Recht darauf, in dieser soldatischen Gemeinschaft zu leben. Der 
Angeklagte steht so gar in dem Verdacht, bei seiner Vernehmung durch den Lehrer 
F. dem Feinde wichtige Auskünfte gegeben und den amerikanischen Spähtrupp ge­
führt zu haben bzw. behilflich gewesen zu sein. 
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Der Angeklagte war daher mit dem T o d e zu bestrafen. 
Der Verlust der Wehrwürdigkeit mußte zwingend gem. § 31 MStGB ausgespro­

chen werden. Auf Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Lebenszeit wurde 
gem. §32 RStGB erkannt." 

Am 22. Januar 1945 übergab der Verteidiger des Verurteilten, ein Rechtsan­

walt aus Wilhelmshaven, dem Gericht folgende Stellungnahme zur Gnaden­

frage : 

„In der Strafsache gegen A. beantrage ich namens des Angeklagten, die Todes­
strafe im Gnadenwege in eine angemessene Zuchthausstrafe umzuwandeln. 

Es kann nicht zweifelhaft sein, daß der Angeklagte sich der Fahnenflucht schul­
dig gemacht hat. Auf der anderen Seite ist aber zu beachten, daß der Angeklagte 
nur durch die unglücklichen Umstände zu der Verfehlung gekommen ist. Als die 
Amerikaner in sein Heimatdorf eingebrochen waren, verlor der Angeklagte die Über­
legung und bildete sich nun ein, daß damit der Krieg für Deutschland verloren sei. 
E r glaubte, daß er nicht mehr zu seiner Einheit zurückkommen und nicht mehr ein­
gesetzt werden würde, und daß es infolgedessen zwecklos sein würde, zurückzu­
kehren. Es lag ihm daran, unter diesen Umständen von dem Eigentum seiner Eltern 
noch so viel wie möglich zu retten. Dabei geriet er in die Gewalt der Amerikaner. 
Von diesen lief er aber wieder weg, wiederum in der Absicht, für die Aufrechter­
haltung des landwirtschaftlichen Betriebes seines Vaters zu sorgen. Der Angeklagte, 
welcher bisher unbescholten ist, machte in der Hauptverhandlung einen besonders 
guten Eindruck. Er bekannte sich offen und ungeschminkt zu der von ihm begangenen 
Verfehlung und sah ein, daß er schwer gefehlt hatte. Die Verhandlung ließ aber 
klar erkennen, daß er nicht aus verbrecherischem Willen, sondern aus jugendlicher 
Unüberlegtheit gehandelt hatte. Der Angeklagte wirkte auch noch recht kindlich in 
seinem Auftreten. Infolge des Einbruchs der Amerikaner verlor er den Kopf und 
wurde nun von seinen widerstreitenden Empfindungen hin- und hergerissen. Wenn 
nicht zufällig derartig unübersichtliche Verhältnisse in dem Heimatdorf des Ange­
klagten eingetreten wären, würde er niemals zu einer derartigen Verfehlung ge­
kommen sein. Ebenso wie er bisher seine Pflicht als ordentlicher Soldat getan hat, 
würde er auch weiterhin seine Pflicht erfüllt haben. Es ist zu berücksichtigen, daß 
der Angeklagte schon erheblich im Einsatz war und sich dabei das Minensuch- und 
das Verwundetenabzeichen erworben hat. Der linke Arm des Angeklagten ist schwer 
beschädigt und teilweise gelähmt. Als der Angeklagte in Urlaub fuhr, hat er gar-
nicht daran gedacht, fahnenflüchtig werden zu wollen. Er ist sich der Tragweite sei­
ner Handlungsweise auch nicht bewußt gewesen. Wenn das der Fall wäre, wür­
de er sicherlich als Gefangener bei den Amerikanern geblieben sein. Es hätte ihm 
dann nicht nachgewiesen werden können, daß er fahnenflüchtig geworden sei. Auch 
hätte er bei seiner Festnahm» irgend eine Ausrede erfinden können, um sein Verhal­
ten damit zu rechtfertigen, was er aber ebenfalls nicht getan hat. Er hat schließlich 
nur aus Angst vor Strafe nicht mehr zurückzukehren gewagt. Nach seiner Persön­
lichkeit ist zu erwarten, daß er, wenn er begnadigt wird, in Zukunft sicherlich in 
jeder Beziehung seine Pflicht im vollen Umfange erfüllt. Gerade bei diesem Ange­
klagten, welcher nur ein Opfer der Verhältnisse geworden ist, würde es wünschens­
wert sein, wenn ihm eine Begnadigung zuteil würde. Ich würde es begrüßen, wenn 
der zuständige Sachbearbeiter sich den Angeklagten vorführen lassen würde, um 
sich selbst ein Urteil über seine Persönlichkeit bilden zu können. Ich bin überzeugt, 
daß der Sachbearbeiter denselben guten Eindruck von dem Angeklagten gewinnt, 
wie die Beteiligten der Hauptverhandlung." 
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Am nächsten Tag reichte der Marinerichter, der die Anklage vertreten und 

selbst die Todesstrafe beantragt hatte, die Akten an den dienstaufsichtsführen-

den Richter des Gerichts zwecks Übersendung an das OKM für die Urteilsbestä­

t igung weiter. Obwohl in der Urteilsbegründung ausdrücklich festgestellt worden 

war, daß sich der Angeklagte „seiner Ta t voll bewußt" gewesen sei, gab er vor­

her den bezeichnenden Vermerk zu den Akten: 

„Inzwischen hat der Verteidiger zur Gnadenfrage Stellung genommen. Seinen 
tatsächlichen Ausführungen kann man nur beipflichten. Der Angeklagte macht den 
Eindruck eines unbeholfenen gutmütigen Kindes und gehört sicherlich nicht zu den 
Asozialen. Im Gegenteil, man gewinnt von ihm einen recht ordentlichen Eindruck. 
Der Schwere seines Verbrechens ist dieser Angeklagte nach Auffassung aller Beteilig­
ten [!] sich wohl nicht bewußt [!] gewesen. 

Andererseits muß der Angeklagte als Überläufer bezeichnet werden, auch wenn er 
nicht direkt dem Kampfe ausgewichen ist. Der im Urteil ausgesprochene Verdacht, 
der Angeklagte habe möglicherweise dem Feinde Auskunft erteilt oder sei ihm sonst 
irgendwie behilflich gewesen, ist durch nichts bewiesen. 

Bei Berücksichtigung der Persönlichkeit des Angeklagten fällt die Entscheidung, 
wie man sich zur Frage der Begnadigung stellen soll, schwer. Um diesen Angeklagten 
wäre es - trotz allem - schade, wenn das Urteil vollstreckt würde. 

[gez.: Unterschrift] 
Mar.-Stabsrichter" 

Falls die Behauptung des Anklagevertreters von der „Auffassung aller Be­

teiligten" stimmt, hätte das Urteil möglicherweise mit einer Zuchthausstrafe ge­

endet, wenn Ankläger und Richter für ein gerechtes Urteil wirklich freie Hand 

gehabt hätten. Da sich der Anklagevertreter gegenüber dem OKM zur Gnaden­

frage nicht zu äußern hatte, suchte er durch den Vermerk offensichtlich den 

Aufsichtsrichter zu veranlassen, den Gerichtsherrn bei dessen Stellungnahme 

zur Gnadenfrage für das OKM entsprechend zu beeinflussen. Und dennoch: 

als der Verurteilte nach Eingang der Bestätigung des Urteils einen Antrag auf 

Wiederaufnahme des Verfahrens stellte und am 26. Februar 1945 ein neu zu­

sammengesetztes Gericht darüber beschloß, beantragte er wiederum pflichtge­

mäß „den Wiederaufnahmeantrag nicht zuzulassen"64, da keine neuen Tatsachen 

vorgebracht worden seien. Das Todesurteil wurde daraufhin am nächsten Tag 

unter seiner Leitung vollstreckt. 

Die Tätigkeit der Marinegerichte nach der Kapitulation 

Die zunächst vielleicht erstaunlich anmutende Tatsache, daß die deutschen Feld­
kriegsgerichte auch nach der Kapitulation vom 8. Mai 1945 weiterarbeiteten, 
sogar noch Todesurteile wegen Fahnenflucht fällten und vollstreckten, erklärt 

64 Untersuchungsakten, a. a. O. 
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sich daraus, daß die deutschen Marineeinheiten und die Heeresverbände in den 

besetzten Ländern Dänemark und Norwegen - anders als im Reich - beim Zu­

sammenbruch intakt und bis zur Rückführung bzw. Entlassung ihrer Angehö­

rigen für die Aufrechterhaltung der Disziplin in den eigenen Reihen selbst ver­

antwortlich blieben. Zwar hatte die alliierte Militärregierung bereits einige Ta­

ge vor der Kapitulation das Gesetz Nr. 153 erlassen65, das „innerhalb des [von 

den Alliierten] besetzten Gebietes" die Kriegssonderstrafrechtsverordnung (KS-

SVO) mit allen ihren Änderungs- bzw. Ergänzungsverordnungen außer Kraft 

setzte, ferner die deutschen Feldkriegsgerichte - das Reichskriegsgericht wurde 

für abgeschafft erklärt - unter alliierte Aufsicht stellte und ihre personelle und 

sachliche Zuständigkeit beschnitt: so sollten sie ohne Genehmigung der Militär­

regierung keine „höhere Strafe als Freiheitsbeschränkung für eine Zeit von 

mehr als zwei Jahren" verhängen dürfen66. Aber die durch die Kapitulation er­

folgte Unterstellung der deutschen Streitkräfte unter die militärische Befehls-

gewalt der Alliierten hatte noch nicht unmittelbar die automatische Übernahme 

und Geltung der alliierten Änderungsbestimmungen für die deutsche Kriegsge­

richtsbarkeit zur Folge. Der Leiter der Marinerechtsabteilung, Admiralstabs-

richter Rudolphi, bekundete später, daß er von den alliierten Maßnahmen zur 

Einschränkung der deutschen Militärgerichtsbarkeit erstmals am 14. Mai, den 

Inhalt des Gesetzes Nr. 153 sogar erst am 4. Juni erfahren habe67. Jedenfalls 

gab das OKM am 10. Mai noch folgenden Erlaß an die Marinegerichte heraus68: 

„Betr.: 1) Ausübung der Kriegsgerichtsbarkeit 

2) Anwendung der Strafgesetze 

Zur Beseitigung von Zweifeln wird klargestellt: 

1) Kriegsgerichtsbarkeit: 
Die Gerichtsbarkeit als Teil der Kommandogewalt in der Wehrmacht wird auch 
nach dem Waffenstillstand unverändert durch die Wehrmachtgerichte ausgeübt, 
solange von den Besatzungsmächten keine andere Anordnung ergeht. 

2) Im Felde: 
Die für strafbare Handlungen ,im Felde' gegebenen Vorschriften (Kriegsgesetze) 
sind im gegenwärtigen Kriege durch eine besondere mit Ermächtigung des Führers 

65 Das G. Nr. 153 wurde im Amtsbl. der Mil. Reg., Kontroll-Gebiet der 21. Armeegruppe, 
Nr. 3, veröffentlicht, in dessen Vorwort es hieß: „Die in dieser Ausgabe veröffentlichten 
Gesetze der Militär-Regierung treten mit dem Tage ihrer 1. Verkündung in Kraft, d.h. 
entweder mit dem Tage, an dem sie vom obersten Befehlshaber gebilligt und zum Ge­
setz erhoben wurden [beim G.Nr. 153: 4.5.45] oder mit dem Tage der tatsächlichen 
Besetzung eines Gebietes, für das sie gelten." 

66 Das MStGB blieb in Kraft, von der KStVO wurden außer Kraft gesetzt: die 6. DVO v. 
21.11.39 (RGBl. I, S. 2267), die den Gerichtsherrn ermächtigte, u.a. Freiheitsstrafen 
im Wege der Strafverfügung zu verhängen, und die 10. DVO v. 23. 6. 44 (RGBl. I, S. 145), 
die das Verfahren vor dem ReichsKG und gegen Ausländer regelte. 

67 Als Zeuge im Prozeß gegen Petersen u. a., vgl. Urteil des Schwurgerichts Hamburg v. 
27. 2. 53, Bl. 75 f. (Arch. des IfZ, Sign. Gh 02. 04). 

68 OKM - Mar Wehr/R S 1/3 - v. 10. 5. 45 (BA/ZNS, Sign. WR). 



478 Dokumentation 

erlassene Bestimmung des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht mit dem 26. 
8. 1939 für die gesamte Wehrmacht in Kraft gesetzt worden. Sie gelten so lange, 
bis der Erlaß vom 26. 8. 1939 ausdrücklich aufgehoben wird. Das ist bisher nicht 
geschehen. 

3) Fahnenflucht: 
Fahnenflucht begeht nach § 69 MStGB. wer in der Absicht, sich der Verpflichtung 
zum Dienst in der Wehrmacht dauernd zu entziehen oder die Auflösung des 
Dienstverhältnisses zu erreichen, Truppe oder Dienststelle verläßt oder ihnen fern­
bleibt. Fahnenflucht ist also kein Kriegsdelikt. Auch wer heute die Truppe ver­
läßt, um sich dem Dienst in der Wehrmacht zu entziehen, ist wegen Fahnenflucht 
zu bestrafen. 

Todeswürdig bleibt die Fahnenflucht jedoch nur als typische Auflösungser­
scheinung. Die jetzige Notlage verlangt hier scharfes Durchgreifen, um ein Ab­
gleiten ins Chaos zu vermeiden. 

Dort, wo die Truppenführung versagt hat, kann die Schuld des Einzelnen ge­
ringer bewertet werden. 

4) Zersetzung der Wehrkraft : 
a) Nach der bedingungslosen Kapitulation hat die Deutsche Wehrmacht die Waf­

fen niedergelegt. Angriffe auf die innere Geschlossenheit des deutschen Vol­
kes, Staatsführung und Volksgemeinschaft, sind als gefährliche Zersetzungsta­
ten auch weiterhin zu bestrafen. 

b) Großadmiral Dönitz hat als Staatsoberhaupt in seiner Botschaft an das deut­
sche Volk am 8. Mai 1945 erklärt: ,Die Einheit von Staat und Partei besteht 
nicht mehr. Die Partei ist vom Schauplatz ihrer Wirksamkeit abgetreten.' 

Daraus folgt, daß es politische Straftaten im bisherigen Sinne nicht mehr 
gibt. Angriffe gegen die ehemalige Partei oder ihre führenden Persönlichkei­
ten berühren die staatliche Sicherheit nicht mehr. 

5) Abhören ausländischer Sender: 
Die Verordnung über außerordentliche Rundfunkmaßnahmen vom 1.9.1939 
verbat das absichtliche Abhören ausländischer Sender und das Verbreiten feind­
licher Nachrichten. Dieses Verbot ist ab 9. Mai 1945 aufgehoben. 

Chef der Kriegsmarine Wehr 

gez.: Warzecha" 

Wurde in diesem Erlaß einerseits die Todesstrafe für Fahnenflucht nur noch 
bei typischen Auflösungserscheinungen gefordert, so wurde diese Einschränkung 
andererseits durch den Appell wettgemacht, bei der gegenwärtigen Notlage doch 
scharf durchzugreifen. Eine erste Wandlung in den Weisungen für die Verfol­
gung bisher als todeswürdig angesehener Delikte, wie eben der Fahnenflucht, 
zeigt der Befehl des Wehrmachtbefehlshabers in Norwegen vom 25. Mai 1945, 
der über das Marineoberkommando Norwegen dem dortigen Chefrichter zuging 
und von diesem an die Marinegerichte verteilt wurde69: 

69 Abschrift des Fernschr. in den Akten des Marinechefrichters Norwegen (BA/ZNS, Sign. RM 
45 Norwegen G 7). 



Ausgewählte Dokumente zur Marinejustiz im Zweiten Weltkrieg 479 

„Die deutsche W e h r m a c h t ha t kapi tul ier t . Der Krieg ist zu Ende . Die N S D A P als 
T r ä g e r i n des Staates u n d die E inhe i t zwischen Par te i u n d Staat besteht nicht mehr . -

Diese Tatsachen haben auch das Rechtsleben wei tgehend beeinflußt . -
E i n e g rößere Anzahl von Gesetzen u n d Vero rdnungen sind stillschweigend auße r 

Kraft ge t re ten u n d können nicht m e h r angewendet werden , so z. B. das Heimtücke­
gesetz, die V O zum Schutz der N S D A P u n d ih re r führenden Persönlichkeiten, die 
V O übe r außerordent l iche R u n d f u n k m a ß n a h m e n vom 1. 9. 39, § 5 Abs. 1 Ziff. 1 der 
KSSVO7 0 u n d ähnliche. -

Strafbare Hand lungen , die im Kriege, insbesondere bei Kampfhandlungen, todes­
w ü r d i g e Verbrechen w a r e n , wie z. B. Fahnenflucht , sind n u n m e h r anders zu beur­
teilen, insbesondere w e n n Soldaten, wie es in letzter Zeit häufig vorkam, nach der 
Kapi tu la t ion nach Schweden zu flüchten versuchten, aus Furch t , in russ. Kriegsge­
fangenschaft zu kommen oder aus ähnl ichen Beweggründen. -

Dieser ve ränder ten Rechtslage haben die Disziplinarvorgesetzten bei der F rage , ob 
Tatber ich t einzureichen ist oder nicht u n d insbesondere die Kriegsgerichte auch bei 
der Strafzumessung Rechnung zu t ragen. -

Sowei t eine strafbare H a n d l u n g vor der Kapi tu la t ion begangen w u r d e , ist nach § 2 
a des R S T G B auch jetzt noch Bestrafung auf G r u n d der f rüher gel tenden Gesetze 
u n d Ve ro rdnungen möglich, da die Strafbarkei t e iner T a t u n d die Strafe sich nach 
dem Recht best immen, das z. Zt. der T a t gilt. Es ist jedoch in diesen Fäl len nach dem 
Grundsa tz des Abs. 2 des § 2 a R S T G B 7 1 zu ver fahren und in jedem Fal le zu prüfen, 
ob Bestrafung jetzt noch angezeigt erscheint. E ine defaitistische Ä u ß e r u n g eines bisher 
unbestraf ten, gu t beur te i l ten Soldaten, der lediglich Zweifel an dem deutschen Sieg 
geäuße r t hat , kann sehr viel mi lder beur te i l t oder straffrei gelassen werden , w ä h r e n d 
Äuße rungen , die geeignet waren , die Manneszucht zu un te rg raben oder sonst nach 
soldatischem Empfinden auch heu te noch Bestrafung erfordern, auch jetzt noch ab­
geur te i l t w e r d e n müssen. -

D a ß es Aufgabe der Disziplinarvorgesetzten u n d der Kriegsgerichte ist, gegen alle 
Auflösungs- u n d Zersetzungserscheinungen in der W e h r m a c h t m i t Nachdruck einzu­
schreiten, u m die Mannszucht aufrecht zu erhal ten , habe ich bereits in e inem frü­
he ren Befehl zum Ausdruck gebracht . - ' ' 

E n t s p r e c h e n d dieser W e i s u n g f a n d e n die M a r i n e r i c h t e r n u n m e h r auch W e g e , 

vo r der K a p i t u l a t i o n b e g a n g e n e F a h n e n f l u c h t m i l d e r zu b e u r t e i l e n u n d diese 

70 § 5 Abs. 1 u. 2 der KSSVO lauten: „Zersetzung der Wehrkraft. (1) Wegen Zersetzung 
der Wehrkraft wird mit dem Tode bestraft: 1. wer öffentlich dazu auffordert oder an­
reizt, die Erfüllung der Dienstpflicht in der deutschen oder einer verbündeten Wehrmacht 
zu verweigern, oder sonst öffentlich den Willen des deutschen oder verbündeten Volkes 
zur wehrhaften Selbstbehauptung zu lähmen oder zu zersetzen sucht; 2. wer es unter­
nimmt, einen Soldaten oder Wehrpflichtigen des Beurlaubtenstandes zum Ungehorsam, 
zur Widersetzung oder zur Tätlichkeit gegen einen Vorgesetzten oder zur Fahnenflucht 
oder unerlaubten Entfernung zu verleiten oder sonst die Manneszucht in der deutschen 
oder einer verbündeten Wehrmacht zu untergraben; 3. wer es unternimmt, sich oder 
einen anderen durch Selbstverstümmelung, durch ein auf Täuschung berechnetes Mittel 
oder auf andere Weise der Erfüllung des Wehrdienstes ganz, teilweise oder zeitweise zu' 
entziehen. (2) In minder schweren Fällen kann auf Zuchthaus oder Gefängnis erkannt 
werden." 

71 § 2 a StGB, Abs. 1 u. 2 : „Die Strafbarkeit einer Tat und die Strafe bestimmen sich nach 
dem Recht, das zur Zeit der Tat gilt. Gilt zur Zeit der Entscheidung ein milderes Gesetz 
als zur Zeit der Tat, so kann das mildere Gesetz angewendet werden; ist die Tat zur Zeit 
der Entscheidung nicht mehr mit Strafe bedroht, so kann die Bestrafung unterbleiben." 
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Entscheidung entsprechend zu begründen. In einem Urteil des Gerichts des 

Kommandanten der Seeverteidigung Oslofjord vom 1. Juni 1945 gegen einen 

Oberleutnant z. S., der sich am 2. Mai — zwei Tage nach Hitlers Selbstmord -

mit einem gefälschten Marschbefehl in die Heimat aufgemacht hatte, unter­

wegs festgenommen worden war und nunmehr wegen unerlaubter Entfernung 

im Felde und Urkundenfälschung zu 1 Jahr und 1 Monat Gefängnis nebst 

Rangverlust verurteilt wurde, heißt es72: 

» 
Der Angeklagte . . . sah voraus, daß nun das Unheil für uns alle unabwendbar ge­
worden sei und versuchte, für seine Person möglichst günstig wegzukommen. Im 
damaligen Zeitpunkt war noch keineswegs entschieden, ob es nicht doch noch in Nor­
wegen zum Kampf kommen werde, wenn die Wahrscheinlichkeit dazu auch gering 
war. Objektiv konnte seine Tat den Tatbestand der Fahnenflucht noch erfüllen. Sub­
jektiv aber hat er nicht mehr damit gerechnet, daß die Verpflichtung, wie sie durch 
den Fahneneid hergestellt war, nach dem Tode des Führers noch weiter bestehen 
werde. Man wird den Zeitraum nach Bekanntwerden des Ablebens des Führers bis 
zur Kapitulation als Schwebezustand besonderer Art ansehen müssen, für den recht­
lich die strengen Maßstäbe der Fahnenflucht nicht mehr gelten können: Das, was 
durch die Kapitulation von Rechts wegen eingetreten ist, nämlich das Aufhören der 
Kampfhandlungen, war nach dem 1. Mai schon in greifbare Nähe getreten. Man 
kann dem Angeklagten zwar den Vorwurf der unerlaubten Entfernung nach § 64 
MStGB, nicht aber den des § 69 MStGB, der Fahnenflucht, machen. 

Es liegt eine gewisse Tragik in der Tatsache, daß die Marinegerichte jenen 

„Schwebezustand", für den rechtlich die strengen Maßstäbe für Fahnenflucht 

nicht mehr geltend gemacht werden sollten, nicht schon ab 1. Mai von sich aus -

ohne auf eine Weisung von oben zu warten — anzuerkennen wagten: manches 

Todesurteil der letzten Tage und seine Vollstreckung hätten dadurch vermieden 

werden können. Fü r einen isoliert handelnden Marinerichter allerdings wäre 

dabei Zeitgewinn das einzig Erreichbare gewesen: er wäre sofort auf den Wi­

derstand seiner Gerichtsherrn und seiner Dienstvorgesetzten gestoßen. Denn 

daß sich mancher — zumal leitender — Marinerichter sogar nach der Kapitula­

tion nur schwer vom traditionellen Denken lösen konnte, geht aus der weiteren 

Entwicklung des geschilderten Falles hervor. Der Konteradmiral und Gerichts-

herr bestätigte das Urteil und nahm in Aussicht, nach drei Monaten die Frage 

der Strafaussetzung zu prüfen. Als aber die Urteilsabschrift mit Bestätigungs­

verfügung beim Marineoberkommando Norwegen zur Kenntnisnahme einging, 

rügte der Oberbefehlshaber und höhere Gerichtsherr am 21 . Juni 1945 (!) in 

einem von seinem Rechtsberater entworfenen Schreiben73, es hätte auf Fahnen­

flucht erkannt werden müssen, da der Verurteilte damit habe rechnen müssen, 

daß in Norwegen weitergekämpft werden würde. 

72 BA/ZNS, Sign. RM 45 Norwegen G 1. 
73 A. a. O. 
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„Die Strafe ist aber bei der niedrigen Gesinnung, die der Verurteilte [die folgen­
den Worte: ,nach dem Tode des Führers' wurden vom höheren Gerichtsherrn im 
Entwurf gestrichen] gezeigt hat, so milde, daß eine Strafaussetzung und ein späterer 
gnadenweiser Erlaß der Reststrafe nicht in Betracht kommen. Ich erwarte daher, 
daß von einer Vorlage der Akte nach dreimonatiger Strafverbüßung zwecks Prüfens 
der Strafaussetzung abgesehen wird." 

Von einer Aufhebung des rechtskräftigen Urteils sehe er nur deshalb ab, weil 

die alsbaldige Vollstreckung in der gegenwärtigen Lage notwendiger sei als eine 

nochmalige Verhandlung, an die sich nach den neuesten Bestimmungen74 bei 

der zu erwartenden Zuchthausstrafe auch noch eine Bestätigungsprozedur beim 

OKM anschließen müsse. Man wird diese Rüge als genuinen Ausdruck damali­

ger marinerichterlicher Gesinnung ansehen können, da sie nicht mehr in jener 

Atmosphäre erteilt wurde, die vordem der Druck der NS-Führung erzeugt und 

aufrechterhalten hatte. 

Das Oberkommando der Alliierten Landstreitkräfte in Norwegen gab dem 

dortigen deutschen Wehrmachtbefehlshaber die Einschränkungen für die deut­

sche Militärgerichtsbarkeit, wie sie sich aus dem Gesetz Nr. 153 ergaben, 

schließlich in einem Befehl vom 26. Mai 1945 bekannt. Den Marinechefrichter 

Norwegen — und damit frühestens die dortigen Marinegerichte — erreichte dieser 

Befehl am 30. Mai in der Form folgenden Fernschreibens des Oberfeldrichters 

beim Wehrmachtbefehlshaber (Oberbefehlshaber der 20. [Geb.] Armee in Nor­

wegen)75 : 

„DAS OBKDO DER ALL LANDSTREITKRAEFTE HAT AM 26./5 45 FOLGENDEN 
BEFEHL ERLASSEN: BEZ.-NR. D/17.-
AN WB.-

BETR.: MILITAERGERICHTSBARKEIT. -

1) SIE HABEN DIE NORMALE MILITAERGERICHTSBARKEIT 
UEBER SAEMTLICH ANGEH DER DTSCHEN STREITKRAEFTE IN NORWE­
GEN WEITERHIN AUSZUUEBEN, UNTER BERUECKSICHTIGUNG DER 
NACHSTEHEND ERWAEHNTEN BESONDEREN BESTIMMUNGEN UND 
EINSCHRAENKUNGEN. -

2) SAEMTLICHE DTSCHEN KRIEGSGERICHTE, MIT AUSNAHME DER FELD­
KRIEGSGERICHTE, WERDEN AUFGELOEST. -

3) FOLGENDER PERSONENKREIS IST DER (NICHTAUSSCHLIESZLICHEN) 
GERICHTSBARKEIT DER DTSCHEN FELDKRIEGSGERICHTE UNTERWORFEN, 
DIE VORSCHRIFTEN DES MIL STRAFGESETZBUCHES (MILITARY CRIMI-
NAL CODE) UND DER KRIEGSSTRAFVERFAHRENSORDNUNG (SPECIAL 

74 Nachdem Hitlers Befugnisse weggefallen und das G. Nr. 153 wirksam geworden waren, 
regelte ein am 1. 7. 45 in Kraft tretender Erl. des Oberbefh. der Kriegsmarine - Mar 
Wehr/R B Nr. 2567 - Bestätigung, Aufhebung und Gnadenrecht im Verfahren der Feld­
kriegsgerichte neu. Danach behielt sich der Oberbefh. das Bestätigungs- und Aufhebungs­
recht bei der Verurteilung von Offizieren, sonst für Urteile bei Strafen über 2 J. Gefäng­
nis vor (BA/ZNS, Sign. WR). 

75 BA/ZNS, Sign. RM 45 Norwegen G 7. 
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WAR CRIMINAL CODE OF PROCEDURE) BLEIBEN, UNTER B E R Ü C K ­
SICHTIGUNG DER IN DIESEN BEFEHLEN ENTHALTENEN AENDERUNGEN 
UND EINSCHRAENKUNGEN, IN KRAFT: . -

A) ANGEH DER SEE-, LAND- UND LUFTSTREITKRAEFTE DER WEHRMACHT 
(MIT AUSNAHME DER IN PARAGRAF 4 AUFGEFUEHRTEN). -

B) ANGEH NACHSTEHENDER ORG, DIE DEN SEE-, LAND- ODER LUFT-
STREITKRAEFTEN UNTERSTELLT SIND, SOWIE ANGEH ALLER 
ANDEREN ORG, SOWEIT SIE IN GLEICHEN UNTERSTELLUNGSVERHAELT-
NIS STEHEN: . -

ROEM 1) WAFFEN SCHUTZSTAFFEL . -
ROEM 2) REICHSARBEITSDIENST . -
ROEM 3) OT . -
ROEM 4) KRAFTFAHR-KORPS . -

4) KEINEM DTSCHEN FELDKRIEGSGERICHT ODER DTSCHEN OFFZ MIT 
DISZIPLINARBEFUGNISSEN IN DER WEHRMACHT STEHT DIE GERICHTS­
BARKEIT IN FOLGENDEN FAELLEN ZU, ES SEI DENN MIT AUSDRUECK-
LICHER BEVOLLMAECHTIGUNG DURCH DEN COMMANDER ALL LAND 
FORCES NORWAY: . -

A) DELIKTE GEGEN EIGENTUM ODER ANGH DER STREITKRAEFTE DER 
VEREINIGTEN NATIONEN (UNITED NATIONS) .-

B ) U N D : .- ROEM 1) DELIKTE GEGEN ZIV PERSONEN ODER DESSEN'[sic] 
EIGENTUM, SOWEIT ES SICH NICHT UM DTSCHE STAATSANGEH HANDELT . -

ROEM 2) ERWERB, DIEBSTAHL, UNRECHTMAESZIGE ANEIGNUNG, 
UNRECHTMAESZIGER BESITZ ODER VERWENDUNG VON KRIEGSMATERIAL . -
ROEM 3) WEGSCHAFFUNG, VERBERGUNG, ZERSTOERUNG ODER 
BESCHAEDIGUNG VON KRIEGSMATERIAL . -
ROEM 4) DIEBSTAHL, UNRECHTMAESZIGE ANEIGNUNG ODER VER­
WENDUNG VON DTSCHEM REICHSEIGENTUM ODER VON GELDERN IM 
WERTE ODER IN BETRAEGEN VON UEBER 1000 KRONEN .-

5) ALLE VON DEN DTSCHEN FELDKRIEGSGERICHTEN AUSGESPROCHENEN 
URTEILE, DIE AUF . - A) TODESSTRAFE .-

B) GEFAENGNIS UEBER 2 JAHRE . -

C) GELDSTRAFEN IN HOEHE VON UEBER 10 000 KRONEN ODER DEM 
ENTSPRECHENDEN GEGENWERT IN ANDEREN WAEHRUNGEN LAUTEN, 
SIND VOR VOLLSTRECKUNG DEM COMMANDER ALL FORCES NORWAY 
ZUR UEBERPRUEFUNG VORZULEGEN .-

6) DELIKTE, DIE VON WEHRMACHTANG EH (MILITARY PERSONS) BE­
GANGEN WERDEN, FUER DIE DEN DTSCHEN FELDKRIEGSGERICHTEN 
LT PARAGRAF 3 A) UND 3 B) DIESES BEFEHLS DIE GERICHTSBARKEIT 
ENTZOGEN WORDEN IST, SIND DEM COMMANDERS ALL FORCES NORWAY 
ZUR WEITEREN VERANLASSUNG VORZULEGEN . -

7) FOLGENDE BEFUGNISSE ZUR KONTROLLE UND UEBERWACHUNG 
UNBESCHADET DES RECHTS ZU E I N E M SPAETEREN ZEITPUNKT 
ZUSAETZLICHE ODER ANDERE BEFUGNISSE AUSZUUEBEN, SIND DEM 
COMMANDER ALL LAND FORCES NORWAY UEBERTRAGEN WORDEN: . -

A) JEDEN GERICHTSHERRN, GERICHTSOFFZ, MILITAERJUSTIZBEAMTEN 
ODER ANGEH EINES DTSCH FELDKRIEGSGERICHTS ZU ENTLASSEN 
ODER EINSTWEILIG IHRES AMTS ZU E N T H E B E N . -
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B) DIE DURCHFUERUNG VON KRIEGSGERICHTSVERFAHREN ZU UEBER-
WACHEN, AN DEN GERICHTSVERHANDLUNGEN, SEIEN SIE OEFFENT-
LICH ODER GEHEIM, TEILZUNEHMEN UND VOLLE EINSICHT IN 
SAEMTLICHE AKTEN UND AUFZEICHNUNGEN DER KRIEGSGERICHTE 
SOWIE IN DIE UNTERLAGEN DER EINZELNEN GERICHTSFAELLE 
ZU NEHMEN .-

C) VERWALTUNGSMAESZIG ALLE URTEILE DER DTSCHEN FELDKRIEGS­
GERICHTE ZU UEBERPRUEFEN UND DIE VON DIESEN KRIEGSGERICHTEN 
GETROFFENEN FESTSTELLUNGEN, ENTSCHEIDUNGEN ODER URTEILE 
RUECKGAENGIG ZU MACHEN, EINSTWEILIG AUFZUHEBEN, ZU MIL­
DERN ODER SONSTWIE ABZUAENDERN .-

D) EINZELFAELLE ODER BESTIMMTE ARTEN VON FAELLEN DER 
GERICHTSBARKEIT VON IHM BESTIMMTER GERICHTE [sic] ZUZUFUEHREN . -

E) DIE VERWALTUNG, DEN ZAHLUNGSHAUSHALTSPLAN UND DAS PERSONAL 
SAEMTLICHER DTSCHEN FELDKRIEGSGERICHTE ZU KONTROLLIEREN 
UND ZU UEBERWACHEN .-

F) DTSCHEN MILITAERDSTST DIE EINBERUFUNG VON KRIEGSGE­
RICHTEN ZUR DURCHFUEHRUNG VON GERICHTSVER­
FAHREN GEGEN PERSONEN, DIE DEN DTSCHEN MILITAERGESETZEN 
UNTERWORFEN SIND, FUER IRGENDWELCHE DELIKTE ZU BEFEHLEN .-

8) BEI DER AUSUEBUNG DER MILITAERGERICHTSBARKEIT SIND AUSZER 
KRAFT GESETZT: .-
DIE KRIEGSSONDERSTRAFRECHTSVERSORGUNG VOM 17. AUG 1938: 
RGBL 1939-ROEM 1 S 1455 MIT AENDERUNGEN. (SPEZIAL WAR CRIMINAL 
CODE OF 17. AUGUST 1938) . -

B) SECHSTE DURCHFUEHRUNGSVERORDNUNG ZUR KRIEGSSTRAFVERFAHRENS­
ORDNUNG (SIXTH ORDINANCE IMPLEMENTING THE SPECIAL WAR CRIMI­
NAL CODE OF PROCEDURE) VOM 21. NOVEMBER 1939: RGBL - ROEM 1 -
S 2267 UND DIE ZEHNTE DURCHFUEHRUNGSVERORDNUNG DES VORGE­
NANNTEN GESETZES VOM 23. JUNI 1944: RGBL - 1 - S 145 . -76 

C) DIE BESTIMMUNGEN VON GESETZEN, SOWEIT SIE ROEM 

1) MACHTBEFUGNISSE ODER GERICHTSBARKEIT DEM REICHSKRIEGSGERICHT 
ODER DEM FHR UND REICHSKANZLER UEBERTRAGEN, ODER .-
ROEM 2) IM WIDERSPRUCH ZU ODER NICHT IN UEBEREINSTIMMUNG 
MIT DIESEM BEFEHL SIND .-

9. DIESER BEFEHL TRITT MIT DEM TAGE SEINES DATUMS IN KRAFT . -
GEZ H. LT COL FUER GENCOMMANDER ALL LAND FORCES 

NORWAY .-
FUER DIE RICHTIGKEIT DER UEBERSETZUNG: V S . L T . -
DIESER BEFEHL IST SOF ALLEN GERICHTEN BEKANNTZUGEBEN .-

76 Vgl. Anm. 66. 
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In der Folgezeit präzisierten die Alliierten ihre Vorschriften77, und die Kon­

trolle sowie die Berichterstattung zwischen den britischen Dienststellen und den 

Marinegerichten spielten sich ein. 

Während die übrigen Marinegerichte mit der Räumung der besetzten Ge­

biete, der Übergabe der Schiffe an die Alliierten und der Entlassung der Mari­

neangehörigen im Laufe des Jahres 1945 aufgelöst wurden, blieben die Feld­

kriegsgerichte jener Minenräumverbände weiter tätig, die unter dem Chef der 

Deutschen Minenräumdienstleitung gemäß den Waffenstillstandsbedingungen 

die Minen in den Gewässern der Nord- und Ostsee zu beseitigen hatten78. Allein 

im Bereich des Minenräumdienstkommandos Schleswig-Holstein waren vom 10. 

Mai bis 5. August 1945 nach einer offensichtlich unvollständigen Statistik wie­

derum 753 Strafverfahren, davon 424 wegen unerlaubter Entfernung und Fah­

nenflucht anhängig79. Die noch nicht erledigten Strafverfahren der aufgelösten 

Marinegerichte aus den ehemals besetzten Gebieten wurden an die Marinege­

richte-Auffangstelle in Flensburg gegeben, die sich bereits Mitte April 1945 von 

einer Sammelstelle für Akten und unerledigte Verfahren aus den im Laufe der 

Kampfhandlungen geräumten westeuropäischen Gebieten zu einer zentralen 

Auffangstelle entwickelt hatte. Sie fungierte als Gericht für die Abwicklung 

dieser Verfahren. Am 2. Juni 1945 gab das OKM für die Arbeit der Auffang­

stelle folgende Weisung heraus80: 

„Betr.: Abwicklung der Strafverfahren 
Um die Abwicklung der dort gesammelten Strafverfahren aus den ehemals besetzten 
Gebieten zu beschleunigen, ist nach folgenden Gesichtspunkten in den verschiedenen 
Verfahrensabschnitten zu verfahren: 

1.) Tatbericht eingereicht, Bearbeitung noch nicht begonnen: 
a) Einstellung nach § 47 KStVO prüfen und großzügig veranlassen81; 
b) soweit Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten zu erwarten, von Durchführung 

Verfahren vorläufig absehen. Insoweit erscheint Gewährung von Straffrei­
heit aus Anlaß des Kriegsendes nicht als ausgeschlossen; 

c) alle übrigen Verfahren durchführen. 

77 Vgl. z.B. Militärregierung Deutschland, Befehlsgebiet der 21. Armeegruppe, Allgemeine 
Anordnungen für die Behandlung von den durch Wehrmachtsangehörige begangenen 
Straftaten (Akten des Marinechefrichters Norwegen, BA/ZNS, Sign. MR 45 Norwegen 
G 7). Die Briten griffen auch rückwirkend ein: so befahl der Commander Oslo Zone, 
ein am 20. Mai vom Gericht in Egersund gefälltes, auf Todesstrafe und 6 Monate Ge­
fängnis lautendes Urteil auf 10 Jahre Gefängnis herabzusetzen und den Verurteilten 
„in sound body and mind" an die Militärregierung auszuliefern (BA/ZNS, Sign. RM 
Norwegen G 4). 

78 Zur Geschichte des Deutschen Minenräumdienstes 1945-1947 vgl. G. Frhr. von Lede-
bur, Die Räumung von Seeminen in den Gewässern von Nord-, West- und Osteuropa 
nach 1945 (Marine Rundschau, Bd. 1970, S. 273 ff., 341 ff., 397 ff., 458 ff.). 

79 Kriminalstatistik des DMRK. Schlesw.-Holst. v. 25. 8. 45 (BA/ZNS, Sign. S. 43). 
80 OKM - Mar Wehr/R Nr. 2471 - v. 2. 6. 45 (BA/ZNS, Sign. WR). 
81 § 47 KStVO bestimmte, daß der Gerichtsherr von der Anklage absehen konnte, wenn die 

Schuld des Täters gering und die Folgen seiner Tat unbedeutend waren. 
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2.) Ermittlungsverfahren angeordnet, abschließende Entscheidung steht noch aus: 
Verfahren wie unter 1 a)-c). 

3.) Anklage verfügt, Hauptverhandlung noch nicht durchgeführt: 
a) Rücknahme der Anklageverfügung prüfen (vgl. Ziffer 1 a), 
b) nach 1 b) verfahren, 
c) im übrigen Hauptverhandlung so bald als möglich durchführen. 

4.) Urteil liegt vor, Bestätigung noch nicht erfolgt: 
a) Urteil beschleunigt dem Gerichtsherrn zur Entscheidung über Bestätigung 

vorlegen; 
b) bei bestätigten Freiheitsstrafen bis zu 6 Monaten Strafvollstreckung ausset­
zen (vgl. Ziff. 1 b); 
c) in allen übrigen Fällen Anordnung der Strafvollstreckung vorbehalten und 

durchführen, sobald möglich. 

5.) Urteil bestätigt, Strafvollstreckung noch nicht eingeleitet: 
Entsprechend 4 b) und c) verfahren. 

6.) Strafvollstreckung begonnen: 
In den Fällen 4 b) entsprechend verfahren. 

7.) Strafaussetzung vorgeschlagen: 
a) Haben Bewährungstruppe 500, Feldstrafgefangenenabteilung oder Front­

truppe Strafaussetzung wegen Bewährung im Kampf beantragt, wird Ge­
richtsherr ermächtigt, Strafreste bis zu 6 Monaten Freiheitsstrafe durch 
Gnadenentscheidung zu erlassen; 

b) in anderen begründeten Fällen verbleibt es zunächst bei einer von Bewäh­
rungstruppe oder Feldstrafgefangenenabteilung vorläufig gewährten Straf­
aussetzung. 

8.) Alle politischen Strafverfahren beschleunigt nachprüfen, ob Strafe unter ver­
änderten Verhältnissen noch vertretbar. Gerichtsherr wird ermächtigt, gegen­
wärtig offenbar nicht mehr gerechtfertigte Entscheidungen im Auftrage des 
Oberbefehlshabers der Kriegsmarine . . . aufzuheben, diese Verfahren einzustel­
len und etwa noch in Strafhaft befindliche Verurteilte sofort freizulassen. 

9.) Ausländer-Strafverfahren nach gleichen Gesichtspunkten wie unter Ziffer 1-8 
behandeln und darüber besondere Listen zusammenstellen. 

10.) Bei allen zu Zuchthaus Verurteilten prüfen, ob 'Anrechnung der während des 
Krieges erfolgten Freiheitsentziehung auf Strafzeit gerechtfertigt ist. Hierbei 
nicht engherzig verfahren. Danach verbleibende Strafreste bis zu 6 Monaten 
entsprechend Ziffer 4 b) behandeln. 

11.) Sobald Verkehrsmöglichkeiten es zulassen, Verurteilte und Strafregisterbehör-
den beschleunigt unterrichten. 

12.) Zum 5. jeden Monats, erstmalig zum 5. Juli, Übersicht über Arbeitsergebnisse 
des abgelaufenen Monats mit Einteilung entsprechend Ziffern 1-9 vorlegen. 

Im Auftrage 
gez. Dr. Rulolphi" 

Das Gericht durfte seine Tätigkeit mit ausdrücklicher Genehmigung des bri­

tischen Oberbefehlshabers in Deutschland im Rahmen des Gesetzes Nr. 153 

fortsetzen und sogar erweitern. Als Gerichtsherr fungierte - ebenso wie für die 
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F e l d k r i e g s g e r i c h t e se ine r M i n e n r ä u m v e r b ä n d e — de r Chef der Deutschen M i n e n -

r ä u m d i e n s t l e i t u n g i n G lücks t ad t , spä te r H a m b u r g , der quas i a n die Stel le des 

n u n m e h r au fge lös t en O K M t r a t . I n e i n e m E r l a ß v o m 1 3 . A u g u s t 1 9 4 5 u m r i ß 

er die A u f g a b e de r M a r i n e g e r i c h t e - A u f f a n g s t e l l e 8 2 : 

„ E r l a ß 

A. 

I . Am 6. August 1945 habe ich im Auftrage des Oberbefehlshabers der All i ier ten 
Seestreitkräfte die Befugnisse des Ger ich tsher rn der Marineger ichte-Auffang­
stelle - F l e n s b u r g - M ü r w i k übe rnommen . 

I I . Das Gericht un te r s t eh t m i r unmi t te lbar . 

I I I . M e i n ständiger Ver t r e t e r ist Admirals tabsr ichter D r . Rudolphi 8 8 . 

B. 
I. Aufgaben dieses Gerichtes s ind: 

1) Abschluß aller noch nicht er ledigten Akten (Straf-, Todesermit t lungs- , Gnaden-
Verfahren , Angelegenhei ten der freiwill igen Gerichtsbarkeit) al ler Gerichte 
der f rüheren Kriegsmar ine , 
a) in Deutschland, soweit sie vor der Auflösung des Oberkommandos der 

Kr iegsmar ine u n d der Aufstel lung der deutschen Minenräumdiens t l e i tung 
(21. Ju l i 1945) anhängig w a r e n , 

b) aus außerheimischen Gebieten ohne Rücksicht auf diesen Zei tpunkt . 
2) Wiederaufnahmever fahren , 
3) Überp rü fung aller e rkannten , aber noch nicht oder nicht vollständig voll­

streckten Strafen im Sinne des Artikels I V Ziffer 10 des Gesetzes N r . 1 der 
All i ier ten Mi l i t ä r reg ie rung . 

4) Die in den Ziffern 1-3 begründete Zuständigkei t des Gerichts erstreckt sich 
nicht auf Ver fahren gegen solche Personen, die zum Befehlsbereich der deut­
schen Minenräumdiens t l e i tung gehören, einschließlich des e ingefrorenen Per­
sonals. 

IL M e i n ständiger Ver t re te r w i r d beauf t rag t : 
1) auf beschleunigte, gleichmäßige u n d gerechte Er l ed igung aller Ver fahren hin­

zuwirken , 
2) mich in allen laufenden Entscheidungen zu ver t re ten , 
3) in wicht igen oder zweifelhaften Fä l len meine Entscheidung einzuholen, 
4) m i r zum 5. eines jeden Monats über die im vergangenen Zeitabschnit t erledig­

ten Ver fahren zu berichten. 
E r kann im R a h m e n seiner Aufgaben dem Zentral-Gerichtsaktenarchiv unmi t t e lba r 
Wei sungen ertei len. 

Glücksburg, den 13. August 1945 
D e r Chef der deutschen Minenräumdiens t l e i tung 

gez. Unterschrift 
Kon te radmi ra l " 

82 BA/ZNS, Sign. S. 43. Der Auffangstelle stand ein umfangreiches zentrales Marinege-
richtsaktenarchiv im Gut Hörst bei Rieseby (nördl. v. Eckernförde) zur Verfügung, heute 
Teil des Bestandes der BA/ZNS in Kornelimünster. 

83 Rudolphi, der seit Herbst 1937 die Marinerechtsabteilung im OKM geleitet hatte, blieb 
bis Juni 1946 im Amt. 
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Wie die Alliierten durch § 7 des Gesetzes Nr. 153 die KSSVO außer Kraft 

gesetzt hatten, so hatten sie durch das Gesetz Nr. 1 auch eine Anzahl anderer 

Gesetze aus der nationalsozialistischen Zeit aufgehoben und bestimmt, daß alle 

aufgrund dieser Gesetze verhängten Strafen abzuändern oder aufzuheben seien. 

Die Auffangstelle übernahm daher neben dem Abschluß unerledigter Marine­

verfahren auch die Überprüfung aller derartigen, wegen politischer Straftaten 

gefällten Marineurteile. In der Folge seien einige Urteile und ihre Erledigung 

durch die Marinegerichte-Auffangstelle im Zusammenwirken mit britischen 

Dienststellen als Dokumente wiedergegeben, da sie zugleich einen Einblick in 

die Rechtsprechung der Marinegerichte in Heimtücke- und Wehrkraftzerset­

zungsfällen sowie bei der Überschreitung des regelmäßigen Strafrahmens (§ 5 a 

KSSVO)84 geben. 

Am 26. September 1944 wurde ein Matrose vom Gericht des 2. Admirals der 

Nordsee (Zweigstelle Wilhelmshaven) wegen Vergehens gegen § 2 Abs. 2 des 

Heimtückegesetzes zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt85: 

„ G r ü n d e . 

Der Angeklagte ist am 14.12. 1889 in Oberstraß Krs. Zürich geboren, ggl., ver­
heiratet und im Zivilberuf Behördenangestellter. Er ist am 25. 3. 1944 in die Kriegs­
marine eingetreten, seine Führung wird mit sehr gut bezeichnet. Er besitzt das Ver­
wundetenabzeichen in Schwarz. Der Angeklagte ist gerichtlich sechsmal, disziplinar 
nicht vorbestraft. 

Die Hauptverhandlung hat auf Grund der Einlassung des Angeklagten sowie der 
Aussagen der Zeugen . . . folgenden Sachverhalt ergeben: 

Der Angeklagte war bei der Fremdsprachendienstverlagsgesellschaft m. b. H. in 
P. mit der Angestellten Ruth K. zusammen. Dieser zeigte der Angeklagte im September 
1943 einen Zettel mit folgendem Inhalt: 

,Das neue Rundfunkprogramm: 

M: Montag - Junggeselle-Hitler. 
D: Dienstag - Kleider machen Leute - Göring. 
M: Mittwoch - Der ewige Jude - Ley. 
D: Donnerstag - Der Mustergatte - Goebbels. 
F : Flucht ins Dunkle - Heß. 
S: W H W auf der Walze.' 

84 Vgl. dazu oben S. 457 ff. 
85 Dokumente zu diesem Fall in: BA/ZNS Untersuchungsakten, Sign. 55275. Der § 2 des 

G. gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiunifor­
men v. 20. 12. 34 (RGBl. I, S. 1269) lautete: „(1) Wer öffentlich gehässige, hetzerische 
oder von niedriger Gesinnung zeugende Äußerungen über leitende Persönlichkeiten des 
Staates oder der NSDAP, über ihre Anordnungen oder die von ihnen geschaffenen Ein­
richtungen macht, die geeignet sind, das Vertrauen des Volkes zur politischen Führung 
zu untergraben, wird mit Gefängnis bestraft. (2) Den öffentlichen Äußerungen stehen 
nichtöffentliche böswillige Äußerungen gleich, wenn der Täter damit rechnet oder damit 
rechnen muß, daß die Äußerung in die Öffentlichkeit dringen werde. 
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Die K. erzählte dem Angeklagten auch Witze, deren Inhalt der Angeklagte ver­
gessen haben will. 

Die Anklage legt dem Angeklagten weiterhin zur Last, daß er der K. bereits im 
August 1943 während ihrer gemeinsamen Arbeit erzählt habe, der Führer bekomme 
hin und wieder Wutanfälle, er reiße dabei die Gardinen herunter und zerrisse die 
Teppiche, in der Reichskanzlei seien schon keine Gardinen mehr an den Fenstern. 
Auf die angeblich von der K. erhobenen Gegenvorstellungen soll der Angeklagte er­
widert haben, sie sei nicht in den Zimmern des Führers gewesen. 

Der Angeklagte bestreitet, derartige Äußerungen der K. gegenüber getan zu haben. 
Er gibt zu, ihr den Zettel mit dem Witz gezeigt zu haben. Er behauptet, er habe den 
Rundfunkprogramm-Witz gelegentlich in einem Lokal beim Essen von einem Unbe­
kannten, der mit an seinem Tisch saß, gehört und habe ihn sich aufschreiben lassen, 
da er ihm gefallen habe. Etwas Böses habe er sich nicht dabei gedacht. Da die K. ihm 
auch öfter politische Witze erzählt habe, habe er ihr diesen Zettel gezeigt. Er selber 
habe dem Stahlhelm- und Kyffhäuserbund angehört und sei politisch nicht gegen 
den Nationalsozialismus eingestellt. 

Das Gericht hat sich nicht davon überzeugen können, daß der Angeklagte es war, 
der der K. von den angeblichen Wutanfällen des Führers erzählt habe . . . 

Das Gericht steht daher auf dem Standpunkt, daß die Aussage der K. der des An­
geklagten gleichbedeutend ist und daher allein nicht ausreicht, den Angeklagten in 
diesem Punkt zu überführen. Er war daher insoweit mangels Beweises freizuspre­
chen. 

Soweit der Angeklagte sich den Zettel geben ließ und ihn der K., deren Schwatz-
haftigkeit und Neigung zu gehässigen politischen Witzen ihm hinreichend bekannt 
war, zeigte, hat er sich des Vergehens gemäß § 2 Abs. 2 des Heimtückegesetzes 
schuldig gemacht. Das auf dem Zettel niedergeschriebene ,Neue Rundfunkpro­
gramm' stellt gehässige hetzerische und von niedriger Gesinnung zeugende Äuße­
rungen über leitende Persönlichkeiten des Staates und der NSDAP und der von ihnen 
geschaffenen Einrichtungen dar, die geeignet sind, das Vertrauen des Volkes zur po­
litischen Führung zu untergraben. Der Angeklagte war sich bewußt, daß die schwatz­
hafte K. diesen angeblichen Witz weitererzählen und er somit an die Öffentlichkeit 
dringen würde. Er erstrebte mit der Bekanntgabe des Inhalts des Zettels die Gefähr­
dung des Volksvertrauens zur politischen Führung und handelte somit böswillig. 
Der Angeklagte war daher gemäß der angezogenen Bestimmung zu bestrafen. 

Bei der Strafzumessung konnte das Gericht mildernd berücksichtigen, daß der An­
geklagte bereits Weltkriegsteilnehmer war und seiner Zeit das Verwundetenabzei­
chen in Schwarz erhielt und daß auch jetzt seine Führung als Soldat mit sehr gut 
beurteilt worden ist. Erschwerend waren jedoch seine gerichtlichen Vorstrafen, ins­
besondere die einschlägige wegen staatsfeindlicher Äußerungen heranzuziehen. Der 
Angeklagte machte auch in der Hauptverhandlung den Eindruck eines Menschen, 
der leicht widerspricht, nörgelt und auf Grund seiner von ihm bewußt herausge­
stellten Stahlhelmzugehörigkeit mit dem neuen Geist nicht voll im Einklang steht. 

Unter Abwägung dieser Umstände hielt das Gericht eine Gefängnisstrafe von 6 
Monaten für die notwendige aber auch ausreichende Sühne seiner Tat." 

Das Urteil, das als Heimtückesache dem übergeordneten Gerichtsherrn vor­
gelegt werden mußte88, wurde vom Oberbefehlshaber des Marineoberkommandos 
Nordsee am 4. November bestätigt und die Vollstreckung in einer Feldstrafge-

86 Erl. des OKM - AMA/MR 2/II B. Nr. 3160 - v. 25. 2. 43, vgl. Schr, des Konteradm. 
und Gerichtsherrn mit Akten an den Oberbefh. des MOK Nordsee v. 5. 10. 44 (a. a. O.). 
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fangenenanstalt angeordnet. Die Marinegerichte-Auffangstelle erließ nach 

Überprüfung am 6. März 1946 folgende Abschlußverfügung: 

„ V e r f ü g u n g . 

1.) Vermerk: Urteil vom 26. 9. 1944 - Bl. 9 - über 6 Monate Gefängnis wegen Ver­
gehens gegen das Heimtückegesetz (Äußerungen über Wutanfälle 
Hitler's und über andere Mitglieder der früheren Reichsregierung). 
Urteil am 4. 11. 1944 - Bl. 13 R. - bestätigt. Strafbeginn war der 
10. 12. 1944-Bl. 18 - . Strafe zweifellos nicht voll verbüßt87. 

2.) Ich hebe das Urteil des Gerichts 2. A. d. N., Zwgst. Wilhelmshaven, vom 26. 9. 
1944 in der Strafsache gegen den Matr. Gustav A. gemäß Ziffer 10 des Ges. 
Nr. 1 und § 7 des Ges. Nr. 153 der All. Mil. Reg. auf. 

3.) Die Anklageverfügung vom 11. 7. 1944- Bl. 1 - wird zurückgenommen. 

4.) Das Verfahren wird eingestellt. 

5.) U. m. A. der Deutschen Minenräumdienstleitung, Hamburg, vorgelegt. 
Es wird gebeten, die Akten der zuständigen britischen Stelle zur Billigung der 
Entscheidung vorzulegen. 

Der Gerichtsherr: 
J .V. 

gez.: Rudolphi 
Admiralstabsrichter" 

Mit der Rücknahme der Anklageverfügung wurde das Verfahren sozusagen 

auf den Stand der Beendigung des Ermittlungsverfahrens „zurückgedreht" und 

durch die Einstellungsverfügung „rückgängig" gemacht. 

Die Entscheidungen der Marinegerichte-Auffangstelle wurden von der Deut­

schen Räumdienstleitung geprüft und anschließend dem britischen Komman­

deur der German Mine Sweeping Administration (GM/SA) im Hamburger 

„Navy House"88 in monatlichen Sammellisten vorgelegt. Die Bestätigung kam 

an die Auffangstelle in folgender Form zurück: 

„Deutsche Minenräumdienstleitung Hamburg, den 25. April 1946. 
- R 1322 -

Betr.: Strafsache Matr. Gefr. Gustav A. 

\.V er merk : 

Mit Schreiben vom 10.4.1946 - R 1811 - wurden dem Commodore G. M/S. A. 
die Listen über die im März 1946 getroffenen Gnadenentscheidungen und 
über die bis 31. März 1946 vom Marinegericht-Auffangsstelle-Flensburg 
aufgehobenen politischen Urteile mit der Bitte um Kenntnisnahme und Zustim­
mung übersandt. 

87 Der Verurt. geriet nach Räumung von Fort Zinna (Torgau) bei Feindannäherung Ende 
April 1945 in amerikanische Gefangenschaft und wurde nach Hause entlassen. 

88 Das „Navy House" war der Sitz des brit. Marinebefehlsh. Schleswig-Holstein (N. O. I. C-
S. H.), zu dessen Stab die Deutsche Minenräumdienstleitung gehörte. 
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2. Am 23. 4. 1946 erging nachstehendes Zustimmungsschreiben: 
,Office of the Commodore, 

German Minesweeping Administration, 
Navy House HAMBURG. 
23rd April 1946. 

No. 1/6/50 
THE ADMINISTRATOR, 
GERMAN MINESWEEPING ADMINISTRATION. 

LIST OF PARDONS FOR MARCH, 1946 
The proposed decisions detailed in the enclosures to your letter reference - R -
1811 dated 10th April, 1946, are approved. 

sign. P. 
for COMMODORE.' 

3. Mit vorstehendem Schreiben hat somit der Commodore G. M./S. A. die Abschluß­
verfügung vom 6. 3. 46 - Bl. 23 d. A. - gebilligt. 

4. Urschriftlich mit Akten 
an Marinegerichte-Auffangstelle - Flensburg-Mürvik 
zur Kenntnis, weiteren Veranlassung und Benachrichtigung der Strafregisterbe­

hörden. 
Im Auftrage 

gez.: Unterschrift 
Marineoberstabsrichter" 

Das folgende Beispiel betraf die Verurteilung eines Matrosen durch das glei­

che Gericht wegen Wehrkraftzersetzung. Der Tatbestand geht aus einem ersten 

Urteil vom 13. Oktober 1944 hervor, das auf 1 Jahr Gefängnis lautete und da­

her vom Gerichtsherrn als zu milde angesehen wurde89: 

„ G r ü n d e . 

Der Angeklagte ist am 2. Juli 1926 geboren. Er ist kath. und ledig. Am 30. 3. 44 
wurde er zur Kriegsmarine eingezogen. Seine Führung wird mit ,gut' beurteilt. 
Disziplinar und gerichtlich ist er nicht vorbestraft. An einem nicht mehr genau fest­
zustellenden Tage Ende Aug. 1944 war der Angeklagte mit mehreren Kameraden 
während einer Dienstpause auf seiner Stube 358. Der Angeklagte, der nichts zu rau­
chen hatte, bat seinen Kameraden und Landsmann M. um eine Zigarette, die dieser 
jedoch trotz seines erheblichen Vorrates an Rauchwaren ablehnte. Hierüber verär­
gert, nannte der Angeklagte den aus Braunau stammenden M. einen ,Kroaten'. Auf 
dessen Erwiderung ,Und Du bist ein Zigeuner' entgegnete der Angeklagte: ,Alle, 
die von Braunau sind, sind Kroaten, auch der, der den Krieg angefangen hat.' Hier­
mit war der Führer gemeint. Am 5. 9. 1944 beim Mittagessen im Aufenthaltsraum 
des Torpedokommandos sagte der Bootsmann M. zu dem Angeklagten, daß in einigen 
Tagen zwei Kameraden und kurz danach wieder 2 Kameraden abkommandiert wer­
den sollten. Bei der Unterhaltung, die hierauf entstand, äußerte ein Kamerad zu 
dem Angeklagten, daß er wegen der in letzter Zeit wiederholt erhaltenen Rügen 
sicher dabei sein würde. Der Angeklagte, der dies ebenfalls vermutete, meinte wört­
lich: ,Wenn ich strafversetzt werde, oder zur Truppe kommen sollte, dann werde 
ich sofort zum Russen oder zum Amerikaner überlaufen.' Der Zeuge K. entgegnete 

89 Dokumente zu diesem Fall in: BA/ZNS, Untersuchungsakten, Sign. 50227. 
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dem Angeklagten, solche Äußerungen zu unterlassen, anderenfalls er sich melden 
müsse. Der Angeklagte sollte auch, wie einige Kameraden behaupteten, zur 30. S. St. 
A. abkommandiert werden. 

Der Angeklagte gibt den Sachverhalt zu und behauptet, die in einer scherzhaften 
Unterhaltung gefallenen Äußerungen unüberlegt und ungewollt gesagt zu haben. Er 
wisse selbst nicht, wie er dazu komme, da dies keineswegs seine Grundeinstellung sei. 

Der Angeklagte hat sich hiernach der Zersetzung der Wehrkraft schuldig gemacht. 
Die Äußerungen sind übelster Art. Mit der ersten Äußerung kann, wie der Ange­
klagte zugibt, nur der Führer gemeint sein. Es ist unverantwortlich, daß er, der den 
Ehrenrock der Deutschen Nation trägt, es wagt, in dieser Art und Weise vom Führer 
zu sprechen und seine Persönlichkeit mit dritten in Verbindung zu bringen. Die Ach­
tung vor dem Führer verbietet jede weitere Erläuterung. Daß der Krieg von den 
Feindmächten von langer Hand vorbereitet und begonnen wurde, ist eine feststehen­
de Tatsache. Dem Angeklagten mußte trotz seiner Jugendlichkeit inzwischen bekannt 
sein, daß gerade der Führer bis zuletzt alles daran gesetzt hatte, einen Krieg zu ver­
meiden. 

In dem zweiten Ausspruch wollte der Angeklagte, falls er von seinem jetzigen 
Kommando abkommandiert werden und an die Front kommen sollte, zu den Feinden 
überlaufen. Die hierin angedeutete Feigheit und den beabsichtigten Treubruch zum 
Führer und Vaterland hat der Angeklagte aber nicht wörtlich gemeint. Die Ursache 
hierzu war die angekündigte Abkommandierung zu einem anderen Kommando, mit 
der der Angeklagte nicht einverstanden war. Er wollte bei seiner alten Einheit blei­
ben und vor allem mit den Kameraden, die er hier gefunden und sich mit ihnen gut 
angefreundet hatte, weiterhin zusammen sein. 

Die Äußerungen hat der Angeklagte aber nicht in Zersetzungsabsicht getan. 
Die Zeugen bestätigen, daß sich der Angeklagte mit dem Zeugen M. wegen einer Zi­
garette stritt, wobei ein Wort das andere gab und der Angeklagte selbst über seine 
Äußerungen verblüfft und danach schweigsam geworden sei, als er merkte, was er 
gesagt hatte. 

Der Angeklagte mußte aber damit rechnen, daß seine Äußerungen die Kamera­
den beeinflußten und von diesen weiterverbreitet werden konnten. Selbst wenn die­
se zugeben, daß der Angeklagte diese Äußerungen nicht ernstlich gemeint habe und 
sie selbst auch keinen Anstoß daran genommen haben, so ist dies sehr bedenklich. 
Zersetzende Äußerungen in scherzhafter Form können dieselbe Wirkung hervorru­
fen, wie ernstgemeinte Aussprüche. 

Der Angeklagte hat sich somit der Zersetzung der Wehrkraft schuldig gemacht 
und war demgemäß nach § 5 Abs. 1 Ziff. 2 KSSVO80 zu bestrafen. 

Das Gericht nahm einen minderschweren Fall an, da sich der Angeklagte der 
weittragenden Wirkung seiner Worte nicht voll bewußt gewesen ist. Die Äußerun­
gen entsprachen nicht seiner Grundeinstellung. Die Hauptverhandlung ergab auch 
keine Anhaltspunkte dafür, die darauf schließen lassen, daß der Angeklagte ein 
Schädlingstyp ist. Gedankenlos hat er diese gehörten Aussprüche bei einer harmlosen 
Gelegenheit und nicht bei politischen Gesprächen erzählt. Es ist dem Angeklagten 
ohne weiteres zu glauben, daß er nicht daran gedacht hat, zu den Feinden überzu­
laufen. Er war verärgert, daß er von seiner Einheit abkommandiert werden sollte. 
In seinem jugendlichen Leichtsinn hat er diese Äußerung getan. Er ist bisher weder 
disziplinarisch noch gerichtlich vorbestraft und hat sich einwandfrei gefügt. Er wird 
als Soldat mit offenem, ehrlichem, jedoch zurückhaltendem Charakter beurteilt. 

90 Vgl. Anm. 70. 
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Unter Abwägung dieser Umstände glaubte das Gericht den Angeklagten vor einer 
Zuchthausstrafe bewahren zu müssen und hielt eine Gefängnisstrafe für ausreichend. 
Mit Rücksicht darauf, daß der Angeklagte geständig ist und seine Tat bereut, hielt 
das Gericht in Übereinstimmung mit dem Vertreter der Anklage eine Gefängnis­
strafe von einem Jahr für ausreichend." 

Dieses Urteil wurde vom übergeordneten Gerichtsherrn hinsichtlich des Straf­

ausspruchs aufgehoben. Das neue Urteil erging am 5. März 1945 und lautete 

auf 3 Jahre Zuchthaus: 

„ G r ü n d e . 

Der Angeklagte ist durch Feldurteil vom 13. Oktober 1944 wegen fortgesetzter 
Zersetzung der Wehrkraft zu einer Gefängnisstrafe von 1 Jahr verurteilt worden. 
Dieses Urteil, auf das seinem ganzen Inhalt nach Bezug genommen wird, ist durch 
Entscheidung des Oberbefehlshabers des Marineoberkommandos Nordsee vom 6. Feb­
ruar 1945 im Schuldausspruch rechtskräftig geworden. Hinsichtlich des Strafaus­
spruchs wurde das Urteil aufgehoben, sodaß es insoweit einer neuen Strafbemessung 
bedarf. 

Das erkennende Feldkriegsgericht ist zu der Überzeugung gelangt, daß die Äuße­
rung über den Führer und seine angebliche Kriegsschuld einem tieferen Wesenszug 
des Angeklagten entspringt. Ausweislich seiner zweiten Bemerkung, die das Über­
laufen zum Feind im Falle einer Strafversetzung in Aussicht stellt, handelt es sich 
bei dem Angeklagten um eine ebenso unmilit., wie vaterlandsvergessene Persönlich­
keit. Im Führer verkörpert sich der deutsche Lebens- und Widerstandswille. Seine 
Verunglimpfung bedeutet zugleich eine Beschimpfung der deutschen Sache über­
haupt. Zu einer derartigen Selbstbezichtigung und Beschmutzung ist nur ein für die 
soldatische Gemeinschaft völlig unbrauchbarer und wertloser Mensch fähig. Das er­
kennende Feldkriegsgericht hat daher in Übereinstimmung mit dem Oberbefehls­
haber des Marineoberkommandos Nordsee und dem Oberkommando der Kriegsma­
rine eine empfindliche Zuchthausstrafe für erforderlich gehalten. Mit Rücksicht auf 
die Jugend des Angeklagten schien eine dreijährige Zuchthausstrafe ausreichend aber 
auch erforderlich. Der Ausspruch über den Verlust der Wehrwürdigkeit stützt sich 
auf § 31 Abs. 1 Ziff. 1 MStGB, derjenige über die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf § 32 RStGB. 

Aus Billigkeitsgründen wurde dem Angeklagten auf diese Strafzeit die seit dem 
13. Oktober 1944 erlittene Untersuchungshaft angerechnet, da er insoweit an der ein­
getretenen Verzögerung des Verfahrens schuldlos ist." 

Diesmal bestätigte der Admiral das Urteil mit der Maßgabe, daß der in der 
Kriegszeit verbüßte Vollzug auf die Strafzeit nicht angerechnet werden durfte. 
Die Entscheidung der Marinegerichte-Auffangstelle, die von den Briten später 
in der erwähnten Weise bestätigt wurde, lautete: 

„Flensburg-Mürwik, den 5. 10. 1945. 

V e r f ü g u n g . 

1.) Vermerk: Urteil vom 5.3.1945 über 3 Jahre Zuchthaus wegen Zersetzung der 
Wehrkraft (politische Äußerungen). 

2.) Ich hebe das Urteil des Gerichts 2. A. d. N. Zweigstelle Wilhelmshaven vom 5. 3. 
1945 gegen den 
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Matr. I Karl A. - geb. 2. 7. 1926 -
gemäß Ziffer 10 des Gesetzes Nr. 1 und § 7 des Gesetzes Nr. 153 der Alliierten 
Militärregierung auf. 

3.) Mitteilung an Strafregister entfällt, da Geburtsort des A. in Österreich liegt. 
4.) Die Anklageverfügung wird zurückgenommen. 
5.) Das Verfahren wird eingestellt. 
6.) Der Haftbefehl vom 11. 9. 1944 wird aufgehoben. 
7.) J. III vorlegen zwecks Nachricht an Strafgefängnis Vechta/Oldenburg, wo G. zu­

letzt einsaß. 
Der Gerichtsherr: 

i .V. 
gez.: Rudolphi 

Admiralstabsrichter" 

Zum Abschluß sei noch ein Beispiel dafür angeführt, daß die Auffangstelle 

gewisse Strafen, die wegen Vergehen gegen Zucht und Ordnung verhängt wor­

den waren, durchaus weiterhin vollstreckt sehen wollte. Im vorliegenden Fall 

hob sie das Urteil nur teilweise auf, empfahl aber seine Änderung auf dem 

Gnadenwege, - übrigens mit einer Begründung, die eine deutliche Kritik am er­

kennenden Gericht wegen der Überschreitung des Strafrahmens (§ 5 a KSSVO) 

enthielt. Das Gericht des Admirals der Kriegsmarinedienststelle Hamburg und 

der Marinebordflakbrigade Nord hatte am 30. April 1945 einen Oberboots­

mannsmaat zweimal — einmal wegen Zersetzung der Wehrkraft in Tateinheit 

mit Vorbereitung zum Hochverrat und einmal wegen Vergehens gegen § 330 a 

StGB unter Anwendung des § 5 a KSSVO91 — zum Tode verurteilt und das Ur­

teil wie folgt begründet92: 

„ G r ü n d e . 

Der 30 Jahre alte Angeklagte hat nach Absolvierung der 8-klassigen Volksschule 
eine Landwirtschaftsschule besucht und ist Landwirt. Er ist am 1. 1. 34 in die Kriegs­
marine eingetreten, ist jedoch nicht Berufssoldat. Am 1. 6. 38 wurde er zum Boots­
mannsmaaten und am 1.7.40 zum Oberbootsmannsmaaten befördert. Er ist nach 
eigenen Angaben einmal wegen Mißbrauchs der Dienstgewalt mit 4 Wochen ge­
schärftem Arrest bestraft, disziplinar einmal wegen Urlaubsüberschreitung. 

Auf Grund der uneidlichen, aber glaubhaften Aussagen des Leutnants G., des Verw. 
Ob. Gfr. S., des Funkmaaten K., des Signalobermaaten S. und des Obermaschinisten 
H. ist folgender Sachverhalt festgestellt: 

91 § 330 a StGB: „Wer sich vorsätzlich oder fahrlässig durch den Genuß geistiger Getränke 
oder durch andere berauschende Mittel in einen die Zurechnungsfähigkeit (§ 51 Abs. 1) 
ausschließenden Rausch versetzt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Geld­
strafe bestraft, wenn er in diesem Zustand eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht. 
Die Strafe darf jedoch nach Art und Maß nicht schwerer sein als die für die vorsätzliche 
Begehung der Handlung angedrohte Strafe. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, 
wenn die begangene Handlung nur auf Antrag verfolgt wird." Zu § 5 a KSSVO vgl. 
S.457 ff. 

92 Dokumente zu diesem Fall in: BA/ZNS, Untersuchungsakten, Sign. Fr. 313. Im Bericht 
des Leitenden Richters vom selben Tage hieß es ausdrücklich: „Der Angeklagte ist we­
gen Zersetzung der Wehrkraft und wegen Vergehens gegen § 330 a RStGB zweimal zum 
Tode verurteilt." 
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Am 19. 4. 45 vormittags war der Angeklagte von K. zu Schnaps eingeladen. Es 
wurde eine Flasche getrunken, wieviele Leute daran beteiligt waren, hat nicht fest­
gestellt werden können. Der Angeklagte war angetrunken, er hatte zwar glasige Au­
gen, seine Sprache war aber klar und deutlich, er torkelte nicht. Er war über irgend­
etwas wütend und äußerte: 

Der Führer ist ein schwuler Hund und hat uns alle ins Unglück gestürzt und ich 
werde schon mit ihm abrechnen. Er muß erschossen werden. 

Kurz darauf stand er mit erhobener Faust am Fallreep und schrie: 
Wir kämpfen nur noch für die Kommune. 

Der Angeklagte will sich infolge von Trunkenheit an nichts erinnern. Er behauptet, 
durchaus national eingestellt zu sein, bei gelegentlichen pessimistischen Stimmungen 
in letzter Zeit habe er unter seinen Kameraden aufmunternd gewirkt. Letzteres ist 
von dem Sign. Ob. Mt. S. bestätigt, der ebensowenig wie die übrigen Zeugen jemals 
irgendwelche üble Äußerungen des Angeklagten gehört hat. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Äußerung des Angeklagten nicht 
nur im höchsten Maße beleidigend für den Führer ist, sondern auch, da sie in Ge­
genwart von Kameraden, die darüber empört waren, gefallen ist, objektiv zer­
setzend und den Willen zur wehrhaften Selbstbehauptung zu lähmen geeignet ist. 
Sie ist auch öffentlich i. S. des § 5 Ziff. 1 KSSVO93 gemacht und dem Angeklagten ist 
das auch bewußt gewesen, denn als älterer Uffz. konnte er nicht annehmen, daß die 
Kameraden darüber schweigen würden, was sie ja auch gar nicht durften. Er ist auch 
nicht einmal zur Einsicht gekommen, als K. ihm sofort erwiderte, er werde das mel­
den, hat vielmehr entgegnet, K. könne machen, was er wolle. Der Angeklagte ist auch 
nicht unzurechnungsfähig i. S. des § 51 RStGB gewesen, denn er sprach klar und 
deutlich, torkelte nicht und ist anschließend zum Kommandanten gegangen, um die 
Bücher unterschreiben zu lassen. 

Die zweite Äußerung mit erhobener Faust stellt neben einer Zersetzung auch die 
Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens dar, denn sie kann nichts ande­
res bedeuten, als die Kundgabe der Absicht, mit einem etwaigen kommunistischen 
Umsturz gemeinsame Sache zu machen, wenn sie nicht gar bedeuten sollte, daß er 
Soldaten auffordern wollte, ebenso zu handeln. Er ist daher weiter nach § 83 RStGB94 

zu bestrafen. 
Am 20. 4. 45 verschaffte sich der Angeklagte von dem Zimm. Ob. Gfr. H. 2 Fla­

schen Rum. Er fragte nicht nach der Herkunft. Daß H. den Rum gestohlen hat, ließ 
sich nicht nachweisen, folglich auch nicht ein Bewußtsein des Angeklagten von einer 
etwaigen strafbaren Erlangung des Alkohols. Von der Anklage der Hehlerei mußte 
daher der Angeklagte freigesprochen werden. 

Er nahm eine Flasche Rum mit an Land und trank sie mit einer unbekannten 
Frauensperson in St. Pauli aus und zwar zum überwiegenden Teil, wie ihm nicht 
zu widerlegen war, selbst. Er nahm dann die Frau mit an Bord, der Strm. R. nahm 

93 Vgl. Anm. 70. 
94 § 83 StGB lautete: „Wer öffentlich zu einem hochverräterischen Unternehmen auffordert 

oder anreizt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. Ebenso wird bestraft, wer 
ein hochverräterisches Unternehmen in anderer Weise vorbereitet. Auf Todesstrafe oder 
auf lebenslanges Zuchthaus oder auf Zuchthaus nicht unter zwei Jahren ist zu erkennen, 
wenn die Tat 1. darauf gerichtet war, zur Vorbereitung des Hochverrats einen organisa­
torischen Zusammenhalt herzustellen oder aufrechtzuerhalten, oder 2. darauf gerichtet 
war, die Reichswehr oder die Polizei zur Erfüllung ihrer Pflicht untauglich zu machen, 
das Deutsche Reich gegen Angriffe auf seinen äußeren oder inneren Bestand zu schüt­
zen.. . " 
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auch eine Frau mit. An Bord wurde dann noch die zweite Flasche Rum ausgetrun­
ken. 

Gegen 6.30 fand der Ob. Msch. H. den Angeklagten in dem am Kai liegenden Bei­
boot. Der Angeklagte erzählte in ziemlich verworrener Weise, daß er Zucker besorgt 
habe, der irgendwo herumgelegen hätte. H. veranlaßte ihn, an Bord zu kommen. 
Der Angeklagte brachte einen Sack voll Zucker mit, etwa 40 Pfund. Die Herkunft 
hat nicht aufgeklärt werden können, erschien auch angesichts der übrigen schwerer 
wiegenden Straftaten nicht erforderlich. 

Gegen 8.30 traf der I. WO Lt. G. den Angeklagten mit 2 Mädchen in der Kammer. 
Er befahl ihm, die Mädchen sofort von Bord zu schaffen, und seinen Dienst unver­
züglich aufzunehmen. Nach etwa 1/4 Stunde erklärte er auf Befragen, daß die Mäd­
chen noch an Bord seien, sie kämen nur von Bord, wenn er sie selbst von Bord brin­
gen dürfe. Das wurde selbstverständlich verweigert. Darauf pöbelte der Angeklagte 
den Vorgesetzten an, erklärte, er habe an Bord keinen Vorgesetzten mehr, er tue, was 
er wolle und lasse sich von keinem etwas befehlen. Hierin liegt, wie keiner weiteren 
Ausführung bedarf, eine ostentative Gehorsamsverweigerung nach § 94 MStGB. 

Als Lt. G. ihm den Befehl gab, sofort in seine Kammer zu gehen, faßte der An­
geklagte den Vorgesetzten am Rock an und schüttelte ihn. Darin liegt sowohl ein 
tätlicher Angriff gegen einen Vorgesetzten wie eine Widersetzung, denn er wollte 
den Vorgesetzten offensichtlich veranlassen, von der Durchführung des Befehls Ab­
stand zu nehmen (§§ 96, 97 MStGB). 

Gleich darauf kam Fliegeralarm. Der Angeklagte stellte sich ans Fallreep und pö­
belte in übelster Weise. Zu Lt. G. sagte er u. a.: 

Du Lump gehörst an die Front. 
Als Lt. G. an Land ging, rief er in Gegenwart von vielen Soldaten: 

Da geht der Feigling an Land. 
Zum Fallreepsposten sagte er: 

Wirf das Gewehr in den Bach, es hat ja doch keinen Zweck mehr. 
In diesen Äußerungen liegt außer einer Beleidigung eine Zersetzung der Wehrkraft 
nach § 5 Ziff. 2 KSSVO95. 

Die Angaben der Zeugen über den Trunkenheitsgrad des Angeklagten sind nicht 
ganz einheitlich. Nach der Aussage des Lt. G. hatte der Angeklagte zwar stiere Au­
gen, seine Sprache war aber klar, auch torkelte er nicht, konnte vielmehr eine steile 
Treppe ohne sich festzuhalten hinabgehen. Lt. G. ließ ihn in eine Munitionskam­
mer einsperren. Als er ihn nach etwa 1/4 Stunde wieder aufsuchte, lag der Angeklag­
te fest schlafend am Boden und war nicht zu wecken. Nach der Aussage des Zeugen 
S. hatte der Angeklagte ihn wegen des Geburtstages des Zeugen 10 Minuten vor dem 
ersten Befehl des Lt. G. zu einem Schnaps eingeladen, ohne daß dem Zeugen eine 
besonders starke Trunkenheit aufgefallen wäre. Der Zeuge K. hat kein Urteil darü­
ber, ob der Angeklagte an diesem Tage stärker betrunken war als am Vortage. Dem 
Sign. Ob. Mt. S. hatte der Angeklagte erzählt, er habe 4 Sack Zucker gestohlen und 
war nicht zur Ruhe zu bringen. Dieser Zeuge meint auch, der Angeklagte sei so stark 
betrunken gewesen, daß er nicht gewußt habe, was er tat. 

Unter diesen Umständen hat das Gericht eine Unzurechnungsfähigkeit des Ange­
klagten i. S. des § 51 Absatz I RStGB nicht mit hinreichender Sicherheit ausschließen 
können, so daß der Angeklagte nicht wegen der Grundtaten bestraft werden kann. 
Er hat sich aber fahrlässig in diesen Zustand versetzt und ist daher nach § 330 a 
RStGB zu bestrafen. 

95 Vgl. Anm. 70. 
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Wer in dieser Zeit der äußersten Anspannung und der höchsten Not des deutschen 
Volkes den Führer in solcher Weise beleidigt und objektiv zersetzend wirkt, der ver­
liert jede Möglichkeit, daß seine Tat als ein minder schwerer Fall angesehen werden 
könnte. Persönliche Umstände können nicht berücksichtigt werden. Auch wenn der 
Angeklagte bisher ein ordentlicher Soldat gewesen ist und sich ähnliches nicht hat 
zu schulden kommen lassen, so ist doch die Tat in dieser Zeit objektiv so gefährlich, 
daß sie nur mit dem Tode gesühnt werden kann. 
Auch bei der nach § 330 a RStGB zu erkennenden Strafe war nach § 5 a KSSVO 
über den ordentlichen Strafrahmen hinauszugehen. Insbesondere die Aufforderung 
an den Fallreepsposten, das Gewehr wegzuwerfen, da es ja doch keinen Zweck mehr 
habe, stellt in der gegenwärtigen Lage einen so schweren Verstoß gegen die Manns­
zucht dar, daß auch diese Tat nur mit dem Tode gesühnt werden kann, denn für die 
Wirkung nach außen kommt es nicht auf die Tatsache der Trunkenheit sondern al­
lein darauf an, daß ein Vorgesetzter eine solche Äußerung gegen Untergebene macht 
und damit den Geist vom November 1918 wachruft. 

Die Nebenstrafen ergeben sich aus § 31 MStGB und § 32 RStGB."96 

Das Todesurteil wurde vom Gerichtsherrn am 1. Mai — ohne Einschaltung 

des wohl nicht mehr erreichbaren OKM — bestätigt, die sofort angeordnete Voll­

streckung vor dem Einrücken der Briten in das zur „offenen Stadt" erklärte 

Hamburg aber offensichtlich nicht mehr durchgeführt. 

Am 2 1 . März 1946 hob die Marinegerichte-Auffangstelle das Urteil zum 

Teil auf und empfahl dem Chef der Deutschen Minenräumdienstleitung als 

Gerichtsherrn und höchster deutscher Marineinstanz eine gnadenweise Umwand­

lung des immer noch verbleibenden Todesurteils in eine Gefängnisstrafe: 

„I. Vermerk: 

Aus der Strafverfahrensliste des Ger. KMD. Hamburg J. II 1945 ergibt sich, daß das 
Urteil nicht vollstreckt ist. Jedenfalls fehlen entsprechende Eintragungen in der Spal­
te 10. Es wird daher davon ausgegangen, daß es zu einer Vollstreckung des Todesur­
teils nicht mehr gekommen ist. Vollstreckungsentscheidung [hinsichtlich der verblei­
benden Gefängnisstrafe] kann erst ergehen, wenn Aufenthaltsort ermittelt. 

II. Verfügung: 

1. Ich hebe das Urteil des Gerichts Adm. KMD. Hamburg J. II 221/45 v. 30. 4. 1945 
gegen den früheren Ob. Bootsmannsmaaten Rudolf A. gem. Ziff. 10,2 des Gesetzes 
Nr. 1 in Verbindung mit § 7 des Gesetzes Nr. 153 der Alliierten Militärregierung 
insoweit auf, als er wegen Zersetzung der Wehrkraft in Tateinheit mit Vorberei­
tung zum Hochverrat verurteilt und § 5 a KSSVO bei der Straftat weg. § 330 a 
StGB angewandt worden ist97. 

2. Die Anklageverfügung vom 28. 4. 1945 - Bl. 2 d. A. - wird insoweit zurückge­
nommen. 
Das Ermittlungsverfahren wird insoweit eingestellt. 

96 Vgl. Anm. 52. 
97 Der kursiv gesetzte Teil wurde handschriftl. hinzugesetzt. 
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3. Das Urteil hat nunmehr folgenden Wortlaut: 
,Der Angeklagte wird wegen Vergehens gg. § 330 a RStGB98 unter Freisprechung 
im übrigen zum Tode, zur Wehrunwürdigkeit und zum dauernden Ehrverlust ver­
urteilt.' 

4. Ich befürworte einen Gnadenerweis für den früheren Ob.Bt.Mt. Rudolf A. da­
hingehend, daß das Todesurteil des Gerichts des Adm. KMD. Hamburg - J. II 
221/45 - vom 30. 4. 1945 in eine Gefängnisstrafe von 2 Jahren umgewandelt wird. 

Die Todesstrafe war nicht am Platze. Das erkennende Gericht ist davon ausge­
gangen, daß der Verurteilte die ihm zur Last gelegten strafbaren Handlungen im 
Zustande des Vollrausches begangen hat. Bei dieser Sachlage war eine Anwendung 
des § 5 a KSSVO unmöglich [!]. Wegen einer im Vollrausch begangenen Tat 
konnte der Verurteilte nicht mit dem Tode bestraft werden. Darüber hinaus hät­
te strafmildernd berücksichtigt werden müssen, daß durch Verschulden des Kom­
mandos der Verurteilte nach dem Vorfall am 19. 4. 1945 nicht sofort festgenommen 
worden ist und daß dadurch die erneute Straffälligkeit des Verurteilten ermöglicht 
wurde. Es hätte auch nicht übersehen werden dürfen, daß der Verurteilte seit 
dem 1.1.1934 Berufssoldat war und seine gerichtliche Vorstrafe nur geringfügiger 
Natur gewesen ist. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß der Verurteilte sich 
einer schweren Disziplinwidrigkeit schuldig gemacht hat, ist unter Abwägung 
aller Umstände eine Strafe von 2 Jahren Gefgs. angemessen. 

5. Karteikarte, 

6. U. m. Akten der 

Deutschen Minenräumdienstleitung 

Hamburg 

mit Gnadennachweisung und meiner Stellungnahme zur eigenen Entscheidung 
sowie zur Herbeiführung der Billigung des Brit. Marineoberbefehlshabers in 
Deutschland vorgelegt. 

Der Gerichtsherr i. V.: 

gez.: Rudolphi 
Admiralstabsrichter." 

Obwohl in dieser Verfügung die falsche Anwendung des § 5 a KSSVO, d. h. 

die Rechtswidrigkeit des Urteils sogar nach dem damals geltenden Gesetz aus­

drücklich festgestellt worden war, wurde das (zweite) Todesurteil nicht aufge­

hoben, sondern der Weg des Gnadenerweises beschritten, um die Strafe wegen 

des im Rausch begangenen Verstoßes wider die Mannszucht weiterhin voll­

strecken zu können. Der Chef der Deutschen Räumdienstleitung schloß sich 

diesem Vorschlag an und wandelte die Todesstrafe in eine Gefängnisstrafe von 

2 Jahren u m : 

98 Der hier folgende Teil: „gem. § 5 a KSSVO" wurde handschriftlich gestrichen. Wie die 
handschriftlichen Korrekturen erkennen lassen, hatte der Sachbearbeiter zunächst nur 
das (eine) Todesurteil wegen Wehrkraftzersetzung aufheben wollen. Übrig blieb dann 
die (zweite) Todesstrafe, die durch Überschreitung des Strafrahmens - § 330 a kannte als 
Höchststrafe nur 2 J. Gefängnis - mithilfe des § 5 a KSSVO zustande gekommen war; 
sie wollte er durch Gnadenerweis mildern. Diese Konstruktion war eigentlich unmöglich, 
da mit der gesamten KSSVO auch deren § 5 a abgeschafft war: auch das (zweite) Todes­
urteil war also aufzuheben. 
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„Deutsche Minenräumdienstleitung Hamburg, den 3. April 1946 
- R 1630/46 -
An 
Marinegerichte-Auffangsstelle 
Flensburg-Mürwik 
Betr.: Gnadensache A. 

In der Gnadensache von Amtswegen hat der Chef der Deutschen Minenräum­
dienstleitung am 30. 3. 46 wie folgt entschieden: 

Soweit A. wegen Zersetzung der Wehrkraft in Tateinheit mit Vorbereitung 
zum Hochverrat verurteilt worden ist, wird das Urteil aufgehoben und die An­
klageverfügung insoweit zurückgenommen. Das Ermittlungsverfahren wird insoweit 
eingestellt. 

Es bleibt folgendes Urteil übrig: 
Der Angeklagte wird wegen Vergehens gegen § 330 a RStGB unter Freisprechung 
im übrigen zum Tode, zur Wehrunwürdigkeit und zum dauernden Ehrverlust ver­
urteilt. 

Das Todesurteil wird in eine Gefängnisstrafe von 2 Jahren unter Fortfall der Ne­
benstrafen umgewandelt. Vollstreckungsentscheidung ist mangels Unterlagen zur Zeit 
nicht möglich. 

Untersuchungsakten folgen anbei zurück. 
Das weiter Erforderliche ist von dort aus zu veranlassen. 

Im Auftrage 
[gez.: Unterschrift]" 

Gerade die Notwendigkeit einer „Korrektur" ihrer eigenen Urteile nach dem 

Zusammenbruch offenbart, wie problematisch die Tätigkeit der Marinejustiz unter 

dem NS-Regime war. Eine Rechtsprechung, die an die Strafgesetze des Regimes 

und an eine von militärischen Erfordernissen geprägte Verfahrensordnung gebun­

den, der Nachprüfung und Bestätigung durch die Gerichtsherren sowie der „Steue­

rung" von oben unterworfen war, kann daher auch an rechtsstaatlichen Idealmaß­

stäben nur bedingt gemessen werden. Schon der bescheidene Ausschnitt, den die 

vorliegende Dokumentation bietet, zeigt, daß die Marinerichter teils den Vor­

schriften, Richtlinien und Intentionen der Führung freiwillig oder notgedrungen 

folgten, teils im Interesse der Gerechtigkeit aber auch von ihnen abwichen. Mög­

lichkeiten, trotz anderslautender Zuständigkeitsvorschriften — z .B . durch beratende 

oder inoffiziell-persönliche Einflußnahme auf die Entscheidungen des Gerichts­

herrn — indirekt für gerechte Lösungen zu wirken, waren für Marinerichter zwei­

fellos vorhanden, nur waren sie von personellen Beziehungen und besonderen Um­

ständen abhängig, die sich in den Akten nicht widerspiegeln. Ob sie gegebenenfalls 

genutzt wurden, ist daher schwer nachweisbar. Als sichtbare Ergebnisse der Tätig­

keit der Marinejustiz stehen jedenfalls Urteile von unverständlicher Härte, die der 

Gerechtigkeit hohnsprechen, neben Entscheidungen, die auch nach rechtsstaatli­

chen Gesichtspunkten - unter Berücksichtigung der von jeder Militärjustiz im 

Kriege anzuerkennenden Notwendigkeiten - als „normal" anzusehen sind. Wie 

alle Ressorts und Institutionen, die im damaligen Staat „funktionierten", konnte 

auch die Marinejustiz dem Verhängnis nicht entrinnen, daß sie damit zwangs­

läufig zugleich dem NS-Regime diente. 
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I N D E R P O L I T I S C H E N ORDNUNG VON W E I M A R 

Die Sozialdemokratischen Parlamentsfraktionen 

im Reich und in Preußen1 

Die Ursachen der politischen Labilität der ersten deutschen Republik sind oft 
untersucht worden. Von den akuten wirtschaftlichen, sozialen sowie innen- und 
außenpolitischen Belastungen abgesehen, werden der Weimarer Republik in 
erster Linie Strukturfehler in der formellen Verfassungsordnung — Stellung des 
Reichspräsidenten, Verhältniswahlrecht, Artikel 48, um die bekannten Stichworte 
zu nennen— angekreidet. 

In diesem Zusammenhang stößt man auf ein Problem, das nicht ohne weiteres 
formalrechtlich zu umreißen ist, obwohl es in den Kern der Weimarer Verfas­
sungsordnung hineinführt, ja möglicherweise zu denjenigen Prüfsteinen gehört, 
an denen sich Funktions- und Überlebensfähigkeit parlamentarischer Demokra­
tien überhaupt erweisen. Der Staatsrechtslehrer Erich Kaufmann hatte das Pro­
blem bereits frühzeitig gesehen, als er 1921 schrieb: „Die Parteien bestimmen die 
Richtlinien der Politik. Die Kabinettsbildung vollzieht sich durch diplomatische 
Verhandlungen zwischen den Parteien, die in Fraktionssitzungen über ihre Be­
teiligung an einer etwaigen Koalition und die Bedingungen für ihre Mitarbeit 
beraten und beschließen, die durch instruierte Gesandte miteinander verkehren 
wie fremde Mächte." Die Folge dieser außerverfassungsmäßigen Fraktionsherr­
schaft sah Kaufmann so: „Der Minister wird Mandatar seiner Fraktion, dauernd 
von ihr überwacht und in seiner Selbständigkeit und Verantwortlichkeit ge­
hemmt. Umgekehrt fühlt jede Fraktion sich verantwortlich nur für ihre eigenen 
Minister. Entgegen der papierenen Bestimmung über das ,Vertrauen des Reichs­
tages' hängt der Bestand des Kabinetts in Wahrheit an dem jederzeit kündbaren 
Burgfrieden zwischen den Koalitionsparteien."2 

Was das Schicksal der Reichsregierungen anging, so waren die Folgen dieser 
Fraktionsherrschaft über die Exekutive noch schwerwiegender, als Kaufmann 
dies am Anfang der Weimarer Zeit hatte übersehen können. In den elf Jahren 
zwischen 1919 und 1930, in denen von parlamentarischen Regierungsbildungen 

1 Geringfügig überarbeiteter Vortrag, gehalten am 21. Januar 1977 vor dem Seminarkollo­
quium des Historischen Seminars der Universität Kiel. 

2 Erich Kaufmann, Die Regierungsbildung in Preußen und im Reich, in: Die Westmark, 
1921, S. 210 f. 
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gesprochen werden konnte, entstanden und verschwanden sechzehn Reichskabi­

nette: pro Kabinett ergab sich eine durchschnittliche Lebensdauer von 8,3 Mona­

ten. Der tendenzielle Zusammenhang der vergleichsweise hektischen Regierungs­

wechsel mit dem von Kaufmann beobachteten Syndrom wird deutlich, wenn man 

die Ursachen der jeweiligen Rücktritte betrachtet. Gemäß der von Kaufmann 

zitierten Bestimmung aus Artikel 54 der Weimarer Reichsverfassung, die das 

Vertrauen des ganzen Reichstags für das Bestehen einer Regierung forderte, fie­

len lediglich drei Kabinette: die Kabinette Luther I I und Marx I I I aufgrund 

eines parlamentarischen Mißtrauensvotums, das Kabinett Stresemann I I nach 

der Ablehnung eines Vertrauensantrags. Allein sechs dagegen stürzten wegen der 

Neuorientierung von Regierungsparteien, die ihre Minister aus den Kabinetten 

zurückzogen und damit deren Demissionen bewirkten: die Reichskabinette Schei­

demann, Wirth I I , Stresemann I, Marx I, Luther I und Müller I I ; auch das 

zweite Kabinett Stresemann gehört insofern unter diese Rubrik, als die Demission 

der sozialdemokratischen Minister vom 2. November 1923 die Voraussetzung 

für das Scheitern Stresemanns vor dem Reichstag drei Wochen darauf darstellte. 

Fü r die Labilität der Reichsregierungen in der Weimarer Zeit, die schließlich die 

Übernahme der Kabinettsbildungen durch den Reichspräsidenten geradezu unum­

gänglich werden ließ und die Ära des semiparlamentarischen Notverordnungs-

regiments in der Endphase der Ersten Republik heraufbeschwor, scheint also nicht 

zuletzt das systemwidrige Fehlverhalten solcher Parteien oder Fraktionen verant­

wortlich zu sein, auf denen die Regierungen selbst beruhten. 

Offenbar lag hier eine Dysfunktion ausschlaggebender staatstragender und ver­

antwortlicher Kräfte der Weimarer Republik vor. Die Erklärungen, die in der 

Regel für diese Erscheinung vorgetragen werden, lassen sich ungefähr so zusam­

menfassen: Den deutschen Parteien war typischerweise eine gewissermaßen to­

talitäre Denkweise zueigen, in dem Sinne, daß es ihnen wesentlich schwerer als 

den Parteien anderer demokratisch-parlamentarisch verfaßter Staaten fiel, über 

die Grenzen ihrer Ideologien, Programme und Interessen hinwegzublicken, so 

daß jede Politik, die der eigenen Anschauung nicht genau entsprach, ohne wei­

teres als die des parteipolitischen Gegners erschien. Diese Anschauungsweise, die 

das Kräftefeld der parlamentarischen Demokratie weithin unter dem Blickwinkel 

einer Freund-Feind-Polarisierung sah, wird hauptsächlich mit den Besonderhei­

ten der deutschen Verfassungsentwicklung begründet: Solange die Parteien in 

den konstitutionellen Monarchien Vorkriegsdeutschlands lediglich als unvermeid­

liche Übel anerkannt, grundsätzlich aber nicht mit Regierungsbildung und Exe­

kutive befaßt waren, bestand für sie kein Grund, sich in der schmerzhaften Tu­

gend des demokratischen Kompromisses zu üben. Ihre verhältnismäßig machtlose 

Stellung verleitete sie dazu, sich stärker mit der Unfehlbarkeit der eigenen pro­

grammatischen Position als mit der Funktionsfähigkeit parlamentarisch verant­

wortlicher Regierungen zu beschäftigen. An dieser habituellen weltanschaulichen 

Fixierung änderte auch die zunehmende Verantwortung der Parteien in der Le­

gislative bis 1918 und dann der Übergang zum Parteienstaat von Weimar 
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nichts3. Diese Begründung dafür, daß den Parteien von Weimar das Verbleiben 

in Koalitionsregierungen mit dem ständigen Zwang zu Kompromissen und Ab­

strichen von der eigenen Programmatik so schwer fiel, scheint insgesamt stich­

haltig zu sein, ist aber doch zu undifferenziert. 

E in Vergleich führt hier weiter. I n Berlin gab es zwei Regierungen und zwei 

Parlamente, neben denen des Reichs auch die des Freistaats Preußen. Preußen, 

mit Abstand der größte deutsche Einzelstaat, der annähernd zwei Drittel des 

Reichsgebiets umfaßte und schon aus diesem Grund im politischen Gefüge der 

Republik eine unübersehbare Machtballung darstellte, war im großen und ganzen 

nicht anders verfaßt als das Reich: Die gleichen politischen Kräfte, die die Wei­

marer Reichsverfassung aus der Taufe gehoben hatten, hatten auch und unter aus­

drücklichem Verweis auf die Reichsverfassung die preußische Verfassung entste­

hen lassen; der „Vater der Reichsverfassung", Hugo Preuß, war auch ausschlag­

gebendes Mitglied des Verfassungsausschusses der Preußischen Landesversamm­

lung gewesen4. Mit Ausnahme der BVP waren alle Reichstagsparteien auch im 

Preußischen Landtag vertreten, und schon aufgrund des engen räumlichen Ne-

beneinanders bestanden intensive Beziehungen zwischen den Parlamenten und 

Regierungen des Reichs und Preußens5 . Während aber die politischen Verhält­

nisse auf der Seite des Reichs instabil und brüchig waren, erschien Preußen als 

der genaue Gegenpol: von Februar 1919 bis Mai 1932 regierte in Preußen die 

Weimarer Koalition aus SPD, Zentrum und DDP/Staatspartei , der sich von 1921 

bis 1925 die D V P zugesellte. Lediglich zwischen April und Oktober 1921 war die 

SPD in der preußischen Regierung nicht vertreten, die sich währenddessen auf 

eine Minderheitskoalition von Zentrum und D D P stützte. Der Eindruck außer­

gewöhnlicher Stabilität in Preußen wird durch die auffallende Konstanz der Re­

gierungsführung unterstrichen; der sozialdemokratische Ministerpräsident Otto 

Braun amtierte mit nur kurzen Unterbrechungen von 1920 bis 1932, rechtlich 

gesehen sogar bis März 1933. Nicht einmal das Fehlen einer Landtagsmehrheit 

3 Siehe Friedrich Glum, Das parlamentarische Regierungssystem in Deutschland, Großbritan­
nien und Frankreich, München/Berlin 1950, S. 553 ff.; Herman Finer, The Theory and 
Practice of Modern Government, New York 1949, S. 346 ff.; Karl Dietrich Bracher, Die 
Auflösung der Weimarer Republik, 5. Aufl. Villingen 1971, S. 3 ff., 26 ff., 58 ff.; Werner 
Conze, Die deutschen Parteien in der Staatsverfassung vor 1933, in: E. Matthias/R. Mor-
sey, Das Ende der Parteien 1933, Düsseldorf 1960, S. 3 ff.; Siegmund Neumann, Die Par­
teien der Weimarer Republik, Stuttgart 1965, S. 19 ff., 96 ff.; Gerhard Schulz, Deutschland 
seit dem Ersten Weltkrieg 1918-1945, Göttingen 1976, S. 62 ff. 

4 Zur Entstehung der preußischen Verfassung vom 30. 11. 1920 und zu ihrer Anlehnung an die 
Reichsverfassung siehe Robert Piloty, Die neue preußische Verfassung, in: Archiv des öffent­
lichen Rechts XXXX (1921), S. 87 ff.; Hugo Preuß, Die Verfassung des Freistaats Preußen, 
in: Deutsche Juristen-Zeitung 25 (1920), S. 793 ff.; Fritz Stier-Somlo, Das Preußische Ver­
fassungsrecht, Bonn 1922, S. 38 ff. 

5 Siehe Hagen Schulze, Otto Braun oder Preußens demokratische Sendung, Frankfurt/Berlin/ 
Wien 1977, S. 397 ff.; Hans-Peter Ehni, Bollwerk Preußen?, Bonn-Bad Godesberg 1975, 
S. 15 ff. 
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für die preußische Regierungskoalition zwischen 1925 und 1928 führte zum Aus­
einanderbrechen des Koalitionsbündnisses. Dieser offensichtliche Kontrast zwi­
schen den beiden Seiten der Wilhelmstraße — das Preußische Staatsministerium 
lag der Reichskanzlei schräg gegenüber — bedarf der Erklärung. Weshalb ver­
hielten sich die preußischen Regierungsfraktionen so anders als ihre Schwestern­
fraktionen im Reichstag? 

Fassen wir die bis in die dreißiger Jahre mit Abstand größten Fraktionen im 
Reichs- wie im Landtag, die sozialdemokratischen Fraktionen, näher ins Auge. 
Während die SPD in Preußen fast die gesamte Weimarer Zeit über an der Regie­
rungsverantwortung beteiligt war, saßen in 8 von 16 parlamentarisch gebildeten 
Reichsregierungen sozialdemokratische Minister. Vier dieser acht Kabinette fie­
len, weil die SPD-Frakt ion ihre Minister zurückzog. Alle vier Fälle — der Sturz 
des zweiten Kabinetts Wir th im November 1922, des ersten und zweiten Kabi­
netts Stresemann im Oktober und November 1923, des zweiten Kabinetts Müller 
im März 1930 — wurden von der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion in der 
Hauptsache mit sozialpolitischen Begründungen versehen, deren Geringfügig­
keit im Verhältnis zu den jeweiligen Folgen der Regierungsrücktritte den heutigen 
Beobachter frappiert und bereits damals, auch aus dem eigenen Lager heraus, 
scharf kritisiert worden ist. Es soll hier nicht auf die Fälle im einzelnen einge­
gangen werden; es genügt als Beispiel, an den Anlaß zu erinnern, der 
zum Rücktritt des sozialdemokratischen Reichskanzlers Hermann Müller 
im März 1930 führte: Es ging um die Sanierung der Arbeitslosenversiche­
rung durch eine Beitragserhöhung, die nach langem Tauziehen zwischen den 
Koalitionsparteien von Zentrum, D D P und D V P auf 3 3 /4 Prozent angesetzt 
wurde, während die SPD-Fraktion sich lediglich zu einer Erhöhung um 3 1/2 
Prozent verstehen wollte und, als sie ihre Vorstellung nicht durchsetzen konnte, 
den Reichskanzler zum Rücktritt zwang. Der öfters gebrauchte Hinweis auf die 
Intrigen, die sich hinter Müllers Rücken seitens der Reichswehrführung, des 
Reichslandbunds und der Umgebung des Reichspräsidenten abspielten, auf die 
Dolchstoßabsichten der Volkspartei und die zunehmende Unlust Hindenburgs, 
zusammen mit der demokratischen Linken zu regieren, ist in diesem Zusammen­
hang nicht stichhaltig, denn alle diese Momente spielten, soweit bekannt, weder 
bei der Entscheidungsfindung in der SPD-Reichstagsfraktion oder im Reichs­
kabinett noch in den öffentlichen Argumenten für den Regierungsrücktritt eine 
Rolle. Ausschlaggebend war vielmehr jenes Viertelprozent Beitragserhöhung, das 
als Begründung für das Scheitern der letzten parlamentarisch legitimierten 
Reichsregierung der Weimarer Republik herhalten mußte . 

Vergleichbare, wenn nicht erheblichere Anlässe, die Regierungsmitarbeit auf­
zukündigen, bestanden auch für die preußische SPD-Landtagsfraktion des öfte­
ren. Entsprechend den Kompetenzabgrenzungen zwischen Reich und Ländern 
ergaben sich die möglichen Bruchstellen zwar auf anderen Gebieten als auf 
Reichsebene — konfliktträchtig waren vor allem Fragen der Kultur- und Beam­
tenpolitik sowie der Verwaltungsreform — aber das besagte nicht, daß diese Pro-
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bleme im preußischen Rahmen weniger brisant gewesen wären, als es die wirt-
schafts- und sozialpolitischen für die SPD-Reichstagsfraktion waren. Aber selbst 
der härteste Zusammenstoß zwischen Landtagsfraktion und preußischer Staats­
regierung, der im Oktober 1926 wegen des vom Staatsministerium vorgelegten 
Gesetzentwurfs zur Regelung der Fürstenabfindung stattfand6, berührte den 
Bestand der Koalitionsregierung nicht. Was war hier anders? 

Betrachten wir die beiden Fraktionen näher. Die SPD-Fraktion des 1. Reichs­
tags (1920-1924) und die des 1. Preußischen Landtags (1921-1924) waren an­
nähernd gleich groß, die Reichstagsfraktion umfaßte 112, die Landtagsfraktion 
114 Abgeordnete. Zwar lag der prozentuale Anteil der Landtagsfraktion an der 
gesamten Mandatszahl des Parlaments mit 114:402 = 26,3 Prozent leicht über 
dem der Reichstagsfraktion mit 112:459 = 21,6 Prozent, aber für sich gesehen 
waren beide Fraktionen miteinander vergleichbar7. 

Auf den ersten Blick fällt auf, daß die durchschnittliche Parlamentserfahrung 
der Mitglieder der Reichstagsfraktion sehr erheblich über der ihrer preußischen 
Kollegen lag: 46 Prozent der sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten von 
1920 waren bereits vor 1918 Mitglieder des Reichstags gewesen, 41 Prozent schon 
vor dem Weltkrieg, 8 Prozent sogar schon vor 1900. Von den Mitgliedern der SPD-
Landtagsfraktion besaßen dagegen nur neun, also 8 Prozent, parlamentarische Er­
fahrungen, die über die Revolutionszeit zurückreichten. 

Die Gründe für diese Abweichung liegen im unterschiedlichen Wahlrecht im 
Reich und in Preußen vor der Novemberrevolution. Im Reichstag des gleichen 
Wahlrechts hatten seit den Wahlen von 1912 110 Sozialdemokraten gesessen, 
während 1913 in das Abgeordnetenhaus des preußischen Drei-Klassen-Wahl­
rechts ganze zehn SPD-Abgeordnete eingezogen waren. Die preußische Landtags­
fraktion war also in der Partei bis 1919 eine quantité négligeable gewesen. Ganz 
anders die Reichstagsfraktion: Sie blickte zurück auf eine lange Tradition des Wi­
derstands gegen die autoritäre Staatsgewalt des Kaiserreichs, ihre Politik war 
seit jeher sichtbarer Ausdruck der grundsätzlichen Opposition der deutschen So­
zialdemokratie gegen die politischen und gesellschaftlichen Zustände des halb­
feudalistischen wilhelminischen Obrigkeitsstaats gewesen. Ihr Element war das 
der Opposition, der Kritik am Staatsapparat und an den Machthabern gewesen, 
eine Tradition, die sich nicht ohne weiteres abstreifen ließ. Eine Regierung zu 
stützen, sie gegen parlamentarische Angriffe abzuschirmen, war für sie ein un­
gewohntes Geschäft. Von der SPD-Landtagsfraktion hatten hingegen nur vier 
Mitglieder bereits der sozialdemokratischen Fraktion im preußischen Abgeord­
netenhaus angehört, drei von ihnen - Paul Hirsch, Conrad Haenisch, Otto Braun 
- waren zudem gleich nach der Revolution in Ministerposten eingerückt, der vier-

6 Siehe Schulze, Otto Braun, S. 508 f. 
7 Daten nach Reichstags-Handbuch, I. Wahlperiode 1920 ff.; Handbuch für den Preußischen 

Landtag, Ausgabe für die 1. Wahlperiode 1921 ff.; Cuno Horkenbach, Das Deutsche Reich 
von 1918 bis heute (Bd. 1), Berlin 1930, S. 402 ff. Zum Folgenden vgl. die Tabelle auf S. 432. 
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te, Robert Leinert, war Landtagspräsident. Diese Situation, daß nämlich die 

preußische SPD-Fraktion so gut wie vollständig ihre Existenz dem neuen Wahl­

recht verdankte, machte einen wesentlichen Unterschied aus und erleichterte es 

ihren Mitgliedern, sich in den gewandelten Verhältnissen der Republik zu orien­

tieren. 

Auch in anderer Hinsicht war die Zusammensetzung der beiden Fraktionen un­

terschiedlich. Im Reichstag saß die Parteielite, neben Spitzenfunktionären aus 

Partei und Freien Gewerkschaften — auf sie wird noch gesondert einzugehen 

sein — vor allem diejenigen, die der Partei die Impulse und Formulierungen für 

ihre Politik lieferten, die Parteiideologen und -redakteure. Das Reichstagshand­

buch weist 35 Schriftsteller und Redakteure unter den SPD-Abgeordneten aus, 

also 31 Prozent der Fraktion mit intellektuellen Berufen; unter die gleiche Ru­

brik fallen lediglich 15 SPD-Landtagsabgeordnete, also nur 13 Prozent. Das 

auffallende Gewicht dieser Gruppe in der Reichstagsfraktion — fast ein Drittel — 

wird noch unterstrichen durch ihre besonders hohe Parlamentserfahrung: zwei 

von drei Mitgliedern des „Intellektuellenflügels" hatten bereits vor 1914 dem 

Reichstag angehört. Das war ein Element der Unruhe und Kritik im guten wie 

im schlechten Sinne, intellektueller und daher individualistischer und weniger 

disziplingewohnt als die Masse der Arbeiterfunktionäre, die ihrerseits die preu­

ßische Landtagsfraktion eindeutig dominierten: ein massiver Block von 78 Par­

tei- und Gewerkschaftssekretären, die somit 69 Prozent der Fraktionsstärke aus­

machten, erzogen im Geist der Disziplin und Solidarität und an effektive Füh­

rung gewohnt. 

Es ließe sich einwenden, daß auch im Reichstag die Gruppe der Partei- und Ge­

werkschaftsbürokraten mit 58 Prozent der Gesamtfraktionsstärke zwar deutlich 

niedriger als im Landtag repräsentiert war, aber doch mit Abstand den stärksten 

Block darstellte. Aber bei näherer Betrachtung zeigen sich weitere Unterschiede. 

Was die Parteisekretäre angeht, die im Reichs- wie im Landtag mit je 21 Prozent 

gleichstark vertreten waren, so ergeben sich bedeutende Rangdifferenzen. Von 

den 23 Parteisekretären in der Reichstagsfraktion gehörten allein 11 dem Partei­

vorstand an: Hermann Müller, Otto Wels, Otto Braun, Adolf Braun, Hermann 

Molkenbuhr, Franz Krüger, Marie Juchacz, Richard Fischer, Karl Hildenbrand, 

Emilie Ryneck, Heinrich Schulz. Von den 24 Parteisekretären in der Landtags­

fraktion waren dagegen nur drei Mitglieder der Parteispitze, zwei von ihnen dazu 

Doppelmandatare: Otto Braun, Franz Krüger und Friedrich Bartels. Braun war 

zudem für seine Amtszeit als Minister und Ministerpräsident aus dem Parteivor­

stand ausgetreten, Krüger starb schon 1924; Bartels war von 1925 bis zu seinem 

Tod 1931 Landtagspräsident, spielte aber in der Fraktion keine nennenswerte 

Rolle. 

Ähnlich stand es mit der umfangreichen Gruppe der Gewerkschafts- und Ar­

beitersekretäre: In der Reichstags- wie in der Landtagsfraktion je 35 Prozent, 

in beiden Fällen 40 Personen; während jedoch in der Reichstagsfraktion 17 Mit­

glieder der General-Kommission bzw. des ADGB-Bundesvorstands sowie Vor-
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sitzende und stellvertretende Vorsitzende der gewerkschaftlichen Zentralverbände 

saßen (Bauer, Bender, Brey, Brunner, Giebel, Girbig, Kähler, Legien, Peine, 

Rieke, Schlicke, Georg Schmidt, Robert Schmidt, Thabor, Wissell), gab es in der 

Landtagsfraktion deren nur vier (Haas, Husemann, Kähler und Meyer). Während 

also die Gesamtgruppe der Partei- und Gewerkschaftssekretäre im Reichstag zu 

einem hohen Prozentsatz aus Spitzenfunktionären bestand, spielten diese in der 

Landtagsfraktion keine nennenswerte Rolle; hier dominierte vielmehr die Masse 

der Funktionäre aus dem zweiten und dritten Glied, die Kreis- und Ortsvereins -

Vorsitzenden und -Sekretäre, die freigewerkschaftlichen Gau- und Bezirkssekre­

täre und die Arbeitersekretäre, zu denen noch eine Anzahl lokaler Krankenkassen-

und Konsumbeamter hinzukam. 

In diesem Zusammenhang dürfte auch eine Rolle gespielt haben, daß die so­

zialdemokratischen Gewerkschaftler im Preußischen Landtag durchschnittlich 

fünf Jahre jünger waren als ihre Kollegen in der Reichstagsfraktion. Die Gewerk­

schaftler der Reichstagsfraktion waren in der Regel in den 90er Jahren des 19. 

Jahrhunderts in der Hierarchie aufgestiegen, zu einer Zeit, als zwischen SPD 

und Freien Gewerkschaften eine strikte personelle und weitgehend auch program­

matische Trennung herrschte. Etwa um die Jahrhundertwende hatte sich jedoch 

die Trennlinie zu verwischen begonnen, das Überwechseln zwischen Gewerk­

schafts- und Parteiposten wurde zunehmend häufiger8, und in den Biogra­

phien zahlreicher Gewerkschaftsbeamter in der preußischen Landtagsfraktion 

spiegelt sich diese Entwicklung wieder, die auf eine engere personelle Verklam­

merung von Partei und Gewerkschaften hinauslief. 

Die Serie der Abweichungen zwischen beiden Fraktionen ließe sich noch fort­

führen. So liegen zum Beispiel der Bildungsstandard der Landtagsfraktion leicht, 

ihr Durchschnittsalter signifikant unter den entsprechenden Werten der Reichs­

tagsfraktion. Vor allem ist aber festzuhalten, daß diese Tendenzen sich im Ver­

lauf der Weimarer Zeit fortsetzten, ja teilweise noch verstärkten. Das lag einmal 

daran, daß der Grundsatz „zuletzt geheuert, zuerst gefeuert" auch und in beson­

derem Maße in der Reichstagsfraktion angewandt wurde; die Chancen eines Alt­

parlamentariers, im nächsten Reichstag wieder einen Sitz zu erhalten, waren 

weitaus größer als die eines parlamentarischen Neulings. Das traf zwar im 

Grundsatz auch für die Landtagsfraktion zu, hatte aber wegen deren geringer 

parlamentarischer Tradition keine erheblichen Auswirkungen, denn „Altparla­

mentarier" gab es eben kaum. 

Die divergierenden Tendenzen verstärkten sich zudem noch durch die Wieder­

vereinigung der SPD- mit den USPD-Fraktionen im September 1922. Die USPD-

Reichstagsfraktion war erheblich umfangreicher als die USPD-Landtagsfraktion. 

Während sich die USPD zum Zeitpunkt der Reichstagswahl vom 6. Juni 1920, 

8 Siehe Wilhelm Heinz Schröder, Die Sozialstruktur der sozialdemokratischen Reichstags-
kandidaten 1898-1912, in: Herkunft und Mandat (= Schriftenreihe der Otto-Brenner-
Stiftung 5), Frankfurt/Köln 1976, S. 93 ff. 
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kurz nach dem Kapp-Putsch, auf dem Höhepunkt ihres Einflusses auf traditio­

nelle sozialdemokratische Wählerschichten befunden hatte, hatte sie bereits ein 

gutes halbes Jahr später, als die Wahlen zum ersten Preußischen Landtag statt­

fanden, ihre linkssozialistische Oppositionsrolle hauptsächlich an die KPD weiter­

gegeben. Den 80 USPD-Abgeordneten des Reichstags von 1920 standen so ledig­

lich 28 USPD-Landtagsabgeordnete gegenüber. Nach dem Zusammenschluß der 

SPD- mit den USPD-Frakt ionen im September 1922 ergab sich also im Reichs­

tag eine Fraktionszusammensetzung von 102 SPD- + 61 USPD- ( = 163 VSPD-) 

Abgeordneten, also ein Verhältnis S P D : USPD = 1,6:1, während die neue 

VSPD-Landtagsfraktion 114 SPD- + 25 USPD- ( = 139 VSPD-) Abgeordnete 

umfaßte, was einem Verhältnis S P D : U S P D = 4 ,5 :1 entsprach9. Aber nicht nur 

quantitativ war die ehemalige USPD in der vereinigten Reichstagsfraktion ganz 

erheblich stärker repräsentiert als in der Landtagsfraktion; auch der Anteil der 

Intellektuellen stieg so in der Reichstagsfraktion weiter an, während in der Land­

tagsfraktion in dieser Beziehung keine erheblichen Veränderungen auftraten. 

Daraus ergab sich ein weiterer und einschneidender Unterschied. In der Reichs­

tagsfraktion konnte sich auf der Basis eines ganz erheblich gestärkten linken Flü­

gels eine organisierte, wenn auch in Einzelfällen fluktuierende linke Opposition 

mit bedeutenden innerfraktionellen Pressionsmöglichkeiten unter der Führung 

markanter Persönlichkeiten wie Paul Levi und Max Seydewitz ausbilden. In der 

Landtagsfraktion dagegen fand sich weder ein Kristallisationskern noch eine po­

tentielle Anhängerschaft für eine innere Opposition; ausgesprochene Linke, wie 

der Frankfurter Parteiredakteur Hans Marckwald oder die Berliner Frauenärzt in 

Käthe Frankenthal , eine Freundin Levis, blieben Einzelgänger in der Fraktion10 . 

Zu den strukturellen Belastungen, denen die Reichstagsfraktion in weitgehen-

dem Gegensatz zu ihrer preußischen Schwesterfraktion unterworfen war, kam 

noch ein weiteres Element, das aus den unterschiedlichen Positionen der beiden 

Fraktionen im Parteiganzen herrührte. Die Reichstagsfraktion war tatsächlich, 

wenn auch nicht nach dem Wortlaut des SPD-Organisationsstatuts, ein führendes 

Parteigremium1 1 — zur Zeit des Sozialistengesetzes hatte sie die faktische Partei­

führung innegehabt —, und überdies waren Fraktions- und Parteivorstand per­

sonell weitgehend identisch: 1928 waren 14 von 19 Mitgliedern des sozialdemo-

9 Protokolle der Parteitage Augsburg, Gera, Nürnberg 1922, S. 11, 127. Die erheblich gerin­
gere Anzahl der SPD- wie der USPD-Reichstagsmandate im Vergleich zum Stand bei Be­
ginn des 1. Reichstags erklärt sich aus den zahlreichen Fraktionswechseln und den Man­
datsverlusten bei den Reichstagsneuwahlen in den Wahlkreisen Schleswig-Holstein und 
Ost/Westpreußen am 20. 2. 1921. Überdies hatten sowohl zwei Mitglieder der USPD-
Reichstags- wie der Landtagsfraktion den Übertritt nicht mitvollzogen. 

10 Siehe Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, Meisenheim 1965, 
S. 1 ff.; Richard N. Hunt, German Social Democracy 1918-1933, Yale Univ. 1964, S. 210 ff.; 
Schulze, Otto Braun, S. 387. 

11 Lediglich § 10 des SPD-Organisationsstatuts erwähnt die Reichstagsfraktion im Zusam­
menhang mit ihrer Vertretung auf den Parteitagen; der Text des Organisationsstatus 
findet sich im Anhang der Parteitagsprotokolle. 
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kratischen Parteivorstands zugleich Mitglieder der Reichstagsfraktion, 7 von 
ihnen zudem Mitglieder des siebzehnköpfigen Fraktionsvorstands. Die vier Frak­
tionsvorsitzenden — Müller, Wels, Breitscheid, Dittmann - waren zugleich Partei­
vorstandsmitglieder, Müller und Wels darüberhinaus Parteivorsitzende12. Wei­
terhin: die Reichstagsfraktion war den Parteitagen rechenschaftspflichtig, dies 
ein weiterer Grund dafür, daß die Fraktionsführung bei allen Entscheidungen 
deren Wirkung auf die gesamte Partei in Rechnung zu stellen gewohnt war. So 
spielte bei allen wesentlichen politischen Entscheidungen der Reichstagsfraktion 
stets das Argument der bedrohten Parteieinheit intern eine erhebliche Rolle; bei­
spielsweise war nicht die zusätzliche Belastung der Arbeitnehmer durch die Bei­
tragserhöhung zur Arbeitslosenversicherung im März 1930 der ausschlaggebende 
Grund für den Rücktritt Hermann Müllers, sondern die aus diesem Anlaß sicht­
bar gewordenen Spaltungstendenzen innerhalb der Reichstagsfraktion und der 
Partei: „Die Gewerkschaftspartei, das galt es zu verhindern", schrieb später der 
Mitvorsitzende der SPD, Hans Vogel. „Um jeden Preis. Deshalb fiel Müller."13 

Die preußische Landtagsfraktion dagegen war dem Einfluß des Parteivor­
stands ebenso entzogen wie dem der Parteitage; ein Parteiorgan, das ihre Haltung 
kontrolliert hätte, fehlte, vor allem nachdem der Görlitzer Parteitag 1921 das 
Recht der Landtagsfraktionen auf eigenständige taktische Entscheidungen fest­
gelegt hatte. Zwar kam es auf den Parteitagen regelmäßig zu Anträgen, die Poli­
tik der Preußenfraktion der Kontrolle eines preußischen Parteitags zu unterstel­
len, aber in keinem Fall fand sich dafür eine Mehrheit14. Preußische Parteitage, 
wie sie vor dem Ersten Weltkrieg alle drei Jahre abgehalten worden waren, fan­
den nicht mehr statt; die Landtagsfraktion war ihr eigener Herr, was ihrer tak­
tischen Beweglichkeit und relativen parteipolitischen Unbekümmertheit zugute 
kam. 

Schließlich sei noch ein weiterer Unterschied erwähnt: die in der Regel unter­
schätzte Frage der Personen. Aus allem bisher Gesagten ergibt sich, daß die 
Landtagsfraktion erheblich leichter zu führen war als ihre Schwesterfraktion im 
Reichstag. Aber die Art und Richtung dieser Führung hing unter anderem auch 
von denen ab, die sie in die Hand nahmen. Im Fall der preußischen Landtags­
fraktion handelte es sich um eine einzige Person: Ernst Heilmann, den einstigen 
Chefredakteur der rechtssozialistischen „Chemnitzer Volksstimme". Heilmann 
war seit 1919 Mitglied der Preußischen Landesversammlung und avancierte ge­
radezu stürmisch: Im März 1921 wählte ihn die Landtagsfraktion in ihren Vor­
stand, im November desselben Jahres bereits zu einem ihrer Vorsitzenden. Alle 
sozialdemokratischen Parteigremien pflegten mehrere Vorsitzende zu haben, und 
die preußische Landtagsfraktion war darin keine Ausnahme, doch seine drei 

l2 Siehe Hunt, German Social Democracy, S. 85 ff.; Schulze, Otto Braun, S. 945. 
13 Hans Vogel, Zum Artikel Otto Bauer, unveröffentlichtes Manuskript, in: Archiv der sozia­

len Demokratie (AdsD) Bonn, Emigration-Sopade/161. 
14 Parteitag Görlitz 1921, S. 170; Heidelberg 1925, S. 28; Kiel 1927, S. 70; Magdeburg 1929, 

S.72. 
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Mitvorsitzenden, August Haas, Heinrich Limbertz und Wilhelm Winzer, spielte 

Heilmann schnell und nachdrücklich an die Wand, und sein einziger potentieller 

Konkurrent, Albert Grzesinski, der Anfang 1925 zum Mitvorsitzenden gewählt 

wurde, war mit Heilmann befreundet und schied im übrigen bereits anderthalb 

Jahre später aus dem Fraktionsvorstand aus, um preußischer Innenminister zu 

werden. So beherrschte Heilmann die Fraktion fast unumschränkt; sein Frak­

tionsvorstandskollege Ernst Hamburger spricht geradezu von einer „Monokratie" 

Heilmanns15 , und die sozialdemokratische Landtagsabgeordnete Hedwig Wachen­

heim meinte im Rückblick: „Heilmann war neben Stresemann und Otto Braun 

eine der großen politischen Gestalten der Weimarer Republik. Er begriff die Auf­

gaben eines parlamentarischen Führers und verstand, die Fraktionen zu einer 

Koalition zusammenzubringen. Als Vorsitzender der sozialdemokratischen Frak­

tion im Preußischen Landtag räumte er alle Schwierigkeiten aus, die in der Frak­

tion oder im Landtag selbst Otto Braun hätten entgegentreten können, und hat 

damit zu der langen Aufrechterhaltung der Weimarer Koalition in Preußen bei­

getragen. Ja, ich möchte sagen, er — und nicht die Führer der Reichstagsfraktion 

— hat in der Weimarer Republik das Leitbild eines parlamentarischen Führers 

geschaffen."16 

Hedwig Wachenheims Urteil mag durch die Rückschau leicht verklärt gewe­

sen sein; Heilmanns Fraktionsführung war durchaus nicht ständig unangefoch­

ten. Gelegentlich kam es zu Aufständen gegen seinen autoritären Führungsstil , 

in einem Fall — am 7. Juli 1926, als er versuchte, gegen den Widerstand einer 

Fraktionsmehrheit Grzesinski als Nachfolger Severings im Amt des preußischen 

Innenministers zu lancieren — mußte Heilmann sogar den Fraktionsvorsitz nie­

derlegen. Das hinderte aber die Fraktion nicht daran, ihn sogleich nach der Som­

merpause wiederzuwählen: ein Indiz dafür, daß der gelegentliche Widerstand ge­

gen ihn rein stimmungsmäßiger Natur war und keineswegs tiefere politische oder 

programmatische Ursachen besaß17. Es ist kaum zu bezweifeln, daß die Konstanz 

der preußischen Regierungsverhältnisse ohne Heilmanns straffe Fraktionsführung 

nicht möglich gewesen wäre; der Vergleich mit dem Führungsstil Herbert Weh­

ners liegt nahe und wird durch eine Reihe weiterer vergleichbarer Eigenschaften 

verstärkt, so vor allem durch die beiden gemeinsamen Fähigkeit, ein klares stra­

tegisches Ziel mit einer kühlen taktischen Kalkulationsgabe und einem hochent­

wickelten demagogischen Talent zu vereinbaren18. 

Mit der Führung der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion sah es ganz an­

ders aus. Seit der Vereinigung der SPD- mit der USPD-Frakt ion im September 

15 Schriftliche Mitteilung Ernst Hamburgers an den Verf., 12. 3. 1975. 
16 Hedwig Wachenheim, Vom Großbürgertum zur Sozialdemokratie, Berlin 1973, S. 111. 
17 Schulze, Otto Braun, S. 512 f. 
18 Eine Biographie Ernst Heilmanns fehlt; ersatzweise siehe NDB., Bd. 8, S. 260 f.; Franz 

Osterroth, Biographisches Lexikon des Sozialismus, Bd. 1, Hannover 1960, S. 129 f.; Ge­
schichte der deutschen Arbeiterbewegung. Biographisches Lexikon, Berlin (O) 1970, S. 
193 f.; Schulze, Otto Braun, S. 388 ff. 
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1922 hatte die Fraktion vier Vorsitzende: aus der ehemaligen mehrheitssozial­
demokratischen Fraktions- und Parteiführung Otto Wels und Hermann Müller, 
aus dem USPD-Lager Rudolf Breitscheid sowie, nach einem kurzen Gastspiel 
Alfred Henkes, Wilhelm Dittmann19. Fraglos standen die vier Vorsitzenden, was 
den Zusammenhalt ihrer vergleichsweise heterogenen Fraktionen anging, vor 
einer erheblich schwierigeren Aufgabe als der Vorstand der preußischen Land­
tagsfraktion; es kam aber noch hinzu, daß die vier sich gegenseitig weitgehend 
blockierten und es keinem, auch nicht Wels, gelang, die übrigen zu dominieren 
und die Fraktionsführung in die Hand zu nehmen. Der Vorstand der Reichstags­
fraktion blieb gesichts- und farblos, ein klar erkennbares politisches Profil bekam 
er nie. Die von Noske überlieferte Bemerkung Rudolf Hilferdings aus der Zeit 
des zweiten Reichskabinetts Hermann Müller, die Fraktion sei „gänzlich führer-
und direktionslos"20, mag angesichts der gespannten Beziehungen Noskes zur 
Parteiführung tendenziös übertrieben wiedergegeben sein, aber cum grano salis 
war sie nicht falsch; jedenfalls gelang es dem Vorstand in Krisenlagen selten, die 
zahlreichen divergierenden Strömungen in der Fraktion in ein gemeinsames Bett 
zu leiten. Die Politik der SPD-Reichstagsfraktion blieb über die gesamte Wei­
marer Zeit hinweg schwer berechenbar, oft eine Frage von Zufallsmehrheiten. 
Stresemann bemerkte nach dem Sturz seiner Regierung, in der die SPD vertreten 
gewesen war, es sei so gut wie unmöglich, mit dieser Partei zusammenzuregieren, 
„weil das Kabinett bei jeder Entscheidung davon abhängig war, ob der Parteivor­
stand in der Fraktionssitzung mit 65 zu 60 Stimmen siegte oder mit 60 gegen 65 
Stimmen unterlag"21. Das war keine durch persönliche Enttäuschung oder partei­
politische Voreingenommenheit motivierte Übertreibung. Stresemanns Vorgänger 
Cuno hatte bereits die Erfahrung gemacht, daß zum Beispiel, als nach der franzö­
sisch-belgischen Ruhrbesetzung vom 11. Januar 1923 im Reichstag ein Antrag 
auf Billigung der Politik der Reichsregierung eingebracht wurde, 67 Mitglieder 
der SPD-Fraktion für den Antrag stimmten, 65 dagegen den Plenarsaal ver­
ließen, darunter Hermann Müller, der zuvor in der Fraktion die Annahme des 
Antrags empfohlen hatte; 14 weitere enthielten sich der Stimme22. Man kann der 
sozialdemokratischen Reichstagsfraktion nicht, wie der preußischen Fraktion, je 
nach Standpunkt eine richtige oder falsche politische Linie ankreiden; was sie 
über lange Strecken der Weimarer Zeit hinweg aus dem politischen Spiel aus-

19 Siehe Hans J. L. Adolph, Otto Wels und die Politik der deutschen Sozialdemokratie 1894-
1939, Berlin 1971, S. 115 ff. 

20 Gustav Noske, Erlebtes aus Aufstieg und Niedergang einer Demokratie, Offenbach 1947, 
S. 309. 

21 Stresemann auf dem DVP-Parteitag am 29. 3. 1924, zit. nach Gustav Stresemann, Vermächt­
nis, hrsg. v. Henry Bernhardt, Bd. I, Berlin 1932, S. 376. 

22 Stenographische Berichte des Reichstags, Bd. 357, 13.1.1923, S. 9437 ff.; Noske, Erlebtes, 
S. 309. Das Abstimmungsverhalten der SPD-Reichstagsfraktion unter dem Einfluß der ehe­
maligen USPD-Abgeordneten untersucht sehr instruktiv Günter Arns, Die Linke in der 
SPD-Reichstagsfraktion im Herbst 1923, in dieser Zeitschrift 22 (1974), S. 191 ff. 
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scheiden ließ, war vielmehr, daß sie eine erkennbare langfristige Linie gar nicht 

besaß. 

Daß zwischen den beiden Fraktionen erhebliche Unterschiede bestanden, war 

beiden Seiten bewußt. Der langjährige Parteivorstands-Angestellte und in der 

Spätzeit der Weimarer Republik auch Reichstagsabgeordnete Erich Rinner emp­

fand die gegenseitigen Beziehungen als „ziemlich kühl"23 . Preußische Abgeord­

nete, die es in die Reichstagsfraktion verschlagen hatte — Otto Braun, Carl Seve­

ring und seit 1928 Ernst Heilmann waren Doppelmandatare —, blieben Außen­

seiter in der Frakt ion; man war es schnell leid, ihre Kritik an der „rin in die 

Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln-Politik" der Reichstagsfraktion24 anhören zu 

müssen. Die Landtagsabgeordnete Toni Jensen, die in ihrer Eigenschaft als Par­

teiausschuß-Mitglied nach dem Panzerkreuzer-Debakel am 18. August 1928 an 

einer gemeinsamen Sitzung von Parteivorstand, Parteiausschuß und Reichstags-

fraktion teilnahm, beschrieb anschließend ihre Eindrücke so: 

„Unmöglich war natürlich die Regie, die um so geschickter sein mußte, nachdem 6 Jah­
re Abstinenzpolitik uns noch zu mancher unpopulären Handlung im Reich zwingen 
werden. Hermann Müller hat sich eben in diesen Jahren die Fraktionsführung zu 
leicht gemacht. Er war auch in seinen Ausführungen wurschtig und gleichgültig, wenn 
Ihr wollt, gut, dann treten wir aus der Regierung aus, immer negativ, immer im Rück­
zug, kein Angriff, keine Verteidigung unserer Position. Hilferding war völlig passiv, 
während Severing herzerfrischend lebendig und offen war und den radikalen Kindern 
dort Unterricht in den Grundbegriffen der Politik gab. 

Aber erschütternd in dieser Reichstagsfraktion ist der Mangel an Solidarität, dieses 
Mißtrauen gegen die Leute, zu denen man doch das Vertrauen hatte, sie in die Regie­
rung zu schicken. Kein Fraktionsvorsitzender fühlte die Verpflichtung, für die Mini­
ster einzutreten, am unangenehmsten demagogisch war Breitscheid; unmöglich ein An­
trag Löbes, zu dem Hermann Müller erklärte, daß sie sofort aus der Regierung aus­
treten würden, wenn er angenommen würde. 

Was mag Ernst [Heilmann] bei solchen Sitzungen empfinden, wo jeder Angst vor 
der Verantwortung hat. Verglichen mit jenen Leuten pflegt er die Landtagsfraktion 
gleichsam auf Flügeln über die Fährnisse hinwegzutragen."25 

In seinen Einzelheiten mag der Bericht Toni Jensens allzu emotional gefärbt 

und den Führern der SPD-Reichstagsfraktion gegenüber ungerecht erscheinen, 

aber er weist präzise auf die weit auseinandergehenden Rollenauffassungen der 

beiden Berliner Schwesterfraktionen hin. 

Aus der vorangegangenen Gegenüberstellung ergeben sich einige Schlüsse. 

Vor allem wurde deutlich, daß zwischen der äußeren Stabilität der Regierungs-

23 Schriftliche Mitteilung Erich Rinners an den Verf., 16. 1. 1972. 
24 Otto Braun, Von Weimar zu Hitler, New York 1940, S. 140; zu Brauns Stellung in der 

Reichstagsfraktion siehe Schulze, Otto Braun, S. 405 ff. 
25 Toni Jensen an Albert Grzesinski, 20. 8. 1928, in: Internationaal Instituut voor Sociale Ge-

schiedenis (IISG) Amsterdam, Nachlaß Grzesinski/77. Die Bemerkung über den „unmögli­
chen" Antrag Lobes bezieht sich auf dessen Vorschlag, der Reichstag solle „im Herbst gegen 
die Minister mobilisiert werden"; zit. nach Hermann Müller an Otto Wels, 24. 8. 1928, in: 
AdsD Bonn, Nachlaß Müller/K. 
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Verhältnisse in der politischen Ordnung von Weimar und der inneren Stabilität 

der Koalitionsfraktionen offenbar ein enger Zusammenhang bestand, ein Schluß, 

der sich vermutlich über unser konkretes Beispiel hinaus verallgemeinern läßt. 

Was die Parteigeschichte der SPD betrifft, so läßt sich auch einiges zur vielbe­

redeten Kontinuitätsproblematik ableiten. Die innere Zerrissenheit und, daraus 

folgend, das politisch so folgenreiche Schwanken der Reichstagsfraktion zwischen 

Koalitions- und Oppositionspolitik hängt unmittelbar mit den geschichtlichen 

Wurzeln dieser Fraktion zusammen, die tief in die Vorkriegsära reichten und die 

innerparteilichen Konflikte dieser Zeit — noch kompliziert durch die zusätzlichen 

Belastungen im Zusammenhang mit der Entscheidung vom 4. August 1914 — in 

die Weimarer Republik hinüberleiteten. Nur ein vollkommen neues, von tradi­

tionellen Hemmnissen unbeschwertes Parteigremium wie die Landtagsfraktion 

war offenbar in der Lage, eine funktionale Anpassung an die geänderten politi­

schen Verhältnisse der Weimarer Republik vorzunehmen; das war eine wesent­

liche Voraussetzung dafür, daß die preußische Regierung im Gegensatz zur 

Reichsregierung eine relativ dauerhafte demokratische Reformpolitik betreiben 

konnte. 

Weitere Schlüsse sind möglich, müssen jedoch mit Vorbehalten versehen wer­

den. Um zu gesicherten Generalisierungen zu gelangen, müßte der Vergleich so­

wohl auf weitere Parteien als auch auf andere Parlamente ausgedehnt werden; 

außerdem entzieht sich ein wesentliches Argument, das der unterschiedlichen 

Führungsqualitäten der beiderseitigen Fraktionsvorsitzenden, wegen der Schwie­

rigkeit, die damit verbundenen sozial- und individualpsychologischen Umstände 

zu dokumentieren, teilweise der wissenschaftlich gültigen Aussage. Dies voraus­

gesetzt, scheint in der Ta t ein Zusammenhang zwischen der Stabilität einer parla­

mentarischen Demokratie und der weitgehenden „Regierungsorientiertheit" der 

Koalitionsfraktionen, auch auf Kosten einer „innerparteilichen Demokratie" im 

Sinne einer innerfraktionellen Opposition, zu bestehen; das, was in der franzö­

sischen dritten und vierten Republik als „gouvernement d'assemblée" bezeichnet 

wurde, scheint für das parlamentarische System eher destabilisierende Funktio­

nen zu besitzen. An dem verhältnismäßig krassen Beispiel der SPD-Reichstags-

fraktion erweist sich, daß auch und gerade Kräfte, die zu den Stützen des politi­

schen Systems von Weimar gehören wollten, dieses System gefährdeten. Das Ge­

genbeispiel der preußischen Landtagsfraktion macht aber ebenso deutlich, daß 

wenigstens in diesem Punkt der Krankheitskeim nicht in der politischen Ord­

nung von Weimar selbst lag, sondern an der strukturell, historisch und sozial­

psychologisch zu erklärenden dysfunktionalen Rollenauffassung der SPD-Reichs­

tagsfraktion und an den mangelnden Führungsqualitäten ihres Vorstands, wäh­

rend die Landtagsfraktion unter der festen Führung durch Heilmann zu einer 

stabilen Stütze der preußischen Regierungskoalition werden konnte. 

Darüberhinaus scheint der Schluß zulässig, daß einige scheinbare Struktur­

fehler der Weimarer Verfassungsordnung in Wirklichkeit ambivalenten Charak­

ters waren: wie eine Regierungsfraktion die von ihr getragene Regierung stützen 
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und gegen Angriffe der Opposition abschirmen, sie aber auch aushöhlen und zu 

Fall bringen konnte, so konnten andere in ihrer konkreten historischen Auswir­

kung schädliche Faktoren, etwa die Stellung des Reichspräsidenten oder der Aus­

nahmeartikel 48, ebenso der Stabilität und Fortdauer der Republik dienen. Man­

ches von dem, was am Untergang Weimars den Strukturen und Sachzwängen zu­

geschrieben zu werden pflegt, war in Wahrheit eine Frage der Personen, ihrer 

Fähigkeiten und ihres Willens. 

Die Struktur der SPD-Fraktionen im Reichstag und Preußischen Landtag 

LT 1921 RT 1920 LT 1922 RT 1922 LT 1928 RT 1928 

Mandate 114 112 13!) 163 136 152 

Bildungsniveau: 
1. Volksschule 94 = 82% 91 = 81% 110 = 79% 138 = 83% 110 = 81% 111 = 73% 
2. Höhere Schule 5 = 4% 8 = 7 % 5 = 3% 7 = 4% 6 = 4% 10 = 6% 
3. Fachhochschule, 

Lehrerseminar 6 = 5 % 2 = 1 % 8 = 5 % 5 = 3 % 9 = 7 % 6 = 4 % 
4. Universität 10 = 9 % 13 = 11% 19 = 13% 17 = 10% 11 = 8 % 24 = 17% 

Berufe: 
5. Arbeiter, Haus­

gehilfinnen 16 = 14% 7 = 6% 22 = 15% 15 = 9% 10 = 7% 5 = 3% 
6. Parteisekretäre 24 = 21% 23 = 21% 26 = 19% 21 = 13% 29 = 21% 34 = 22% 
7. Gewerkschafts- u. 

Arbeitersekretäre 40 = 35% 40 = 35% 42 = 30% 60 = 36% 39 = 29% 40 = 26% 
8. Krankenkassen- u. 

Konsumbeamte 14 = 12% 2 = 2 % 14 = 10% 10 = 6 % 1 1 = 8 % 2 = 1 % 
9. Schriftsteller 4 = 3 % 6 = 5 % 5 = 4% 15 = 9% 6 = 4 % 27 = 18% 

10. Redakteure 11 = 10% 29 = 26% 13 = 9 % 40 = 25% 13 = 10% 29 = 19% 
9 + 10 15 = 13% 35 = 31% 18 = 13% 55 = 34% 19 = 14% 56 = 37% 
11. Lehrer 5 = 4 % 4 = 4 % 7 = 5 % 4 = 2 % 12 = 9 % 5 = 3 % 
12. Ärzte 1 = 1 % 1 = 1 % 3 = 2 % 2 = 1 % 1 = 1 % 2 = 1 % 
13. Anwälte 1 = 1 % - = - 5 = 4 % 1 = 1 % - = - 5 = 3 % 
14. Beamte _ = _ _ = _ _ = _ _ = _ 6 = 4 % 1 = 1 % 

Parlamentarische 
Erfahrung seit: 
15. Vor 1900 _ = _ 9 = 8 % - = - 1 5 = 9% - = - 5 = 3 % 
16.1900-1914 9 = 8% 37 = 33% 10 = 7% 45 = 28% 7 = 5% 30 = 20% 
17.1914-1918 _ = - 7 = 6 % - = - 6 = 4 % 1 = 1 % 3 = 2 % 
18. Nach 1918 105 = 92% 59 = 53% 129 = 93% 98 = 59% 128 = 94% 114 = 75% 

Parlamentarische 
Erfahrung der Intel­
lektuellen (9+10) : 
19. Vor 1918 3 = 20% 22 = 63% 3 = 17% 29 = 53% 2 = 10% 21 = 38% 
20. Nach 1918 12 = 80% 13 = 37% 15 = 83% 26 = 47% 17 = 90% 35 = 62% 
21. Durchschnitts­

alter 46,0 50,8 46,1 49,8 48,7 52,8 

Un te r den Beru f sangaben sind die jeweils zuletzt ausgeüb ten 15erufe ausgeworfen , wie sie aus 
den Kurzb iog raph ien der P a r l a m e n t s h a n d b ü c h e r he rvo rgehen . Die Be ru f sangaben können in 
Einzel fä l len i r r e f ü h r e n d sein, so d a ß h ie r n u r A n n ä h e r u n g s w e r t e gegeben w e r d e n können , die 
abe r für d e n Zweck dieser Stat is t ik ausre ichen . D ie P rozen t sä t ze sind au f d ie e r s t en Stel len vor 
d e m K o m m a auf- bzw. abgerunde t . 
Que l l en : Re ichs t ags -Handbuch , I . W a h l p e r i o d e 1920, IV. W a h l p e r i o d e 1928 ; H a n d b u c h für 
d e n P r e u ß i s c h e n L a n d t a g , A u s g a b e n für d ie 1. W a h l p e r i o d e 1 9 2 1 , 3 . W a h l p e r i o d e 1 9 2 8 ; H a n d ­
b u c h ü b e r den P r e u ß i s c h e n Staa t , Ber l in 1 9 2 3 ; N a c h t r a g z u m H a n d b u c h für das Deu t sche Reich 
1922, Ber l in 1 9 2 3 ; C u n o H o r k e n b a c h ; Das Deu t sche Reich von 1918 bis heu te , Ber l in 1930, 
S. 402 ff. 
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